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Thomé Newsletter 01/2021 vom 08.01.2022 

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

1. Inflation, Energiekosten und Corona – Sofortzuschlag von 100 € jetzt! 

---------------------------------------------- 

Die Regelleistungen im SGB II/SGB XII und AsylbLG sind um 0,76 % (bzw. 3 und sogar nur 

2 EURO gestiegen). 

Die Inflationsrate bzw. "Teuerungsrate" ist in Deutschland derzeit auf dem höchsten Stand 

seit fast 30 Jahren. Im Dezember 2021 lag sie bei 5,3 Prozent im Vergleich zum Dezember 

2020. Eine höhere Inflation gab es letztmals im Juni 1992 mit damals 5,8 Prozent, erklärte 

das Bundesamt für Statistik am 6.1.2022. 

PM Destatis: https://t1p.de/7maa 

Die Regelleistungen im SGB II/SGB XII und AsylbLG waren schon immer unzureichend, sind 

jetzt erst recht unzureichend. 

Gleichzeitig explodieren die Stromkosten, auch diese müssen aus den Regelleistungen 

erbracht werden. Ganz zu schweigen von coronabedingten Mehrkosten, bis hin zu den 

Kosten für FFP2-Masken. 

 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinen beiden Regelsatzurteilen von 2010 und 2014 

für den Fall einer solchen Situation vorgegeben: 

 

Kommt es zu kurzfristig „auftretende[n], extreme[n] Preissteigerungen“ sei zwingend eine 

kurzfristige Anpassung vorgeschrieben. 

Dies wurde in dem Kurzgutachten von Prof. Anne Lenze (https://t1p.de/p9sgs hervorragend 

rausgearbeitet. 

 

Exakt eine solche Situation, die das BVerfG genannt hat, liegt jetzt vor, die 

Lebenshaltungs- und Energiekosten schnellen in die Höhe und es ist daher JETZT an 

der Zeit, dass es einen Sofortzuschlag von 100 € geben muss. 

 

Die Ampel wird sich daran messen lassen müssen, ob ihr weiterhin die Lebenssituation von 

Millionen Menschen egal ist und sie deren Würde durch  Ignoranz und trotz der Vorgaben 

des BVerfG mit Füßen tritt oder ob sie jetzt etwas tut. 

 

Dazu auch das LabourNet: https://t1p.de/q8ogb 

und die Forderung von Tacheles: Herausnahme der Bedarfe für Haushaltsenergie aus dem 

Regelbedarf und Berücksichtigung als Kosten der Unterkunft: https://t1p.de/bz7t 

 

 

2. 2022 Einleger für den Leitfaden ALG II /Sozialhilfe von A-Z 

-------------------------------------------------- 

https://t1p.de/7maa
https://t1p.de/p9sgs
https://t1p.de/q8ogb
https://t1p.de/bz7t
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Der Einleger zu den wesentlichen Änderungen in diesem Jahr ist fertig und hier 

downloadbar: https://t1p.de/40ff . Der Einleger beinhaltet die wesentlichsten Änderungen im 

SGB II und SGB XII für das Jahr 2022. 

 

 

3. Zusammenstellung aller Newsletter aus dem Jahr 2021 

----------------------------------------------------------------------- 

Dann habe ich wieder einmal eine Zusammenstellung aller Newsletter aus dem letzten Jahr 

erstellt. Alle Infos kompakt zum Nachlesen, den Newsletterreader 2021, gibt es hier zum 

Download: https://t1p.de/jvgf 

 

4. EuGH-Generalanwalt: Kindergeldausschlüsse für Unionsbürger*innen sind 

europarechtswidrig 

------------------------------------- 

Es ist sehr wahrscheinlich, dass die Ausschlüsse vom Kindergeld für nicht-erwerbstätige 

Unionsbürger*innen vom EuGH für europarechtswidrig erklärt werden. Am Donnerstag, 16. 

Dezember, hatte Generalanwalt Macej Szpunar beim EuGH zu dieser Frage 

seine Stellungnahme Darin kommt er zu dem Schluss, dass ein Ausschluss vom Kindergeld 

für wirtschaftlich nicht aktive Unionsbürger*innen jedenfalls in den ersten drei Monaten des 

Aufenthalts mit dem Gleichbehandlungsgebot des Unionsrechts unvereinbar ist, weil es eine 

unmittelbare Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit darstellen. Die 

Europarechtswidrigkeit dürfte nach der Argumentation des Generalanwalts nicht nur für den 

Ausschluss in den ersten drei Monaten gelten, sondern auch für den Ausschluss von 

Arbeitsuchenden in dem Zeitraum nach drei Monaten. 

 

Mehr dazu auf der Seite der GGUA: https://t1p.de/afzm 

 

5. Amtsgericht Dortmund lehnt Erzwingungshaft gegen Obdachlosen ab – Beschluss 

ist eine Ohrfeige für verfehlte Politik der Stadt Dortmund 

--------------------------------------------------- 

In einem Beschluss hat das Amtsgericht Dortmund Erzwingungshaft gegen einen 

obdachlosen, drogenabhängigen und im Rollstuhl sitzenden Obdachlosen abgelehnt. Der 

Mann sollte 7.325 EUR Bußgelder wegen diverser Geldbußen aufgrund von Betteln und 

Verstoß gegen die Coronaschutzverordnung zahlen. 

Das Gericht hatte ausgeführt, dass der Mann nicht ansatzweise in der Lage sei, derartige 

Geldbußen zu zahlen, denn er lebt von der Hand in den Mund und erhält auch keine 

Sozialleistungen. 

 

Das Gericht führt in dem Beschluss aus: Es wäre Aufgabe der Bußgeldbehörde gewesen, 

Bußgelder in einer Höhe festzusetzen, die unter Berücksichtigung der persönlichen und 

wirtschaftlichen Verhältnisse einen angemessenen Sanktionscharakter haben. Bei 

Bußgeldern in Höhe von bis zu mehreren Tausend EURO ist das nun eher weniger der Fall. 

Mit Erzwingungshaft sollen Zahlungsunwillige und Zahlungsunfähige gebeugt werden. So 

das Gericht. 

https://t1p.de/40ff
https://t1p.de/jvgf
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=251312&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1408374
https://t1p.de/afzm
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Ich feiere das Gericht, super Entscheidung! 

 

Obdachlose mit Ordnungswidrigkeiten zu drangsalieren, ist gang und gäbe. Keiner von ihnen 

wehrt sich gegen die Bußgelder, normalerweise werden sie dann über Wochen und Monate 

in den Knast zur Erzwingung eingefahren. Am Ende sind die Bußgelder noch nicht einmal 

abgesessen, sondern bestehen weiterhin. 

Daher ist das eine Klasse Entscheidung, die diesen Irrsinn auf den Punkt bringt und die sich 

alle Ordnungsbehörden und anderen Gerichte hinter die Ohren schreiben sollten. 

Gleichzeitig ist dieser Beschluss eine Ohrfeige für die Stadt Dortmund und ihre 

Bußgelddrangsalierung gegen Obdachlose.   

Es wird Zeit, dass die Stadt Dortmund ihre Ordnungspolitik gegen Obdach- und 

Wohnungslose überdenkt. 

Der erste Schritt sollte eine Amnestie aller Bußgelder gegen diesen Personenkreis sein! 

 

Download des Beschlusses: https://t1p.de/dney   

Das Straßenmagazin Bodo hat den Vorgang direkt 

aufgegriffen: https://bodoev.org/2022/01/07/kein-knast-fuers-knoellchen/ 

 

6. Neue SGB II – Folien im Netz 

------------------------------------- 

Dieses Jahr konnte ich die Zeit zwischen den Feiertagen nutzen, um einiges an meinen 

Folien zu ändern. Insbesondere der Bereich Antragstellung, KdU und Sozialschutzpaket ist 

umfassend geändert. Auch sind die Folien mit einem groben Inhaltsregister versehen. Diese 

gibt es hier: https://tacheles-sozialhilfe.de/informationen/folien-sgb-ii.html 

 

7. Anfrage für die Tacheles Beratung: habt ihr Beratungsstatistik Tools oder könnte 

jemand so ein Tool kurzfristig erstellen? 

---------------------------------------------------------------------- 

Wir wollen eigentlich im Jahr 2022 mit einer vernünftigen Beratungsstatistik beginnen. Was 

für Fälle werden beraten, welche Problemfelder, wie viele Widersprüche, wie viele 

Überprüfungsanträge …. 

Dazu die kollegiale Frage: hat jemand von euch dafür ein Beratungsstatistik-Tool im Einsatz? 

Mir geht es um ein Tool für die Existenzsicherungsberatung, ein Tool für andere 

Beratungsfelder würde uns nicht viel nutzen. 

Könnt ihr uns eure Tools nennen oder könnt ihr uns ggf. schon benutzte und erarbeitete 

Kriterien weitergeben und/oder wenn es nichts gibt, gibt es jemanden, der ggf. kurzfristig ein 

solches Tool für uns erstellen könnte? Also eine Eingabemaske, auf der die Daten abgefragt 

und dann im Programm hinterlegt werden. Bitte unter info@tacheles-sozialhilfe.de melden. 

 

 

 

 

https://t1p.de/dney
https://bodoev.org/2022/01/07/kein-knast-fuers-knoellchen/
https://tacheles-sozialhilfe.de/informationen/folien-sgb-ii.html
mailto:info@tacheles-sozialhilfe.de
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Thomé Newsletter 02/2021 vom 16.01.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. Zum Heizkostenzuschuss im Wohngeld und den fehlenden Hilfen für SGB II- /SGB 

XII- und AsylbLG-Leistungsbeziehende 

---------------------------------------------------------- 

Die neue Bundesregierung hat jetzt ihren Gesetzesentwurf zum Heizkostenzuschlag im 

WoGG veröffentlicht. Danach plant die Bundesregierung einen einmaligen 

Heizkostenzuschuss von 135 € für eine Person, 175 € für zwei und weitere 35 € für jedes zu 

berücksichtigende Haushaltsmitglied insofern diese für mindestens ein Monat des 

Bewilligungszeitraums in der Zeit vom 1. Oktober 2021 bis zum 31.März 2022 Wohngeld 

bezogen haben. Immerhin wurde geregelt, dass dieser einmalige Heizkostenzuschuss bei 

anderen Sozialleistungen anrechnungsfrei zu bleiben hat (§ 8 HeizkostenzuschussG 2022 – 

E). Davon sollen laut Gesetzesbegründung 710.000 Haushalte profitieren.   

Den Gesetzesentwurf gibt es hier: https://t1p.de/cb60 

 

Es stellt sich dabei die Frage, was passiert mit den SGB II/SGB XII und AsylbLG-

Leistungsbeziehenden? 

 

a. Gefahr der Unterdeckung im Bereich der Heizkosten für SGB II/SGB XII – 

Leistungsbeziehende 

Hier müssen Heizkosten aufgrund der Regelungen über die jeweiligen 

Heizkostenregelungen nach § 22, 1 SGB  II und §35,1 SGB XII  und erst recht aufgrund des 

Sozialschutzpakets nach § 67 Abs. 3 SGB II und § 141 Abs. 3 SGB XII zwar im Regelfall in 

tatsächlicher Höhe übernommen werden. 

Ausnahmen gibt es aber, und zwar bei den Haushalten, bei denen die Heizkosten schon 

zuvor wegen vorheriger Unangemessenheit gekürzt wurden (§ 67 Abs. 3 S. 3 SGB II/§ 141 

Abs. 3 S. 3 SGB XII). Diese Regelung muss dringend korrigiert werden! 

 

b. Gestiegene Energie und Lebenshaltungskosten 

Überhaupt nicht berücksichtigt sind die massiv gestiegenen Kosten für Haushaltsenergie und 

Lebenshaltung.  Diese Kosten explodieren schier und das Bundesverfassungsgericht hat in 

Bezug auf solch eine Situation vorgegeben: 

 

Kommt es zu kurzfristig „auftretende[n], extreme[n] Preissteigerungen“ sei zwingend eine 

kurzfristige Anpassung vorgeschrieben. 

Dies wurde in dem Kurzgutachten von Prof. Anne Lenze (https://t1p.de/p9sgs hervorragend 

rausgearbeitet. 

 

Exakt eine solche Situation, die das BVerfG genannt hat, liegt jetzt vor: die 

Lebenshaltungs- und Energiekosten schnellen in die Höhe und es ist daher JETZT an 

der Zeit für einen Sofortzuschlag von 100 € monatlich! 

https://t1p.de/cb60
https://t1p.de/p9sgs
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Das bedeutet, die Bundesregierung hat jetzt eine kurzfristige Lösung für diesen 

Personenkreis zu schaffen. Die eine Möglichkeit ist ein regelsatzerhöhender Sofortzuschlag 

für die SGB II/SGB XII und AsylbLG-Leistungsbeziehenden von 100 EUR zumindest für die 

erste Person. Die Alternative ist, die Höhe der Mehrkosten für Energie und 

Lebenshaltungskosten kurzfristig zu ermitteln und es gibt einen Zuschlag nach § 21 Abs. 6 

SGB II bzw. als Regelsatzerhöhung nach § 27a Abs. 4 SGB XII und nach § 6 Abs.1 

AsylbLG. Diese Regelung könnte durch Dienstanweisung aus dem Arbeitsministerium 

getroffen werden. 

 

Die Verpflichtung zu handeln besteht aufgrund der Maßgaben des 

Bundesverfassungsgerichts, Vorschläge liegen auf dem Tisch nun sind die Bundesregierung 

oder Herr Heil gefragt. 

 

 

2. Kindergrundsicherung für alle - Es darf keine Kinder erster und zweiter Klasse 

geben! 

---------------------------------------------------------------------------- 

Das fordert Claudius Voigt von der GGUA. Die Kindergrundsicherung ist eines der sozial- 

und familienpolitischen Prestigeprojekte der neuen Bundesregierung. In ihr sollen 

verschiedene Leistungen wie Kindergeld, Sozialhilfeleistungen für Kinder, Teile des 

Bildungs- und Teilhabepakets sowie der Kinderzuschlag gebündelt und einfach und 

automatisiert berechnet und ausgezahlt werden. Dabei soll ein „Garantiebetrag“ 

einkommensunabhängig und ein „Zusatzbetrag“ abhängig vom Elterneinkommen geleistet 

werden. „Diese Leistung soll ohne bürokratische Hürden direkt bei den Kindern ankommen 

und ihr neu zu definierendes soziokulturelles Existenzminimum sichern“, heißt es 

einigermaßen ambitioniert im Koalitionsvertrag. 

Mehr dazu: https://t1p.de/u02k 

 

 

3. Tabellarische Übersicht: Die Möglichkeiten eines unbefristeten Aufenthalts im 

Aufenthaltsgesetz / Tabelle für 2022 

------------------------------------------------------------- 

Aus der Beschreibung der GGUA: Für Menschen ohne deutsche Staatsangehörigkeit stellt 

sich spätestens nach einigen Jahren in Deutschland die Frage nach den Möglichkeiten eines 

unbefristeten, sicher(er)en Aufenthaltsrechts. Dies gilt sowohl für Drittstaatsangehörige, die 

in Deutschland ihr Studium abgeschlossen haben oder als Fachkräfte hier leben, als auch für 

Menschen, die einen Aufenthalt aus familiären oder aus humanitären Gründen haben. Nur 

ein unbefristetes Aufenthaltsrecht gibt eine recht hohe rechtliche Sicherheit, die auch dann 

nicht mehr gefährdet ist, wenn zum Beispiel der Arbeitsplatz verloren geht oder man sich 

trennt. Für Drittstaatsangehörige sieht das Aufenthaltsgesetz zwei unbefristete 

Aufenthaltstitel vor: die Niederlassungserlaubnis und die Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU. 

Aber – wen würde es überraschen – so einfach ist die Sache nicht: Es gibt nämlich nicht die 

eine Niederlassungserlaubnis, sondern 18 verschiedene. Welches die richtige ist, hängt 

unter anderem davon ab, zu welchem Zweck und mit welchem Aufenthaltstitel man sich 

zuvor schon in Deutschland aufgehalten hat. 

 

https://t1p.de/u02k
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Hier gibt es die Übersicht: https://t1p.de/glc2 

 

5. Verschiedene neue Weisungen zum WoGG, UVG und SGB II 

------------------------------------------------ 

Dann möchte ich auf im Rahmen der Kampagne für mehr Behördentransparenz auf 

verschiedene neue Weisungen hinweisen, sie sind jetzt neu veröffentlicht: 

 

Richtlinien Unterhaltsvorschuss 

UVG: Richtlinien zur Durchführung des Unterhaltsvorschussgesetzes (UVG-RL) 2022 

Richtlinien Wohngeld 

MHKBG NRW Bearbeitungshinweise zum WoGG:  Bearbeitungshinweise 04.11.2021 

MHKBG NRW Bearbeitungshinweise zum Einkommen im WoGG: 

Einkommenshinweise 20.09.2021 

SGB II 

Weisung zu § 33, 1 + 5, SGB II, Übergang von Ansprüchen 

 

 

6. Menschrechtsinstitut legt Bericht zur Menschenrechtslage in Deutschland vor 

--------------------------------------------------- 

Aus dem Vorwort zum Bericht: „Die Pandemie hatte und hat bis heute eine 

menschenrechtliche Dimension. Sie hat neue Gefährdungen der Grund- und 

Menschenrechte hervorgebracht und bestehende Gefährdungen sichtbarer gemacht oder 

sogar verstärkt – genannt seien bespielhaft die Lebensbedingungen in Unterkünften für 

obdachlose oder geflüchtete Menschen und häusliche Gewalt. 

 

Rassismus, Antisemitismus und Demokratiefeindlichkeit wurden in der Corona-Pandemie 

ebenfalls sichtbarer und teilweise auch stärker. Menschen, die asiatisch gelesen wurden, 

waren vermehrt verbalen und körperlichen Übergriffen im öffentlichen Raum ausgesetzt. 

Nach lokalen Pandemie-Ausbrüchen gab es Äußerungen von Politikerinnen, die 

migrantischen Personen die Schuld an diesen Ausbrüchen zuwiesen. Doch gerade politische 

Verantwortungsträgerinnen müssen Rassismus entgegentreten und dürfen ihn keinesfalls 

befeuern. Denn es geht um die Grundlagen unseres Zusammenlebens: die Anerkennung, 

dass alle Menschen mit gleicher Würde und gleichen Rechten ausgestattet sind. 

Corona war nicht alles. 2020 haben wir viele andere Themen mit menschenrechtlicher 

Dimension in den Blick genommen und weiterverfolgt. So machte das Institut öffentlich 

immer wieder auf den Zusammenhang von Klimawandel und Menschenrechten aufmerksam 

und suchte engagiert mit europäischen und internationalen Partnern nach Lösungen“. 

 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/002/2000270.pdf 

  

https://t1p.de/glc2
https://tacheles-sozialhilfe.de/files/HW_Sonstige/UVG-RL-2022.pdf
https://tacheles-sozialhilfe.de/files/redakteur/DA_WoGG_Wpt/Bearbeitungshinweise%2004.11.2021.pdf
https://tacheles-sozialhilfe.de/files/redakteur/DA_WoGG_Wpt/Einkommenskatalog%2020.09.2021.pdf
https://tacheles-sozialhilfe.de/files/redakteur/DA_WoGG_Wpt/Einkommenskatalog%2020.09.2021.pdf
https://harald-thome.de/files/pdf/media/sgb-ii-hinweise/FH%2033%2C%201%20%2B%205%20-%2013.01.2022.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/002/2000270.pdf
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7. SOZIALRECHT-JUSTAMENT 1-2022 

---------------------------------------------------------------- 

Im neuen SOZIALRECHT-JUSTAMENT  1-2022 hat der Kollege Bernd Eckardt die 

Probleme der Bedarfsdeckung im Falle »temporärer Bedarfsgemeinschaften« im SGB II. 

Tatsächlich wurde die besondere Lebenslage von Kindern getrenntlebender Eltern bei der 

Konzeption des SGB II schlicht übersehen. Das Bundessozialgericht hat zwar schon im Jahr 

2006 die Konstruktion der »zeitweisen Bedarfsgemeinschaft« erfunden, ohne sich aber 

näher mit der besonderen Bedarfssituation von Kindern auseinandersetzen, die im Rahmen 

des Umgangsrechts einer weiteren Bedarfsgemeinschaft angehören. Dabei ist es 

weitgehend geblieben. Im Jahr 2015 wurde den Kindern allenfalls in begründeten 

Einzelfällen die Möglichkeit eines besonderen Bedarfs zugestanden. Ende letzten Jahres hat 

das Bundesozialgericht (B 14 AS 73/20 R vom 14.12.2021) wiederum bestätigt, dass solche 

Bedarfe nur in Einzelfallentscheidungen berücksichtigt werden können. Das gilt nach der 

Rechtsprechung des Bundessozialgerichts auch für die Bedarfe der Unterkunft. Im 

SOZIALRECHT-JUSTAMENT gehe ich ausführlich auf die aktuelle Rechtsprechung ein. Hier 

das neue SJ zum Download: https://t1p.de/ufah 

 

 

Thomé Newsletter 03/2021 vom 23.01.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. Pari: Hartz IV Regelsatz um mehr als 50 Prozent zu niedrig – ein armutsfester 

Regelsatz müsste 678 Euro betragen 

------------------------------------------------------------------- 

Ein armutsfester Regelsatz müsste nach Berechnungen der Paritätischen Forschungsstelle 

aktuell 678 Euro für einen alleinstehenden Erwachsenen betragen und damit um mehr als 50 

Prozent höher liegen als die derzeit gewährten Leistungen in der Grundsicherung. Der 

Paritätische Wohlfahrtsverband kritisiert, dass der Regelsatz durch statistische Tricks 

willkürlich kleingerechnet wurde. Die jüngste Anpassung zum 1.1.2022 um lediglich drei Euro 

auf aktuell 449 Euro gleiche zudem nicht einmal die Preisentwicklung aus, führe damit sogar 

zu realen Kaufkraftverlusten und sei im Ergebnis verfassungswidrig. Der Paritätische 

appelliert an Bundesarbeitsminister Hubertus Heil, für eine bedarfsgerechte Anpassung der 

Regelsätze zu sorgen. Kurzfristig fordert der Verband eine Soforthilfe für Menschen in der 

Grundsicherung von monatlich 100 Euro pro Person, um wenigstens die pandemiebedingten 

Mehrkosten und die Inflation auszugleichen. 

So die Pressemitteilung des Pari vom 20. Jan. 2022 und die Kurzexpertise mit konkreten 

Zahlen 

  

https://t1p.de/ufah
https://www.der-paritaetische.de/alle-meldungen/hartz-iv-regelsatz-um-mehr-als-50-prozent-zu-niedrig-paritaetischer-fordert-anhebung-der-grundsicherung/
https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Seiten/Presse/docs/Kurzexpertise_Fortschreibung_Regelbedarf2022.pdf
https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Seiten/Presse/docs/Kurzexpertise_Fortschreibung_Regelbedarf2022.pdf
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2. Energieschulden: Neue Regelungen zu Stromsperren in Kraft getreten 

---------------------------------------------------------- 

Zum 01.12.2021 sind die neuen Schutzvorschriften zur Sperrung von Energielieferungen in 

der „Verordnung zur Anpassung der Stromgrundversorgungsverordnung und der 

Gasgrundversorgungsverordnung“ (BGBl. vom 30.11.2021) in Kraft getreten. 

 

Infos im neuen Infodienst Schuldnerberatung 

  

3. Stromsperren im Corona-Jahr 2020 

-------------------------------------------------- 

Der Infodienst Schuldnerberatung NRW schreibt zum Monitoring Bericht der 

Bundesnetzagentur: Im Jahr 2020 wurden laut diesem Bericht insgesamt 230.015 (2019: 

289.012) Stromsperrungen gemeldet, was einem Rückgang um rund 20 Prozent im 

Vergleich zum Vorjahr entspräche. Die Anzahl der Gassperrungen sei mit rund 22 Prozent 

noch stärker gesunken (rund 24.000 Sperrungen im Jahr 2020 gegenüber 31.000 in 2019). 

Diese Zahlen könnten aber aufgrund des „Ausnahmecharakters“ des Pandemiejahrs nicht 

auf zukünftige Entwicklungen schließen lassen. Es sei davon auszugehen, dass das von 

April bis Juni 2020 geltende Leistungsverweigerungsrecht einen Anteil an diesem Rückgang 

gehabt habe. Zudem hätten rund 72 Prozent der befragten Stromlieferanten angegeben, 

freiwillig auf Sperrungen ihrer Kund*innen verzichtet zu haben. 

Aus Nordrhein-Westfalen wurden 75.200 Strom- und 10.184 Gassperren gemeldet. 

Weitere Infos: Monitoringbericht 2021: https://t1p.de/j0rr 

 

 

4. SG Freiburg erkennt Kosten für den Betrieb eines Camping-Gasheizstrahlers eines 

Obdachlosen in einem Zelt an 

------------------------------------------ 

Das SG Freiburg hat einem dauerhaft in einem Zelt lebenden obdachlosen Menschen die 

Kosten für den Betrieb eines Camping-Gasheizstrahlers als sozialrechtlichen Bedarf im 

Sinne des § 22 SGB II zuerkannt. Die Entscheidung ist bedeutsam, da bisher Kosten für 

Zelte und somit deren Heizkosten nicht als Unterkunfts- und Heizkosten Bedarf anerkannt 

wurden. 

Bericht von Radio Dreyeckland mit veröffentlichtem Beschluss 

  

5. Das eBO – Postfach (Elektronisches Bürger- und Organisationen-Postfach) für den 

elektronischen Rechtsverkehr mit Behörden / Folgen für Rechtsbehelfsbelehrung 

--------------------------------------------------------- 

Dann möchte ich auf das neue eBO – Postfach (Elektronisches Bürger- und Organisationen-

Postfach) für den elektronischen Rechtsverkehr mit Behörden hinweisen. Diese Möglichkeit 

des elektronischen Postverkehrs mit Behörden und der Justiz gilt ab 1. Januar 2022. 

Erstmal ein paar Grundinfos zum eBO – Konto, dezidierter hier 

auf de / https://t1p.de/bb2a und hier als PDF - Dokument. Das ist erstmal als allgemeine 

Info wichtig. 

https://www.infodienst-schuldnerberatung.de/energieschulden-neue-regelungen-zu-stromsperren-in-kraft-getreten/
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/ElektrizitaetundGas/Unternehmen_Institutionen/Monitoringberichte/start.html
https://t1p.de/j0rr
https://rdl.de/beitrag/auch-im-zelt-lebende-obdachlose-haben-im-winter-anspruch-auf-einen-heizkostenzuschuss
https://www.haufe.de/recht/kanzleimanagement/elektronische-rechtsverkehr-verabschiedet-einfuehrung-beginnt-2014_222_187238.html
https://egvp.justiz.de/buerger_organisationen/index.php
https://t1p.de/bb2a
https://egvp.justiz.de/buerger_organisationen/211202_sicherer_uebermittlungsweg_buerger_organisationen_v1.pdf
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Für die Beratung ist wichtig, dass in der Rechtsbehelfsbelehrung von Bescheiden der 

Hinweis enthalten sein muss, dass ein Widerspruch auch per eBO erfolgen kann. Dies gilt 

aber erst für Bescheide, die ab dem 01.01.2022 erlassen wurden. Ist dieser Hinweis 

unterblieben, handelt es sich um eine unvollständige Rechtsbehelfsbelehrung, weshalb nach 

§ 66 Abs. 2 SGG die Widerspruchsfrist ein Jahr beträgt. Das wird für die Beratung wichtig, 

da davon auszugehen ist, dass hier die Behörden einige Zeit brauchen werden, die 

Rechtsbehelfsbelehrungen anzupassen. 

 

6. Wegfall der Widerspruchsausschüsse im SGB XII in NRW 

---------------------------------------------------- 

Die schwarz/gelbe NRW Landesregierung hat sich wieder einmal eine besondere 

Schweinerei überlegt: bis zum 31.12.2021 war es im SGB XII erforderlich, vor Erlass von 

Widerspruchsbescheiden nach § 116 SGB XII sozial erfahrene Personen anzuhören. Das 

Land NRW hat nun dazu ein Ausführungsgesetz erlassen, nach dem die örtlichen Träger der 

Sozialhilfe von der Einrichtung und Durchführung der Anhörung sozial erfahrener Personen 

Abstand nehmen können. Es handelt sich NICHT um einen Bürokratieabbau, sondern um 

einen Rechteabbau, weil in den ein oder anderen Fällen engagierte sozial erfahrene 

Personen in den Widerspruchsausschüssen Schweinereien der Sozialbehörden verhindern 

konnten. 

Schreiben des Kreis Mettmann an eine bisherige sozialerfahrene Personen 

 

  

Thomé Newsletter 04/2022 vom 30.01.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. Zur Höhe der Regelleistungen und dem Beschluss des SG Oldenburg 

----------------------------------------------------------------------------------- 

Das Sozialgericht Oldenburg hat am 17.01.2022 (Aktenzeichen S 43 AS 1/22 ER) 

entschieden, dass trotz der stark gestiegenen Inflation in der 2. Jahreshälfte des Jahres 

2021 die Regelsätze nach dem SGB II (Hartz IV) weiterhin als verfassungsgemäß 

angesehen werden können. Nach den Ausführungen des Gerichtes seien die Regelsätze 

nach dem SGB II auch zum 01.01.2022 unter Berücksichtigung der geltenden gesetzlichen 

Vorschriften ordnungsgemäß angepasst worden. 

PM und Beschluss des SG OL: https://t1p.de/yzilk 

 

Stefan Sell zur Problematik: https://t1p.de/s68v 

 

Kommentierung: Die Entscheidung des SG OL ist ein reines Durchwinken der bestehenden 

Rechtslage. Ansonsten hätten sich laut Ansicht des Gerichts im Wesentlichen die höheren 

Energiekosten preissteigernd ausgewirkt und sonstige „konkrete Bedarfsunterdeckungen“ 

https://harald-thome.de/files/pdf/2022/Kreis%20ME%20cancelt%20WS%20Ausschuss.pdf
https://sozialgericht-oldenburg.niedersachsen.de/download/179545
https://t1p.de/yzilk
https://t1p.de/s68v
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hätten die Antragsteller nicht hinreichend dargelegt. 

Damit hat das SG OL aber auch aufgezeigt, wie es gehen kann: man errechne die Differenz 

zwischen den Energiekosten im RS (36,43 € für eine Alleinstehende Person) und den 

tatsächlichen Kosten, d.h. den Stromkosten des letzten oder diesen Jahres. Diese Kosten 

können dann als laufender, unabweisbarer Bedarf nach § 21 Abs. 6 SGB II geltend gemacht 

werden. 

 

2. Neue Weisung der Bundesagentur für Arbeit: Wenn 2G-Zugangsregelungen gelten, 

entfallen bestimmte Sanktionen 

---------------------------------------------------------- 

Die BA hat eine neue Weisung herausgegeben und in dieser klargestellt, dass 

Meldeaufforderungen von Jobcentern, die aufgrund der lokal kritischen Situation der Corona-

Pandemie befristet 2G-Zugangsregelungen erlassen, im Kontext mit einer 2G-Regel 

grundsätzlich ohne Rechtsfolgenbelehrung zu erlassen sind. Ebenso stellt die BA klar, dass 

bei arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen die infektionsschutzrechtlichen Regelungen der 

jeweiligen Länder gelten und Minderungen aufgrund des Nicht-Antritts oder Abbruchs einer 

Eingliederungsmaßnahme im Kontext 2G ebenfalls nicht zulässig sind (FH 67, S. 35 ff). Link 

zur neuen Weisung zu § 67 vom 26.01.2022: https://t1p.de/yll8d 

 

Ergänzend dazu: Keine Sanktionierung bei telefonischen Meldeterminen 

Im Zuge der pandemiebedingten Praxis erfolgt die Aufforderung der Jobcenter, 

Meldetermine nun auch telefonisch durchzuführen. Eine Meldeaufforderung zu einem 

Telefontermin ist nicht sanktionsfähig, da § 309 Abs. 1 Satz 1 SGB III als Pflicht vorschreibt 

„zu erscheinen“. Eine Nichterfüllung eines Telefontermins ist kein Erscheinen und deshalb 

auch nicht sanktionsfähig. So auch die Bundesregierung auf eine Anfrage der 

Linken: https://t1p.de/yuync 

 

3. Ich frage nur mal so: Wo ist denn das von der Ampel Koalition großmundig 

angekündigte Sanktionsmoratorium abgeblieben? 

--------------------------------------------------------- 

Letztes Jahr hatten die Koalitionäre ein einjähriges Sanktionsmoratorium angekündigt. Ich 

erinnere nochmals: 

Veröffentlichung im Tagesspiegel vom 24.11.2021: Keine Sanktionen bis Ende 2022 - 

Abschied von Hartz IV – jetzt kommt das Bürgergeld 

(https://t1p.de/sz4kd), Stellungnahme von Sven Lehmann (Grüne): https://t1p.de/wc3x 

Sven Lehmann schreibt: „Bis zur gesetzlichen Neuregelung keine Sanktionen. Bis Ende 

2022 wollen wir die Mitwirkungspflichten der Bürgergeldbeziehenden neu regeln. Bis dahin 

gilt ein Sanktionsmoratorium: Es werden keine Sanktionen unter das Existenzminimum mehr 

verhängt“ [….] „Kosten der Unterkunft und Heizung werden grundsätzlich von Sanktionen 

ausgenommen und Unter-25-Jährige nicht mehr verschärft sanktioniert“ (Das neue 

Bürgergeld, Sven Lehmann MdB, 24.11.2021). 

 

Ich hatte zu dem Sanktionsmoratorium grundlegende Zweifel angemeldet (Thome NL 

44/2021: https://t1p.de/mvz3) und die Vermutung geäußert, dass hier die bereits vom 

BVerfG auf 30 % begrenzten Sanktionen jetzt als Sanktionsmoratorium verkauft werden 

https://t1p.de/yll8d
https://t1p.de/yuync
https://t1p.de/wc3x
https://t1p.de/mvz3
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sollten. 

 

Auf jeden Fall ist hier eine Klarstellung durch die Ampel gefragt. Soll es jetzt das 

Sanktionsmoratorium geben oder nicht. Und wenn ja, wann wird das Gesetz dahingehend 

geändert? Oder war das nur eine PR – Unwahrheit um die Zustimmung zum 

Koalitionsvertrag zu erhalten? 

 

Meine Position zum angeblichen Sanktionsmoratorium habe ich hier 

dargelegt: https://t1p.de/mvz3 

 

 

4. März: Fachtag Existenzminimum richtig ermitteln 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Die Regierungskoalition hatte in ihrem Koalitionsvertrag eine Neuermittlung des 

Existenzminimums in Aussicht gestellt. Zwar wird dieses Vorhaben explizit nur im Kontext 

der Kindergrundsicherung erwähnt, die Diskussion einer neuen Systematik an dieser Stelle 

wird aber auch Rückwirkungen auf die Regelsatzermittlung haben. 

Hierzu führt die Diakonie Deutschland am Fr., 18. März von 10 bis 16:00 Uhr einen Online-

Fachtag durch. „Wir wollen dort die Ansatzpunkte für einen Neustart bei der Ermittlung des 

Existenzminimums fachlich diskutieren und laden dazu herzlich ein. Der Fachtag wird als 

Zoom-Konferenz organisiert. Zu den verschiedenen Themenblöcken sind Diskussionszeiten 

mit den Teilnehmenden vorgesehen. 

Sie erwarten Beiträge von: 

Maria Loheide, Vorstand Sozialpolitik, Diakonie Deutschland 

Irene Becker, Verteilungsforscherin, Gutachterin zur Ermittlung des Regelsatzes 

Dr. Martin Werding, Lehrstuhl für Sozialpolitik und öffentliche Finanzen, Ruhr-Universität 

Bochum 

Dr. Anne Lenze, Recht der sozialen Sicherung, Fachbereich Soziale Arbeit, Hochschule 

Darmstadt 

Andreas Aust, paritätische Forschungsstelle 

Peter Bartelheimer, Soziologisches Forschungsinstitut Göttingen (SOFI) e.V. der Georg-

August-Universität Göttingen 

Jens Schubert, AG Beteiligung von Menschen mit Armutserfahrung 

Vertreter:innen des Bündnis Kindergrundsicherung 

Fachpolitiker:innen der Bundestagsfraktion von SPD, Grünen, FDP, Union und Linken 

Bitte melden Sie sich unter dem folgenden Link an: https://eveeno.com/263555047 

Nach der Anmeldung erhalten Sie zeitnah den Ablaufplan und die Zoom-Einwahldaten.“ 

 

https://t1p.de/mvz3
https://eveeno.com/263555047
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5. Bleiberechtsregelungen: Empfehlungen zur Umsetzung der Vorhaben im 

Koalitionsvertrag 

---------------------------------------------------- 

Der Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung sieht z.T. weitreichende Veränderungen 

beim Zugang zum Arbeitsmarkt für Geflüchtete sowie Ausweitungen der Möglichkeiten für 

Geduldete, ein Bleiberecht zu erhalten, vor. Eine bundesweite Arbeitsgruppe von 

Mitarbeiter:innen aus mehreren Organisationen (auch der GGUA), die tiefgehende 

Erfahrungen in der Beratung und Unterstützung von Geflüchteten auf dem Arbeitsmarkt und 

zur Erlangung eines Bleiberechts haben, haben eine Stellungnahmeerarbeitet, 

in der sie konkrete Empfehlungen zur Ausgestaltung und Umsetzung der im 

Koalitionsvertrag formulierten Vorhaben darlegen. Hier nun die 

Stellungnahme: https://t1p.de/dyjsa 

  

6. Eintrag in den Thomé Newsletter 

------------------------------------------ 

Wer sich selber oder KollegInnen oder Kollegen in den Newsletter eintragen will kann da, 

ganz einfach hier selber machen: https://harald-thome.de/newsletter.html 

 

Thomé Newsletter 05/2022 vom 06.02.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. Neue Version der Arbeitshilfe "Bekämpfung von bandenmäßigem 

Leistungsmissbrauch im spezifischen Zusammenhang mit der EU-Freizügigkeit" 

------------------------------------ 

Die BA hat eine neue Kampfschrift zum Leistungsausschluss von EU-Bürger*innen 

herausgegeben. Selbstverständlich mit dem Vermerk „nur für den internen Dienstgebrauch“, 

damit ihre rassistische Hetzschrift nicht nach außen bekannt wird. 

Diese ist mit entsprechendem Kommentar und Bewertung auf der Tacheleswebseite 

veröffentlicht: https://t1p.de/937ay 

 

Bemerkung: für solche Hetzschriften sind Kapazitäten da,  aber seit März 2020 gibt es 

beispielsweise einen neuen § 41a SGB II, zu dem seitdem noch keine Dienstanweisung 

herausgegeben worden ist. Die Energiepreise gehen durch die Decke, dazu ergehen auch 

keine Weisungen wie hier ggf. SGB II (und SGB XII) – Leistungsbeziehendende entlastet 

werden können. Bei der Bekämpfung von EU-Bürger*Innen werden klare Prioritäten gesetzt, 

wie das Existenzminimum sachgerecht sichergestellt werden kann, scheint hingegen 

niemanden zu interessieren. 

 

2. Nachruf: Wolfgang Scherer, 09.06.1947 - 16.01.2022 

----------------------------------------------- 

https://www.nds-fluerat.org/52059/aktuelles/bleiberechtsregelungen-empfehlungen-zur-umsetzung-der-vorhaben-im-koalitionsvertrag/
https://t1p.de/dyjsa
https://harald-thome.de/newsletter.html
https://t1p.de/937ay
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Wolfgang Scherer ist am 16. Januar 2022 plötzlich und unerwartet verstorben. Mit ihm 

verlieren wir einen engagierten, umtriebigen, versierten, inspirierenden und dabei 

empathischen, offenen, humorvollen und liebenswerten Mitstreiter und Freund, der sich sein 

Leben lang in seiner praktischen, politischen und wissenschaftlichen Arbeit mit großem Elan 

gegen Armut, Ausgrenzung und soziale Ungerechtigkeit engagiert hat. 

Wolfgang hinterlässt eine große Lücke, aber auch bleibende Spuren - politisch wie auch im 

Herzen seiner Familie, Freund*innen, Wegbegleiter*innen und Mitstreiter*innen. 

Auszug aus dem Nachruf, den gesamten Text gibt es auf der Seite von 

Tacheles: https://t1p.de/69mp 

  

3. Februar Ausgabe vom SOZIALRECHT-JUSTAMENT/ »Kinderwohngeld« für 

Alleinerziehende 

----------------------------------------------- 

Thema der Februarausgabe von SOZIALRECHT-JUSTAMENT ist das »Kinderwohngeld« für 

Alleinerziehende (Seite 11 bis 22). „Die Thematik wird hier anhand vieler Fallbeispiele und 

unterschiedlicher Fallkonstellationen dargestellt. Nach wie vor werden die Möglichkeiten des 

Kinderwohngelds bei der Schließung einer Bedarfslücke aufgrund nicht anerkannter 

Unterkunftsbedarfe unterschätzt. In dem Aufsatz zeige ich nicht nur die rechtlichen 

Zusammenhänge auf, sondern auch, wie praktisch mit Hilfe von zuverlässigen 

Wohngeldrechnern das Kinderwohngeld genau berechnet werden kann. Zusammen mit der 

von mir entwickelten Rechenhilfe (SGB II-Kinderzuschlag-Rechenhilfe) kann eine effektive 

Beratung von Leistungsberechtigten mit Kindern (nicht nur Alleinerziehende) erfolgen. 

Das Thema »Kinderwohngeld – Lösung des Problems unangemessener Unterkunftsbedarfe 

für Bedarfsgemeinschaften Alleinerziehender« bildet den Auftakt einer Reihe von weiteren 

Aufsätzen, die sich mit der sozialrechtlichen Situation Alleinerziehender in den kommenden 

Ausgaben beschäftigen werden.“ 

 

SJ zum Download: https://t1p.de/qvdj1 

 

4. Kampagne zur Behördentransparenz / Neue Weisungen veröffentlicht 

------------------------------------------------------------------------- 

Tacheles führt eine Kampagne zur Behördentransparenz der lokalen Sozialleistungsträger 

durch. Im Rahmen dieser Kampagne veröffentlicht Tacheles die bekannten Weisungen der 

Wuppertaler Sozialleistungsträger. 

Aktuell sind die Weisungen relativ vollständig im Bereich Sozialamt, AsylbLG – Leistungen, 

UVG und Wohngeld, Jeweils weitgehend mit den dazugehörigen ministeriellen Erlassen. Für 

alle, die tiefer in die jeweiligen Rechtsgebiete einsteigen wollen eine wahre Fundgrube. Hier 

geht es zu den Weisungen: https://t1p.de/p5iq4 

Zum Thema wahre Fundgrube, gibt es beispielsweise einen Leitfaden zur Rückforderung 

überzahlter Wohngeldleistungen, Stand: 01.2021, zB. hier: https://t1p.de/dzvf 

 

 

5. EU-Bürger*innen: LSG Schleswig-Holstein, Anspruch auf ALG II trotz 

https://t1p.de/69mp
https://t1p.de/qvdj1
https://t1p.de/p5iq4
https://t1p.de/dzvf
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Verlustfeststellung 

-------------------------------------------------------- 

Ra Helge Hildebrand weist in seinem Blog auf eine relativ aktuellen Beschluss des LSG SH 

hin, nach dem EU-Bürger*nnen auch dann einen Anspruch auf ALG II gegenüber dem örtlich 

zuständigen Jobcenter haben können, wenn die Ausländerbehörde den Verlust ihres 

Aufenthalts- bzw. Freizügigkeitsrechts festgestellt hat. Mehr dazu: https://t1p.de/um1z7 

  

6. Eintrag in den Thomé Newsletter 

------------------------------------------ 

Wer sich selber oder KollegInnen oder Kollegen in den Newsletter eintragen will kann da, 

ganz einfach hier selber machen: https://harald-thome.de/newsletter.html 

 

  

Thomé Newsletter 06/2022 vom 13.02.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. KdU in tatsächlicher Höhe / Typische rechtswidrige Verwaltungspraxis, 

bzw. wie Jobcenter die Folgen der Energiekrise noch gegen Leistungsberechtigte 

auslegen 

--------------------------------------------------------------------------------- 

Ich möchte auf einen Fall in einem Jobcenter hinweisen, in dem  nach Aussagen der 

Hinweisgebenden eine Vielzahl vergleichbarer Fälle vorliegen. 

Der Fall ist ganz einfach: die Leistungsberechtigte hatte dem Jobcenter im Dez. 2021 die 

Betriebskostenabrechnung (BK), die ihr Vermieter kurz vor Jahresende zugesandt hatte, 

weitergereicht. Das Jobcenter lehnte die Übernahme mit der Begründung der 

Unangemessenheit ab. 

Diese Ablehnung ist rechtswidrig. Die Rechtswidrigkeit ergibt sich zunächst aus § 22 Abs. 1 

S. 1 SGB II/§ 35 Abs. 1 S. 1 SGB XII, nach dem Unterkunftskosten, wozu auch die 

Nachforderung von BK Abrechnungen gehören, in tatsächlicher Höhe zu übernehmen sind. 

Von der Übernahme wäre das JC nur befreit, wenn es zuvor ein wirksam gewordenes 

Kostensenkungsverfahren im Sinne von § 22 Abs. 1 S. 3 SGB II/§ 35 Abs. 2 SGB XII 

eingeleitet hat. Dies war ausweislich des Bescheides im vorliegenden Fall nicht der Fall. 

Die Nichtübernahme der Betriebskostenabrechnung ist aber auch aufgrund der sog. 

„Angemessenheitsfiktion“ nach § 67 Abs. 3 S. 1 SGB II/§141 Abs. 3 SGBB XII rechtswidrig, 

denn nach dieser gelten alle Unterkunftskosten in unbegrenzter Höhe als angemessen, 

insofern sie in Bewilligungszeiträumen,  die ab März 2020 bis, derzeit, März 2022 (§ 67 Abs. 

1 SGB II/§ 141 Abs. 1 SGB XII) begonnen haben. Diese Regelung soll durch Verordnung auf 

Dezember 2022 verlängert werden, das Gesetzgebungsverfahren hierfür läuft noch 

( https://t1p.de/zomb ). 

Die Angemessenheitsfiktion soll nach Gesetzeszweck dafür Sorge tragen, dass sich SGB II - 

https://t1p.de/um1z7
https://harald-thome.de/newsletter.html
https://t1p.de/zomb
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Leistungsbeziehende in der Zeit der Pandemie "nicht auch noch um ihren Wohnraum sorgen 

müssen" (vgl. Gesetzesbegründung, BT-Drs 19/18107, S 25). Genau das Gegenteil wird mit 

dieser Verwaltungspraxis geschaffen. 

Dieser Versagungsbescheid der Betriebskostenabrechnung ist aus diesen zwei Gründen 

rechtswidrig. 

 

In der Beratungspraxis bedeutet das, dass die Betroffenen und deren Berater*innen gegen 

eine solche Ablehnung in das Widerspruchs-/Überprüfungsverfahren gehen sollten und 

vielleicht auch die jeweiligen Landesarbeitsministerien als zuständige 

Fachaufsichtsbehörden für Unterkunftskosten mit einer Fachaufsichtsbeschwerde über 

diese  Vorgänge informieren sollten und um dringende Intervention bitten. 

 

Ich habe in den Fall auch die Paragraphen des SGB XII reingenommen, weil diese 

Rechtslage exakt auch für das SGB XII gilt und damit auch den sog. analogberechtigten 

AsylbLG – Leistungsberechtigten. 

Rechtswidriger Versagungsbescheid: https://t1p.de/v3cvn 

 

Bewertung: Es ist schon ein ziemlicher Hammer, dass die Verwaltung in einer Zeit, in der 

die Energie- und Lebenshaltungskosten explodieren und dringendst die Regelleistungen 

angehoben werden müssen, hier solche Anträge auf Übernahme der 

Betriebskostennachzahlungen verweigern. Und dies trotz eindeutiger Rechtslage. 

 

2. Überblick zum Heizkostenzuschuss 

------------------------------------------- 

In dem Artikel werden die wichtigsten Basics zum geplanten Heizkostenzuschuss dargestellt. 

Diese gibt es hier: https://t1p.de/z19l 

 

Die Verbraucherzentrale kritisiert deutlich die Höhe: Statt 135 Euro für Alleinlebende und 175 

Euro für Zwei-Personen-Haushalte sollten durchschnittlich mindestens 500 Euro pro 

Haushalt gezahlt werden. Diese Forderung wird nun auch von einer neuen Studie des 

Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW Berlin) unterstützt. 

Hier zur PN und Infos der Vzbv: https://t1p.de/z2xo 

 

3. Neue Weisung der BA zu § 34 SGB II / Ersatzansprüche bei sozialwidrigem 

Verhalten 

------------------------------------------ 

Die BA hat eine neue Weisung zu § 34 SGB II herausgegeben, dabei geht es um 

Ersatzansprüche wegen sozialwidrigem Verhalten. Zum Teil beinhaltet die Weisung einige 

Verschärfungen. 

Die Weisung gibt es hier: https://t1p.de/buca Dann unter § 34 SGB II. 

 

In dem Zusammenhang verweise ich auf das Sozialrecht Justamente von Dez. 2021, dort 

insb. Seite 15 + 16 und auf ein spannendes Urteil des SG Berlin zur Begrenzung des 

Kostenersatzes, Download hier: https://t1p.de/hcct 

4. Schulden von Minderjährigen bei der Bundesagentur für Arbeit / 

Minderjährigenhaftungsbeschränkung 

------------------------------------------------------------------ 

https://t1p.de/v3cvn
https://t1p.de/z19l
https://t1p.de/z2xo
https://t1p.de/buca
https://t1p.de/hcct
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„Im April 2021 hatte die Bundesagentur für Arbeit bekannt gegeben, dass rund 570.000 

Minderjährige Schulden bei der BA in einer Gesamthöhe von 192,1 Mio. Euro haben. Diese 

Forderungen haben die Minderjährigen meist nicht verursacht – dennoch haften sie, wenn 

sie als Teil der Bedarfsgemeinschaft anteilig zu viel ALG II bekommen haben, z.B. weil die 

Eltern mehr verdient haben als im vorläufigen Bescheid berechnet wurde. Diese Schulden 

sind für die Kinder eine schwere Hypothek auf dem Weg ins Erwachsenendasein. 

Chancengleichheit sieht anders aus.“ 

Weitere Infos, z.B. zu einem Ausweg aus den Schulden, hier: https://t1p.de/4fmxn 

Weitere Infos und Musterbrief zur Minderjährigenhaftungsbeschränkung 

hier: https://t1p.de/abm35 

 

5. KOS: "Orientierungshilfen für Ältere zwischen Krankengeld, Arbeitslosengeld, Hartz 

IV und Rente" 

------------------------------------------------------------------ 

Aus der Broschüre: „Die Arbeitsbelastung hat in den letzten Jahren in vielen Branchen weiter 

zugenommen. Gleichzeitig haben die Rentenreformen der letzten Jahrzehnte die 

Altersgrenze für den regulären Renteneintritt nach hinten verschoben. Längst nicht alle 

Beschäftigten erreichen das gesetzliche Renteneintrittsalter. Viele Menschen mit 

gesundheitlichen Problemen gehen früher in Rente und bezahlen das mit lebenslangen 

Rentenabschlägen. Die KOS hat vor diesem Hintergrund eine digitale Broschüre mit 

Orientierungshilfen "zwischen Krankengeld, Arbeitslosengeld, Hartz IV und Rente" verfasst. 

Die Broschüre zeigt die verschiedenen Handlungsmöglichkeiten auf, die Personen haben, 

die mit gesundheitlichen Problemen kämpfen und für die sich die Frage stellt, wie es z. B. 

nach längerer Erkrankung weitergehen kann.“ 

Hier geht es zur Broschüre: https://t1p.de/k6e6v 

6. MIDEM Policy Paper zur Gesundheitsversorgung Asylsuchender in den 

Bundesländern 

--------------------------------------------- 

Kai Weber (Flüchtlingsrat Niedersachsen) weist auf eine sehr informative Studievon Katja 

Lindner, TU Dresden, zur Umsetzung des AsylbLG in den einzelnen Bundesländern hin. Die 

Studie verdeutlicht und kritisiert die sehr unterschiedlichen Leistungsstandards in den 

Bundesländern und vermittelt einen Überblick über die Formen der Leistungsgewährung und 

der Erstattungsleistungen an die Kommunen. Empfohlen wird eine bundesweite 

Vereinheitlichung der strukturellen Rahmenbedingungen der medizinischen Versorgung 

Asylsuchender durch den Bund (nicht jedoch der Versorgungspraxen auf Ebene der 

Bundesländer und Kommunen). In der Zusammenfassung wird empfohlen: 

– eine einheitliche Erstattung von Gesundheitsausgaben für Asylsuchende an Kommunen in 

Höhe von idealerweise 100%, wie dies in einigen Bundesländern bereits üblich ist, 

– eine Erhöhung der finanziellen Beteiligung des Bundes in Bezug auf die Kosten der 

medizinischen Versorgung Asylsuchender, 

– eine bundesweite Einführung elektronischer Gesundheitskarten für Asylsuchende mit 

einem einheitlichen Leistungsumfang. 

 

Mehr dazu hier: https://t1p.de/9caje 

 

https://t1p.de/4fmxn
https://t1p.de/abm35
https://t1p.de/k6e6v
https://t1p.de/9caje
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7. Eintrag in den Thomé Newsletter 

------------------------------------------ 

Wer sich selber oder KollegInnen oder Kollegen in den Newsletter eintragen will kann das, 

ganz einfach hier selber machen: https://harald-thome.de/newsletter.html 

 

 

Thomé Sonder-Newsletter 07/2022 vom 18.02.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

heute gibt es einen Sonder-Newsletter, der sich an alle richtet, die mit 

Erstaufnahmeeinrichtungen und Gemeinschaftsunterkünften für Geflüchtete in Deutschland 

zu tun haben. Es wird darum gebeten, dass Ihr/Sie euch dringend an der Umfrage beteiligt, 

denn die Ergebnisse sollen in einem anhängigen Verfahren zur Höhe der Regelbedarfe im 

AsylbLG dem Bundesverfassungsgericht vorgelegt werden.    

Befragung zur Situation in Unterkünften für Geflüchtete 

Viele, die in solchen Einrichtungen leben, erhalten Analogleistungen nach § 2 AsylbLG. Das 

heißt: Sie müssten eigentlich dieselben Leistungen bekommen, die Sozialhilfeempfänger 

sonst auch erhalten. Doch für Alleinstehende, die in Unterkünften wohnen, gibt es seit 

zweieinhalb Jahren eine Kürzung auf Regelbedarfsstufe 2. Die Bundesregierung hat das 

damals damit begründet, dass man in einer Unterkunft - so ähnlich wie in einer Ehe - eine 

„Schicksalsgemeinschaft” bilde und deshalb weniger Ausgaben habe. Ehepartner erhalten 

auch nur Regelbedarfsstufe 2. 

Im April 2021 hat das Sozialgericht Düsseldorf entschieden, dass diese Kürzung 

verfassungswidrig ist. Das Verfahren wurde deshalb ausgesetzt. Das SG Düsseldorf hat die 

Frage dem Bundesverfassungsgericht vorgelegt, das jetzt darüber entscheiden muss, ob die 

Kürzung (§ 2 Abs. 1 S. 4 Nr. 1 AsylbLG) verfassungswidrig ist. Das BVerfG hat eine Reihe 

zivilgesellschaftlicher Akteure aufgefordert, sich zu diesem Verfahren zu äußern. Um die 

Fragen, die das Bundesverfassungsgericht gestellt, beantworten zu können, hat eine 

Arbeitsgruppe verschiedener Verbände eine Umfrage erstellt. Die Umfrage richtet sich an: 

Leiter:innen von Aufnahmeeinrichtungen und Gemeinschaftsunterkünften 

Alltagsbetreuer:innen und Sozialarbeiter:innen in Aufnahmeeinrichtungen und 

Gemeinschaftsunterkünften 

Bewohner:innen von Aufnahmeeinrichtungen und Gemeinschaftsunterkünften 

Personen, die Geflüchtete außerhalb von Aufnahmeeinrichtungen und 

Gemeinschaftsunterkünften beraten 

Personen, die Geflüchtete ehrenamtlich unterstützen 

Rechtsanwältinnen & -anwälte, die für Geflüchtete tätig sind 

https://harald-thome.de/newsletter.html
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Es werden keine persönlichen Daten werden erhoben.Das ist der Link, unter dem die 

Umfrage erreichbar ist: 

 

https://survey.lamapoll.de/Vorlageverfahren_Bundesverfassungsgericht_AsylbLG_202

2/ 

Die Umfrage kann bis einschließlich Dienstag, 1. März 2022 beantwortet werden. 

Mit der Bitte um rege Verbreitung und Beteiligung. 

 

 

Thomé Newsletter 08/2022 vom 21.02.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

1. Onlineumfrage zur Situation Geflüchteter in Unterkünften 

----------------------------------------------------------------------- 

Vor dem Bundesverfassungsgericht ist ein Verfahren zu der seit September 2019 geltenden 

10 % Kürzung der AsylbLG-Bedarfssätze für alleinstehende Bewohner*innen von 

Sammelunterkünften anhängig. Die Bundesregierung unterstellt, dass diese Personen "als 

Schicksalsgemeinschaft" die Obliegenheit hätten, in den Unterkünften wie Ehepaare aus 

einem Topf zu wirtschaften und dadurch entsprechende Einsparungen zu erzielen. Eine 

Expert*innengruppe aus div. Verbänden arbeitet derzeit an einer Stellungnahme für das 

Verfahren zum BVerfG. Für diese werden verschiedene Infos benötigt, wie die 

Kostensituation in Unterkünften aussieht. Dafür bitten wir um Unterstützung. 

Um diese Infos zu bekommen, werden Mitarbeitende aus Beratungsstellen, 

Flüchtlingsunterstützungsgruppen und Anwält*innen gesucht die dazu Infos geben. 

 

Bitte beteiligt euch daran. Hier der Link zur 

Umfrage: https://survey.lamapoll.de/Vorlageverfahren_Bundesverfassungsgericht_AsylbLG_

2022/ 

 

Die Umfrage kann bis einschließlich Dienstag, 1. März 2022 beantwortet werden. Mit der 

Bitte um rege Verbreitung und Beteiligung! 

 

 

2. Arbeitsminister Heil möchte Versicherungsämter / Studie vorgelegt 

---------------------------------------------------------------- 

Arbeitsminister Heil möchte den Zugang zu sozialen Leistungen in Bezug auf 

Sozialversicherung vereinfachen und dafür Versicherungsämter etablieren. Also staatliche 

Stellen, die eine leichtere Orientierung über staatliche Sozialleistungen geben und 

einheitliche Anlaufstellen und kompetenter Beratung durchführen sollen. 

https://survey.lamapoll.de/Vorlageverfahren_Bundesverfassungsgericht_AsylbLG_2022/
https://survey.lamapoll.de/Vorlageverfahren_Bundesverfassungsgericht_AsylbLG_2022/
https://survey.lamapoll.de/Vorlageverfahren_Bundesverfassungsgericht_AsylbLG_2022/
https://survey.lamapoll.de/Vorlageverfahren_Bundesverfassungsgericht_AsylbLG_2022/
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Dazu hat das BMAS jetzt eine Studie vorgelegt, die Studie dazu gibt es 

hier: https://t1p.de/g5bm 

 

Dazu ein paar Anmerkungen: 

a. Grundsätzlich ist das Projekt zu begrüßen.  Besonders wichtig wäre, das in das Projekt die 

Beratung zum Krankenversicherungsrecht integriert wird. 

 

b. Erst recht ist eine Reform des Krankenkassenrechts erforderlich. In Bezug auf 

Beitragsschulden, Wechsel von PKV in GKV und wie Menschen rechtlich verbindlich 

kurzfristig in die GKV aufgenommen werden können. 

c. Zum Thema bürgerfreundliche Verwaltung hat der Verein Tacheles im Nov. 2019 einige 

Reformvorschläge zur Rechtsvereinfachung an Politik und Verwaltung gemacht. Diese 

Vorschläge sind immer noch recht aktuell, daher möchte ich auf diese Vorschläge nochmal 

hinweisen: https://tinyurl.com/6hhmsadn 

 

d. Kurzposition zu den Versicherungsämtern, die Ansprechpartner sein sollen und Beratung 

anbieten: 

Solche staatlichen Einrichtungen müssten faktisch gegen sich selbst beraten, denn solche 

Versicherungsämter müssen die Leistungsberechtigten auf günstige und auch nachteilige 

Fallgestaltung hinzuweisen zu müssen und die Bürger*innen allumfassend über Rechte und 

Ansprüche aufklären und informieren. Das ist jetzt schon in § 14 SGB I, § 14 Abs. 2 SGB II 

und § 11 SGB XII enthalten und das Ergebnis ist, dass es Beratung in der Realität so gut wie 

nicht gibt. 

 

Daher müssten solche Stellen bundesweit behördenunabhängig organisiert und eingeführt 

werden. Die Beratung dürfte auch nicht in die Hand von Trägern/Verbänden, die gleichzeitig 

Arbeitsmarktmaßnahmen durchführen, gelegt werden. Hier wäre vorzuschlagen: pro 25.000 

Leistungsberechtigte (SGB II/SGB XII/AsylbLG) sollten mind. 2 Beratungsstellen und Raum- 

und Materialkosten finanziert werden. Durch solch eine Struktur ließe sich eine tatsächliche, 

den Interessen der Bürger*innen dienende, Beratung sicherstellen.   

 

3.  Sieben - Punkte-Plan gegen die Energiepreiskrise 

------------------------------------------------------------ 

Ein Bündnis aus Miet-, Umwelt- und Verbraucherverbänden fordert vor dem Hintergrund der 

massiven Steigerung der Energiekosten mit einem 7-Punkte-Plan Sofortmaßnahmen zur 

Entlastung von einkommensarmen Haushalten und mehr Klimaschutz im Gebäudesektor. 

Die Verbände beobachten mit Sorge, dass die Energiekostenkrise ungebremst bei den 

privaten Haushalten ankommt, so haben zahleiche Grundversorger ihre Preise zum 

Jahreswechsel erhöht: Bei Strom um durchschnittlich 60 Prozent bzw. 985 Euro pro Jahr und 

bei Gas um durchschnittlich 76 Prozent bzw. 1.147 Euro pro Jahr. (Quelle und mehr: DMB) 

Positionspapier „Einkommensarme Haushalte schützen & Klimaschutz stärken“, 

Download: https://t1p.de/oogdu 

Die sieben Punkte: 

Strom- und Gassperren verhindern 

https://t1p.de/g5bm
https://tinyurl.com/6hhmsadn
https://t1p.de/oogdu
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Verbraucher:innen beim Strompreis entlasten 

Mittel für die Förderung klimakompatibler Gebäude erhöhen und Kosten fair Verteilen 

Einführung von Mindest-Effizienzstandards für den Gebäudebestand 

Sofortprogramm zum Ausbau erneuerbarer Wärme 

CO2-Preis klima- und mieterfreundlich gestalten 

Wohngeld erhöhen – Energiekosten einbeziehen & Klimakomponente umsetzen 

 

 

4. Bezugsdauer und Sonderregelungen beim Kurzarbeitergeld verlängert 

-------------------------------------------------------- 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner Sitzung am 18.02.2022 beschlossen, das 

Kurzarbeitergeld angesichts der fortdauernden Pandemie auch in den nächsten Monaten als 

„beschäftigungssichernde Brücke“ zu nutzen. Dafür wird die maximale Bezugsdauer des 

Kurzarbeitergeldes auf 28 Monate, längstens bis 30.06.2022 verlängert. Eine Reihe von 

Sonderregelungen zum Kurzarbeitergeld wird ebenfalls bis 30.06.2022 fortgeführt. 

Weitere Infos beim Pari: https://t1p.de/x1av 

 

 5. Offener Brief von breitem zivilgesellschaftlichen Bündnis zu ausbleibenden Hilfen 

für die Ärmsten 

--------------------------------------------------------------------- 

Angesichts ausbleibender zielgerichteter und substantieller Hilfen für die Ärmsten wenden 

sich Vertreter*innen von Gewerkschaften, Wohlfahrtsverbänden und Jugendorganisationen 

mit einem offenen Brief an die Bundesregierung. Die gemeinsame Forderung: Es darf nicht 

sein, dass ausgerechnet die Ärmsten wieder auf der Strecke bleiben - Sofortzuschlag für 

arme Kinder + Corona-Hilfen Hartz IV und Co. - Jetzt! 

Mehr dazu beim Pari: https://t1p.de/5d2z 

 

 

6. Neue Weisung der BA zu § 7 SGB II 

------------------------------------------------------ 

Die BA hat eine neue Weisung zu § 7 SGB II herausgegeben, laut ihrem Bekunden gab es 

nachfolgende wesentliche Änderungen: 

Rz. 7.20: Gleichstellung gemäß § 2 Absatz 3 FreizügG/EU und bei Mutterschutz und 

Elternzeit. 

Rz. 7.61a: Bei Heimataufenthalten von Asyl- und Schutzberechtigten ist eine verschlüsselte 

E-Mail mit der entsprechenden Mitteilung an das BAMF zu übersenden. Hierfür ist die E-

Mail-Adresse aus dem Adressbuch externe Kontakte zu verwenden. Nähere Informationen 

zur Verschlüsselung entnehmen Sie bitte dem Kapitel 6.3 der Anleitung-E-Mail-

Verschlüsselung. 

• Rz. 7.95: Anpassungen und Berücksichtigung aktueller Rechtsprechung (BSG Urteil vom 

5.8.2021 Az. B 4 AS 26/20 R) zur Einrichtung zum Vollzug richterlich angeordneter 

https://t1p.de/x1av
https://t1p.de/5d2z
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Freiheitsentziehung („Probewohnen“). 

• Rz. 7.162: Leistungsausschluss bei Bezug von Leistungen nach dem AFBG aufgrund eines 

Wahlrechts zwischen Leistungen nach dem AFBG und BAföG. 

 

Diese und alle anderen BA Weisungen gibt es hier: https://t1p.de/buca 

  

7. "Recht praktisch" - elektronischer Rundbrief der KOS 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Die Koordinierungsstelle gewerkschaftlicher Erwerbslosengruppen (KOS) stellt in Form eines 

alle zwei bis drei Monate erscheinenden elektronischen Rundbriefs konkrete sozialrechtliche 

Informationen für Ansprechpartner*innen aus den Gewerkschaften, für interessierte 

Sozialberatungsstellen und für Erwerbslose zur Verfügung. Bisher sind zwei 

Rundbriefe  "Recht praktisch - Sozialrecht im Betrieb" mit den Themen „Ich werde 

demnächst arbeitslos, was muss ich beachten und welche Ansprüche habe ich?“ und 

„Aufstockende Sozialleistungen für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen mit niedrigem 

Lohn“ erschienen. Der Rundbrief wird auf der Homepage der KOS 

veröffentlicht. https://www.erwerbslos.de/recht-praktisch 

  

Thomé Newsletter 09/2022 vom 28.02.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. Angriffskrieg gegen die Ukraine / Hilfe für Menschen in der Ukraine: Grenzen auf 

und Abschiebestopp! 

-------------------------------------------------------------------------- 

Dieser brutale Angriffskrieg von Putin gegen die Ukraine hat die europäische 

Nachkriegsordnung nachhaltig verändert. Unsere volle Solidarität und Unterstützung müssen 

der leidtragenden Bevölkerung in der Ukraine gelten. Tief beeindruckend ist der erbitterte 

Widerstand, den die Ukrainer*innen leisten um ihr Land zu verteidigen. 

Beeindruckend sind auch die weltweiten Proteste gegen diesen imperialen Krieg, aus denen 

sich gleichzeitig eine ganz neue Bewegung für Demokratie, gegen Imperialismus und für 

Menschenrechte entwickeln könnte. Eine Bewegung, die die Kraft haben könnte, die Zukunft 

der Menschen wesentlich zu beeinflussen und Diktaturen zu stürzen. 

 

Es muss jetzt darum gestritten werden, den Krieg zu beenden und eine noch größere 

humanitäre Katastrophe zu verhindern und dafür alles Erforderliche zu tun.   

 

Konkret sind dabei sind folgende Punkte zu beachten: 

 

1. Ukrainische Flüchtlinge sollen nach Aussage von Innenministerin Nancy Faeser für bis 

zu 3 Jahre einen vorübergehenden Schutz in der EU erhalten und müssen demnach kein 

https://t1p.de/buca
https://www.erwerbslos.de/recht-praktisch
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Asylverfahren durchlaufen. Mehr dazu hier: https://t1p.de/itc0 

Details zum vorübergehenden Schutz hier: https://t1p.de/uwr8e 

 

Hier umfangreiche Infos zum Aufenthaltsrecht und Sozialleistungen für Geflüchtete aus der 

Ukraine: https://t1p.de/98mz 

 

2. Geflüchtete aus Drittstaaten: In der Ukraine befinden sich laut UNHCR Geflüchtete aus 

über 60 Ländern. Sie sind dort entweder auf dem Durchweg nach Europa oder haben in der 

Ukraine bereits Schutz gefunden. Auch diese Menschen werden Opfer des russischen 

Angriffskrieges, sie bedürfen des gleichen Schutzes und der Unterstützung wie die 

ukrainischen Geflüchteten. Gleichzeitig sind in der Ukraine ca. 20 % der Studierenden 

afrikanischer Herkunft. Diese Studierenden bedürfen ebenso Schutz und Unterstützung. Es 

zeichnet sich jetzt schon massiver Rassismus an der polnischen Grenze ab. 

Alle Flüchtlinge sind Kriegsflüchtlinge, für alle gilt das Völkerrecht, alle Flüchtlinge haben ein 

Recht auf Schutz vor Gewalt und Krieg. Daher sind alle Menschen an den Grenzen gleich zu 

behandeln. Sie müssen ein gesichertes Aufenthaltsrecht bekommen, das Recht auf Arbeit 

und das Recht auf existenzsichernde Sozialleistungen. Wichtig ist auf diese Gruppe der 

nichtukrainischen Flüchtlinge zu schauen und hier besondere Solidarität zu leisten. Dazu 

weitere Infos: https://t1p.de/ixq1e 

 

Dazu auch Infos von Proasyl: https://t1p.de/d7iy und eine PM: Fluchtwege offen 

halten: https://t1p.de/zkio 

 

Zur Praxis: !!Wichtige Informationen für Fliehende aus der Ukraine! Weiterleiten!! 

Die PostOst-Community Deutschland hat ein Pad erstellt mit laufend aktualisierten 

Information zu den Grenzen zur Ukraine. Postet es auf allen Kanälen und leitet es weiter, 

damit es die Ukrainer*innen und ihre Familie und Freund*innen erreichen! 

Die Infos gibt es hier: https://t1p.de/4siji 

Erschreckend für mich ist die rot/grün/gelbe Bundesregierung: erst werden jegliche Sanktion 

und Waffenlieferungen an die Ukraine blockiert, um dann über Nacht - mal eben - 100 

Milliarden EUR für eine nie dagewesene Hochrüstung zur Verfügung zu stellen. Scholz 

ernennt sich zum Kriegskanzler und Deutschland wird Kriegspartei. Gleichzeitig werden 

erste Überlegungen den Kohle- und Atomkraftausstieg in Frage zu stellen bekannt. 

 

Besonders fatal dabei ist: seit Jahren, insbesondere seit Beginn der Pandemie, kämpfen 

Sozialverbände um minimalste Verbesserungen für von Armut betroffene Menschen, für 

Verbesserungen im Gesundheitswesen und im Lehrbereich, Beschäftigte fordern höhere 

Löhne und notwendige Ausrüstung. Investitionen in den Klimaschutz sind unabdingbar. 

Immer kommt die Antwort, dass dafür kein Geld vorhanden sei. 

Stattdessen werden arme Menschen würdelos mit wahlweise 20 €, 100 € oder 150 € 

abgespeist. Aber 100 Milliarden EUR Sondervermögen sind jetzt mal eben vorhanden. 

 

 

2. Inflation, Energiekosten, Corona und Krieg in Europa – monatlicher Sofortzuschlag 

von 100 € jetzt! 

------------------------------------------------------------------ 

https://t1p.de/itc0
https://t1p.de/uwr8e
https://t1p.de/98mz
https://t1p.de/ixq1e
https://t1p.de/d7iy
https://t1p.de/zkio
https://t1p.de/4siji
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Die Lebenshaltungs- und Energiekosten steigen immer weiter, durch den Krieg gegen die 

Ukraine und den daraus entstehenden Wirtschaftssanktionen und Handelsgüterknappheiten 

ist mit weiteren drastischen Preissteigerungen zu rechnen.    

 

Die Inflationsrate bzw. "Teuerungsrate" ist in Deutschland auf dem höchsten Stand seit fast 

30 Jahren. Im Januar 2022 lag sie bei 4,9 Prozent im Vergleich zum Januar 2021 

(https://t1p.de/o5y7), gleichzeitig haben die Energiepreise um 20,5 % angezogen, die 

Erzeugerpreise gewerblicher Produkte sind um 25 % gestiegen und die Erzeugerpreise 

landwirtschaftlicher Produkte sind um 22,1 % gestiegen. (Alle Angaben destatis PM’s 

1+2/2022). 

 

Die Regelleistungen im SGB II/SGB XII und AsylbLG waren schon immer unzureichend, 

nach diesen Preissteigerungen sind jetzt erst recht unzureichend. Die Lebenshaltungs- und 

Energiekosten müssen aus den Regelleistungen erbracht werden. Im Jahr 2022 sind die 

Regelsätze um 0,76 % gestiegen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Regelsatzurteil von 2014 konstatiert, dass die 

Regelbedarfe „derzeit noch“ verfassungsgemäß seien und für den Fall einer solchen 

Situation vorgegeben: 

Kommt es zu kurzfristig „auftretende[n], extreme[n] Preissteigerungen beim Haushaltsstrom“ 

sei zwingend eine kurzfristige Anpassung vorgeschrieben (BVerfG 23.7.2014 – 1 BvL 10/12 

ua, Rn. 111). Dies wurde in dem Kurzgutachten von Prof. Anne Lenze 

(https://t1p.de/p9sgs  hervorragend rausgearbeitet. 

Diese vom BVerfG beschriebene Situation, dass der Regelsatz vorne und hinten wegen der 

in die Höhe geschnellten Lebenshaltungs- und Energiekosten nicht mehr reicht, liegt jetzt 

vor. 

Daher ist es JETZT an der Zeit, dass es einen Sofortzuschlag von 100 € monatlich geben 

muss. 

  

3. Geplante Zuschläge / zum sog. Entlastungspaket 

----------------------------------------------------------- 

Die Ampel hat ein milliardenschweres „Entlastungspaket“ angekündigt. Darin sind 

grundsicherungsrelevant enthalten: 

 

1. Eine „Einmalzahlung“ von 100 EUR, vermutlich für das Jahr 2022. Das bedeutet also eine 

Unterstützung von 8,33 EUR im Monat. 

Der alten Bundesregierung waren diese Menschen immerhin 150 EUR wert, rot/grün/Gelb 

reduziert das um 1/3. 

Laut Papier des Koalitionsausschusses sollen Geflüchtete diese Leistung nicht erhalten. 

 

2. Familien mit von Armut betroffenen Kindern sollen ab dem 1. Juli 2022 einen 

Sofortzuschlag von 20 Euro pro Monat bis zur Einführung der Kindergrundsicherung 

erhalten. 

Nicht nachvollziehbar ist, warum dieser Sofortzuschlag nur für Kinder gelten soll … aber es 

mal ein kleiner Schritt in die richtige Richtung. 

 

https://t1p.de/o5y7
https://t1p.de/p9sgs
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Hier die Eckpunkte der Vereinbarungen des Koalitionsausschusses: https://t1p.de/zqqe 

 

 

4. Erste Stellungnahme im Verfahren zu den 10 % Kürzungen der AsylbLG-Regelsätze 

vor dem BVerfG 

--------------------------------------- 

Rüdiger Böker hat im Vorlageverfahren beim Bundesverfassungsgericht zu der 10 % 

Kürzung der AsylbLG-Regelsätze für alleinstehende Bewohner*innen von 

Sammelunterkünften eine „Kurzstellungnahme“ von 114 Seiten erstellt. Rüdiger Böker war 

schon als Sachverständiger am 1. Regelsatzverfahren beim BVerfG beteiligt und hat 

kurzfristig diese umfangreiche Stellungnahme erstellt. Es konnte in der aktuellen 

Stellungnahme nachweisen, dass es in den Gemeinschaftsunterkünften zu keiner 

Kostenersparnis kommen kann, auch wird auf diverse Unstimmigkeiten bei der Ermittlung 

und Festsetzung der Regelleistungen hingewiesen. 

 

Die Stellungnahme gibt es hier zum Download: https://t1p.de/92ebx 

 

 

5. Onlineumfrage zur Situation Geflüchteter in Unterkünften / noch bis zum 1.März ist 

die Teilnahme möglich 

----------------------------------------------------------------------- 

Vor dem Bundesverfassungsgericht ist ein Verfahren zu der seit September 2019 geltenden 

10 % Kürzung der AsylbLG-Bedarfssätze für alleinstehende Bewohner*innen von 

Sammelunterkünften anhängig. Die Bundesregierung unterstellt, dass diese Personen "als 

Schicksalsgemeinschaft" die Obliegenheit hätten, in den Unterkünften wie Ehepaare aus 

einem Topf zu wirtschaften und dadurch entsprechende Einsparungen zu erzielen. Eine 

Expert*innengruppe aus div. Verbänden arbeitet derzeit an einer Stellungnahme für das 

Verfahren zum BVerfG. Für diese werden verschiedene Infos benötigt, wie die 

Kostensituation in Unterkünften aussieht. Dafür bitten wir um Unterstützung. 

Um diese Infos zu bekommen, werden Mitarbeitende aus Beratungsstellen, 

Flüchtlingsunterstützungsgruppen und Anwält*innen gesucht die dazu Infos geben. 

 

Bitte beteiligt euch daran. Hier der Link zur 

Umfrage: https://survey.lamapoll.de/Vorlageverfahren_Bundesverfassungsgericht_AsylbLG_

2022/ 

 

Die Umfrage kann bis einschließlich Dienstag, 1. März 2022 beantwortet werden. Mit der 

Bitte um rege Verbreitung und Beteiligung! 

 

 

6. BVerfG: ein den sozialrechtlichen Regelleistungen entsprechendes oder sogar noch 

unterschreitendes Einkommen muss nicht zur Begleichung von Rundfunkbeiträgen 

eingesetzt werden 

-------------------------------------------- 

Das BVerfG hat es wieder mal gerichtet  und klargestellt DAS IM VORLIEGENDEN Fall eine 

alleinerziehende Studentin die Einkommen unterhalb des sozialrechtlichen 

Existenzminimums ist im Rahmen der Härtefallregel, ohne SGB II-Bezug, auch von dem 

https://t1p.de/zqqe
https://t1p.de/92ebx
https://survey.lamapoll.de/Vorlageverfahren_Bundesverfassungsgericht_AsylbLG_2022/
https://survey.lamapoll.de/Vorlageverfahren_Bundesverfassungsgericht_AsylbLG_2022/
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Rundfunkbeiträgen befreit ist. 

Mehr dazu hier: https://t1p.de/llw78 

 

 

7. Erfolgreiche Klage gegen Hausordnung in Erstaufnahmeeinrichtungen für 

Geflüchtete. Zimmer sind grundrechtlich geschützte Wohnungen 

---------------------------------------------------------------- 

Der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg hat mit Urteil vom 18. Februar 2021 seine 

Entscheidung zur Hausordnung in der Erstaufnahmeeinrichtung Freiburg bekanntgegeben 

und der Klage mehrerer Geflüchteter in wichtigen Punkten stattgegeben. Das Verfahren wird 

unterstützt von der Gesellschaft für Freiheitsrechte (GFF), PRO ASYL, der Aktion 

Bleiberecht und dem Flüchtlingsrat Baden-Württemberg. 

Der Verwaltungsgerichtshof entschied, dass die in der Hausordnung geregelten Befugnisse 

des Sicherheitsdienstes, die Zimmer der Geflüchteten jederzeit kontrollieren und betreten zu 

können, unwirksam sind. Das Gericht bestätigte, dass die Schlafzimmer in den Unterkünften 

grundrechtlich geschützte Wohnräume sind. 

Urteil hat bundesweite Bedeutung. Mehr dazu auf der Seite der 

GGF: https://freiheitsrechte.org/hausordnung/ 

 

 

Thomé Newsletter 10/2022 vom 06.03.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1.  Aktuelle Informationen zu Aufenthaltsrecht und Sozialleistungen von Geflüchteten 

aus der Ukraine 

---------------------------------------------------- 

Auf der Tachelesseite sind wieder mal aktuelle Informationen zum Aufenthalts- und 

Sozialrecht Geflüchteter aus der Ukraine. Die EU hat am 4. März 2022 den Beschluss zur 

Anwendung der sog. Massenzustrom-Richtlinie getroffen. Diese wurde in Deutschland in § 

24 des Aufenthaltsgesetzes umgesetzt. Danach wird eine „Aufenthaltserlaubnis zum 

vorübergehenden Schutz“ von i.d.R. einem Jahr erteilt, die bis zu max. 3 Jahren verlängert 

werden kann. Personen mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG haben gemäß § 

1 Abs. 1 Nr. 3a AsylbLG Anspruch auf Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz. 

Umfassende Infos auf der Tachelesseite: https://t1p.de/98mz 

 

Eine nachvollziehbarer Überblick über die sozialrechtlichen Rahmenbedingungen des § 24 

AufenthG finden Sie hier: https://t1p.de/bh20v 

 

Eine nachvollziehbare Erklärung von Stefan Sell dazu: https://t1p.de/j23v 

https://t1p.de/llw78
https://freiheitsrechte.org/hausordnung/
https://t1p.de/98mz
https://t1p.de/bh20v
https://t1p.de/j23v
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2. Bundesregierung plant Sanktionsmoratorium 

------------------------------------ 

Die Bundesregierung plant nun doch ein Sanktionsmoratorium. Laut Koalitionsvertrag der 

Ampel sollte dieses einjährig sein, daraus soll nun aber noch ein ca. halbjähriges werden. 

Der Verein Tacheles wurde im Rahmen vorgeschalteter Verbändeanhörung um 

Stellungnahme gebeten. 

Die Stellungnahme von Tacheles und den Referentenentwurf gibt es 

hier: https://t1p.de/nzpy 

Die Stellungnahme des Pari hier: https://t1p.de/ods1j und die Stellungnahme der 

Diakonie: https://t1p.de/dnmn 

 

3. Brief der LAG kommunale Jobcenter NRW an Arbeitsminister Hubertus Heil zur 

Explosion der Heiz- und Energiekosten 

------------------------------------------------------ 

In einem Brief vom 16.02.2022 an Bundesarbeitsminister Hubertus Heil vom 16.02.2022 

weist die LAG der kommunalen Jobcenter in NRW darauf hin, dass es aufgrund der enormen 

Preissteigerung zu einem bisher nicht gekannten Ausmaß von Energiearmut kommen wird. 

Die in den Regelleistungen 

festgesetzten Energiepreise in keiner Weise den Preisentwicklungen der jüngsten 

Vergangenheit Rechnung tragen und es nicht gelingen wird, die Stromabschläge aus den 

Regelsätzen zu tilgen. Die wirtschaftliche Situation wird sich somit immer weiter zuspitzen 

und hier dringender Handlungsbedarf geboten ist. Die LAG argumentiert mit der 

Entscheidung des BVerfG zu den Regelsätzen aus dem Jahr 2014, in der das BVerfG 

gefordert hat, dass bei kurzfristigen Preissteigerungen vom Gesetzgeber gehandelt werden 

muss. Nach Einschätzung der LAG ist jetzt dieser Handlungsbedarf gegeben. 

 

Dem Brief der LAG kommunaler Jobcenter ist nichts hinzuzufügen, er ist vollkommen 

zutreffend. Das BMAS muss JETZT handeln und Lösungen schaffen. Diese könnten lauten: 

Sofortzuschlag von 100 EUR für jeden SGB II / SGB XII und AsylbLG – 

Leistungsbeziehenden oder Übernahme nach § 21 Abs. 6 SGB II für alle laufenden und 

einmaligen Energiekosten, die oberhalb des Betrages sind, der im Regelsatz enthalten ist. 

Ebenso eine komplette Anwendung der Angemessenheitsfiktion nach § 67 Abs. 3 SGB II/§ 

141 Abs. 3 SGB XII auf alle Heizkosten und Betriebskostennachzahlungen, unabhängig 

davon, ob die KdU zuvor wegen Unangemessenheit oder fehlender Umzugserfordernis 

bereist gesenkt wurde. 

 

Hier geht es nun zum (Brand)brief der LAG kommunale Jobcenter 

NRW: https://t1p.de/1oddb 

 

 

4. Linke und Bundesregierung zu steigenden Heizkosten: Lücke bei den Heizkosten: 

Fast 100.000 Haushalte betroffen, durchschnittlich 36 Euro ungedeckt 

--------------------------------------------------------------------- 

Die Linkspartei hat anlässlich des geplanten einmaligen Heizkostenzuschusses für 

Wohngeldbeziehende, leistungsbeziehende Studierende, Schülerinnen und Schüler sowie 

Auszubildende nachgefragt, wie hoch die Unterdeckung bei den Heizkosten sei. 

https://t1p.de/nzpy
https://t1p.de/ods1j
https://t1p.de/dnmn
https://t1p.de/1oddb
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Die Antwort: zwischen November 2020 und Oktober 2021 hätten im Schnitt 95.000 

Haushalte im SGB II nicht die vollen Heizkosten erstattet bekommen. Bei den betroffenen 

Haushalten läge der nicht erstattete Teil der Heizkosten bei durchschnittlich 36 Euro je 

Monat. Neuere Zahlen lägen nicht vor. 

 

Ausgehend von unserer bundesweiten Wahrnehmung der Situation halten wir die Anzahl von 

„nur“ 95.000 Haushalten, bei denen nicht die vollen Heizkosten übernommen wurden, für viel 

zu gering.  Aber jeder einzelne Fall stellt eine massive Unterdeckung des Existenzminimums, 

in vielen Fällen bestimmt auch rechtswidrig und auf jeden Fall in jedem Fall eine 

Menschenrechtsverletzung dar. 

 

Hier nun die Anfrage und Antworten der Linken und Bundesregierung: https://t1p.de/ht8u 

 

5. Sozialrecht Justament / »Kinderzuschlag für Alleinerziehende – die oft übersehene 

Sozialleistung« 

---------------------------------------- 

Das SOZIALRECHT-JUSTAMENT März 2022 beschäftigt sich mit der Thematik des 

Kinderzuschlags für Alleinerziehende. Diese oft übersehene Sozialleistung ist äußerst 

kompliziert. Die Bundesregierung hat im Gesetzgebungsverfahren bei den zu erwartenden 

Kosten geschätzt, dass nur 35% der Berechtigten die Leistung tatsächlich in Anspruch 

nehmen. Alles weitere im SJ März 2022: https://t1p.de/50f7f 

 

 

6. Podcast: Krank ohne Versicherung - Lauschen, ob sein Herz noch schlägt 

--------------------------------------------------------------- 

Ich möchte auf einen wirklich hörenswerten Podcast zum Thema Krank sein ohne 

Versicherung hinweisen. Der WDR dazu: 

Die Zahl der Menschen in Deutschland ohne Krankenversicherung steigt. Einer von ihnen ist 

Dylan, der nach seiner Rückkehr aus Afrika auf ungeahnte Schwierigkeiten mit seiner 

Versicherung stößt - und dann einen Schlaganfall erleidet. 

 

https://t1p.de/terz 

 

 

7. Neues Angebot von Tacheles / Upload von Gerichtsentscheidungen / Tacheles 

Rechtsprechungsticker 

--------------------------------------------- 

a. Tacheles bietet neu eine Ecke für Uploads von Gerichtsentscheidungen an. Ziel soll sein, 

über den Einzelfall hinausgehende relevante Entscheidungen bekannt zu machen. Schön 

wäre es, wenn die Beteiligten einen kurzen Leitsatz zur Entscheidung schreiben könnten. 

Die Entscheidung und der Leitsatz können hier gedownloadet werden: https://t1p.de/6p9n8 

 

b. Dann möchte ich darauf hinweisen, dass Tacheles jede Woche einen 

Rechtsprechungsticker herausgibt, in dem die wichtigsten Entscheidungen aus dem SGB 

II/SGB XII/SGB III/AsylbLG veröffentlicht werden, den Ticker gibt es 

https://t1p.de/ht8u
https://t1p.de/50f7f
https://t1p.de/terz
https://t1p.de/6p9n8
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hier: https://t1p.de/gdecu 

 

 

Thomé Newsletter 11/2022 vom 13.03.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. Gesetzesentwurf zum Sofortzuschlags- und Einmalzahlungsgesetz 

---------------------------------------------------------- 

Die Bundesregierung möchte eine einmalige finanzielle Unterstützung in Höhe von 100 EUR 

je Person "für den Kauf spezieller Hygieneprodukte und Gesundheitsartikel (insbesondere 

FFP2-Masken), aber auch in Folge der pandemiebedingten Inflation" zahlen 

("Einmalzuschlag"). Weiterhin möchte sie "bis zur Einführung einer Kindergrundsicherung 

werden Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene, die mit ihren leistungsberechtigten 

Eltern in einem Haushalt leben, durch einen neuen Sofortzuschlag in Höhe von 20 Euro im 

Monat unterstützen" ("Sofortzuschlag").  Kinder von noch nicht anerkannten Geflüchteten, 

sollen diesen Sofortzuschlag nicht erhalten. 

Tacheles wurde im Rahmen der Verbändeanhörung um Stellungnahme gebeten, diesmal 

sollte die Stellungnahme immerhin „nur“ binnen zwei Tagen vorgelegt werden. 

Eckpunkte der Tacheles Stellungnahme: 

Aufgrund der Preisentwicklung ist der Einmalzuschlag von 100 EUR im Jahr , also 8,33 EUR 

im Monat, viel zu gering und ein Witz. Der Zuschlag müsste 100 EUR im Monat betragen. 

Der geplante Einmalzuschlag soll nur für die gelten, die im Stichmonat Juli 2022 Leistungen 

beziehen, gelten. Hier wird vorgeschlagen, dies auf einen Monat im Jahr 2022 zu ändern. 

Beim 20 EUR Sofortzuschlag für Kinder sind die Kinder von nicht anerkannten Geflüchteten 

nicht enthalten, das wird scharf kritisiert. 

Gesetzesentwurf und Tachelesstellungnahme hier: https://t1p.de/5904p 

 

 

2. Ukraine Krieg: Sozialrechtliche Ansprüche von Geflüchteten und weitere Infos 

-------------------------------------------------------------- 

Zum Thema welche sozialrechtlichen Leistungsansprüche Kriegsflüchtlinge aus der Ukraine 

haben (egal welcher Nationalität) hier noch ein paar Verweise auf Webseiten: 

 

a. Zusammenstellung der sozialrechtliche Rahmenbedingungen für die Aufenthaltserlaubnis 

nach § 24 AufenthG: https://t1p.de/s9j7 

b. BMI Hinweise zur Umsetzung des §24 AufenthG: https://t1p.de/my0lw 

c. UKRAINE-AUFENTHALTS-ÜBERGANGSVERORDNUNG bei der 

GGUA: https://t1p.de/elmw 

d. Bildwörterbuch als Verständigungshilfen für Geflüchtete und 

https://t1p.de/gdecu
https://t1p.de/5904p
https://t1p.de/s9j7
https://t1p.de/my0lw
https://t1p.de/elmw
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Hilfsorganisationen: https://t1p.de/ftmb 

e. Gesundheitsversorgung von Geflüchteten aus der Ukraine - FAQs 

veröffentlicht: https://t1p.de/qoj3m 

f. Infos zur Massenzustrom-Richtlinie“ erfolgt - Aktualisierung vom 

09.03.2022: https://t1p.de/3vca5 

g. Arbeit mit Kindern und Jugendlichen im Kontext des Krieges in der 

Ukraine: https://t1p.de/qfwo 

h. Zum Anspruch von Flüchtlingen auf psychotherapeutische Behandlung im 

AsylbLG: https://t1p.de/uejs4 

 

 

3. Solidarität kennt keine Nationalität – Aufnahmebedingungen für alle 

Schutzsuchenden verbessern 

----------------------------------------- 

Dann möchte ich auf eine wirklich wichtige Pressemitteilung von den Flüchtlingsräten und 

PRO ASYL hinweisen, die sich mit den aktuellen Bedingungen geflüchteter Menschen in 

Deutschland auseinandergesetzt. Die PM macht klar, dass Solidarität nicht nur den 

Ukrainischen Geflüchteten gelten darf, sondern jedem Geflüchteten und das „Selektive 

Solidarität ist keine. Es spielt keine Rolle, welche Nationalität oder Hautfarbe Menschen 

haben, die hier Schutz suchen. Wir sind verpflichtet, allen Schutzsuchenden unsere volle 

Unterstützung zukommen zu lassen. Ob Menschen vor Bomben oder Hunger fliehen, darf 

keinen Einfluss auf unsere Aufnahmebereitschaft haben“, so aus der PM. 

 

Auch darum möchte ich bitten: besondere Unterstützung und Solidarität für Roma, den 

afrikanischen Studierenden aus der Ukraine und besonders auch für diejenigen, die an der 

Grenze zwischen Belarus und Polen schier verrecken. Genauso den Geflüchteten, die in den 

Lagern vor Europas Mauern dahinvegetieren, die dürfen wir keinesfalls aus dem Blick 

verlieren. 

 

In der PM wird die Abschaffung des Asylbewerberleistungsgesetzes, die freie Wohnortwahl 

und die dezentrale Unterbringung für alle Geflüchteten gefordert. Mehr dazu 

hier: https://t1p.de/uy5yv 

 

 

4. Neue Weisungen und interne Infos der BA 

---------------------------------------- 

Auf meiner Homepage sind verschiedene neue Weisungen und interne Infos der BA 

veröffentlicht. 

 

a. Zunächst gibt es neue fachliche Hinweise zu § 24 SGB II. Grundlegende Änderungen sind 

darin nicht enthalten, nur kleinere Nivellierungen und Klarstellungen. Auf jeden Fall hat es 

die BA verpasst, sich grundlegende Gedanken zu dem Thema Umgang mit horrenden 

Energiejahresabrechnungen zu machen. Da ist die LAG der Jobcenter in NRW Mailen weiter 

als die BA Zentrale. Die Weisung zu § 24 SGB II gibt es hier: https://t1p.de/buca, Schreiben 

der LAG der Jobcenter zur Explosion der Heiz- und Energiekosten und der daraus zu 

erwartenden Ausmaß nie gekannter von Energiearmut gibt es hier: https://t1p.de/52b8 

 

https://t1p.de/ftmb
https://t1p.de/qoj3m
https://t1p.de/3vca5
https://t1p.de/qfwo
https://t1p.de/uejs4
https://t1p.de/uy5yv
https://t1p.de/buca
https://t1p.de/52b8
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b. Zusammenstellung der Förderinstrumente der BA für geflüchtete Menschen aus der 

Ukraine im SGB III: https://t1p.de/9ynqp 

 

c. BA: Grundsätzliches zum Aufenthaltsstatus für Ukrainische 

Staatsangehörige: https://t1p.de/4bx0 

 

d. Factsheet Reform der Grundsicherung (Bürgergeld): https://t1p.de/vsgg 

 

e. FAQ zum Thema Verjährung und Aufrechnung im SGB II: https://t1p.de/1hkn 

 

 

5. Bundesrat billigt verlängerte Sonderregeln zum Kurzarbeitergeld 

---------------------------------------------- 

Die maximale Bezugsdauer des Kurzarbeitergelds wird auf 28 statt bisher 24 Monate erhöht. 

Bis zum 30.06.2022 gilt der vereinfachte Zugang zur Kurzarbeit fort, ebenso die erhöhten 

Leistungssätze bei längerer Kurzarbeit der Beschäftigten und die Anrechnungsfreiheit für 

Einkommen aus geringfügiger Beschäftigung, die jemand während der Kurzarbeit aufnimmt. 

Details nachfolgend: https://t1p.de/no6p 

 

6. Neues Angebot von Tacheles / Upload von Gerichtsentscheidungen / Tacheles 

Rechtsprechungsticker 

--------------------------------------------- 

a. Tacheles bietet neu eine Ecke für Uploads von Gerichtsentscheidungen an. Ziel soll sein, 

über den Einzelfall hinausgehende relevante Entscheidungen bekannt zu machen. Schön 

wäre es, wenn die Beteiligten einen kurzen Leitsatz zur Entscheidung schreiben könnten. 

Die Entscheidung und der Leitsatz kann hier gedownloadet werden: https://t1p.de/6p9n8 

 

b. Dann möchte ich darauf hinweisen, dass Tacheles jede Woche einen 

Rechtsprechungsticker rausgibt, in dem, die wichtigsten Entscheidungen aus dem SGB 

II/SGB XII/SGB III/AsylbLG veröffentlicht werden, den Ticker gibt es 

hier: https://t1p.de/gdecu 

 

 

Thomé Newsletter 12/2022 vom 20.03.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. Vom Sanktionsmoratorium zum Sanktionsmoratömchen 

------------------------------------------------------------------------------- 

Im Koalitionsvertrag hieß es noch: "wir setzen alle Sanktionen für ein Jahr aus". Daraus 

wurde dann im Endeffekt ein „Moratömchen“, welches ab dem 1. des Monats nach 

Verkündung, also vermutlich ab 1. Mai, bis Ende Dezember 2022 dann gelten soll. Also statt 

den zuerst angekündigten 12 Monaten dann lediglich sieben Monate gelten soll. 

https://t1p.de/9ynqp
https://t1p.de/4bx0
https://t1p.de/vsgg
https://t1p.de/1hkn
https://t1p.de/no6p
https://t1p.de/6p9n8
https://t1p.de/gdecu
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Im verabschiedeten Regierungsentwurf heißt es jetzt: nur die Sanktionen nach § 31a SGB II 

werden ausgesetzt. Das heißt: die “Meldeversäumnisse”, also die Sanktionen nach § 32 

SGB II, werden weiterhin sanktioniert. Diese Meldeversäumnisse machen aber ca. 70 % aller 

Sanktionen aus. 

Zudem besteht die Gefahr, dass die sog. Pflichtverletzungen, also die Sanktionen nach § 

31a SGB II, die jetzt im Rahmen des Moratoriums nicht sanktioniert werden dürfen, 

nachträglich noch sanktioniert werden. Denn nach § 31b Abs. 1 S. 5 SGB II ist bis zu sechs 

Monate nach dem sog. Pflichtversäumnis noch eine Sanktion möglich. Es besteht somit die 

ernste Gefahr, dass das schönklingende Sanktionsmoratorium ab Jan. 2023 mit nachträglich 

durchgeführten Sanktionen durch die Jobcenter ausgehöhlt werden. 

Soviel zum Thema "MEHR FORTSCHRITT WAGEN" durch die Ampel. Bürgergeld bleibt 

Hartz IV, solange nicht bedarfsdeckende Regelleistungen gezahlt und die Sanktionen 

abgeschafft werden! 

Hier nun der verabschiedete Gesetzestext: https://t1p.de/kk1l2 

  

2. Sozialschutzregelungen in § 67 SGB II und § 141 SGB XII auf BWZ bis Dez. 2022 

verlängert 

-------------------------------------------------------------------------- 

Die Regeln der vereinfachten Antragstellung (Sozialschutzpaket) wurden auf bis Ende Dez. 

2022 verlängert. Im Kern bedeutet das, dass die Vermögensprüfung für BWZ’s, die bis Dez. 

2022 beginnen ausgesetzt ist und die Angemessenheitsfiktion, insofern sie denn von den 

Jobcentern/Sozialämtern überhaupt angewendet werden, bei Bewilligungszeiträumen, die 

bis Dez. 2022 beginnen, weiter angewandt wird. Infos zur 

Angemessenheitsfiktion: https://t1p.de/4quy6 S. 48. 

Gesetzestext: https://www.buzer.de/gesetz/15264/index.htm 

 

 

 

3. Hinweise BMI zu Aufenthaltserlaubnis § 24 Ukraine 

-------------------------- 

Das BMI hat in einem Schreiben vom 14. März 2022 wichtige Hinweise zur Umsetzung des 

vorübergehenden Schutzes für Geflüchtete aus der Ukraine gegeben. Hier nun eine 

Zusammenfassung des Schreibens und das Schreiben selbst auf der Seite der 

GGUA: https://t1p.de/ah0o 

 

4. Stefan Sell: Energiearmut: Wenn sogar Jobcenter in Berlin Alarm schlagen und 

dringenden Handlungsbedarf sehen 

------------------------------------- 

Stefan Sell widmet sich in seinem wie immer lesenswertem Blog der Energiearmut und den 

daraus resultierenden Folgen und der Frage das da dringend etwas getan werden muss. 

Mehr dazu: https://t1p.de/uy38z 

 

 

https://t1p.de/kk1l2?fbclid=IwAR1sR8Xiaof1_bD-CdJp4DUNfXSQdKLmj2b4P1xG5y-EeB217uaMkTImrfs
https://t1p.de/4quy6
https://www.buzer.de/gesetz/15264/index.htm
https://ggua.de/fileadmin/downloads/Ukraine/220314_Endfassung_Laenderschreiben____24_AufenthG..pdf
https://t1p.de/ah0o
https://t1p.de/uy38z
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5. Neue Weisung zum Vereinfachten Verfahren aus Anlass der Covid-Pandemie / 

Weisung zu § 67 SGB II 

-------------------------------------- 

Die BA hat eine neue Weisung zu § 67 SGB II herausgegeben. Diese beinhaltet im 

Wesentlichen: Geltungsdauer bis Dez. 22. Der Vordruck "Vereinfachter Antrag" (VA) wird 

zukünftig nicht mehr zur Verfügung gestellt. Der stattdessen im Internet und Intranet zur 

Verfügung stehende Antragsvordruck "Hauptantrag Arbeitslosengeld II" (HA) berücksichtigt 

die Regelungen des § 67 Absatz 2 bis 4 SGB II. Die Weisung gibt es hier zum 

Download: https://t1p.de/buca 

 

 

6. Unterbringung von Ukraine und sonstigen Flüchtlingen in SGB II/SGB XII – 

Haushalten 

--------------------------------------------------------------------------- 

Immer wieder kommen bei uns Fragen an, welche sozialrechtlichen Folgen die Aufnahme 

von Geflüchteten in den Haushalt haben. Es ist die Benutzung der 

Plattform, https://www.unterkunft-ukraine.de/ zu empfehlen 

 

 

+  Bei Aufnahmen oberhalb von 6 – 8 Wochen bedarf es einer Zustimmung des Vermieters, 

diese sollte möglichst eingeholt werden. 

 

+ Die vorübergehende Aufnahme von Geflüchteten unterhalb der 6 – 8 Wochen muss von 

Beziehende von SGB II/SGB XII-Leistungen nicht den Jobcentern/Sozialämtern gemeldet 

werden. Die Meldepflicht beginnt, wenn eine wesentliche Änderung stattfindet und die 

Geflüchteten länger als diese 6 – 8 Wochen verbleiben. In diesem Fall wird dann die Miete 

kopfanteilig auf die Anzahl der Personen im Haushalt aufgeteilt. 

+ Die Geflüchteten haben selbst Sozialleistungsansprüche, wenn sie ihren Lebensunterhalt 

aus Einkommen und Vermögen nicht sicherstellen können. Diese sollten beim örtlich 

zuständigen Sozialamt geltend gemacht werden. 

 

+ Die Geflüchteten müssen sich spätestens nach 90 Tagen polizeilich in der Wohnung 

anmelden. 

 

+ Keinesfalls darf das Jobcenter / Sozialamt aus der Aufnahme von Geflüchteten eine 

Bedarfsgemeinschaft bzw. Haushaltsgemeinschaft machen und in der Folge die 

Regelleistungen bzw. etwaig den Mehrbedarf für Alleinerziehung der aufnehmenden 

Personen kürzen. Dies wäre erst dann möglich, wenn es sich um eine auf die Dauer 

ausgelegte Beziehung handelt, von nicht unter einem Jahr des Zusammenlebens. 

 

Ich empfehle, den Sozialbehörden von vorneherein Mitteilung zu machen. Wenn es dann 

Probleme gibt/geben sollte, rate ich dazu, eine Beratungsstelle, ggf. sogar einen Anwalt oder 

eine Anwältin aufzusuchen. 

 

 

https://t1p.de/buca
https://www.unterkunft-ukraine.de/
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Thomé Newsletter 13/2022 vom 27.03.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. Infos zum Energiekosten-Entlastungspaket 

-------------------------------------------- 

Der Koalitionsausschuss hat am 23. März sein „Maßnahmenpaket des Bundes zum Umgang 

mit den hohen Energiekosten“ verabschiedet. Das beinhaltet im Wesentlichen: 

 

- Einmalig 300 Euro für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Selbstständige. 

- Einmaliger Familienzuschuss von 100 Euro pro Kind. 

- Erhöhung der Einmalzahlung an Empfängerinnen und Empfänger von Transferleistungen 

auf 200 Euro pro Person. 

- Absenkung der Energiesteuer auf Sprit für drei Monate. 

- Drei Monate für nur 9 Euro pro Monat den öffentlichen Nahverkehr nutzen. 

 

Details dazu hier: https://t1p.de/qf16s 

 

Dazu ein kurzer Kommentar: Wir befinden uns in einer Energie- und 

Lebenshaltungskostenkrise in bisher nicht gekanntem Ausmaß. Der Angriffskrieg gegen die 

Ukraine und die dadurch entstehenden Versorgungsengpässe wird diese Krise in den 

nächsten Monaten noch deutlich verschärfen. Hier muss die Bundesregierung in geeignetem 

Maße handeln. Warum beispielsweise ArbeitnehmerInnen 300 EUR erhalten sollen und 

Sozialleistungsbeziehende nur 200 EUR ist nicht nachvollziehbar. 

Die Beschlüsse der Koalition sind sozial nicht ausgewogen. Von den gewaltig gestiegenen 

Energiekosten müssten vor allem die Ärmsten entlastet werden. Denn Einkommensarme 

sind von jeder Krise besonders betroffen - sie leben am Minimum und haben keine 

Reserven. Und die Krisen häufen sich: Corona, Inflation, Energiepreise. Jede dieser Krisen 

stellt bereits für sich eine soziale Notlage für Einkommensarme dar. 

 

Es bedarf eines Sofortzuschlages von 100 EUR pro Person und Monat! 

 

Tacheles arbeitet derzeit an einem Offenen Brief an Arbeitsminister Heil in dem kurzfristige 

realpolitische Vorschläge gemacht werden, wie in den bestehenden gesetzlichen Rahmen 

Lösungen für Transferleistungsbeziehende, AltersrentnerInnen, Auszubildende und 

Geringverdienende konkret entlastet werden können. Diesen Brief wird Tacheles alsbald 

nach Fertigstellung veröffentlichen. 

 

Klar ist auf jeden Fall, es muss sich etwas ändern. Schnell und unbürokratisch und sozial 

ausgewogen! 

 

 

2. Infos zu kommenden Rechtsänderungen 

https://t1p.de/qf16s
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----------------------------------------------- 

a.  Kindersofortzuschlag von 20 Euro monatlich ab Juli 2022 

Den Kindersofortzuschlag in Höhe von 20 Euro monatlich erhalten ab dem 01.07.2022 alle 

Kinder, Jugendlichen und jungen Erwachsenen im Haushalt der Eltern, die Anspruch auf 

Leistungen gemäß SGB II, SGB XII, Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG), 

Kinderzuschlag oder auf ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem 

Bundesversorgungsgesetz (BVG) haben. Damit sollen hilfebedürftiger Familien unterstützt 

werden. 

Pressmitteilung des BMSFJ vom 16.03.2022: https://t1p.de/2a8e9 

b. Einmalzahlung für höhere Lebenshaltungskosten in Höhe von 100 EUR für Juli 

angekündigt 

Erwachsene Leistungsberechtigte, die Leistungen nach SGB II, SGB XII, AsylbLG oder 

ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem BVG erhalten, sollen zum 01.07.2022 eine 

Einmalzahlung in Höhe von 100 Euro erhalten. Diese dient dem Ausgleich von erhöhten 

Lebenshaltungskosten und von pandemiebedingten Ausgaben. 

Pressmitteilung des BMFSFJ vom 16.03.2022: https://t1p.de/2a8e9 

Wann die weiteren 100 EUR aus dem „Entlastungspaket“ gezahlt werden sollen, ist noch 

nicht bekannt. 

 

c. Einmaliger Heizkostenzuschuss nach dem Heizkostenzuschussgesetz 

(HeizkZuschG) 

Der von der Bundesregierung beschlossene einmalige Heizkostenzuschuss für 

Wohngeldbeziehende, Studierende, Schüler*innen sowie Auszubildende mit unterstützenden 

Leistungen wird deutlich erhöht. Wegen der steigenden Energiepreise hat die Koalition den 

Betrag auf 270 Euro für Single-Haushalte, die Wohngeld beziehen, gegenüber den 

ursprünglichen Planungen verdoppelt. Mehrpersonenhaushalte erhalten höhere Zahlungen. 

Studierende und Auszubildende bekommen 230 Euro. Alle Berechtigten 

(Leistungsbeziehende von Oktober 2021 bis März 2022) bekommen den Zuschuss im Laufe 

des Jahres von Amts wegen, ohne Antragstellung (zum Pfändungsschutz siehe Für die 

Praxis). Der Bundestag hat das Heizkostenzuschussgesetz am 17.03.2022 verabschiedet, 

es tritt im 1. Juni 2022 in Kraft. 

Veröffentlichung Bundestag: https://t1p.de/nfg7 

 

 

3. KOS Info zu Wohngeld 

-------------------------------- 

Der Förderverein gewerkschaftlicher Erwerbslosengruppen (KOS) hat in seinem 

elektronischen Rundbrief sich damit beschäftigt, wie Erwerbstätige mit niedrigem 

Einkommen und Bezieher*innen von Sozialleistungen (z. B. Arbeitslosengeld und 

Krankengeld) ihr Einkommen mit Hilfe von Wohngeld aufstocken können. Das Infoblatt zum 

Wohngeld gibt es hier: https://t1p.de/k49aa 

 

https://t1p.de/2a8e9
https://t1p.de/2a8e9
https://t1p.de/nfg7
https://t1p.de/k49aa
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4. Aktuelle Informationen für Schutzsuchende aus der Ukraine 

------------------------------------ 

Infos des Niedersächsischen Flüchtlingsrat mit Infos für Schutzsuchende aus der Ukraine, 

Antworten auf häufig gestellte Fragen zu geben. 

Mehr dazu hier: https://t1p.de/1ik52 

 

 

 

5. Solidarität jetzt – Internationale Studierende aus der Ukraine brauchen Perspektive 

auf Fortsetzung ihres Studiums in Deutschland 

------------------------------------------- 

Bundes- und landesweite Studierenden- und Menschenrechtsorganisationen setzen sich 

dafür ein, dass alle aus der Ukraine geflohenen internationalen Studierenden ihr dort 

begonnenes Studium in Deutschland oder einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 

Union fortsetzen und beenden können. Bei Bund und Ländern mahnen sie die Herstellung 

von Aufenthaltssicherheit, die Schaffung von Zugangsmöglichkeiten zu den Hochschulen 

und weitere unterstützende Maßnahmen für internationale Studierende aus der Ukraine an. 

 

Mehr bei PRO ASYL: https://t1p.de/7ngvb 

 

6. Eintrag in den Thomé Newsletter 

------------------------------------------ 

Wer sich selber oder KollegInnen oder Kollegen in den Newsletter eintragen will kann das, 

ganz einfach hier selber machen: https://harald-thome.de/newsletter.html 

 

Thomé Newsletter 14/2022 vom 03.04.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

ich möchte vorweg anmerken, dass es mir angesichts der unerträglichen Gräueltaten in der 

und Bildern aus der Ukraine einfach schwerfällt, hier meinen Newsletter zu schreiben. 

Trotz allem aber nun hier dieser Newsletter zu folgenden Themen: 

 

 

1. Überblick über die aktuellen Rechtsänderungen in Bezug aus das 

Grundsicherungsrecht 

---------------------------------------- 

Ich habe mal hier zusammengestellt, welche Rechtsänderungen und Sozialleistungen es für 

wen, wann und in welcher Höhe in der aktuellen Situation geben soll. 

 

a. Verlängerung der „vereinfachten Antragstellung“ auf Bewilligungszeiträume, die bis 

31. Dez. 2022 beginnen 

Das heißt weiterhin: Eingeschränkte Vermögensprüfungen und Angemessenheitsfiktion der 

Unterkunfts- und Heizkosten, Rechtsgrundlage: § 1 Abs. 1 Nr. VZVV, 

https://t1p.de/1ik52
https://t1p.de/7ngvb
https://harald-thome.de/newsletter.html
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Infos: https://t1p.de/ioag7 

 

b. Sofortzuschlags- und Einmalzahlungsgesetz: „Kindersofortzuschlag“ von 20 € 

monatlich ab Juli 2022 

Dies gilt für alle Kinder, Jugendlichen und jungen Erwachsenen bis 25 Jahre, die Anspruch 

auf SGB II-, SGB XII-, AsylbLG-Leistungen, Kinderzuschlag, Anspruch auf ergänzende Hilfe 

zum Lebensunterhalt nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) haben oder ohne eigenen 

Leistungsanspruch in einem SGB II - Haushalt leben. Rechtsgrundlage: § 72 SGB II; § 145 

SGB XII; § 16 AsylbLG; § 6a Abs. 2 BKKG; § 88f BVG, Infos: https://t1p.de/lxels 

 

c. „Einmalzahlung“ für höhere Lebenshaltungskosten in Höhe von 100 € für Juli 22 

Corona-Einmalzahlung im Juli 2022 in Höhe von 100 € an SGB II-, SGB XII-, AsylbLG- und 

BVB- Leistungsbeziehende, aber nur RB-Stufe 1 + 2. 

Nach dem „Entlastungspaket“ soll die Einmalzahlung auf 200 € erhöht werden, wann die 

erhöhte Zahlung erfolgt, ist noch nicht bekannt. Rechtsgrundlage: § 73 SGB II, § 144 SGB 

XII, § 88d BVG, Infos: https://t1p.de/lxels 

 

d. „Einmaliger Heizkostenzuschuss“ nach dem Heizkostenzuschussgesetz 

230 € für Studierende mit BAföG und Azubis mit Ausbildungsbeihilfe/Ausbildungsgeld, sowie 

Aufstiegsgeförderte (schon verdoppelt entsprechend „Entlastungspaket“) 

270 € für Wohngeld-Empfänger, bzw. 350 € für zwei wohngeldberechtigte Personen und 70 

€ für jede weitere Person (schon verdoppelt entsprechend „Entlastungspaket“) 

Rechtsgrundlage: § 1 Abs. 2 HeizkZuschG, § 2 Abs. 2 HeizkZuschG, 

Infos: https://t1p.de/jl5d1 und Infos zum „Entlastungspaket“: https://t1p.de/f6hcg 

e. Weitere Punkte des „Entlastungspakets“ 

- Einmaliger Familienzuschuss von 100 Euro pro Kind à Auszahlung über die 

Kindergeldstelle 

- Absenkung der Energiesteuer auf Sprit für drei Monate (Reduktion Benzin 30 Cent, Diesel 

14 Cent pro l) 

- Drei Monate für nur 9 Euro pro Monat den öffentlichen Nahverkehr nutzen. 

- Verdoppelung des Heizkostenzuschusses (siehe à d.) 

Infos: https://t1p.de/f6hcg 

 

f.„Sanktionsmoratorium“ 

Aussetzen der Sanktionen nach § 31, § 31a, § 31b SGB II von vermutlich 5-2022 bis 12-

2022, Sanktionen wegen Meldeversäumnissen erfolgen weiter. , Rechtsgrundlage: § 84 SGB 

II, Infos: https://t1p.de/dhit 

 

Anmerkung: Wir befinden uns in einer in der Schärfe noch nie dagewesenen 

Kostenexplosion der Lebenshaltungskosten: Das Bundesamt für Statistik hat für März eine 

Inflationsrate von voraussichtlich 7,3 % geschätzt. Discounter, Supermärkte und auch 

Drogerien erhöhen ihre Preise drastisch (https://t1p.de/fgg4p), weitere Erhöhungen 

aufgrund des Ukrainekrieges sind zu erwarten. Um diese Kosten aufzufangen, sind die 2 x 

100 EUR = 16,66 EUR im Monat Almosen. Es müssen spürbare Entlastungen und 

Sofortzuschläge gezahlt werden. 100 EUR im Monat Sofortzuschlag! 

 

https://t1p.de/ioag7
https://t1p.de/lxels
https://t1p.de/lxels
https://t1p.de/jl5d1
https://t1p.de/f6hcg
https://t1p.de/f6hcg
https://t1p.de/dhit
https://t1p.de/fgg4p
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2. Existenzsicherung der Ukraineflüchtlinge 

--------------------------------------------------------- 

Die Politik diskutiert darüber, die Ukraineflüchtlinge nach drei Monaten AsylbLG- 

Grundleistungen ins SGB II einordnen zu wollen. Materiell macht das einen sehr großen 

Geldunterschied: eine Alleinstehende oder Alleinerziehende AsylbLG-

Grundleistungsbeziehende bekommt 367 EUR Regelleistung. Im SGB II würde sie 449 EUR, 

also 82 EUR mehr erhalten. Im SGB II gibt es eine echte Krankenkasse mir Karte, in den 

AsylbLG nur Betteln nach einem Behandlungsschein beim Sozialamt. 

Zur Diskussion: https://t1p.de/otq2m 

 

Anmerkung: Grundsätzlich ist die Aufnahme der Ukraine Geflüchteten ins SGB II zu 

begrüßen. Zunächst rein pragmatisch: die Sozialämter werden gar nicht in der Lage sein 

werden, die ganzen Menschenmengen zu handhaben. Den Ukrainer*innen wird der 

Arbeitsmarktzugang gewährt, dann soll ihnen auch die Leistung mit Arbeitsmarktzugang 

zuerkannt werden. Und als Letztes wäre dies die einmalige Chance ein für alle Mal das 

menschenunwürdige und diskriminierende AsylbLG abzuschaffen. 

 

 

3. Handreichung: Teilhabeleistungen, Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe und 

Leistungen zur Pflege für Personen aus der Ukraine 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Brandaktuelle und wirklich gute Handreichung der Diakonie Deutschland zu 

Teilhabeleistungen (Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen), Leistungen der 

Kinder- und Jugendhilfe und Leistungen zur Pflege für Personen, die aus der Ukraine 

geflüchtet sind. Mehr dazu: https://t1p.de/bsbu9 

 

4. Versicherungsschutz für ukrainische Fahrzeuge und Geltung ukrainischer 

Führerscheine in Deutschland 

---------------------------------- 

Die Flüchtlingsberatungsstelle des evangelischen Kirchenkreises Minden hat eine hilfreiche 

Arbeitshilfe zu Fragen des Versicherungsschutzes für in der Ukraine zugelassene KFZ und 

zur Geltung des ukrainischen Führerscheins erstellt, diese gibt es hier zum 

Download: https://t1p.de/b11bs 

 

5. Infos BA: Übersicht über die Sprachförderangebote des BAMF für Geflüchtete aus 

der Ukraine 

---------------------------------------------- 

Dann noch eine Übersicht über Sprachförderangebote für Geflüchteten aus der Ukraine, 

Download: https://t1p.de/8uey 

 

6. SG Freiburg: Coronazuschlag steht allen Pflegeheimbewohnern zu, die 

Unterstützung vom Sozialamt erhalten 

--------------------------------------------------- 

Auch Bewohner und Bewohnerinnen von Pflegeheimen und anderen vollstationären 

Einrichtungen, die Sozialhilfe nur für die ungedeckten Pflegeheimkosten beziehen, haben 

https://t1p.de/otq2m
https://t1p.de/bsbu9
https://t1p.de/b11bs
https://t1p.de/8uey
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Anspruch auf die im Mai 2021 fällige Einmalzahlung von 150 € aus Anlass der COVID-19-

Pandemie. Das hat die 9. Kammer des Sozialgerichts Freiburg mit Urteil vom 22. 

März 2322_21ano.pdfentschieden. 

Dazu ein Interview und das Urteil in Radio Dreieckland mit dem urteilenden Richter und dem 

Anwalt des im Pflegeheim befindlichen Klägers. Weiter auf der Seite von Radio 

Dreieckland: https://t1p.de/fbihr , hier auch nochmal auf der Seite des 

vertretenden  Anwalts: https://t1p.de/te8rj 

 

Anmerkung: Diese Entscheidung dürfte richtungsweisend für sehr viele SGB II und SGB 

XII-Leistungsbeziehende in stationären Einrichtungen sein, sei es Pflegeeinrichtungen, 

Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe, für Suchtkranke oder auch Taschengeldbeziehende 

in JVAen. 

Diese dürften alle rückwirkend einen Anspruch für 2021 haben, wenn sie diesen dieses Jahr 

noch geltend machen. In Bezug auf die Leistungen nach dem 3. Kapitel des SGB XII 

(Sozialhilfe) bedarf es im Normalfall um eine vorherige Kenntnis der Behörde um einen 

Bedarf auszulösen, da es sich hier aber um eine gesetzlich bestimmte Leistung handelt, ist 

für Menschen im laufenden Leistungsbezug auch ohne extra Antrag/Kenntnis im Sinne von § 

18, 1 SGB XII die rückwirkende Geltendmachung möglich. Diese Regelung ist natürlich auch 

auf die Coronazuschläge im Jahr 2022 anzuwenden. 

 

 

7. Rechtsschutz gegen wöchentliche Auszahlung von AsylbLG-Leistungen 

------------------------------------------------------------------ 

Das SG Hildesheim hat mit Beschluss vom 23.03.2022 (S 42 AY 4008/22 ER) klargestellt, 

dass eine Verfügung, nach der die Betroffene soll wöchentlich beim Amt vorsprechen, um 

dann wochenweise seine Leistungen zu erhalten, einen eigenständig angreifbaren 

Verwaltungsakt darstellt. Widerspruch und Klage dagegen haben also aufschiebende 

Wirkung, so dass für die Dauer des Verfahrens die Leistungen weiter monatsweise 

auszuzahlen sind. 

Das AsylbLG sagt wenig zur Frage der Leistungszeiträume – aus dem Gesetz ergeben sich 

aber ausreichend Anhaltspunkte, dass grundsätzlich monatsweise zu bewilligen ist, es sei 

denn die Leistungsvoraussetzungen beginnen erst im laufenden Monat: 

- § 3 Abs. 5 S. 2 AsylbLG: Stehen die Leistungen nicht für einen vollen Monat zu, wird die 

Leistung anteilig erbracht; 

- § 3a AsylbLG: Darstellung monatlicher Leistungsbeträge 

- § 7 Abs. 3 AsylbLG: monatsweise Anrechnung von Einkommen 

 Die Verfügung von wochenweisen Leistungen dürfte daher regelmäßig rechtswidrig sein – 

eine tragfähige Begründung, die sehr detailliert sein müsste, ist kaum 

denkbar.  Link: https://t1p.de/rtyf 

 

Text Ra Volker Gerloff, NL 06-2022: https://www.ra-gerloff.de/newsletter.html 

 

Anmerkung: Nachzudenken wäre, ob das nicht analog bei Obdachlosen anzuwenden ist! 

https://rdl.de/sites/default/files/2322_21ano.pdf
https://t1p.de/fbihr
https://t1p.de/te8rj
https://t1p.de/rtyf
https://www.ra-gerloff.de/newsletter.html
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Vorwort zu meinen Seminaren: 

 

a. Leider muss ich aufgrund der andauernden Coronasituation mein als Präsenz-Seminar 

geplantes Intensivseminar vom 16. – 20. Mai 2022 in ein Online-Seminar umwandeln. 

Dadurch sind bei diesem noch Plätze frei geworden. Deshalb möchte ich noch kurzfristig 

darauf hinweisen. 

 

b. Ich habe das Seminar: SGB II - Basiswissen für die Sozialberatung neu konzeptioniert und 

möchte es hier einmal eindringlich bewerben. 

In diesem Seminar wird das Basiswissen der Sozialberatung durchgegangen. Wie, wo und in 

welcher Form ist ein Antrag zu stellen, wie sind bei Ablehnung rückwirkend Leistungen 

erhältlich, was sind die tatsächlichen Mitwirkungspflichten, was ist, wenn nicht mitgewirkt 

wird, was für Bescheide gibt es, welche Rechtsmittel sind wogegen einzulegen, welcher 

Widerspruch hat aufschiebende Wirkung, bis hin zur Verjährung von Forderungen und der 

Minderjährigenhaftungsbeschränkung, das sind einige der Themen. 

Dieses Verfahrensrecht ist absolute Voraussetzung für eine fundierte Sozialberatung. Dies 

ist umso wichtiger, da den Leistungsbeziehenden von den Jobcentern zum Teil systematisch 

die ihnen zustehenden Ansprüche vorenthalten werden. Ein repressives Gesetz wird häufig 

noch repressiver umgesetzt. Aufgabe der sozialen Arbeit ist es, sich schützend vor die 

Betroffenen zu stellen. Dabei ist die Aufgabe, die Existenzsicherung der Rat- und 

Hilfesuchenden sicherzustellen und sich gegen soziale Ausgrenzung und Vorenthaltungen 

von Rechtsansprüchen zu positionieren. 

 

Dafür bedarf es fundierten Wissens, welches in der Fortbildung vermittelt wird. Die 

Fortbildung vermittelt die Werkzeuge - aus und für die Praxis. 

 

Ausschreibung und Anmeldung: https://t1p.de/hdlq 

 

Thomé Newsletter 15/2022 vom 10.04.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. Infos zu den Ukraine-Geflüchteten 

------------------------------------ 

Es ist geplant die Ukraine-Geflüchteten ab dem 1. Juni 2022 vom  AsylbLG ins SGB II/SGB 

XII aufzunehmen. Grundsätzlich ist das komplett zu begrüßen. Neben dem Zugang zu 

Arbeitsmarktmaßnahmen gibt es höhere Leistungen, Vermögensfreibeträge und Beträge aus 

Erwerbstätigkeit. Zudem eine eigenständige Krankenversicherung und es gelten in dem 

Rechtskreis  die Regeln der vereinfachten Antragstellung nach § 67 SGB II/§142 SGB XII. 

Hier das Protokoll der „Besprechung des Bundeskanzlers mit den Regierungschefinnen und 

Regierungschefs der Länder vom 7. April 2022“ in der die Eckpunkte festgelegt 

https://t1p.de/hdlq
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wurden: https://t1p.de/aypy 

 

Hier ein Überblick über die Änderungen  beim Pari: https://t1p.de/oq1iz und in T-

Online: https://t1p.de/o1bd 

 

Dann wurde die Ukraine-Aufenthalts-Übergangsverordnung wird bis 31. August 2022 

verlängert, mehr dazu hier: https://t1p.de/sxgym 

 

Kommentar: Die Herausnahme der Ukraine-Geflüchteten ist absolut zu begrüßen, dabei 

dürfen aber alle anderen geflüchteten Menschen unabhängig vom Herkunfts- oder 

Erstaufnahmeland nicht aus den Augen verloren werden. Es wäre eine hervorragende 

Chance, endlich das unsägliche AsylbLG aufzugeben und alle Geflüchteten ins SGB II/SGB 

XII aufzunehmen. Es ist Zeit dafür!   

 

 

2. Wohnungsbauministerin Razavi in Baden-Württemberg plant Ausgleich bei 

Vermietung an Flüchtlinge oder das gegeneinander Ausspielen von 

Bevölkerungsgruppen und Geflüchteten 

------------------------------------------ 

Die badenwürttembergische Wohnungsbauministerin Razavi hat eine ganz schlechte Idee. 

Sie will Vermieter*innen, die ukrainische Geflüchtete aufnehmen, Ausgleichzahlungen 

zukommen lassen. Infos dazu: https://t1p.de/7q8sa 

 

Dazu ein paar Überlegungen: Ich halte das für eine ganz schlechte Idee. Nicht nur 

ukrainische Geflüchtete brauchen eine Wohnung, sondern alle Geflüchteten. Ebenso 

benötigen Erwerbslose, Altersrentner*innen, Alleinerziehende, Kranke und behinderte 

Menschen Wohnraum. Die Lösung kann jetzt nicht sein, diese Gruppen gegeneinander 

auszuspielen, sondern der Wohnungsbau muss massiv befördert, Erleichterung bei der 

Bauplanung müssen geschaffen und die Angemessenheitsregeln für Unterkunftskosten für 

alle Gruppen für einen Zeitraum von, ein, zwei Jahren ausgesetzt werden, bis der 

Wohnungsmarkt sich wieder entspannt hat.      

 

 

3. Erwerbslose und Armutskonferenz kritisieren Gießkannenprinzip bei Energiehilfen: 

“„Der notwendige Energieverbrauch muss übernommen werden“ 

--------------------------------------------- 

Angesichts der Inflation und der durch den Ukraine-Krieg steigenden Energiekosten fordern 

Erwerbslosengruppen und die Nationale Armutskonferenz gezielte Hilfen für in Armut 

lebende Haushalte. 

„Während Erwerbstätige einen Energiekostenzuschlag von 300 Euro erhalten, bekommen 

Leistungsberechtigte in der Grundsicherung gerade einmal 200 Euro. Das wird in den 

wenigsten Fällen ausreichen, die ansteigenden Stromkosten aufzufangen“, kritisiert Jürgen 

Schneider vom Koordinierungskreis der Nationalen Armutskonferenz. Schneider ergänzt: 

„Damit ist auch noch lange nicht die Inflation ausgeglichen. Die drei Euro 

Regelsatzerhöhung, die es am Anfang des Jahres gab, ist weit hinter den tatsächlichen 

Kostensteigerungen zurückgeblieben.“ Schon vor Inflation, Pandemie und Ukraine-Krieg 

hätte der Regelsatz nach Berechnungen von Sozialverbänden mindestens 160 Euro höher 

https://t1p.de/aypy
https://t1p.de/oq1iz
https://t1p.de/o1bd
https://t1p.de/sxgym
https://t1p.de/7q8sa
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liegen müssen, so Schneider. 

Pressemitteilung, Forderungen weitere Infos hier: https://t1p.de/s0smg 

 

 

4. Veröffentlichung bundesweiter Umfrage zu Praxiserfahrungen mit der 

Wohnsitzregelung nach § 12a AufenthG 

--------------------------------------- 

Seit mehr als fünf Jahren ist die Wohnsitzregelung nun gesetzlich verankert. Seit ihrer 

Einführung hat der Verband seine Bedenken in Stellungnahmen veröffentlicht. Mit einer 

bundesweiten Umfrage bei Paritätischen Mitgliedsorganisationen sowie bei Mitarbeiter*innen 

anderer Verbände der Freien Wohlfahrtspflege und Beratungsstellen im September / 

Oktober 2021 konnten nun aktuelle Problemanzeigen im Umgang mit der Wohnsitzregelung 

festgestellt werden. Mehr dazu: https://t1p.de/sdahl 

  

5. SOZIALRECHT JUSTAMENT Ausgabe April 2022 

---------------------------- 

Thema der Aprilausgabe sind aktuelle Entscheidungen des Bundessozialgerichts vom März 

2022 zum sogenannten »Arbeitnehmerstatus« von EU-Bürger*innen. Der Status als 

»Arbeitnehmer*in« ermöglicht stets den Zugang zu (ergänzenden) SGB II-Leistungen. Die 

erste der besprochenen Entscheidungen stellt klar, dass der Status während der 

Schwangerschaft und des Erziehungsurlaubs erhalten bleibt. 

 

Ausführlich erläutere Bernd Eckardt in diesem Zusammenhang den besonderen 

Kündigungsschutz bei Schwangerschaft und was dabei zu beachten ist. Thematisiert wird 

auch, wie rechtlich der Fall zu beurteilen ist, wenn das Arbeitsverhältnis während der 

Schwangerschaft oder der Erziehungszeit (z.B. aufgrund einer Befristung) endet. Ein 

weiteres Urteil des Bundessozialgerichts vom 29.3.2022 zum Arbeitnehmerstatus stelle ich 

kurz unter Bezugnahme des Terminberichts des Gerichts dar. 

Hier geht es zum aktuellen SJ: https://t1p.de/bz9rq 

  

6. Geflüchtete Rom*nja aus der Ukraine, Moldau und aus anderen Staaten brauchen 

Schutz! 

--------------------------------------- 

Gemeinsame Pressemitteilung von PRO ASYL und Flüchtlingsrat Berlin 

Zum internationalen Tag der Rom*nja am 8. April fordern der Flüchtlingsrat Berlin und PRO 

ASYL Schutz für geflüchtete Rom*nja gleich welcher Herkunft, ihre Gleichbehandlung mit 

anderen Geflüchteten und die Anerkennung ihrer Fluchtgründe. Das gilt aktuell besonders 

für die Rom*nja, die vor dem Krieg aus der Ukraine fliehen, aber auch für geflüchtete 

Rom*nja aus Moldau und dem Westbalkan. 

Während des Naziregimes wurden Rom*nja europaweit verfolgt. Heute sind Rom*nja die am 

stärksten diskriminierte Minderheit in Europa. Weil sie häufig aus den Gesellschaften, in 

denen sie leben, ausgeschlossen werden, in existenzbedrohlicher Armut leben müssen und 

keinen Zugang zur Gesundheitsversorgung haben, sehen sich viele gezwungen, ihre 

https://t1p.de/s0smg
https://t1p.de/sdahl
https://t1p.de/bz9rq
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Herkunftsländer zu verlassen, um Schutz in Deutschland zu suchen. Das gilt u.a. für die 

Republik Moldau und die Westbalkanstaaten. Rom*nja aus diesen Ländern werden aber 

schon seit Jahren häufig ohne Rücksicht auf ihre besondere Schutzbedürftigkeit in 

Asylschnellverfahren abgelehnt und abgeschoben. 

Zudem macht der Angriffskrieg Putins auf die Ukraine viele ukrainische Rom*nja zu 

Flüchtlingen. Doch statt warmherziger Aufnahme gibt es aktuell Berichte von Problemen 

beim Grenzübertritt und Diskriminierung bei der Aufnahme. 

 

Weitere Infos hier: https://t1p.de/14hzo 

 

 

7. Kabinett beschließt umfassende BAföG Reform 

----------------------------------------- 

Das Kabinett den schon bekannten Entwurf des 27. BAföG-Änderungsgesetzes 

beschlossen. Die Erhöhung der Bedarfssätze fällt leider zu gering aus, große Schritte sind 

jedoch die Erhöhung der Altersgrenze auf 45 und des Vermögensfreibetrags auf 45.000 

Euro. Dazu dürfen sich einige BAföG-Altschuldner:innen freuen, die nach 20 Jahren noch 

Restschulden haben. 

Details dazu auf BAföG-Rechner: https://t1p.de/fxmlj und in der SZ: https://t1p.de/w85d 

 

Thomé Newsletter 16/2022 vom 17.04.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. Offener Brief an Arbeits- und Sozialminister Hubertus Heil und das BMAS zu 

Maßnahmen zur Abwendung von Energiearmut bisher unbekannten Ausmaßes 

------------------------------------------------------------------------------- 

Angesichts der Energiekrise mit drastischen Teuerungsraten für Strom und Heizenergie 

richtet Tacheles einen offenen Brief an Minister Heil, in welchem konkrete 

Handlungsperspektiven und --notwendigkeiten aufgezeigt werden. 

 

Das Ganze wunderbar auf Twitter von @RosaLin99535919 kommentiert: „Es sollte unserem 

Sozialminister peinlich sein, dass sich ein Verein aufgerufen fühlt, aufgrund seiner 

Untätigkeit hinsichtlich eines BVerfG-Urteils, kleinteilig und fundiert die Arbeit seines 

Ministeriums zu übernehmen.“ 

 

In dem offenen Brief werden dezidiert konkrete Handlungsmöglichkeiten für Herrn Heil und 

das BMAS aufgezeigt, wie Energiearmut zu begegnen ist und die Rechtsprechung des 

BVerfG umgesetzt werden kann. Den offenen Brief gibt es hier: https://t1p.de/yw7il 

 

 

2. Essen: Sozialdezernent fordert 100 Euro mehr Grundsicherung 

--------------------------------------------------------------- 

https://t1p.de/14hzo
https://t1p.de/fxmlj
https://t1p.de/w85d
https://t1p.de/yw7il
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Aus der Stellungnahme: Derzeit liegt der Regelsatz für Hartz IV-Empfänger bei 449 Euro pro 

Person und Monat. Während auch Haushaltsstrom davon bezahlt werden muss, trägt Miete 

und Heizenergie pauschal die Stadt. Letzteres trifft aber nicht automatisch auf die Bezieher 

kleiner Renten zu, die deshalb doppelt betroffen sind. „Die Rentnerinnen und Rentner, die 

knapp über dem Satz der Grundsicherung oder dem Wohngeldanspruch liegen, werden von 

den beschlossenen Entlastungsmaßnahmen der Bundesregierung nicht sehr viel haben“, so 

Renzel. 

Während die Lebensmittelteuerung bereits jetzt für jeden notgedrungen Preisbewussten 

spürbar und bedrückend sei, werde das ganze Ausmaß der Energiekosten wohl erst bei der 

Nebenkostennachzahlung präsentiert. „Ich habe die Sorge, dass viele dann nicht mehr 

können und wir in den Beratungsstellen Tragödien erleben“, so der Sozialdezernent. Die 

Essener Verbraucherzentrale berichtet bereits jetzt über erheblichen Andrang. „Hier droht 

sozialer Sprengstoff, deshalb komme ich früh mit diesem Thema.“ Mit den angedachten 

Einmalzahlungen sei es auf keinen Fall getan. 

 

Zu finden in der WAZ vom 10.04.2022: https://t1p.de/phuv 

 

Kommentar: Recht hat er, es muss einen Sofortzuschlag von 100 EUR monatlich geben! 

 

 

3. Präsidentin des Bundesarbeitsgerichts zu den neuen Arbeitsverhältnissen "Das ist 

eine Prekarisierung, die wir früher nicht kannten" 

------------------------------------------------------------ 

Ein hochaktuelles Interview mit Inken Gallner, Präsidentin des Bundesarbeitsgerichts, über 

neue Arbeitsverhältnisse wie im 19. Jahrhundert, drohende Kündigungswellen und darüber, 

wie Frauen, die schlechter bezahlt werden als Männer, dagegen klagen können. 

https://t1p.de/ossqy 

 

 

4. AsylbLG-Sanktionen mit Katja Kipping - gegen gehörlose Ukraine-Geflüchtete 

---------------------------------------------------- 

Sozialpolitik eigener Art: AsylbLG-Sanktionen mit Katja Kipping gegen gehörlose Ukraine-

Geflüchtete. 

Tagesspiegel vom 13.4.: https://t1p.de/xfa2 

 

Dazu eine Pressemitteilung des  Gehörlosenverband Berlin e.V. und Flüchtlingsrat Berlin 

e.V: Gebrochenes Versprechen: Berlin muss gehörlose Geflüchtete aus der Ukraine 

menschenwürdig aufnehmen, statt sie aus der Stadt zu vertreiben Mehr 

dazu: https://t1p.de/pcxws 

 

Dazu ist klar zu sagen, lieber Berliner Senat so nicht! 

 

5. Sanktionen im SGB II: Trotz Corona mehr Sanktionen/ Fundamentalkritik gegen 

Sanktionen 

---------------------------------------------- 

https://t1p.de/phuv
https://t1p.de/ossqy
https://t1p.de/xfa2
https://t1p.de/pcxws
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Die BA hat neue Zahlen zu SGB II Sanktionen herausgegeben, im Jahr 2021 hat es 193.729 

Sanktionen gegeben, mit einer deutlichen Steigerung von über 10 % gegenüber dem 

Vorjahr. Die BA PM gibt es hier: https://t1p.de/e5e7t 

 

Dazu direkt eine PM vom DPWV, in der die sofortige Abschaffung von Hartz-IV-Sanktionen 

gefordert wird. Diese gibt es hier: https://t1p.de/hndj 

 

Dazu meine Kritik: Vom Sanktionsmoratorium zum Sanktionsmoratömchen 

Im Koalitionsvertrag hieß es noch: "wir setzen alle Sanktionen für ein Jahr aus". Daraus 

wurde dann im Endeffekt ein „Moratömchen“, welches ab dem 1. des Monats nach 

Verkündung, also vermutlich ab irgendwann in der Jahresmitte bis Ende Dezember 2022 

gelten soll. Also statt den zuerst angekündigten 12 Monaten vermutlich nur noch sechs 

Monate. 

Im verabschiedeten Regierungsentwurf heißt es jetzt, dass nur die Sanktionen nach § 31a 

SGB II ausgesetzt werden. Das bedeutet, die “Meldeversäumnisse”, also die Sanktionen 

nach § 32 SGB II, werden weiterhin sanktioniert. Diese Meldeversäumnisse machen aber ca. 

70 % aller Sanktionen aus. 

Zudem besteht die Gefahr, dass die sog. Pflichtverletzungen, also die Sanktionen nach § 

31a SGB II, die jetzt im Rahmen des Moratoriums nicht sanktioniert werden dürfen, 

nachträglich noch sanktioniert werden. Denn nach § 31b Abs. 1 S. 5 SGB II ist bis zu sechs 

Monate nach dem sog. Pflichtversäumnis noch eine Sanktion möglich. Es besteht somit die 

ernste Gefahr, dass das schönklingende Sanktionsmoratorium ab Jan. 2023 mit nachträglich 

durchgeführten Sanktionen durch die Jobcenter ausgehöhlt werden. 

Soviel zum Thema "MEHR FORTSCHRITT WAGEN" durch die Ampel. Bürgergeld bleibt 

Hartz IV, solange nicht bedarfsdeckende Regelleistungen gezahlt und die Sanktionen 

abgeschafft werden! 

Hier nun der verabschiedete Gesetzestext: https://t1p.de/kk1l2 

 

 

6. Eintrag in den Thomé Newsletter 

------------------------------------------ 

Wer sich selber oder KollegInnen oder Kollegen in den Newsletter eintragen will kann das, 

ganz einfach hier selber machen: https://harald-thome.de/newsletter.html 

 

 

Thomé Newsletter 17/2022 vom 01.05.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

https://t1p.de/e5e7t
https://t1p.de/hndj
https://t1p.de/kk1l2
https://harald-thome.de/newsletter.html
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1. Änderungsbeschluss der Bundesregierung zum Covid-19 Sofortzuschlags- und 

Einmalzahlungsgesetz und Regelung zum SGB II/SGB XII-Leistungsanspruch von 

Ukrainegeflüchteten 

------------------------------------------------------------ 

Nun liegt der abschließende Gesetzestext zum Sofortzuschlags- und Einmalzahlungsgesetz 

vor, damit dann u.a. die Entscheidung, dass die Einmalzahlung von nunmehr 200 EUR zum 

01.Juli 2022 gezahlt werden soll und die Neuregelungen für Ukraine-Geflüchteten. 

Stichworte hierzu: SGB II/SGB XII statt AsylbLG, SGB II auch mit Ukraine-

Fiktionsbescheinigung, BAföG, Wohnsitzregelung § 12a, Rechtsgrundlage für 

Zuweisungsenstcheidungen nach § 24 usw 

Den kompletten Gesetzestext, mit Zusammenfassung der aktuellsten Änderungen zu den 

Ukrainer*innen: https://t1p.de/ho7a7 

Bundestag dazu: https://t1p.de/41qj 

BMAS dazu: https://t1p.de/zvi8 

 

2. Kurzzusammenfassung der Regelungen der „Vereinfachten Antragstellung“ für die 

Ukrainegeflüchteten 

----------------------------------------------------------------- 

Für die Ukrainegeflüchteten gelten ab dem 01. Juni die SGB II/SGB XII – Regeln. Hierbei 

gibt es derzeit eine Reihe von Ausnahmeregelungen die dann zu berücksichtigen sind. 

 

a. Diese Regelungen gelten für alle Bewilligungsabschnitte, die bis 31.Dez.2022 begonnen 

haben (§ 1 Abs. 1 Nr. VZVV). Da nach § 74 Abs. 1 SGB II – E die SGB II – 

Bewilligungszeiträume auf längstens sechs Monate zu verkürzen sind, gelten dort die Regeln 

der vereinfachten Antragstellung für den BWZ Juni – Nov. 2022 und Dez. 2022 – Mai 2023. 

 

b. Vermögenseinsatz nur bei erheblichem und verfügbarem Vermögen, so § 67 Abs. 2 SGB 

II/§ 141 Abs. 2 S. 2 SGB XII. 

Beim Schonvermögen gelten für eine Person 60.000 € als nicht erhebliches Vermögen, 

zzgl. 30.000 € für jede weitere Person in der Bedarfsgemeinschaft. Nach Ablauf des 

jeweiligen Bewilligungsabschnitts wird keine Vermögensprüfung nachgeholt! Laut Weisung 

der BA sind nur die kurzfristig verwertbaren Vermögensgegenstände wie Barmittel, 

Sparguthaben, Tagesgelder, Wertpapiersparpläne und -depots, sowie Kunstwerke oder 

Edelmetalle zu berücksichtigen. Nicht in die Prüfung einzubeziehen sind die nicht kurzfristig 

verwertbare, bzw. frei verfügbare Vermögensbestände (FW 67, Nr. 1.2, https://t1p.de/vivih ). 

Dazu gehören werden sämtliche Immobilien in der Ukraine, da diese im Krieg nicht kurzfristig 

verwertbar sein werden oder auch Immobilien, in denen derzeit noch Angehörige wohnen. 

Zu diesem geschützten Vermögen gehören auch Kfz. Hier der Link zur Umsetzung der 

Regelungen im SGB XII: https://t1p.de/5j4q und https://t1p.de/sj3v0 

 

c. Gelten die Regeln der Angemessenheitsfiktion von Unterkunftskosten im SGB II/SGB 

XII (§67 Abs. 1 SGB II/§ 141 Abs. 3 SGB XII), das bedeutet, dass jede Unterkunft als 

angemessen gilt, auch wenn sie teurer ist als die jeweiligen örtlichen Angemessenheitswerte 

und das Jobcenter/Sozialamt somit diese Kosten zu übernehmen hat (LSG Bayern 

28.7.2021 – L 16 AS 311/21 B ER; LSG NRW 13.9.2021 - L 19 AS 1295/21 B ER; LSG 

Schleswig-Holstein 11.11.2020 – L 6 AS 153/20 B ER;  LSG Niedersachsen-Bremen 

29.9.2020 - L 11 AS 508/20 B ER; LSG Sachsen- Anhalt 7.3.2022 - L 4 AS 40/22 B ER ). 

https://t1p.de/ho7a7
https://t1p.de/41qj
https://t1p.de/zvi8
https://t1p.de/vivih
https://t1p.de/5j4q
https://t1p.de/sj3v0
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Bisher nicht eindeutig geklärt ist, ob das Jobcenter/Sozialamt auch bei Unangemessenheit 

der Unterkunftskosten die Wohnungsbeschaffungskosten wie Kautionen zu übernehmen hat. 

Diesseitig wird dies vertreten. 

 

Ich denke diese Sozialschutzpaketregelungen werden einiges für die Ukrainegeflüchteten 

vereinfachen, aber es ist nicht nachzuvollziehen, warum Ukrainegeflüchtete anders 

behandelt werden als beispielsweise Kriegsflüchtlinge aus Syrien. Daher sollte und muss 

nun endlich das diskriminierende AsylbLG abgeschafft werden, denn Kriegsflüchtlinge sind 

Kriegsflüchtlinge, seien sie aus der Ukraine, Syrien, Türkei oder Afghanistan. 

 

3. Pari kritisiert unzureichende Entlastung einkommensschwacher Haushalte und 

mahnt dringend Hartz-IV-Erhöhung an 

------------------------------------------ 

Der Pari kritisiert das „Entlastungpaket“ als absolut unzureichend und fordert statt einer 

Einmalzahlung von 200 EUR eine Regelleistungserhöhung von 200 EUR pro Monat. Mehr 

hier: https://t1p.de/uqf51 

 

4. Stefan Sell zur zunehmenden Energiearmut und Offener Brief von Tacheles 

------------------------------ 

Stefan Sell beschäftigt sich mit der Sicherung des „Energie-Existenzminimums“, arbeitet den 

dahinterliegenden Sachverhalt raus, nimmt Bezug auf die Alarmrufe, der LAG der NRW 

Jobcenter, den Hilferuf des Sozialdezernenten aus Essen und den offenen Brief von 

Tacheles dazu. 

Die Infos von Stefan Sell gibt es hier: https://t1p.de/o7f0 

Den Offener Brief von Tacheles an Arbeits- und Sozialminister Hubertus Heil und das BMAS 

zu Maßnahmen zur Abwendung von Energiearmut bisher unbekannten Ausmaßes. 

In dem offenen Brief werden dezidiert konkrete Handlungsmöglichkeiten für Herrn Heil und 

das BMAS aufgezeigt, wie Energiearmut zu begegnen ist und die Rechtsprechung des 

BVerfG umgesetzt werden kann. Den offenen Brief gibt es hier: https://t1p.de/yw7il 

 

5. Erhöhter Pfändungsfreibetrag ab Juli 2022, mit Rückwirkung auf Jan. 2022 

--------------------------------------------------- 

Der Finanzausschuss hat sich am 25.4.2022 mit dem Steuerentlastungsgesetz 2022 (Drs. 

20/1333) befasst. Dort ist vorgesehen, den Grundfreibetrag bei der Einkommensteuer von 

derzeit 9.984 Euro um 363 Euro auf 10.347 Euro anzuheben. Die Änderung soll rückwirkend 

zum 1. Januar 2022 in Kraft treten! Dies hätte folgende Auswirkungen auf die neue 

Pfändungstabelle ab 1.7.2022, damit müsste der Pfändungsfreibetrag auf 1.330,16 Euro 

steigen. Mehr dazu hier: https://t1p.de/o77wd 

 

6. GGUA: Leistungsansprüche von Unionsbürger*innen: Neuere 

Gerichtsentscheidungen 

------------------------------------------------------------------------ 

Die sozialrechtliche Ausgrenzung von Unionsbürger*innen ist in den letzten Wochen 

aufgrund der Ukraine-Thematik ziemlich in den Hintergrund gerückt. In der Beratungspraxis 

bleibt das Thema jedoch weiterhin virulent, denn nach wie vor müssen Unionsbürger*innen 

https://t1p.de/uqf51
https://t1p.de/o7f0
https://t1p.de/yw7il
https://t1p.de/o77wd
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zum Teil ohne jegliche Sicherstellung eines menschenwürdigen Existenzminimums in 

Deutschland leben. Zwischenzeitlich gibt es einige neue Gerichtsentscheidungen zu 

bestimmten Fragen von Leistungsansprüchen, die für die Beratung nicht unwichtig sein 

könnten. Infos auf der Seite der GGUA: https://t1p.de/aa7yq und aktuelle 

Rechtsprechungsübersicht zu Unionsbürger*innen: https://t1p.de/p9wq 

 

7. Neue Weisungen der BA 

----------------------------------------- 

Ich konnte wieder mal die ein oder anderen „Schätzchen“ bei der BA ausgraben: 

 

- Handbuch: Rechtsbehelfsverfahren in der BA - Fachliche Weisungen für Angelegenheiten 

nach dem SGG, Download: https://t1p.de/bzoi1 

- VABest zum SGB II vom 08.09.2021, Download: https://t1p.de/y4jy 

- VABest zu anderen Ansprüchen vom 13.08.2020, Download: https://t1p.de/notp2 

 

- KEBest zum SGB III vom 30.07.2018, Download: https://t1p.de/ckhh 

 

Das Handbuch zum Rechtsbehelfsverfahren in der BA umfasst umfassend das 

Sozialverwaltungsverfahren. Behördliches Expertenwissen. 

Die VABest’s beinhalten die Regelungen zur Veränderung von Ansprüchen und Änderung 

von Verträgen und Vergleiche, also alles das, wie mit behördlichen Forderungen umzugehen 

ist. 

 

Thomé Newsletter 18/2022 vom 11.05.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. Hinweise: Zum Übergang der Ukraine Geflüchteten ins SGB II / SGB XII 

------------------------------------------------------------ 

 

a. Die Gesetzesänderung wird kommen, daher müssen Leistungsträger Anträge 

entgegennehmen 

Der Zugang zum SGB II/SGB XII für Ukrainegeflüchtete ist im sog. „Sofortzuschlags- und 

Einmalzahlungsgesetz“ geregelt, das befindet sich am 12. Mai 2022 in 2./3. Lesung und wird 

auf jeden Fall verabschiedet werden. Ich bekomme jetzt noch Anfragen von Beratungsstellen 

mit, die berichten, dass einzelne Jobcenter sich weigerten SGB II-Anträge anzunehmen. 

Dazu ist kurz zu sagen: ein Antrag muss immer angenommen werden (§ 20, 3 SGB X), wenn 

dies verweigert wird, ist zu empfehlen, solch grob rechtswidriges Verhalten per 

Fachaufsichtsbeschwerde bei der BA – Zentrale zu thematisieren. 

b. Anwendung der vorläufigen Leistungsgewährung bei AsylbLG – Vorbezug 

Wenn zuvor AsylbLG-Leistungen bezogen wurden, hat eine Bedürftigkeitsprüfung durch den 

https://t1p.de/aa7yq
https://t1p.de/p9wq
https://t1p.de/bzoi1
https://t1p.de/y4jy
https://t1p.de/notp2
https://t1p.de/ckhh
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zuständigen Leistungsträger stattgefunden. Hier ist zu erwarten, dass ab Antrag und 

Zuständigkeit zumindest nach § 41a Abs.1 Nr. 1 SGB II und für das SGB XII nach § 44a Abs. 

1 Nr. 1 SGB XII vorläufig Leistungen zu erbringen und nicht erstmal alle Unterlagen 

wiederholt und formvollendet einzureichen sind, bis die ersten Leistungen erbracht werden. 

Genau für diesen Fall gibt es die Regelung der vorläufigen Leistungsgewährung. 

c. Alleinerziehenden Mehrbedarfe für UkrainerInnen mit Kindern und RB Stufe 1 

Ukrainerinnen, die notgedrungen alleine für Pflege und Erziehung eines minderjährigen 

Kindes sorgen, ist selbstverständlich der Mehrbedarf für Alleinerziehung nach § 21 Abs. 3 

SGB II/§ 30 Abs. 3 SGB XII in der jeweilig maßgeblichen Höhe zu zahlen. Alleinerziehung 

bedeutet: in Verantwortung für Ernährung, Bekleidung, Gestaltung des Tagesablaufs und 

emotionale Zuwendung zuständig zu sein (BSG 3.3.2009 - B 4 AS 450/07 R). 

Alleinerziehend sind auch Personen, wenn der andere Elternteil nicht nur unerhebliche Zeit 

von der Familie getrennt lebt (zB. wegen Freiheitsstrafe, während eines längeren Aufenthalts 

in einer stationären Einrichtung, aus beruflichen Gründe zB. Seefahrer oder Fernfahrer 

(Eicher/Luik/Harich, SGB II Kommentar, 5. Aufl., § 21, Rn 35) oder wegen der Verteidigung 

des Herkunftslandes. Es bedarf für den Alleinerziehendenmehrbedarf nicht die Aufgabe der 

Partnerschaft oder den Tod des anderen Elternteils. 

Wird der Alleinerziehendenmehrbedarf gezahlt, ist automatisch immer die Regelbedarfsstufe 

für Alleinstehende, also die RB 1, in Höhe von 449 EUR zu zahlen (§ 21 Abs. Abs. 3 Nr. 1, 2 

SGB II/ § 30 Abs. 3 Nr. 1, 2 SGB XII). Etwaige Kürzungen auf RB-Stufe 2, also 404 EUR, 

weil die Partnerschaft oder Ehe nicht aufgegeben wurden, sind eindeutig rechtswidrig. 

Auch ist der Alleinerziehendenmehrbedarf nicht nur leiblichen Eltern zu erbringen, sondern 

jeder Person, die alleine für Sorge und Pflege minderjähriger Kinder sorgt BSG 27.1.2009 – 

B 14/7b AS 8/07 R), also auch, wenn die Oma alleine mit dem Enkel wohnt und dieser von 

ihr betreut wird. 

  

2. „Sofortzuschlags- und Einmalzahlungsgesetz“ und Anhörung im Bundestag 

------------------------------------------------- 

Am 09.Mai 2022 hat die öffentliche Anhörung zum „Sofortzuschlags- und 

Einmalzahlungsgesetz“ im Ausschuss für Armut und Soziales stattgefunden. Für den 12. Mai 

ist die 2./3. Lesung dazu angesetzt. 

Dabei wird die Einmalzahlung von 200 EUR im Juli 2022, der „Kindersofortzuschlag“ von 20 

€ monatlich ab Juli 2022, der Wechsel der Ukrainegeflüchteten ins SGB II/SGB XII, sowie 

verschiedene weitere Regelungen betreffend der Ukrainegeflüchteten entschieden. Die 

aktuellste Version des geplanten Gesetzestextes vom 06. Mai 2022 gibt es 

hier: https://t1p.de/2ds0x 

 

Hier die Stellungnahmen der Sachverständigen, schriftlich und als 

Videobeitrag: https://t1p.de/kkug6 

 

Dazu ein sehr passender Kommentar von Ulrich Schneider: Gezielte Hilfen statt Entlastung 

mit der Gießkanne! Link: https://t1p.de/l3fyc 

 

 

3. SOZIALRECHT-JUSTAMENT Mai 2022 

https://t1p.de/2ds0x
https://t1p.de/kkug6
https://t1p.de/l3fyc
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--------------------------------------------------------------- 

Thema der Mai-Ausgabe von SOZIALRECHT-JUSTAMENT ist nochmals die sogenannte 

»Angemessenheitsfiktion« bei den Unterkunftsbedarfen aufgrund der COVID-19-

Sonderregelung in § 67 Abs. 3 SGB II(zuletzt in 09/2021). 

 

Download: https://t1p.de/p48h2 

 

Nachtrag: Das Hessisches LSG hat frisch veröffentlicht entschieden, dass die 

Angemessenheitsfiktion in § 67 Abs. 3 SGB II nicht nur auf Neuanträge beschränkt ist, 

sondern auch bei Umzügen im Leistungsbezug Anwendung findet. LSG HES v. 21.02.2022 - 

L 6 AS 585/21 B ER 

 

Quelle: https://www.sozialgerichtsbarkeit.de/node/170935 

 

 

4. Pari Online-Fachtag 16. Mai 2022: Verschwörungserzählungen und Fake News als 

Herausforderung in der Sozialen Arbeit 

------------------------------------------------------ 

 

Verschwörungserzählungen und FakeNews, wie sie zur Zeit besonders über die Sozialen 

Medien Verbreitung finden, zu entlarven sind nicht immer einfach. Noch schwieriger ist es, 

dagegen zu argumentieren, gerade dann, wenn das Gegenüber mit sachlichen Argumenten 

nicht mehr zu erreichen ist. Damit stehen wir auch im Umfeld der sozialen Arbeit vor der 

schwierigen Herausforderung, einen adäquaten Umgang mit Anhängern von 

Verschwörungserzählungen sowie deren Auswirkungen auf den sozialen Zusammenhalt im 

Arbeitsumfeld zu finden. 

Was sind eigentlich Verschwörungserzählungen und Fake News? Wie wirken sie, welche 

Funktion haben sie und wie gefährlich sind sie für unsere Gesellschaft? Diesen Fragen soll 

auf dem Online-Fachtag nachgegangen werden. 

 

Infos und Anmeldung: https://t1p.de/zpp1i 

 

 

5. Aktuelle Gerichtsentscheidungen zu aufenthalts- und sozialrechtlichen Ansprüchen 

von EU-Bürger*innen 

---------------------------- 

In der Beratungspraxis ist das Thema aufenthalts- und sozialrechtliche Situation von EU-

Bürger*innen weiterhin virulent: Denn nach wie vor haben viele EU-Bürger*innen 

Schwierigkeiten in der Durchsetzung von ihren Leistungsansprüchen oder sind gesetzlich 

von Leistungen ausgeschlossen. Infolgedessen leben sie nicht selten ohne Sicherstellung 

eines menschenwürdigen Existenzminimums. Zwischenzeitlich gibt es einige neue 

Gerichtsentscheidungen zu bestimmten Fragen von Leistungsansprüchen, die für die 

Beratung relevant sein könnten. Dazu hat Claudius Voigt von der GGUA eine Übersicht 

erstellt. Mehr dazu: https://t1p.de/qaael 

 

 

6. Pari: Pflegerelevante Änderungen des SGB XI und V durch das 

https://t1p.de/p48h2
https://www.sozialgerichtsbarkeit.de/node/170935
https://t1p.de/zpp1i
https://t1p.de/qaael
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Gesundheitsversorgungsweiterentwicklungsgesetz (2021) - Aktualisierte 

Handreichung 

--------------------------- 

Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Gesundheitsversorgung – GVWG 

(Gesundheitsversorgungsweiterentwicklungsgesetz) wurden wesentliche pflegerelevante 

Gesetzesänderungen auf den Weg gebracht. Das Gesetz trat in großen Teilen am 01. 

Januar 2022 in Kraft. Die Vorgaben zur Tarifbindung ab 01.09.2022, wobei vorher schon 

Fristen für Meldepflichten der Pflegeeinrichtungen und weitere Umsetzungsschritte 

eingezogen wurden. Nun liegt eine aktualisierte Fassung der Handreichung des 

Paritätischen aus Dezember 2021 vor, in der zu unterschiedlichen Themenbereichen 

aktuelle Informationen und weiterführende Links, wie z.B. zur Tariforientierung, enthalten 

sind. 

 

Handreichung und weitere Infos: https://t1p.de/fst4e 

 

Thomé Newsletter 19/2022 vom 15.05.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. Bundestag stimmt Einmalzahlung und Sofortzuschlagsgesetz incl. Regelungern zu 

den UkrainerInnen zu 

-------------------------------------------------------------------------------- 

Das Gesetz ist jetzt verabschiedet und wird wirksam. Darin geregelt sind u.a.: 

 

a. „Einmalzahlung“ für höhere Lebenshaltungskosten von 200 € im Juli 2022 

Einmalzahlung in Höhe von 200 €  im Juli 2022 für SGB II-, SGB XII-, AsylbLG- und BVB- 

Leistungsbeziehende, die im Juli 2022 im Leistungsbezug sind und Leistungen in der RB-

Stufe 1 + 2 erhalten. à Kein Antrag erforderlich. 

Rechtsgrundlage: § 73 SGB II, § 144 SGB XII, § 16 AsylbLG; § 88d 

BVG, Infos: https://t1p.de/lxels 

 

b.  Familienzuschuss von 100 € pro Kind, bis 25 Jahre (à Auszahlung über 

Kindergeldstelle) im Juli 2022 

Rechtsgrundlage: § 6 Abs. 3 BKGG, Infos: https://t1p.de/ymwn8 

 

c. Anspruch der Ukraine-Flüchtlinge auf SGB II- und SGB XII- Leistungen ab 1. Juni 

2022 

Ausländern mit Fiktionsbescheinigung bzw. einen Aufenthaltstitel nach § 24 Abs. 1 AufenthG 

(Vorübergehender Schutz aufgrund der Massenzustromrichtlinie der EU) haben ab 01.Juni 

2022 Anspruch auf SGB II / SGB XII – Leistungen (§ 74 SGB II/§ 146 SGB XII). Ist keine 

Fiktionsbescheinigung vorhanden, sind weiterhin AsylbLG – Leistungen zu erbringen. 

Rechtsgrundlage: § 74 SGB II / § 146 SGB XII, Infos: https://t1p.de/7p81d 

 

2. Kurze Bewertung zum Thema Einmalzahlungs- und Sofortzuschlagsgesetz- 

https://t1p.de/fst4e
https://t1p.de/lxels
https://t1p.de/ymwn8
https://t1p.de/ymwn8
https://t1p.de/7p81d
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Vorschlag eines Kürzungsmoratoriums 

---------------------------------------------------------------------------- 

Die Regelleistungen im SGB II/SGB XII und AsylbLG sind deutlich zu niedrig. Sie stellen 

schon lange  nicht mehr das verfassungsrechtlich garantierte Existenzminimum da. Das 

Bundesamt für Statistik hat im April 2022 eine Inflationsrate von 7,4 % festgestellt. 

Die Bundesregierung versucht diese Unterdeckung mit den 200 EUR aufs Jahr, aus 

Einmalzahlungs- und Sofortzuschlagsgesetz, also 16,66 EUR im Monat zu kompensieren. 

Es wird damit versucht die Verfassungswidrigkeit der Regelleistungen zu kaschieren, weil die 

Regierung davon ausgehen kann, dass kaum ein Gericht sich an das Thema dran traut und 

sie somit wieder einmal mit der planmäßigen Unterdeckung durchkommen. Mit den 16,66 

EUR sind die Preissteigerungen nicht im Entferntesten gedeckt. Nicht ohne Grund wurde von 

der LAG der Jobcenterleiter in NRW Alarm geschlagen oder hat der Sozialdezernent der 

Stadt Essen eine Anhebung der Regelleistungen von 100 EUR pro Monat gefordert. Die 

Sozialverbände, Betroffenenorganisationen, die Gewerkschaften bis zum Kinderschutzbund 

schlagen Alarm und fordern, dass es eine deutliche Berücksichtigung dieser 

Preissteigerungsraten geben muss. 16,66 EUR faktische Regelsatzanhebung sind auf jeden 

Fall absolut unzureichend und ein Witz. 

 

Dann kommt hinzu, dass ein ganzer Teil der Leistungsbeziehenden noch nicht mal sämtliche 

ihnen eigentlich zustehenden Existenzminimumsleistungen auch erhält. Rund 450.000 

Haushalte bekommen rund 87 EUR monatlich nicht an Unterkunftskosten gezahlt, in 

einzelnen Kommunen beträgt die Unterdeckung weit mehr, so beim  Jobcenter Ebersberg 

durchschnittlich 234,84 EUR im Monat, in München 213,13 EUR und in Dachau 198,47 EUR 

werden pro gekürztem Haushalt an KdU nicht anerkannt.  Hinzukommen noch nicht 

vollständig übernommene Heizkosten bei ungefähr 100.000 Haushalten. Auch finden 

100.000-fach Aufrechnungen von Darlehen und Erstattungs- und Ersatzleistungen von bis zu 

30 % des Regelsatzes, also bis 134,70 EUR, statt. 

Diese Beispiele machen deutlich, dass vielmals noch nicht einmal das „Existenzminimum“ 

zur Auszahlung gebracht wird. Durch diese Nichtberücksichtigung tatsächlicher Kosten, 

Aufrechnung und Geltendmachung sonstiger Forderungen wird die Existenz nicht mehr 

vertretbar drastisch unterschritten. 

 

Hier ist die Politik gefordert, ein eindeutiges Kürzungsmoratorium einzuführen. Keine 

Kürzungen der Unterkunft und Heizung, ohne Ausnahme und in allen Fällen. Aussetzung 

aller  Aufrechnung von Darlehen und Aufrechnungen von  Ersatz- und 

Erstattungsansprüchen  und ein Moratorium bei der Geltendmachung von Forderungen über 

die Forderungseinzugsstellen der Bundesagentur für Arbeit und der Einzugsstellen der 

kommunalen Jobcenter und weiteren Leistungsträger . 

Dieses umfassende Kürzungsmoratorium muss sofort einsetzen und sollte mind. bis 

Ende 2023 laufen. Das geht nur durch Gesetzesänderung, daher ist hier und heute die 

Politik gefragt. 

 

 

3. Öffentlichen Anhörung am 16. Mai 2022 zum Sanktionsmoratorium 

-------------------------------------------------- 

Am 16. Mai findet die öffentliche Anhörung zur Aussetzung der Sanktionen bei Hartz IV statt. 

Die Stellungnahmen der Sachverständigen gibt es auf der Webseite des 
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Bundestags: https://t1p.de/43h3d 

Die Stellungnahme des Pari ist dort nicht veröffentlicht, die gibt es 

hier: https://t1p.de/u3om4 

Die Tachelesstellungnahme zum Beginn des Gesetzgebungsverfahrens gibt es 

hier: https://t1p.de/rncf7 

 

Kurze Stellungnahme von mir dazu: Das Gesetz ist faktisch ein Sanktionsmoratömchen. 

Die Sanktionen sollten komplett ausgesetzt werden, denn jede Kürzung des 

Existenzminimums ist immer ein Grundrechtsverstoß. Ein wirkliches Fördern ohne 

Sanktionen und auf Augenhöhe, das würde die Menschen mitnehmen und würde zu einer 

nachhaltigen Arbeitsmarktintegration führen. Daher sollten alle Sanktionen ausgesetzt und 

später abgeschafft werden. Vor dem Hintergrund von Wirtschaftskrise und Inflationsrate 

sowieso. Zudem muss dringend die rückwirkende  Sanktionsmöglichkeit  über den § 31b 

Abs. 1 S. 5 SGB II geändert werden, denn so können die Jobcenter 2023 noch Sanktionen 

nachträglich nach der Zeit des Moratoriums durchführen.   

 

 

4. „Am Limit“. „So geht das nicht mehr weiter“: Vielen Tafeln geht die Puste aus 

------------------------------------------ 

Stefan Sell zum dramatischen Jahresbericht der Tafeln, die aufgrund des Ansturms Alarm 

schlagen. Alles dazu hier: https://t1p.de/knz3k 

 

5. Neue SGB II - Folien im Netz 

---------------------------------------------- 

Eigentlich kommen im Moment relativ regelmäßig neue Folien ins Netz, die aktuellen gibt es 

hier: 

https://tacheles-sozialhilfe.de/informationen/folien-sgb-ii.html 

 

6. Bitte um Unterstützung: Abschlussarbeit eines Studierenden zum psychisches 

Wohlbefinden innerhalb des SGB II-Systems 

-------------------------------------------------- 

Leon, der Soziale Arbeit an der Universität Duisburg-Essen studiert und ehemaliger 

Tacheles Praktikant und jetzt ehrenamtlicher Mitstreiter ist, sitzt an seiner Abschlussarbeit 

zum Thema „Psychisches Wohlbefinden innerhalb des SGB II-Systems“ und sucht dafür 

Leistungsbeziehende oder ehemalige, die dazu eine kurze Onlinebefragung mitmachen. Ich 

fände es cool, wenn sich hier die oder der ein oder andere finden würde, hier geht’s zur 

Umfrage: https://t1p.de/9o9mu 

  

Thomé Newsletter 20/2022 vom 22.05.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

https://t1p.de/43h3d
https://t1p.de/u3om4
https://t1p.de/rncf7
https://t1p.de/knz3k
https://tacheles-sozialhilfe.de/informationen/folien-sgb-ii.html
https://t1p.de/9o9mu
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1. Zum Sanktionsmoratorium bzw. dem Heraufbeschwören eines drohenden 

Untergangs des Abendlandes 

----------------------------------------- 

Das von der Ampel geplante „Sanktionsmoratorium“ ist nun verabschiedet. Es enthält 

folgende Punkte: 

 

- Wirksamkeit für 1 Jahr, ab dem Monat des Inkrafttretens des Gesetzes, vermutlich Juli 

2022 – Juli 2023 

- Aussetzen der Sanktionen nach §§ 31, § 31a, § 31b SGB II - also die 30 % Sanktionen - für 

ein Jahr 

- Minderungen erst nach einem wiederholtem Meldeversäumnis, Bemessungszeitraum dafür 

ein Jahr. 

- Minderung auf 10 % des Regelsatzes auch bei wiederholtem Meldeversäumnis begrenzt (§ 

84 Abs. 3 SGB II - N). 

 

Den verabschiedeten Gesetzestext gibt es hier: https://t1p.de/b1har 

 

Kommentar: Wenn man die Äußerungen aus dem Lager der Union, den 

Arbeitgeberverbänden,  ehemaligen BA-Chefs und sonstigen Freunden der Drangsalierung 

Erwerbsloser folgt, droht mit diesem Gesetz nichts weniger als die Gefahr des Untergangs 

des Abendlandes. Denn Sanktionen seien weiter nötig, um gegen „unkooperativer 

Leistungsbeziehende“ vorgehen zu können (so z.B. Ex-BA Chef Scheele). Vieles mehr kann 

dazu man dieser Tage in der Presse lesen. 

 

Es ist erfreulich, dass die Ampel nun doch weitgehend ihre Ankündigung aus dem 

Koalitionsvertrag erfüllt. Die max. 10 % - Sanktionen bei Meldeversäumnissen sind 

überschaubar. Es ist zu hoffen, dass es zu einer vernünftigen Evaluierung zur Wirksamkeit 

dieses Moratoriums kommt. Allerdings macht eine solche Evaluierung nur Sinn, wenn 

Erwerbslose nicht nur nicht schikaniert werden, sondern gleichzeitig gefördert werden. Hier 

muss die Ampel Gas geben und die Mechanismen zur Förderung in Gang setzen. 

Hierzu direkt ein Fall aus der Sozialberatung des Vereins Tacheles: es kann und darf nicht 

sein, dass Menschen, die beispielsweise dringend eine Brille brauchen, um wieder arbeiten 

zu können, diese mit abstrusen Ablehnungsbegründungen wie „die Anschaffung einer Brille 

sei im Regelsatz enthalten und es gäbe keinen Anspruch darauf“ versagt bekommen. Denn 

im vorliegenden Fall kann der Betroffene nicht arbeiten, wenn er nicht richtig sehen kann. 

Genau das ist aber der Alltag für Hartz IV-Beziehende. Es gibt bisher oft eben keine 

notwendige Förderung, sondern lediglich unnötiges Schikanieren.    

Hier wurde jetzt ein überfälliger Schritt getan. Erst 2019 durch das BVerfG, nun von der 

Ampel. Die über die Jahrhunderte kultivierte reaktionäre Ideologie der Unterstellung des 

„faulen Arbeitslosen“ wird hoffentlich Geschichte.  Das ist nötig, mutig und eine historische 

Chance mit diesem reaktionären Gedankenbild endlich zu brechen.   

 

Tacheles hatte im Rahmen seines Beitrages als sachverständiger Dritter 

im  Sanktionsverfahren beim BVerfG eine Onlinebefragung zu den Auswirkungen und Folgen 

von den damaligen Sanktionen getätigt und den Menschen, die Sanktionen alltäglich erleben 

und Angst vor Sanktionen erlebt haben, die Möglichkeit gegeben, diese Erfahrungen 

unmittelbar  und direkt dem Gericht, welches über diese Dinge entschieden hat, vortragen zu 

https://t1p.de/b1har
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können. Daran haben sich über 8000 Menschen mit insgesamt 600 Seiten beteiligt.  Wer 

diese Not, diese Angst und die Wünsche nach Förderung und nicht Drangsalierung lesen 

will, sollte sich dieses Dokument der Zeitgeschichte und neuer Form der Beteiligung der 

Betroffenen in Gerichtsverfahren anschauen: https://t1p.de/mqxew 

 

Auch wirklich lesenswert Tacheles-Stellungnahme im Sanktionsverfahren vor dem BVerfG in 

der deutlich rausgearbeitet wurde das jede Unterschreitung des sozialhilferechtlichen 

Existenzminimums einen Verstoß gegen die verfassungsrechtlich garantierte Sicherung 

eines menschenwürdigen Existenzminimums sowie gegen den Grundsatz der Gewährung 

eines menschenwürdigen Daseins darstellt, der im Völkerrecht, im UN-Sozialpakt, in der UN-

Behindertenkonvention und im Grundgesetz verankert ist (nähere Ausführungen 

unter: https://t1p.de/0v3m5 ) 

 

Wir haben eine einmalige bzw. historische Chance dieses unsägliche 

Drangsalierungssystem jetzt weitgehend abzuschaffen, nutzen wir sie! 

 

Das nächste Brett was zu bohren ist, ist die Höhe der Regelleistungen. Diese müssen 

unverzüglichst deutlich angehoben werden.   

  

2. Arbeitsminister Heil will Entwurf für Bürgergeld-Reform im Sommer vorlegen 

-------------------------------------- 

Laut aktuellen Pressemeldungen will das BMAS den Gesetzesentwurf zur Bürgergeldreform 

im Sommer vorlegen. „In der zweiten Jahreshälfte solle die "sehr große" Reform im 

Parlament beraten und beschlossen werden“. So: https://t1p.de/76ttt 

 

Kommentar: Das verspricht spannend zu werden. Aber: Hartz IV bleibt solange das Hartz 

IV, wie nicht Sanktionen komplett abgeschafft anstatt nur ausgesetzt zu werden und zudem 

die Regelleistungen auf eine existenzsichernde Höhe, und zwar für SGB II/SGB XII und 

AsylbLG – Beziehende, festgesetzt werden! 

 

 

3. Linke: Hartz-IV-Sonderzahlungen reichen nicht – Regelsätze auf 687 Euro erhöhen! 

------------------------------ 

Aus der PM der Linken: Es braucht Ehrlichkeit in der Existenzsicherung. Die Regierung 

verteilt völlig willkürlich festgelegte Einmalzahlungen, die nicht einmal den Kaufkraftverlust 

durch die hohe Inflation ausgleichen. Hartz IV und Sozialhilfe müssen sofort und dauerhaft 

erhöht werden. Wir haben ehrlich gerechnet: Der Regelsatz in Hartz IV und Sozialhilfe muss 

687 Euro betragen, plus Strom, plus „weiße Ware“. Auch für Kinder im Bezug braucht es 

monatlich 100 Euro mehr. 

Mehr: https://t1p.de/zzgcw 

 

4. Pari Studie: Armut im Studium: 30 Prozent aller Studierenden leben in Armut 

---------------------------- 

Nach einer aktuellen Expertiseder Paritätischen Forschungsstelle sind 30 Prozent aller 

https://t1p.de/mqxew
https://t1p.de/0v3m5
https://t1p.de/76ttt
https://t1p.de/zzgcw
https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/doc/PaFo-2022-Armut_von_Studierenden.pdf
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Studierenden in Deutschland von Armut betroffen. Von den alleinlebenden Studenten und 

Studentinnen sind es sogar vier von fünf, die in Armut leben. Die Autor*innen der Studie 

empfehlen auf Basis der dramatischen Befunde weitreichende BAföG-Reformen, um den 

Berechtigtenkreis zu erweitern und Studierende wirksam vor Armut zu schützen. Die bisher 

vorliegenden Vorschläge der Bundesregierung zu einer Reform, die am Mittwoch im 

Bundestagsausschuss für Bildung beraten werden, seien nicht ausreichend. Gerade 

angesichts der aktuellen Preissteigerungen drohten weitere harte Belastungen, 

Verschuldung und Studienabbrüche für viele arme Studierende, warnt der Pari. 

Weitere infos: https://t1p.de/jf4yi 

  

5. Weisungen aus BaWü zum mit BuT_ Leistungen und dem sogenannten 9 Euro 

Ticket für die Rechtskreise SGB II und SGB XII 

------------------------------------------ 

Dann möchte ich unkommentiert auf eine Info das BaWü Landkreistag zum Umgang mit dem 

9 Euro Ticket weitergeben. Da wird es bestimmt noch das ein oder andere Problem geben. 

Hinweise hier zum Download: https://t1p.de/eq81n 

  

6. Deutschen Instituts für Menschenrechte: Kein Staatsgeld für rassistische 

Diskriminierung der AfD-nahen Stiftung 

------------------------- 

Die AfD-nahe Desiderius-Erasmus-Stiftung darf nach Auffassung des Deutschen Instituts für 

Menschenrechte nicht mit Steuergeldern unterstützt werden. Eine staatliche Förderung sei 

nicht mit der Menschenwürde aus Art. 1 Abs. 1 Grundgesetz (GG) und den im 

Internationalen Übereinkommen gegen rassistische Diskriminierung verbrieften Garantien 

vereinbar, teilte das Institut am Donnerstag unter Berufung auf ein eigenes Rechtsgutachten 

mit. Mehr dazu: https://t1p.de/ijftz 

  

 

Thomé Newsletter 21/2022 vom 29.05.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. Arbeitsminister Heil zur Umsetzung des „Bürgergeld“ und Erhöhung der 

Regelleistungen in SGB II/SGB XII und AsylbLG um rd. 10 % 

---------------------------------------------------------------- 

Arbeitsminister Heil kündigt zum Jahreswechsel Änderungen bei den Regelleistungen an: 

"Mein Vorschlag ist, dass wir etwa bei Familienhaushalten die unteren 30 statt der unteren 

20 Prozent der Einkommen als Grundlage nehmen. Damit können wir erreichen, dass die 

Regelsätze im Bürgergeld pro Person und Monat in etwa um 40 bis 50 Euro höher sein 

https://t1p.de/jf4yi
https://t1p.de/eq81n
https://t1p.de/ijftz
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werden als in der Grundsicherung. Das entspricht einer Steigerung von etwa 10 Prozent." 

Weiter: „Zum 1. Januar wollen wir außerdem das neue Bürgergeld einführen, mit dem wir 

das Hartz-IV-Systemüberwinden und dem Sozialstaat ein neues Gesicht geben“. 

Das Interview gibt es hier: https://t1p.de/idh2f 

 

Bemerkung: Was Hubertus Heil in Bezug auf die Regelleistungen ankündigt, ist nichts 

anderes als die Umsetzung der sowieso fälligen Regelleistungserhöhungen durch die 

explodierenden Preise und die Inflationsrate. Das jetzt als „Überwindung des Hartz-IV-

Systems“ zu bezeichnen, ist zynisch. Es ist vielmehr die Zementierung von dauerhafter 

Armut unterhalb des Existenzminimums. Es bedarf einer sofortigen monatlichen 

Erhöhung von 100 EUR und einer dauerhaften von rd. 200 EUR mehr. 

 

Auch bedarf es einer sofortigen Aussetzung jeder Kürzung in den Unterkunfts- und 

Heizkosten und Aufrechnung jeglicher Forderungen von Darlehn, Erstattungs- und 

Ersatzansprüchen („Kürzungsmoratorium“, siehe Thomé NL 19/2021, Nr. 

2: https://t1p.de/f6ur9). 

 

Daher kann man dazu sagen: das Bürgergeld bleibt Hartz IV, solange die 

Regelleistungen nicht bedarfsdeckend sind und die Sanktionen abgeschafft werden! 

 

 

2. Ukrainegeflüchtete / Weisung der BA 

------------------------------------------------- 

Die BA hat am 23. Mai 2022 eine ausführliche Weisung zum Rechtskreiswechsel vom 

AsylbLG ins SGB II für Menschen mit (beantragtem) vorübergehenden Schutz nach § 24 

AufenthG veröffentlicht. Die BA-Weisung „Bearbeitung von Fällen mit Aufenthaltstitel 

nach § 24 AufenthG oder entsprechender Fiktionsbescheinigung“ gibt es 

hier: https://t1p.de/8pzco 

 

Claudius Voigt von der GGUA hat die Inhalte der Weisung seziert und übersichtsartig 

dargestellt, das Papier von Claudius gibt es hier: https://t1p.de/rdx58 

 

Dazu auch einige kritische Anmerkungen von RA Volker Gerloff auf 

Twitter: https://t1p.de/s9gxl 

 

 

3. Ausführliche Darstellung der Gesetzesänderungen zum Rechtskreiswechsel 

Ukraine zum 1. Juni 

------------------------------------------------ 

Am 1. Juni 2022 treten zahlreiche Gesetzesänderungen in Kraft, die die Ansprüche auf 

unterschiedliche Sozialleistungen für Geflüchtete mit vorübergehendem Schutz neu regeln. 

Das betrifft das SGB II, SGB XII, AsylbLG, SGB IX, SGB V, BAföG, Familienleistungen im 

BKGG, EStG, BEEG, UhVorschG und das AufenthG. 

Claudius Voigt hat dazu eine Zusammenstellung gezaubert, die gibt es 

hier: https://t1p.de/y3lun 

 

 

https://t1p.de/idh2f
https://t1p.de/f6ur9
https://t1p.de/8pzco
https://t1p.de/rdx58
https://t1p.de/s9gxl
https://t1p.de/y3lun
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4. Pari:  Wesentliche Änderungen durch das Sofortzuschlags- und 

Einmalzahlungsgesetz für aus der Ukraine Geflüchtete – Wechsel des 

Sozialleistungsträgers 

------------------------------------------------------------ 

Der Pari fast die wesentlichen Änderungen durch das Sofortzuschlags- und 

Einmalzahlungsgesetz für aus der Ukraine Geflüchtete zusammen: https://t1p.de/ltrr2 

 

 

5. Bundesverfassungsgericht: Ablehnung von Beratungshilfe für sozialrechtliches 

Widerspruchsverfahren verfassungswidrig 

-------------------------------------------------------- 

Pressemitteilung des Bundesverfassungsgerichts Nr. 45/2022 vom 24. Mai 2022 zum 

Beschluss vom 04. April 2022 – 1 BvR 1370/21: Mit heute veröffentlichtem Beschluss hat die 

1. Kammer des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts entschieden, dass die 

Ablehnung von Beratungshilfe für ein sozialrechtliches Widerspruchsverfahren 

verfassungswidrig war. Der Antrag des Beschwerdeführers auf die Bewilligung von 

Beratungshilfe wurde vom zuständigen Amtsgericht in mehreren Entscheidungen wegen 

Mutwilligkeit abgelehnt. 

Mehr zu dieser grandiosen Entscheidung hier: https://t1p.de/auzte 

 

6. RA Schaller: BAföG für Ausländer/-innen 

---------------------------------------------- 

RA Schaller fasst in dem Papier die am 01.06.2022 in Kraft tretenden Regelungen in § 61 

BAföG zum Thema BAföG für AusländerInnen zusammen: https://t1p.de/8nizz 

 

 

7. Großdemo am 25. Juni in München zum G7-Gipfel: “Klimakrise, Artensterben, 

Ungleichheit - Gerecht geht anders!" 

-------------------------------------- 

Ein breites zivilgesellschaftliches Bündnis ruft zu Protest für eine gerechte Politik der G7-

Staaten auf. 

Ende Juni empfängt die Bundesregierung die Staats- und Regierungschefs großer 

Industriestaaten zum G7-Gipfel. Unter dem Motto #GerechtGehtAnders ruft ein breites 

Bündnis zu einer Demonstration in München auf, um zu Zehntausenden lautstark zu fordern: 

- Zieht Konsequenzen aus dem russischen Krieg gegen die Ukraine. Befreit uns so schnell 

wie möglich aus der Abhängigkeit von Öl, Gas und Kohle! 

- Handelt in aller Konsequenz gegen Klimakrise und Artensterben! 

- Und bekämpft endlich Hunger, Armut und Ungleichheit! 

Die Auftaktkundgebung beginnt am Sonntag, den 25. Juni um 12 Uhr auf der 

Theresienwiese in München. 

https://t1p.de/ltrr2
https://t1p.de/auzte
https://t1p.de/8nizz
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Auf der Seite des Bündnisses abrufbar ist der Aufruf in voller Länge und 

Mobimaterial https://www.g7-demo.de/demo Updates zur Demoroute und dem 

Bühnenprogramm folgen. 

 

 

 

 

Thomé Newsletter 22/2022 vom 06.06.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. Bundestag beschließt Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns auf 12 Euro pro 

Stunde ab Oktober 2022 

----------------------------------------------- 

Der Bundestag beschließt die Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns auf 12 Euro pro 

Stunde ab Oktober 2022, gleichzeitig eine Erhöhung der Grenze für Minijobs von derzeit 450 

Euro auf 520 Euro im Monat. Umfangreiche Infos und Kritik bzgl. der Höhe des Mindestlohns 

und Ausweitung der prekären Beschäftigung hier: https://t1p.de/8pg8t 

 

Dazu eine klare und richtige Stellungnahme der Linkspartei: https://t1p.de/uxobq 

 

 

2. Neue Empfehlungen des Deutschen Vereins für den Einsatz von Einkommen und 

Vermögen in der Sozialhilfe (SGB XII) 

----------------------------------------------------- 

Der DV hat neue Empfehlungen zum Einsatz von Einkommen und Vermögen in der 

Sozialhilfe heraus gegeben, diese sind hier zu finden: https://t1p.de/0qmmz 

 

 

3. BVerfG zum Vermögenseinsatz 

------------------------------------------ 

Das BVerfG hat eine Richtervorlage des SG Aurich zum Thema „angemessenes 

selbstgenutztes Wohneigentum“ negativ entschieden. Im Kern ging es um die Frage ob es 

einen „Familienheimschutz“ für selbstgenutztes Wohneigentum gibt, nachdem Kinder 

ausgezogen sind. Dies hat das BVerfG verneint und damit klargestellt, dass auch zuvor 

geschontes Eigentum, wenn es zu groß ist verwertet werden muss. Das Sozialgericht Aurich 

sah in dieser Regelung und der gesetzlichen Grundlage (§ 12 Abs. 3 SGB II) eine 

diskriminierende Wirkung, da sie Eltern in ihrer aktuellen Lebenssituation nur deshalb 

schlechter stellten, weil sie in einer vorangegangenen Lebensphase Kinder betreut hätten. 

 

Entscheidung des BVerfG: https://t1p.de/w916f 

Sachverhaltsdarstellung auf Beck-Online:  https://t1p.de/noqol und Kritik auf 

HartzIV.org: https://t1p.de/tehas 

 

https://www.g7-demo.de/demo
https://t1p.de/8pg8t
https://t1p.de/uxobq
https://t1p.de/0qmmz
https://t1p.de/w916f
https://t1p.de/noqol
https://t1p.de/tehas
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4. Bernd Eckardt: Sozialrecht – Justament Juni /2022 

------------------------------------------------------------ 

Bernd hat in seinem neuen SJ folgende Punkte bearbeitet: die Regelungen zum 

»Heizkostenzuschussgesetz«, »Steuerentlastungsgesetz 2022« und das »Sofortzuschlags- 

und Einmalzahlungsgesetz und diverse Infos zum Rechtskreiswechsel ukrainischer 

Flüchtlinge vom AsybLG zum SGB II: Das Sozialrecht – Justament gibt es 

hier: https://t1p.de/yzzze 

 

 

5. Neue Pfändungstabelle 2022 mit Rückwirkung auf Januar 2022 

----------------------------- 

Im Jahr 2022 gibt es erstmalig eine jährliche Pfändungstabelle, dieses mal mit einer 

Erhöhung von 6 %. Weitere Infos und Details hier: https://t1p.de/9acw3 

 

 

6. BSG: Absetzung des Grundfreibetrages für jeden Monat der Arbeit 

---------------------------------------------------- 

Das BSG hat in Bezug auf die Anrechnung von Arbeitseinkommen entschieden, dass der 

Grundfreibetrag von 100 Euro sowie der Erwerbstätigenfreibetrag (§ 11b Abs. 2 und 3 SGB 

II) für jeden Monat für den Erwerbseinkommen in einer Summe gezahlt wird, einzeln 

abzusetzen ist. So BSG, Urteil vom 29.03.2022, B 4 AS 24/21 R, 

nachzulesen: https://t1p.de/tmsqo Die Fehlerquote dürfte erheblich sein. 

 

 

7. Handlungshilfe gegen Diskriminierung und rassistisches Mobbing am Arbeitsplatz 

von ver.di erschienen 

----------------------------------------------- 

Basierend auf Erfahrungen aus der betrieblichen Praxis, gibt ver.di praktische Empfehlungen 

und Hilfen an die Hand, wie ein kollegialer und respektvoller Umgang geschaffen werden 

kann für ein Betriebsklima, das von Solidarität und Guter Arbeit geprägt ist und Rassismus 

keine Chance lässt. Die Arbeitshilfe gibt es hier: https://t1p.de/s3i58 

  

Thomé Newsletter 23/2022 vom 12.06.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. „Sanktionsmoratorium“ vom Bundesrat beschlossen 

-------------------------------------------- 

Das sog. Sanktionsmoratorium wurde nun vom Bundesrat am 10. Juni 2022  beschlossen. 

Es wird im Monat nach Verkündung wirksam, somit vermutlich zum 01. Juli 2022 und soll 

dann bis Ende Juni 2023 gelten. 

 

https://t1p.de/yzzze
https://t1p.de/9acw3
https://t1p.de/tmsqo
https://t1p.de/s3i58
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Die Stellungnahmen gegen das Sanktionsmoratorium überschlagen sich, 

ArbeitsvermittlerInnen erklären sinngemäß: jetzt tanzen uns die Hartz IV – Beziehenden auf 

der Nase rum, der Vorstandsvorsitzende der Bundesagentur für Arbeit (BA), Detlef Scheele, 

hält die jetzige Sanktionspraxis weiterhin für nötig. 

„Ich möchte kein Jobcenter-Berater sein, der das erklären muss.“ 97 Prozent der 

Leistungsbezieher kämen mit Sanktionen überhaupt nicht Berührung, weil alle Auflagen 

befolgt würden. 

Bayerns Sozialministerin Ulrike Scharf (CSU) hält das Sanktionsmoratorium für einen 

„Schlag ins Gesicht aller Mitarbeiter in Jobcentern“. Baden-Württemberg: 

Wirtschaftsministerin Nicole Hoffmeister-Kraut (CDU) betonte: „Für einige wenige, die 

beharrlich eine Zusammenarbeit verweigern, braucht es weiterhin Sanktionen.“ Die Liste der 

Sanktionsbefürworter lässt sich fortsetzen. 

 

Einschätzung zum Sanktionsmoratorium: 

Erstmal zu den Fakten: laut Aussage der BA werden nur 3 % der ALG II-Beziehenden 

jährlich sanktioniert. Wenn für ein Jahr die Sanktionen (teilweise) ausgesetzt werden, wird 

die Welt nicht untergehen. Die Sanktionen waren DAS MITTEL um den Niedriglohn in 

Deutschland durchzusetzen, soziale Standards und bestehende Sicherungssysteme mit 

Einführung der AGENDA 2010 abzuschaffen. 

 

Bis zum Urteil des BVerfG wurden Sanktionen bis hin zur Obdachlosigkeit, absoluten 

Verschuldung und Existenzvernichtung, gerade junger Menschen, durchexerziert. Tacheles 

ist es Ende 2019 als Glanzstück durch öffentlichen Druck gelungen, die Weisung der BA zu 

den Sanktionen dahingehend zu beeinflussen, dass diese auf generell 30 % begrenzt 

werden. 

Die Wirkung von möglichen Sanktionen strahlte auf alle Leistungsbeziehenden und sogar 

prekär Beschäftigte. Alle Hartz-IV-Beziehenden wussten bis zur Entscheidung des BVerfG, 

das Jobcenter kann sie bis zur Obdachlosigkeit sanktionieren. Kooperation und damit 

Niedriglohn wurde mit diesem Instrument erzwungen. 

Nein, das „Abendland geht nicht unter“ vom Sanktionsmoratorium, mit diesen 3 % 

„unkooperativen Leistungsbeziehenden“ wird die Gesellschaft einfach leben können und 

müssen. Es ist vielmehr eine große Chance von der vorherrschenden Hetze gegen 

Erwerbslose wegzukommen und das System der sozialen Sicherung neu auszugestalten. 

Notwendig sind vielmehr existenzsichernde Regelleistungen, für alle, sei es für 

Erwerbstätige, RentnerInnen, Geflüchtete. Die Regelleistungen müssen sofort massiv hoch, 

und zwar viel mehr als die von Arbeitsminister Heil angekündigten 10 % = 45 – 50 EUR, 

sondern in einer Höhe die das menschenwürdige Dasein, die gesellschaftliche Teilhabe und 

die Inflationsrate in geeigneten Maße wiedergibt. Das bedeutet 150 – 200 EUR, nicht 

einmalig im Jahr, sondern jeden Monat!      

Notwendig ist Fördern, dass alles getan wird, damit Leistungsbeziehende qualifiziert und 

weitergebildet werden und nicht das Finanzieren von unsinnigen Maßnahmen, die nicht 

selten völlig am Arbeitsmarkt vorbeigehen und wo es vielmals um Finanzierung der Hartz IV 

– Beschäftigungsträger und das Schönrechnen von Arbeitsmarktstatistiken geht. 

Diese Chance zur Neugestaltung der Arbeitsmarktpolitik sollte von der Ampel jetzt ergriffen 

werden! 

 

Zu den konkreten Punkten des Sanktionsmoratorium: 
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- Aussetzen der Sanktionen nach § 31a SGB II gilt vermutlich ab Juli 2022 bis Juni 2023 (§ 

84 Abs. 1 SGB II-N). 

Das dürfte auch zuvor begonnene, aber im Juli 2022 noch nicht vollständig durchgeführte 

Sanktionen betreffen. 

 

- Minderungen wegen Meldeversäumnissen erst nach wiederholtem Meldeversäumnis, 

Bemessungszeitraum für wiederholte Meldeversäumnisse ein Jahr. Minderung auf 10 % des 

RS begrenzt, dh. mehrere 10 % Minderungen übereinander sind nicht zulässig (§ 84 Abs. 3 

SGB II - N). 

 

Zwei große Gefahren besten: 

- Ausgehend von der jetzigen Rechtslage können Sanktionen nach § 31a SGB II bis sechs 

Monaten ab dem Zeitpunkt der Pflichtverletzung durchgeführt werden (§ 31b Abs. 1 S. 5 

SGB II), daher könnten ab Juli 2023 noch Sanktionen nachträglich für die Zeit ab Januar 

2023, trotz des Moratoriums erfolgen. 

- Neben Sanktionen kann auch bei einer Reihe von Sanktionstatbeständen ein Kostenersatz 

wegen vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführter Hilfebedürftigkeit nach § 34 SGB II 

geltend gemacht werden. Dieser Kostenersatzanspruch verjährt nach drei Jahren nach 

Ablauf des Jahres, für das die Leistung erbracht worden sind § 34 Abs. 3 S. 1 SGB II). Das 

bedeutet, statt zu sanktionieren ist in vielen Fällen auch einen Kostenersatzanspruch von 

Jobcentern möglich. 

 

Hier die Infos des Bundesrates zur Verabschiedung er vom 

Sanktionsmoratoriums: https://t1p.de/w6wph und hier der 

Gesetzestext: https://t1p.de/b1har 

 

 

2. Energiearmut verhindern - aber wie? -  Zehn Vorschläge von der Caritas 

----------------------------------- 

Stark gestiegene Energiepreise treffen insbesondere arme Haushalt, die anteilsmäßig viel für 

Heizung, Strom und Mobilität ausgeben. Der Caritasverband hat zehn Vorschläge 

herausgearbeitet, um Energiearmut vorzubeugen. 

Hier zunächst ein Artikel auf der CV Seite dazu: https://t1p.de/rweks 

Die Vorschläge sind hier zu finden: https://t1p.de/jfcpk 

Stefan Sell kommentiert die Vorschläge ebenfalls: https://t1p.de/k8s80 

 

Anmerkung: Tacheles hat dazu letztes Jahr auch schon zwei Vorschläge erarbeitet. Einmal 

eine Stellungnahme von Nov.2021: https://t1p.de/bz7t und einen offenen Brief an Herrn Heil 

von April 2022 in dem konkrete kurzfristig umsetzbare Vorschläge gemacht 

wurden: https://t1p.de/zxvc2 

 

 

3. Neue Weisungen zum WoGG 

-------------------------------------------- 

Auf der Tacheleswebseite wurden neue Landesweisungen zum WoGG veröffentlicht. Diese 

gibt es hier: https://t1p.de/p5iq4 und dann: Wohngeld 

https://t1p.de/w6wph
https://t1p.de/b1har
https://t1p.de/rweks
https://t1p.de/jfcpk
https://t1p.de/k8s80
https://t1p.de/bz7t
https://t1p.de/zxvc2
https://t1p.de/p5iq4
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4. Tacheles: Aufruf zur Mithilfe 

-------------------------------------- 

Tacheles betreibt schon seit einigen Jahren unter der Adresse https://my-

sozialberatung.de  eine Adressdatenbank für Sozialberatungsstellen und 

Rechtsanwält*innen mit dem Schwerpunkt Sozialrecht. 

Diese soll nun neu konzipiert, modernisiert und inhaltlich erweitert werden. Dies umfasst die 

Aufnahme von Beratungsstellen und Anwält*innen auch über die Thematik Allgemeine 

Sozialberatung bzw. Sozialrecht hinaus. 

Außerdem soll auch eine Stichwortsuche ermöglicht werden. Das bedeutet, dass die 

Eingabe eines Stichworts in das Suchfeld zu den passenden Beratungsstellen und 

Rechtsanwält*innen führt. 

Dazu müssen wir zunächst geeignete Stichworte oder „Tags“ zu den einzelnen (Beratungs-) 

Kategorien sammeln. 

Dabei brauchen wir Ihre/Eure Hilfe! 

Nehmt euch 5-10 Minuten Zeit, um in der angehängten Word-Datei die Stichworte/Tags zu 

ergänzen und schickt die Datei danach an info@tacheles-sozialhilfe.org 

Viele Dank für Ihre/Deine Mithilfe! 

 

Die Datei über die bisherigen Stichworte oder „Tags“ gibt es hier zum 

Download: https://t1p.de/6jlo5 

 

 

 

5. Stefan Sell: zur Entscheidung des BVerfG wegen Verwertung von Wohneigentum 

------------------------------- 

Stefan Sell erklärt und kommentier die Entscheidung des BVerfG zur Verwertungspflicht von 

Wohneigentum. Mehr: https://t1p.de/a7fi6 

  

6. Umfrage zum Thema "Sozialbetrug" 

---------------------------------------------------- 

Die KollegInnen Mitali Nagrecha (Justice Collective) und Anthony Obst (FU Berlin) bitten 

recht herzlich um Unterstützung bei einem Recherche-Projekt, das die strafrechtliche 

Verfolgung von sogenanntem Sozialbetrug untersucht. Medienberichte zeichnen oft ein 

sensationalisiertes Bild von weit verbreitetem, organisiertem Betrug, der vor allem nicht-

weißen und nicht-deutschen Bevölkerungsgruppen zugeschrieben wird. Abseits dieser 

Darstellungen ist wenig darüber bekannt, wie Sozialbetrug in der Realität aussieht. 

 

Die beiden möchten durch ihr Projekt diese Realität näher beleuchten und publik machen 

und haben dafür eine Umfrage gestellt, die sich insbesondere an Sozialarbeiter*innen richtet, 

die ihren Mandant*innen bei Problemen mit dem Jobcenter helfen. Aber auch diejenigen 

unter euch, die vor allem mit migrantisierten oder rassifizierten Gruppen arbeiten, haben 

https://my-sozialberatung.de/
https://my-sozialberatung.de/
mailto:info@tacheles-sozialhilfe.org
https://t1p.de/6jlo5
https://t1p.de/a7fi6
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womöglich etwas beizutragen. Die Umfrage dauert voraussichtlich ca. 15 Minuten und Mitali 

und Anthony sind für jede Hilfe sehr dankbar! 

 

Hier geht es zu der Umfrage: https://t1p.de/wxxew 

 

 

Thomé Newsletter 24/2022 vom 26.06.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

1.    Zur Diskussion über eine Rückforderung von BuT-Leistungen aufgrund des 9 EUR 

Tickets – Rechtliche Hinweise und Wertung 

-------------------------------------------------------------------- 

Einzelne Bundesländer wollen bereits bezahlte BuT - Leistungen für Nahverkehrstickets 

aufgrund des 9-Euro-Tickets zurückfordern. Insgesamt ist dies durch meine Veröffentlichung 

der Pläne des Baden-Württembergischen Landkreistages im Thomé – Newsletter 20.2022 

bekannt geworden (https://t1p.de/uagtx , Nr. 5). Arbeitsminister Heil, will diese 

Rückforderung verhindern, kann es aber rechtlich nicht, da es sich um kommunale 

Leistungen handelt. Ob diese zurückgefordert werden, entscheidet das jeweilige 

Landesarbeits- und Sozialministerium, da kann Herr Heil ohne Bindungswirkung nur 

Empfehlungen herausgeben. 

Allerdings wird daran der Umgang mit einkommensschwachen Menschen ziemlich deutlich: 

§ 40 Abs. 6 Satz 3 SGB II bestimmt, dass eine Rückforderung ausschließlich von BuT - 

Leistungen nicht möglich ist. Dies wäre nur möglich, wenn alle gezahlten SGB II - Leistungen 

zurückzuerstatten wären. Dann könnten auch die BuT-Leistungen zu erstatten sein. Dass 

hier trotz klarer gegenteiliger Rechtslage, einzelne Bundesländer überhaupt auf eine 

Rückforderungsidee kommen, drückt nur den völlig verschärften Umgang mit armen 

Menschen aus. 

Es muss, sozusagen als naturgegebenen Mechanismus, jeder zu viel gezahlten Cent zurück 

gefordert werden, unabhängig von der Rechtslage und der Vorschrift, soziale Rechte 

möglichst weit und im Sinne der Leistungsberechtigten auszulegen (§ 2 Abs. 2 SGB I). Es ist 

allen SGB II-Leistungsberechtigten zu empfehlen, gegen eine etwaige Rückforderung 

Widerspruch einzulegen und zu Anwältin oder Anwalt zu gehen. Dann wird das jeweilige 

Jobcenter noch mit den Anwaltskosten von rd. 450 EUR pro Widerspruch belastet, 

sozusagen als „Lehrgeld“ dafür, dass die (Landes)Behörde überhaupt auf so einen Mist 

kommt. Der Pari hat das treffend auf den Punkt gebracht: "Kaltherzig, bürokratisch und 

empathielos". dem ist nichts hinzuzufügen, bis auf meinen Tipp zum Umgang damit. 

Mehr dazu unter https://t1p.de/ikqyh und https://t1p.de/x900v 

  

2. SGB II – “Sanktionsmoratorium” am 1.7.2022 für ein Jahr 

------------------------------------------------------- 

Im Bundesgesetzblatt wurde nun das 11. SGB II-ÄndG = Sanktionsmoratorium veröffentlicht, 

https://t1p.de/wxxew
https://t1p.de/uagtx
https://t1p.de/ikqyh
https://t1p.de/x900v
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damit wird das Gesetz zum 01.Juli 2022 wirksam. 

Veröffentlichung im Gesetzesblatt mit Bewertungen dazu bei der LAG Schuldnerberatung 

HH: https://t1p.de/0u8my 

 

3. BAföG-Reform zum 1. Aug. 2022 in Kraft 

------------------------------------------------ 

Das 27. BAföG-Änderungsgesetz wurde am 23.6.22 im Bundestag beschlossen. Ab 

Wintersemester 22/23 werden die Freibeträge auf das Elterneinkommen um 20,75% steigen, 

die Bedarfssätze leider nur um 5,75% (Mietzuschlag >10%). Dazu kommt die Erhöhung der 

Altersgrenze auf 45 und des Vermögensfreibetrags auf 15.000 € (für alle unter 30) bzw. 

45.000 € ab 30 Jahre. 

Die BAföG Bedarfssätze wurden zwar um 5,75 erhöht hinken aber deutlich der aktuellen 

Inflation her (die Inflationsrate +7,9 %). 

Weitere Infos: Bafög-Rechner: https://t1p.de/fxmlj, Wolters 

Kluver: https://t1p.de/l31yg und Veröffentlichung Bundestag: https://t1p.de/bu94p 

 

4. Neue Weisungen der BA zum Sofortzuschlag 

--------------------------------- 

Die BA hat eine umfassende Weisung zum Sofortzuschlag von 200 EUR der im Juli 2022 zur 

Auszahlung gebracht wird’s gemacht, diese umfassende Weisung zu § 72 und in der Folge 

zu § 67 SGB II sind hier zu finden: https://t1p.de/buca 

 

5. SG Köln: Passbeschaffungskosten für einen zugewanderten Menschen sind nach § 

21 Abs. 6 SGB II zu übernehmen, wenn das Jobcenter die Vorlage des Passes zur 

Leistungsvoraussetzung macht 

--------------------------------------------------------------------- 

Das SG Köln macht richtigerweise einen neuen Anlauf zum Thema Passbeschaffungskosten 

gemacht und bestimmt, dass die Kosten für einen nicht-deutschen Pass nach § 21 Abs. 6 

SGB II auf Zuschussbasis zu übernehmen sind. Zumindest dann, wenn das JC die Vorlage 

des Passes zur Leistungsvoraussetzung macht, was ungefähr in jedem Fall so sein dürfte 

(SG Köln vom 17. Mai 2022 - S 15 AS 4356/19). 

 

Das Urteil hier zum Download: https://t1p.de/gihvj 

 

 

6. SGB XII: BMAS zur Realisierbarkeit ausländischer Renten für in Deutschland 

lebende Menschen mit Rentenansprüchen aus Russland und der Ukraine 

--------------------------------------------------------- 

Dann möchte ich noch auf ein Thema zu sprechen kommen: die Realisierbarkeit 

ausländischer Renten für in Deutschland lebende Menschen mit Rentenansprüchen aus 

Russland und der Ukraine. Hier hat das BMAS vom 4. März 2022 einen deutlichen Hinweis 

rausgegen, dass nicht realisierbare Renten nicht als Einkommen anzurechnen sind. Einige 

Sozialämter ignorieren hier deutlich die Rechts- und die Weisungslage. Rechtlich ist die 

Sache relativ einfach, wenn Renten aus Russland oder der Ukraine nicht fließen, sind sie 

kein Einkommen im Sinne des § 82 Abs. 1 SGB XII und dürfen in keinem einzigen Fall als 

https://t1p.de/0u8my
https://t1p.de/fxmlj
https://t1p.de/l31yg
https://t1p.de/bu94p
https://t1p.de/buca
https://t1p.de/gihvj
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Einkommen angerechnet werden. Dazu ergänzend die Hinweise des BMAS zum 

Download: https://t1p.de/gmyo3 

 

Thomé Newsletter 25/2022 vom 03.07.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

  

1. Vorankündigung: Leitfaden Alg II/Sozialhilfe von A-Z / Neuauflage für das 1. 

Halbjahr 2023 geplant 

----------------------------------------------------------------------------- 

Der Leitfaden Alg II/Sozialhilfe von A-Z setzt seit Jahrzehnten Standards in der 

Sozialberatung. Er ist das Ratgeberwerk zum SGB II und SGB XII in einem Band. In ihn 

fließt unter der Herausgeberschaft von Harald Thomé die langjährige Beratungs- und 

Schulungspraxis der Autor:innen ein. Beziehende von Sozialleistungen erkennen ihre Rechte 

auf einen Blick, Sozialberater:innen, Mitarbeiter:innen der Sozial- und Wohlfahrtsverbände 

sowie Anwält:innen erhalten fachliche Unterstützung für die Durchsetzung der Ansprüche der 

Ratsuchenden. 

Die 32. Auflage des Leitfadens 2023/2024 entsteht parallel zur geplanten großen Reform der 

Hartz- IV-Gesetze („Bürgergeld“) und bezieht diese selbstverständlich mit ein. Neue 

Stichworte kommen hinzu, andere werden redaktionell angepasst. Der Leitfaden wird unter 

Mitarbeit des gesamten, bewährten Autor:innenenteams erstmals im NOMOS-Verlag 

veröffentlicht. Abhängig von den Rechtsänderungen ist die Neuauflage für das 1. Halbjahr 

2023 geplant und kann bereits jetzt vorbestellt werden. 

Ca. 800 Seiten, ca. 23 Euro, Erscheinungstermin reformabhängig 1. HJ 2023 

  

Vorbestellungen über den NOMOS-Shop 

Der Vorteil: Sie brauchen sich danach um nichts mehr kümmern. Sobald das Werk 

erschienen ist, wird es Ihnen portofrei und mit vierzehntägigem Rückgaberecht zugeschickt. 

Vorbestellungen: https://t1p.de/vn9cl 

 

 2. Neue Weisungen der BA insbesondere zum Sanktionsmoratorium 

----------------------------------------------------------------------------- 

Die BA hat neue Weisungen herausgegeben, eine neue Fassung zur Weisung zu § 67 SGB 

II (Sozialschutzpaket) und von zentraler Bedeutung zum Sanktionsmoratorium. 

Dann gibt es auch noch ein internes Papier zu den zukünftigen Rechtsbehelfsbelehrungen in 

Bezug auf das Sanktionsmoratorium. 

 

Neue Weisung zu § 67 SGB II: https://t1p.de/buca > § 67 SGB II 

https://t1p.de/gmyo3
https://t1p.de/vn9cl
https://t1p.de/buca
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Weisung zur Umsetzung des Sanktionsmoratoriums: https://t1p.de/qyvo3 

Muster zur Rechtsbehelfsbelehrungen anlässlich Sanktionsmoratorium: https://t1p.de/zj4g3 

 

Beratungshinweis: Das Sanktionsmoratorium gilt ab 01.07.2022, das bedeutet: 

- jede 30 % Sanktion hat ab sofort ausgesetzt zu werden. Es ist davon auszugehen, dass 

das eine Reihe von JC nicht automatisch umsetzen, hier sollte bei bestandskräftigen 

Bescheiden auf die neue Rechtslage in § 84 Abs. 1 SGB II hingewiesen, eine Frist von einer 

Woche gesetzt und dann den Anspruch im Eilverfahren durchgesetzt werden. 

- bei Minderungen bzw. Sanktionen wegen Meldeversäumnissen nach § 32 SGB II ist auch 

von der sofortigen Anwendung des Moratoriums für vor dem 01.07.2022 begonnene Fällen 

auszugehen. Erst wenn es zu einem wiederholten Meldeversäumnis ab 01.07.22 gekommen 

ist, ist eine Minderung bzw. Sanktion wegen Meldeversäumnis zulässig. Auch hier ist davon 

auszugehen, dass dies regelmäßig nicht umgesetzt wird. 

 

 

3. Der Paritätische Armutsbericht 2022 

----------------------------------------- 

Laut Paritätischem Armutsbericht 2022 hat die Armut in Deutschland mit einer Armutsquote 

von 16,6 Prozent im zweiten Pandemie-Jahr (2021) einen traurigen neuen Höchststand 

erreicht. 

13,8 Millionen Menschen müssen demnach hierzulande derzeit zu den Armen gerechnet 

werden, 600.000 mehr als vor der Pandemie. Der Paritätische Wohlfahrtsverband rechnet 

angesichts der aktuellen Inflation mit einer weiteren Verschärfung der Lage und appelliert an 

die Bundesregierung, umgehend ein weiteres Entlastungspaket auf den Weg zu bringen, das 

bei den fürsorgerischen Maßnahmen ansetzt: Grundsicherung, Wohngeld und BAföG seien 

bedarfsgerecht anzuheben und deutlich auszuweiten, um zielgerichtet und wirksam Hilfe für 

einkommensarme Haushalte zu gewährleisten. 

Mehr dazu: https://t1p.de/08b6a 

 

 4. Vorankündigung Aktionstag Oktober 2022 von "AufRecht bestehen" 

---------------------------------------------------------------- 

Das Bündnis „AufRecht bestehen“ plant anlässlich der Diskussion um das geplante 

Bürgergeld sowie der explodierenden Energiekosten einen Aktionstag am 14. Oktober 

2022. 

Aktuell erarbeitet das Bündnis ein Forderungspapier auf Grundlage bereits veröffentlichter 

Forderungen zur Überwindung von Hartz IV („Hartz IV endlich ohne Wenn und Aber 

abschaffen“ von Juni 2021) und zur Energiearmut („Energieversorgung ist ein elementarer 

Bestandteil menschlicher Existenzsicherung“ von April 2022). Voraussichtlich können wir 

Ende August das fertige Forderungspapier, einen Aufruf zum Aktionstag sowie weitere Infos 

zur Verfügung stellen. Mehr unter: https://www.erwerbslos.de/ 

  

5. Offener Brief von Trägern der Migrationsberatung in Hamburg 20.6.22: Solidarität ist 

unteilbar! - Selektives Willkommen spaltet 

--------------------------------------------------------- 

Die gesellschaftliche Solidarität gegenüber den Geflüchteten aus der Ukraine, das politisch 

https://t1p.de/qyvo3
https://t1p.de/zj4g3
https://t1p.de/08b6a
https://www.erwerbslos.de/
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gewährte Bleiberecht nach §§ 24 AufenthG und die offenen Zugänge zu Sozialleistungen, 

zum Arbeits- und Wohnungsmarkt machen einerseits Hoffnung: Eine Aufnahmegesellschaft, 

die sich mit den vor Krieg und der Zerstörung ihrer Lebensgrundlagen fliehenden Menschen 

empathisch identifizieren kann, und Behörden, die sich als Dienstleistende auch für 

Geflüchtete verstehen und zur schnellen Integration dieser Menschen alle nötigen 

Ressourcen einsetzen – das könnte ein Modell für die generelle humane Willkommens- und 

Integrationspolitik gegenüber Geflüchteten in Deutschland sein. Zum offenen 

Brief: https://t1p.de/mxvn6 

 

 

6. Zum Umgang mit erhöhten Abschlägen für Energie und Heizung und 

Jahresabrechnungen für Energie und Heizung 

------------------------------------------------------------ 

Ich möchte auf ein Papier von Tacheles hinweisen, in dem wir Anfang April 2022 als offenen 

Brief an Herrn Heil (auf den wir unfreundlicherweise keinerlei Eingangsbestätigung, noch 

sonstige Reaktion erhalten haben) dem im Grunde nach den möglichen Umgang mit 

erhöhten Abschlägen und Jahresabrechnungen für Energie und Heizung durchgearbeitet 

hatten. Die dort genannten Punkte können und sollten so in der Beratung umgesetzt 

werden.  Das Papier gibt es hier: https://t1p.de/zxvc2 

 

 

 

Thomé Newsletter 26/2022 vom 10.07.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 1. Verbraucherschutzministerin Lemke für ein Moratorium zu Strom- und Gassperren 

– eine gute Initiative, aber es sind noch weitere Schritte nötig! 

------------------------------------------------ 

Verbraucherschutzministerin Frau Lemke startet die Initiative für ein Moratorium zur 

Aussetzung von Strom- und Gassperren bei Zuspitzung der Energiekrise. Damit greift Lemke 

eine Initiative der Konferenz der Verbraucherschutzminister auf. Besonders da wir uns laut 

Habeck „auf das Schlimmste einstellen" müssen, angesichts der Energiekrise. Weitere Infos 

dazu: https://t1p.de/fh0iv 

 

Bewertung: Diese Initiative ist richtig, denn die einkommensschwachen Haushalte werden 

die gestiegenen Energiekosten nicht stemmen können. Hier sind jetzt Änderungen 

notwendig. 

 

Dazu möchte ich auch nochmals auf die im letzten Jahr aufgestellte Forderung von Tacheles 

zurückkommen, die wir an die damals neue Bundesregierung formuliert haben: 

Angemessenheitsgrenzen für Heizung anhand des Verbrauchs, statt nach Kosten bemessen 

https://t1p.de/mxvn6
https://t1p.de/zxvc2
https://t1p.de/fh0iv
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Herausnahme der Bedarfe für Haushaltsenergie aus dem Regelbedarf und Berücksichtigung 

als Kosten der Unterkunft 

Berücksichtigung von Heizungs- und Stromkosten beim Wohngeld 

Förderung von Energieeffizienz 

Energiesperren stoppen     

Dieser Katalog ist hier zu finden: https://t1p.de/bz7t 

Zudem hatte Tacheles im April 2022 in einem offenen Brief an Herrn Heil konkrete 

Vorschläge zur Umsetzung gegeben, wie aktuell mit Erwerbslosen, 

RentnerInnen,  Niedriglöhnern, Auszubildenden, bis hin zu Geflüchteten konkret mit der 

drohenden Energiearmut umgegangen werden kann, diese Infos gibt es 

hier: https://t1p.de/zxvc2 

 

Diese Punkte müssten umgesetzt werden, damit es zur konkreten Abfederung für 

minderbemittelte Haushalte kommt! 

   

2. SG Detmold zur Verjährung von Darlehensforderungen nach drei Jahren nach § 195 

BGB 

----------------------------------- 

Das SG Detmold hat mit Gerichtsbescheid vom 15. Juni 2022 - S 35 AS 520/21 entschieden: 

wenn das Jobcenter bei einer auf Darlehensbasis gewährten Kaution und gleichzeitiger 

unwiderruflicher Abtretungserklärung die Rückzahlung der Kaution nicht innerhalb von drei 

Jahren nach Kenntnis über die Beendigung des Mietverhältnisses vom Vermieter gefordert 

hat, dass dann der Anspruch des Jobcenters auf Rückerstattung gegen den 

Leistungsberechtigten entsprechend der gesetzlichen Verjährungsfrist von drei Jahren (§§ 

195 BGB) verjährt ist. Mehr dazu mit Gerichtsbescheid: https://t1p.de/9bby8 

 

Dies dürfte die erste bekannte Entscheidung zur Verjährung von Darlehensforderungen 

außerhalb der 30 Jahre Regel sein. 

 

 

3. Lindner plant drastische Kürzungen für Langzeitarbeitslose im SGB II 

----------------------------------------------------------------------------- 

Finanzminister Lindner plant offenbar die Ausgaben im SGB II drastisch zu kürzen. Diese 

Kürzungen sollen vor allem dem sozialen Arbeitsmarkt drohen. Dazu ein umfassender Artikel 

im Spiegel: https://t1p.de/1i4ru 

 

Im Kern wird es um die Reduktion der Beschäftigungsverhältnisse nach § 16e und § 16i SGB 

II gehen. Grade diese sind für die Integration von Langzeitarbeitslosen durchaus hilfreich, da 

hier Beschäftigungsverhältnisse von bis zu 5 Jahren (nach § 16i SGB II) gefördert werden. 

Anstatt diese Maßnahmen zu kürzen, sollten die ein oder anderen Instrumente zur 

Erreichung von Integrationsquoten gestrichen werden. Viele solcher Maßnahmen erfolgen 

zum Selbstzweck wie Erfüllung Integrationsquoten einzelner Jobcenter und zur Finanzierung 

https://t1p.de/bz7t
https://t1p.de/zxvc2
https://t1p.de/9bby8
https://t1p.de/1i4ru
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von sinnlosen Beschäftigungsmaßnahmen. Da könnte, sollte und müsste der Rotstift 

angesetzt werden. 

  

4. Pflegereport 2022: Arme Menschen und Menschen mit Einwanderungsgeschichte 

werden durchschnittlich 10 Jahre früher pflegebedürftig 

---------------------------------------------- 

Der aktuell vorgelegte Pflegereport legt eine dramatische Situation offen: Arme Menschen 

und Menschen mit Einwanderungsgeschichte werden durchschnittlich 10 Jahre früher 

pflegebedürftig 

Aus dem aktuellen Pflegereport 2022: 

"... aufgrund schwerer Arbeitsbedingungen zehn Jahre jünger pflegebedürftig ...", 

und die "schwerere Arbeits- und Lebensbedingungen, niedrigere Einkommen, weniger 

Gesundheitsvorsorge, höhere Altersarmut, schlechter ausgestattete Wohnungen und nicht 

zuletzt Diskriminierungserfahrungen". 

Infos und Pflegereport: https://t1p.de/y2jil 

 

und eine Bewertung vom MIGazin: https://t1p.de/9vs5s 

 

6. Steuerentlastungsgesetz 2022 - was ist beinhaltet? 

--------------------------------------------------- 

Im Rahmen des Steuerentlastungsgesetz 2022 hat der Gesetzgeber 

verschiedene  Entlastungen für Steuerzahlende verabschiedet. Das betrifft insbesondere 

folgende Punkte: Erhöhung Grundfreibetrag, der Arbeitnehmer-Pauschbetrag und die 

Fernpendlerpauschale bei der Einkommensteuer für Arbeitnehmerinnen werden rückwirkend 

zum 1. Januar 2022 angehoben. Hierdurch ergeben sich Änderungen bei der Berechnung 

von Arbeitslosengeld, Kurzarbeitergeld, Insolvenzgeld, Berufsausbildungsbeihilfe, 

Ausbildungsgeld, Übergangsgeld, Gründungszuschuss und Kraftfahrzeughilfe für Zeiträume 

ab Januar 2022. 

Dann ist im Steuerentlastungsgesetz 2022 die einmalige steuerpflichtige 

Energiepreispauschale für aktiv tätige Erwerbspersonen vor … weitere Details in einer 

Weisung der BA: https://t1p.de/3ht36 

 

 

7. Ergänzung zur Vorankündigung: Leitfaden Alg II/Sozialhilfe von A-Z / Neuauflage für 

das 1. Halbjahr 2023 geplant 

----------------------------------------------------------------------------- 

Der Leitfaden Alg II/Sozialhilfe von A-Z setzt seit Jahrzehnten Standards in der 

Sozialberatung. Er ist das Ratgeberwerk zum SGB II und SGB XII in einem Band. In ihn 

fließt unter der Herausgeberschaft von Harald Thomé die langjährige Beratungs- und 

Schulungspraxis der Autor:innen ein. Beziehende von Sozialleistungen erkennen ihre Rechte 

auf einen Blick, Sozialberater:innen, Mitarbeiter:innen der Sozial- und Wohlfahrtsverbände 

sowie Anwält:innen erhalten fachliche Unterstützung für die Durchsetzung der Ansprüche der 

Ratsuchenden. 

https://t1p.de/y2jil
https://t1p.de/9vs5s
https://t1p.de/3ht36
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Die 32. Auflage des Leitfadens 2023/2024 entsteht parallel zur geplanten großen Reform der 

Hartz- IV-Gesetze („Bürgergeld“) und bezieht diese selbstverständlich mit ein. Neue 

Stichworte kommen hinzu, andere werden redaktionell angepasst. Der Leitfaden wird unter 

Mitarbeit des gesamten, bewährten Autor:innenenteams erstmals im NOMOS-Verlag 

veröffentlicht. Abhängig von den Rechtsänderungen ist die Neuauflage für das 1. Halbjahr 

2023 geplant und kann bereits jetzt vorbestellt werden. 

Ca. 800 Seiten, ca. 23 Euro, ET reformabhängig 1. HJ 2023 

  

Vorbestellungen über den NOMOS-Shop 

Der Vorteil: Sie brauchen sich danach um nichts mehr kümmern. Sobald das Werk 

erschienen ist, wird es Ihnen portofrei und mit vierzehntägigem Rückgaberecht zugeschickt. 

Vorbestellungen: https://t1p.de/vn9cl 

 

Durch einen technischen Fehler am VorbestellerInnen eine negative Bestellbestätigung 

erhalten, das bittet der Verlag zu entschuldigen. Es kann jetzt schon der neue Leitfaden 

abonniert werden. 

 

Hinweis: allen bisherigen Abonnementen und Abonnementinnen müssen sich Aufgrund des 

Verlagwechsels neu ins Aboverzeichnis eintragen. 

 

 Thomé Newsletter 27/2022 vom 17.07.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 1. Arbeitsminister Heil und wie seine Ankündigungen zu werten sind 

-------------------------------------------------------------------- 

Arbeitsminister Heil kündigt öffentlichkeitswirksam eine deutliche Erhöhung der Hartz-IV-

Sätze an. Gleichzeitig sagt er „mit dem Bürgergeld werden wir das System 

entbürokratisieren und dafür sorgen, dass Menschen in der Not verlässlich abgesichert sind" 

und „Unser Sozialstaat muss dafür sorgen, dass Menschen, die keine finanziellen 

Rücklagenhaben, auch über die Runden kommen können". 

Eine der vielen Quellen: https://t1p.de/0rjmb 

Nichts anderes hat Herr Heil schon Ende Mai 2022 erzählt. Damals hieß es, er plane, dass 

die Regelsätze im Bürgergeld pro Person und Monat in etwa um 40 bis 50 Euro höher sein 

würden als in der Grundsicherung. Das entspricht einer Steigerung von etwa 10 Prozent. 

 

Dazu ist zu sagen: Was Hubertus Heil in Bezug auf die Regelleistungen ankündigt, ist nichts 

anderes als die Umsetzung der sowieso fälligen Regelleistungserhöhungen durch die 

explodierenden Preise und die Inflationsrate. Dies jetzt als „Menschen in der Not verlässlich 

abzusichern“ zu bezeichnen, ist falsch und zynisch. 

 

https://t1p.de/vn9cl
https://t1p.de/0rjmb
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Herr Heil kündigt seit Monaten den Referentenentwurf an, hier ist nun „liefern“ angesagt. Das 

BVerfG hat in zwei Entscheidungen sehr deutlich gesagt: 

 

„Der Gesetzgeber hat … Vorkehrungen zu treffen, auf Änderungen der wirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen, wie zum Beispiel Preissteigerungen oder Erhöhungen von 

Verbrauchsteuern, zeitnah zu reagieren, um zu jeder Zeit die Erfüllung des aktuellen Bedarfs 

sicherzustellen, insbesondere wenn er wie in § 20 Abs. 2 SGB II einen Festbetrag vorsieht“. 

(BVerfG 09.02.2010 – 1 BvL 1/09 ua, Rn. 140) 

 

„ a) Ergibt sich eine offensichtliche und erhebliche Diskrepanz zwischen der tatsächlichen 

Preisentwicklung und der bei der Fortschreibung der Regelbedarfsstufen berücksichtigten 

Entwicklung der Preise für regelbedarfsrelevante Güter, muss der Gesetzgeber zeitnah 

darauf reagieren. So muss die Entwicklung der Preise für Haushaltsstrom berücksichtigt 

werden (oben C II 2 e bb). Ist eine existenzgefährdende Unterdeckung durch unvermittelt 

auftretende, extreme Preissteigerungen nicht auszuschließen, darf der Gesetzgeber dabei 

nicht auf die reguläre Fortschreibung der Regelbedarfsstufen warten“ (Beschluss des BVerfG 

vom 23.07.2014 - 1 BvL10/12, Rn. 144, Download: https://t1p.de/oova7) 

 

Diese Situation ist schon längst eingetroffen und hier und jetzt umzusetzen. Eine derartige 

Preisexplosion wie im Moment ist nicht mit einem Einmalzuschlag von 200 EUR/16,66 EUR 

im Monat abgegolten. 

 

Notwendig ist kurzfristig eine sofortige monatliche Erhöhung von 100 EUR und 

einer dauerhaften von rd. 200 EUR. 

 

Und eine sofortigen Aussetzung jeder Kürzung in den Unterkunfts- und Heizkosten 

und Aufrechnung jeglicher Forderungen von Darlehn, Erstattungs- und 

Ersatzansprüchen („Kürzungsmoratorium“, siehe Thomé NL 19/2021, Nr. 2: 

https://t1p.de/f6ur9). 

 

 

2. VdK und SoVD: Sozialverbände klagen für höhere Grundsicherung / Die FDP 

----------------------------------------------- 

Die Sozialverbände VdK und Sozialverband Deutschland (SoVD) klagen gemeinsam gegen 

die zum Jahresbeginn erfolgte Anpassung der Regelsätze für die Grundsicherung („Hartz 4”) 

und die Grundsicherung im Alter. „Die Bundesregierung verstößt mit der Anhebung um drei 

und für Kinder sogar nur um zwei Euro Anfang des Jahres gegen ihren verfassungsmäßigen 

Auftrag, das Existenzminimum zeitnah sicherzustellen“, erklärte VdK-Präsidentin Verena 

Bentele laut einer Mitteilung des Verbands. „Daran ändern auch die einmaligen 

Entlastungszahlungen sowie die zusätzlichen 20 Euro im Monat für Kinder in 

Grundsicherung nichts. Sie verpuffen angesichts der steigenden Kosten“, ergänzte SoVD-

Präsident Adolf Bauer. 

Beide Verbände wollen daher nun in Musterstreitverfahren bis vor das 

Bundesverfassungsgericht (BVerfG) ziehen. Dieses soll klären, ob der Gesetzgeber seine 

Pflicht verletzt, auf Preissteigerungen zeitnah zu reagieren. Sie berufen sich dabei auf zwei 

Urteile aus den Jahren 2010 und 2014. Dort heißt es unter anderem: „Ist eine 

existenzgefährdende Unterdeckung durch unvermittelt auftretende, extreme 

https://t1p.de/oova7
https://t1p.de/f6ur9
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Preissteigerungen nicht auszuschließen, darf der Gesetzgeber dabei nicht auf die reguläre 

Fortschreibung der Regelbedarfsstufen warten.“ (1 BvL 10/12 u.a - Urteile vom 23.7.2014). 

 

Mehr dazu: https://t1p.de/f6zb3 

 

Die Initiative vom VdK und SoVD ist absolut zu begrüßen und richtig. Da die 

Bundesregierung es nicht im Entferntesten erwägt, sachgerecht zu reagieren, ist das 

juristisch der richtige Weg.   

 

Die FDP kritisiert Heils Vorstoß zur Hartz IV-Erhöhung, man solle sich an das halten, was im 

Koalitionsvertrag verabredet sei. https://t1p.de/7pue7 

 

Das Ganze von Stefan Sell kommentiert und bewertet: https://t1p.de/ssqfr 

 

 

3. Inflationsausgleich / Diakonie für 6 Monate Regelsatzerhöhung von 100 EUR/mtl. 

--------------------------------------- 

Die Diakonie Deutschland hat mit dem DIW heute eine Studie zum Inflationsausgleich 

vorgestellt. Die Diakonie schlägt vor, für einen Zeitraum von 6 Monaten monatlich 100 Euro 

zusätzlich an die Leistungsberechtigten existenzsichernder Leistungen auszuzahlen. Die 

DIW-Studie zeigt: hierdurch würden die Belastungen zu einem großen Teil, wenn auch nicht 

vollständig ausgeglichen. Für den Fall eines weiteren Anstiegs der Inflation wäre aber eine 

Erhöhung auf 150 bis 200 Euro nötig. 

Die Studienergebnisse und alle Materialien finden Sie hier: https://t1p.de/3ccuk 

 

 

4. BSG Urteil zur Anrechnung von Trinkgeld 

-------------------------------------------------------- 

Das BSG hat mit Urteil vom 13. Juli 2022 (B 7/14 AS 75/20 R) entschieden, dass Trinkgelder 

in Höhe von bis zu 10 % des Regelsatzes anrechnungsfrei zu bleiben haben. Trinkgelder 

sind Einkünfte im Sinne von § 11a Abs. 5 SGB II, die ohne rechtliche oder sittliche Pflicht 

erbracht werden. Wichtig ist hierbei, dass nicht über Einkünfte aus Pfandflaschensammeln 

oder Betteln entschieden wurde, hier dürfte die Grenze der Gerechtigkeitsprüfung im Sinne 

des § 11a Abs. 5 S. 1 Nr. 2 SGB II vor der Hälfte des Eckregelsatzes, also 224,50 EUR statt 

44,60 EUR weiterhin nicht erfüllt sein. Mehr dazu: https://t1p.de/9ndfu 

 

 

5. BSG zu den Voraussetzungen der Mietschuldenübernahme 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Das BSG hat ebenfalls mit Urteil vom 13. Juli 2022 (B 7/14 AS 52/21 R) entschieden das für 

eine Mietschuldenübernahme nach § 22 Abs. 8 SGB II lediglich mit Mitteilung über das 

Bestehen der Mietschulden ausreichend ist und das ein förmlicher Antrag auf 

Mietschuldenübernahme nicht nötig ist. Springen Bekannte mit einem Privatdarlehen ein, 

geht dadurch ein Darlehensanspruch gegenüber dem Jobcenter nicht in jedem Fall verloren. 

Mehr dazu: https://t1p.de/qhftx 

 

 

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20BvL%2010/12
https://t1p.de/f6zb3
https://t1p.de/7pue7
https://t1p.de/ssqfr
https://t1p.de/3ccuk
https://t1p.de/9ndfu
https://t1p.de/qhftx
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6. Freie Wohlfahrtspflege NRW fordert 29-Euro-Ticket/Geringverdienende brauchen 

eine Perspektive nach dem 9-Euro-Ticket 

--------------------------------------------------------------- 

Mal eben zum Jobcenter, zum Arzt, zum Einkaufen oder auch einmal Freunde besuchen: 

Für Menschen mit geringem Einkommen bietet das 9-Euro-Ticket endlich die Möglichkeit, 

ohne Existenzängste mobil zu sein. Doch was folgt im September, wenn das 9-Euro-

Ticketangebot endet? Viel wird diskutiert, Bielefeld macht es bereits vor: Hier können 

Geringverdienende seit April ein Ticket für 29 Euro pro Monat erwerben. Die Freie 

Wohlfahrtspflege NRW fordert das Land auf, mindestens für Geringverdienende ein 

bezahlbares Folgeangebot für das 9-Euro-Ticket auf den Weg zu bringen. 

Mehr dazu: https://t1p.de/cvai9 

 

7. Tödliche Grenzabwehr: Bundesregierung muss sich einsetzen für die Beendigung 

der tödlichen EU-Kooperation mit Marokko bei der Grenzabwehr 

--------------------------------------------------------- 

Landesflüchtlingsräte und PRO ASYL begrüßen, dass die spanische Justiz die brutale 

Gewalt gegen Schutzsuchende an der Grenze zur spanischen Exklave Melilla untersuchen 

will. Die Organisationen verurteilen die Gewalteskalation der Grenzkräfte und Verharmlosung 

durch den spanischen Regierungschef Sanchez und EU-Ratspräsident Charles Michel aufs 

Schärfste – und fordern von der Bundesregierung, dies ebenfalls zu verurteilen. 

Mehr: https://t1p.de/dyg7r 

 

 

Thomé Newsletter 28/2022 vom 24.07.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen:  

1. Grundzüge des „Bürgergeldes“ vorgestellt 

------------------------------------------------- 

Diese Woche hat Arbeitsminister Heil die ersten Grundzüge der Änderungen beim 

Bürgergeld vorgestellt. Den Gesetzesentwurf allerdings noch nicht. 

Die Stichworte, aus denen durchaus einiges herauszulesen ist, habe ich für die 

Tachelesseite zusammengefasst, diese können hier nachgelesen 

werden: https://t1p.de/hgctm Zudem gibt es ein internes BMAS Papier, aus dem die 

Eckpunkte herausgearbeitet sind, das gibt es hier: https://t1p.de/07akd 

 

Kein großer Wurf, aber, laut Diakonie und Pari, die richtige 

Richtung: https://t1p.de/cytiu und Pari: https://t1p.de/9vq30 

 

 

2. Anmerkungen zu den Bürgergeldreformen an Politik und Betroffene 

------------------------------------------------------------------ 

Ich kann und möchte mir ein paar Anmerkungen zur Bürgergeldreform nicht verkneifen. 

https://t1p.de/cvai9
https://t1p.de/dyg7r
https://t1p.de/hgctm
https://t1p.de/07akd
https://t1p.de/cytiu
https://t1p.de/9vq30
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Natürlich sind viele Regelungen in die richtige Richtung gehend. Tatsächlich befindet sich 

das Arbeitslosensicherungssystem mit der Abschaffung des Vermittlungsvorranges zur 

Förderung der Aus- und Weiterbildung im Umbruch, vom Überfordern zum Fördern. Bis zum 

Urteil des Bundesverfassungsgerichts waren noch 100 % Sanktionen bis zur absoluten 

Existenzvernichtung möglich, derzeit haben wir das Sanktionsmoratorium, später dann 

Sanktionen, die, im Verhältnis zu vorher, moderater sind. 

Aber es soll noch Sanktionen geben und die Regelleistungen absolut unzureichend bleiben. 

Millionen von Menschen, wie die Hartz IV-Beziehenden, die Altersrentner*innen und die 

Geflüchteten können ihre Existenz durch Inflation und Preissteigerungen nicht mehr 

sicherstellen. Wir haben eine Situation die offen verfassungswidrig ist, ich verweise wieder 

einmal auf das BVerfG selbst: 

 

„Der Gesetzgeber hat … Vorkehrungen zu treffen, auf Änderungen der wirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen, wie zum Beispiel Preissteigerungen oder Erhöhungen von 

Verbrauchsteuern, zeitnah zu reagieren, um zu jeder Zeit die Erfüllung des aktuellen Bedarfs 

sicherzustellen, insbesondere wenn er wie in § 20 Abs. 2 SGB II einen Festbetrag 

vorsieht“ (BVerfG 09.02.2010 – 1 BvL 1/09 ua, Rn. 140) und „ist eine existenzgefährdende 

Unterdeckung durch unvermittelt auftretende, extreme Preissteigerungen nicht 

auszuschließen, darf der Gesetzgeber dabei nicht auf die reguläre Fortschreibung der 

Regelbedarfsstufen warten“ (BVerfG 23.07.2014 – 1 BvL 10/12 ua, Rn. 144). 

 

Diese Situation ist nicht ausreichend mit der Einmalzahlung abgedeckt, hier muss jetzt 

deutlich mehr passieren. Politik und Verwaltung wissen, dass die Musterverfahren vom VDK 

und SOVD zum BVerfG Jahre dauern bis sie zur Entscheidung gebracht werden. Es 

nützt jetzt und in den nächsten Monaten den Menschen nichts, wenn das BVerfG in im 

besten Fall zwei Jahren feststellt, dass die Hilfepakete zu gering und verfassungswidrig 

waren. 

Sollte die FDP weiter blocken, könnten trotzdem jetzt sofort verschiedene Punkte getan 

werden. Diese voran stellen möchte ich aber die konkrete Forderung um Anhebung der 

Regelleistungen zur Sicherstellung eines menschenwürdigen Lebens um 200 EUR 

monatlich! 

Des Weiteren könnte sofort geändert werden: 

 

1. Herausnahme der Haushaltsenergie aus den Regelleistungen, Aufnahme der 

Haushaltsenergie zusätzlich zu den KdU und Heizung (siehe https://t1p.de/bz7t) 

2. Wiedereinführung einmaliger Beihilfen, so wie es das BVerfG selbst fordert (BVerfG 

23.7.2014 – 1 BvL 10/12, Rn 116) und durch Weisung zu § 21 Abs. 6 SGB II aus dem Hause 

des BMAS und der BA blockiert werden. 

3. Einführung eines Aufrechnungsmoratoriums: im SGB II gibt es eine Vielzahl von 

Kürzungen /Aufrechnung der sowieso unzureichenden Regelbedarfe, diese Kürzungen 

müssen für einen Zeitraum von mind. zwei Jahre ausgesetzt werden. Die bis 2011 geltende 

Rechtslage: die Regelleistung stellt das Existenzminimum da und darf nicht gekürzt werden 

(§ 51 SGB I) ist wieder anzuwenden, bzw. die Kürzungsregeln in der Existenzsicherung sind 

rauszunehmen (mehr unter https://t1p.de/f6ur9, Thomé NL 19/2021, Nr. 2). 

https://t1p.de/bz7t
https://t1p.de/f6ur9
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4. Aussetzen aller Kürzungen bei den Unterkunfts- und Heizkosten. Nach § 22 Abs. 1 S. 

2 und 3 SGB II können Unterkunfts- und Heizkosten gekürzt werden. Im Jahr 2020 lag die 

sog. Wohnkostenlücke bei rd. 450.000 Haushalten durchschnittlich bei 87 EUR pro 

gekürztem Haushalt, in einzelnen Städten/Kreisen lagen die Kürzungen bei bis zu 234,84 

EUR monatlich (siehe https://t1p.de/q2o8). Für das Jahr 2021 sind noch keine Zahlen 

bekannt. Diese Kürzungen des Existenzminimums müssen unverzüglich aufhören, daher ist 

hier auch ein KdU - Moratorium umzusetzen. 

5. Maßnahmen zur Abwendung von Energiearmut. Dann müssen Regelungen zum 

Thema gestiegene Energiepreise gefunden werden, Tacheles hat dazu im April schon 

konkrete Vorschläge an Herrn Heil gemacht: https://t1p.de/zxvc2 Diese sind 

unfreundlicherweise von Herrn Heil bis heute unbeantwortet geblieben. 

Als Letztes möchte ich mahnend an die Millionen von Rentner*Innen erinnern, die meisten 

können noch nicht mal arbeiten gehen, um etwas dazu zu verdienen. Hier müssen schnell 

umfassende Verbesserungen gefunden  werden. 

 

Wenn ich bei den Worten des Kanzlers bleibe „Wir lassen die Bürgerinnen und Bürger nicht 

alleine“ ist jetzt dringender Handlungsbedarf, denn es werden Millionen Menschen in 

der schlimmsten Krise in der Nachkriegszeit weitgehend alleine gelassen. 

 

Hier ist jetzt und heute ganz viel zu tun. Ideen liegen auf dem Tisch. 

 

Und an diejenigen, die es betrifft: damit was getan wird, muss Druck gemacht werden. Auf 

der Straße, vor Parteibüros und vor Energieversorgern, nur dann bewegt sich etwas. UND 

diesen Druck zu machen, kann und darf nicht zusammen mit Rassist*innen, 

Reichsbürger*innen, Nazis und Antisemit*innen gemeinsam geschehen. Diese sehnen grade 

einen „heißen Herbst“ herbei. Hier muss die Parole sein, auf keinen Fall gemeinsam mit 

diesen auf die Straße zu gehen! 

 

3. Neue Weisung zum Thema Mitwirkungspflichten im SGB II von der BA 

------------------------------------------------------------- 

Die BA hat zu dem Thema erstmalig eine MW-Weisung in Bezug auf das SGB II 

rausgegeben, die Ankündigung der Weisung gibt es hier: https://t1p.de/mmq6f Die 

Weisung, ist selbstverständlich von der BA nicht veröffentlicht, diese gibt es bei mir zu 

finden: https://t1p.de/x13on 

 

4. Neue Familienministerin Paus für Kindergelderhöhung 

---------------------------------------------------- 

Familienministerin Paus setzt zur weiteren Entlastung für einkommensschwache Familien für 

eine Kindergelderhöhung. Siehe: https://t1p.de/v5dcl Eine absolut zu begrüßende Initiative. 

Nach jetziger Rechtslage wird auch diese Kindergelderhöhung in den jeweiligen 

Existenzsicherungssystemen zur Anrechnung gebracht, daher: dann bitte mind. die 

Erhöhung im SGB II/SGB XII/AsylbLG anrechnungsfrei stellen, denn nur so kommt es dem 

eigentlichen Zweck: Förderung der Familien zu Gute! 

https://t1p.de/q2o8
https://t1p.de/zxvc2
https://t1p.de/mmq6f
https://t1p.de/x13on
https://t1p.de/v5dcl
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5. SG Berlin urteilt neuen Weg aus der Prostitution für EU-BürgerInnen 

------------------------------------------------------------------------- 

Auch wenn ein Unionsbürger seine Tätigkeit in der Prostitution willentlich aufgibt, liegt keine 

freiwillige Aufgabe einer Erwerbstätigkeit im Sinne von § 2 Abs. 3 FreizügG/EU vor, die zu 

einem Fortfall des Aufenthaltsrechts nach § 2 Abs. 1 FreizügG/EU und einem 

Leistungsausschuss nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 SGB II führt. Eine Arbeit in der Prostitution ist 

stets unzumutbar im Sinne von § 10 Abs. 1 Nr. 5 SGB II und kann wegen dieser 

Unzumutbarkeit jederzeit aufgegeben werden, ohne dass es sich um eine freiwillige Aufgabe 

im Sinne von § 2 Abs. 3 FreizügG/EU handelt. 

Quelle: https://www.sozialgerichtsbarkeit.de/node/171606 auch dazu: https://t1p.de/9d9wp 

 

 

6. Menschenrechtsinstitut fordert Mindeststandards für die Notunterbringung von 

Wohnungslosen 

----------------------------------------------- 

Anlässlich der Veröffentlichung der ersten bundesweiten Wohnungslosenstatistik am 14. Juli 

fordert das Deutsche Institut für Menschenrechte verpflichtende Mindeststandards für die 

kommunale Notunterbringung. Bund, Länder und Kommunen müssten verstärkt die 

Verantwortung für menschenwürdige Unterkünfte und kurze Aufenthaltszeiten übernehmen. 

Diese Aufgabe könne nicht allein den Kommunen überlassen werden. Insbesondere die 

Länder sollten hier aus Sicht des Instituts eine stärkere Rolle einnehmen. 

 

Mehr dazu: https://t1p.de/al388 

 

 

7. HH: 9-Euro-Ticket forever - Aufruf zur Demonstration am 29.07.22 

----------------------------------------------------------- 

Aus dem Aufruf: Mit der Einführung des 9-Euro-Tickets hat die Bundesregierung einen 

richtigen Schritt gemacht: hin zu einer sozialen und ökologischen Verkehrswende, hin zu 

mehr bezahlbarer und umweltschonender Mobilität! Volle Busse und Bahnen in Hamburg 

und der ganzen Republik machen deutlich: Das Bedürfnis nach freier Mobilität ist da! Nur die 

Infrastruktur hinkt hinterher und muss ausgebaut werden: Wir brauchen höhere Takte, mehr 

Bahnen, bessere Anbindung. 

Das 9-Euro-Ticket darf aber vor allem kein einmaliges Strohfeuer bleiben - wir brauchen eine 

dauerhafte Lösung. Unser Ziel ist daher: öffentlicher Personennahverkehr auf Dauer günstig, 

9-Euro-Ticket forever! Zumindest solange, bis die Grundlagen für einen kostenlosen ÖPNV 

geschaffen sind. Damit dauerhaft Menschen vom Auto in den ÖPNV umsteigen und ihre 

Gewohnheiten ändern, braucht es einen längeren Atem als drei Monate. Aber in der 

aktuellen Situation zeigt sich auch: Ein solches Ticket ist nicht nur unter Klima-Aspekten 

sinnvoll, es dient ganz unmittelbar der gesellschaftlichen Teilhabe und der fnanziellen 

Entlastung vieler Menschen. Inflation, Teuerung, die drohende Explosion von Heiz- und 

Nebenkosten machen schon jetzt zahlreichen Hamburgerinnen und Hamburgern zu 

schaffen. Im kommenden Winter wird sich diese Situation zuspitzen - umso wichtiger, dass 

wir nicht auch noch Unsummen für steigende HVV-Tickets ausgeben müssen! 

https://www.sozialgerichtsbarkeit.de/node/171606
https://t1p.de/9d9wp
https://t1p.de/al388
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Die Finanzierung dürfte ein geringes Problem sein, da das Ticket allein über den Abbau von 

Subventionen für die Auto-Industrie und für fossile Brennstoffe ohne Schwierigkeiten 

gegenfinanziert werden könnte. Darüber hinaus ist ohnehin eine Umverteilung der Steuerlast 

in Richtung der großen Vermögen angebracht - zusätzlich zur Übergewinnsteuer. 

Alles Weitere: http://9-euro-ticket-forever.de/ 

 

 

Thomé Newsletter 29/2022 vom 31.07.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 1. Das nächste Schuljahr steht vor der Tür, die Schulbuchkosten auch – Hinweise für 

die Praxis 

--------------------------------------------------------------- 

Das nächste Schuljahr steht vor der Tür, die Schulbuchkosten auch. Ab 1/2021 besteht im 

SGB II und im SGB XII ein Anspruch auf Übernahme der Schulbuchkosten in tatsächlicher 

Höhe, wenn diese aufgrund der jeweiligen schulrechtlichen Bestimmungen oder schulischen 

Vorgaben angeschafft werden müssen (so § 21 Abs. 6a SGB II und § 30 Abs. 9 SGB XII). 

Für Geflüchtete in den Grundleistungen besteht dieser Anspruch normativ erst einmal nicht, 

aber er wird sich aus Gründen der Gleichbehandlung aus den „sonstigen Leistungen“ nach § 

6 Abs. 1 AsylbLG ableiten lassen. 

 

Was heißt das für die Praxis? Schulbuchkosten können beim Jobcenter/Sozialamt beantragt 

werden, dafür wird der „Elternbrief“ und Nachweis über den Kauf oder die Zahlung 

erforderlich sein. Im SGB XII können die Beträge ohne Probleme auch nachträglich geltend 

gemacht werden, im SGB XII, zumindest im 3. Kap. des SGB XII (Sozialhilfe) und in den 

„Analogleistungen“ des AsylbLG sind diese vorher zu beantragen oder zumindest die 

Behörde in Kenntnis zu setzen (§ 18 Abs. 1 SGB XII) und in den AsylbLG Grundleistungen 

ist eine vorherige Beantragung ebenfalls sinnvoll. 

Der ganze formale, die Ansprüche einschränkte Aufwand, weil es der Gesetzgeber versäumt 

hat, die Schulbuchkosten ins Bildungs- und Teilhabepaket aufzunehmen. Hier ist Information 

durch die Leistungsträger (§ 13, 14 SGB I) und durch die Sozial- und Wohlfahrtsverbände 

gefragt. 

 

    

2. Zum Thema Heizkosten- und Betriebskostenjahresabrechnungen für 

Leistungsbeziehende und nicht Leistungsbeziehende / Aufklärung und Handeln 

erforderlich 

---------------------------------------------------------------------------------------------- 

Dann möchte ich auch auf das Thema zu erwartende horrende Heizkosten- und 

Betriebskostenjahresabrechnungen für Leistungsbeziehende und nicht Leistungsbeziehende 

hinweisen. 

Grundsätzlich besteht für Leistungsbeziehende nach dem SGB II und SGB XII ein 

Übernahmeanspruch der Unterkunfts- und Heizkosten in tatsächlicher Höhe (so § 22 Abs. 1 

http://9-euro-ticket-forever.de/


 

 Seite 
79 

 
  

S. 1 SGB II iVm § 67 Abs. 3 SGB II/§ 35 Abs. 1 S. 1 SGB XII iVm § 141 Abs. 3 S. 1 SGB 

XII). Dieser Übernahmeanspruch ist aber bereits eingeschränkt, wenn die 

Leistungsbeziehenden zuvor wirksam zur Kostensenkung aufgefordert wurden (§ 67 Abs. 3 

S. 3 SGB II/§ 141 Abs. 3 S. 3 SGB XII). In dem Fall einer horrenden Abrechnung wird gewiss 

ein Übernahmeanspruch im Rahmen der Wohnraumsicherung nach § 22 Abs. 8 S. 2 SGB 

II/bzw. § 36 Abs. 1 S. 21 SGB XII) bestehen. Im SGB XII kann der Übernahmeanspruch 

auch noch wegen restriktivster Anwendung der Begrenzung wegen fehlender 

Umzugserfordernis nach § 22 Abs. 1 S. 2 SGB II bestehen. (Hier wäre aber eine Übernahme 

im Rahmen der Wohnraumsicherung gerechtfertigt). 

 

Um diesen Anspruch realisieren zu können, müssen SGB XII – Beziehende und 

Analogleistungsbeziehende Geflüchtete im Sinne des § 18 Abs. 1 SGB XII im Monat der 

Fälligkeit beim Sozialamt einen Antrag stellen. Wird dieser Antrag nicht rechtzeitig gestellt, 

entfällt der Anspruch auf Übernahme auf Zuschussbasis. Darüber müssen die Menschen 

dringend aufgeklärt werden! 

Der Übernahmeanspruch besteht auch für nichtleistungsbeziehende Menschen, wenn sie im 

Monat der Fälligkeit der Nachzahlung einen SGB II/SGB XII – Antrag stellen. Das BSG sagt 

dazu, dass  Nachzahlungen aus Neben- und Heizkostenabrechnungen immer Bedarf im 

Monat der Fälligkeit (BSG 22.3.2010 – B 4 AS 62/09 R) sind und es dabei unerheblich ist, ob 

die Nachforderung in Zeiten des Nichtleistungsbezuges entstanden ist (BSG 24.11.2011 – B 

14 AS 121/10 R). 

 

In dem Fall wäre der „normale sozialrechtliche Bedarf“ (Regelleistungen, Mehrbedarfe, 

Unterkunfts- und Heizkosten in tatsächlicher Höhe) zu berücksichtigen und dann der 

jeweilige fällige Nachzahlungsbetrag in tatsächlicher Höhe. Ist dieser Bedarf nicht durch 

eigenes Einkommen gedeckt, besteht hier für einen Monat ein SGB II/SGB XII – 

Leistungsanspruch in Höhe des ungedeckten Bedarfes. Das ist vielen Verdienenden nicht 

bekannt und muss dringend bekannt gemacht werden. Hier sind Medien, Leistungsträger, 

Sozialberatungsstellen gefragt. Auch könnte und sollte eine solche Information durch 

Flugblätter in entsprechenden Vierteln bekannt gemacht werden. 

 

 

3. Zum Thema Kinderhelderhöhung für einkommensschwache Familien 

………………………………………………………….. 

Bundesfamilienministerin Paus fordert angesichts der steigenden Strom- und Heizkosten 

weitere Entlastungen für einkommensschwache Familien durch eine Kindergelderhöhung. 

Siehe: https://t1p.de/v5dcl 

Eine sinnvolle und richtige Initiative. Aber auch eine Initiative die an der Realität der 

Leistungsbeziehenden vorbei geht, denn das Kindergeld wird im SGB II/SGB XII in 

kompletter Höhe angerechnet. Eine solche Initiative macht nur Sinn, wenn eine 

Kindergelderhöhung in den Grundsicherungssystemen anrechnungsfrei gestellt wird. Denn 

sonst werden damit nur die zu erbringenden Kosten der Leistungsträger um die 

Kindergelderhöhung gemindert. 

Also Frau Paus: Entlastung geht anders, hier müssen die Folgewirkungen beachtet und 

mind. diese angedachte Erhöhung anrechnungsfrei gestellt werden. 

https://t1p.de/v5dcl
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4. SOZIALRECHT-JUSTAMENT Juli 2022 

--------------------------------------------- 

Der Kollege Bernd Eckardt hat einen kleinen sozialrechtlichen Wegweiser durch den 

»Dschungel im Internet«zum  SGB II und angrenzende Rechtsgebiete in seinem aktuellen 

SJ gemacht. Dieses gibt es hier zum Download: https://t1p.de/q8rvf 

 

5. LSG Berlin-Brandenburg: Mehrbedarf für Bekleidung und Schuhe in Übergröße löst 

einen Mehrbedarf nach § 21 Abs. 6 SGB II aus 

----------------------------------------------------------- 

Endlich wurde das Thema mal justiziabel gemacht und ein LSG hat dies positiv entschieden 

und sich gegen die eindeutig rechtswidrige Weisung der BA zu § 21 Abs. 6 SGB II 

positioniert. 

 

Das LSG Berlin-Brandenburg hat mit Beschluss v. 07.04.2022 - L 9 AS 400/19 entschieden, 

dass laufende Kosten für Bekleidung, Wäsche und Schuhe in Übergröße in Höhe von 

monatlich 28,36 Euro für einen Hilfeempfänger nach dem SGB II mit einer Körpergröße von 

2,07 m und Schuhgröße 52 einen Mehrbedarf nach § 21 Abs. 6 SGB II auslösen. 

Für SGB II-Leistungsbezieher, die Übergrößen benötigen, ist grundsätzlich ein Mehrbedarf 

zu berücksichtigen, denn es ist davon auszugehen, dass die auf der EVS beruhende 

Zusammensetzung des Regelbedarfs für Bekleidung (32,85 Euro im Regelbedarf 2014) 

statistisch vor allem auf der Erhebung von Einkommensbeziehern beruht, die keine 

Übergrößen bei Schuhen und Bekleidung benötigten. Der Mehrbedarf weicht im Vergleich zu 

dem im Regelsatz berücksichtigten Bedarf nach oben erheblich ab (knapp 7%) und ist 

(aufgrund seiner Höhe) unabweisbar, weil er nicht dauerhaft aus Einsparungen an anderer 

Stelle des Regelbedarfs ausgeglichen werden kann. 

Hier geht es zu der Entscheidung: https://t1p.de/elvzo 

 

Diese Entscheidung wird auch im SGB XII Anwendung finden. Hier ist ein Übergrößenbedarf 

aber nicht als Mehrbedarf, sondern als abweichende Regelleistungserhöhung nach § 27a 

Abs. 4 SGB XII zu berücksichtigen. 

 

6. Grundzüge des „Bürgergeldes“ vorgestellt 

------------------------------------------------- 

Arbeitsminister Heil die ersten Grundzüge der Änderungen beim Bürgergeld vorgestellt. Den 

Gesetzesentwurf allerdings noch nicht. 

Die Stichworte, aus denen durchaus einiges herauszulesen ist, habe ich für die 

Tachelesseite zusammengefasst, diese können hier nachgelesen 

werden: https://t1p.de/hgctm Zudem gibt es ein internes BMAS Papier, aus dem die 

Eckpunkte herausgearbeitet sind, das gibt es hier: https://t1p.de/07akd 

 

Kein großer Wurf, aber, laut Diakonie und Pari, die richtige 

Richtung: https://t1p.de/cytiu und Pari: https://t1p.de/9vq30 

 

 

https://t1p.de/q8rvf
https://t1p.de/elvzo
https://t1p.de/hgctm
https://t1p.de/07akd
https://t1p.de/cytiu
https://t1p.de/9vq30
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7. Ein paar Anmerkungen zu den Bürgergeldreformen an Politik und Betroffene 

------------------------------------------------------------------ 

Ich kann und möchte mir ein paar Anmerkungen zur Bürgergeldreform nicht verkneifen. 

Natürlich sind viele Regelungen in die richtige Richtung gehend. Tatsächlich befindet sich 

das Arbeitslosensicherungssystem mit der Abschaffung des Vermittlungsvorranges zur 

Förderung der Aus- und Weiterbildung im Umbruch, vom Überfordern zum Fördern. Bis zum 

Urteil des Bundesverfassungsgerichts 2019 waren noch 100 % Sanktionen bis zur absoluten 

Existenzvernichtung möglich. Derzeit haben wir das Sanktionsmoratorium, später dann 

Sanktionen, die, im Verhältnis zu vorher, moderater sind. 

Aber es soll noch Sanktionen geben und die Regelleistungen absolut unzureichend bleiben. 

Millionen von Menschen, wie die Hartz IV-Beziehenden, die Altersrentner*innen und die 

Geflüchteten können ihre Existenz durch Inflation und Preissteigerungen nicht mehr 

sicherstellen. Wir haben eine Situation, die offen verfassungswidrig ist, ich verweise wieder 

einmal auf das BVerfG selbst: 

 

„Der Gesetzgeber hat … Vorkehrungen zu treffen, auf Änderungen der wirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen, wie zum Beispiel Preissteigerungen oder Erhöhungen von 

Verbrauchsteuern, zeitnah zu reagieren, um zu jeder Zeit die Erfüllung des aktuellen Bedarfs 

sicherzustellen, insbesondere wenn er wie in § 20 Abs. 2 SGB II einen Festbetrag 

vorsieht“ (BVerfG 09.02.2010 – 1 BvL 1/09 ua, Rn. 140) und „ist eine existenzgefährdende 

Unterdeckung durch unvermittelt auftretende, extreme Preissteigerungen nicht 

auszuschließen, darf der Gesetzgeber dabei nicht auf die reguläre Fortschreibung der 

Regelbedarfsstufen warten“ (BVerfG 23.07.2014 – 1 BvL 10/12 ua, Rn. 144). 

 

Diese Situation ist nicht ausreichend mit der Einmalzahlung abgedeckt, hier muss jetzt 

deutlich mehr passieren. Politik und Verwaltung wissen, dass die Musterverfahren vom VDK 

und SOVD zum BVerfG Jahre dauern bis sie zur Entscheidung gebracht werden. Es 

nützt jetzt und in den nächsten Monaten den Menschen nichts, wenn das BVerfG in im 

besten Fall zwei Jahren feststellt, dass die Hilfepakete zu gering und verfassungswidrig 

waren. 

Sollte die FDP weiter blocken, könnten trotzdem jetzt sofort verschiedene Punkte getan 

werden. Diese voran stellen möchte ich aber die konkrete Forderung um Anhebung der 

Regelleistungen zur Sicherstellung eines menschenwürdigen Lebens um 200 EUR 

monatlich! 

  

Wenn ich bei den Worten des Kanzlers bleibe „Wir lassen die Bürgerinnen und Bürger nicht 

alleine“ ist jetzt dringender Handlungsbedarf, denn es werden Millionen Menschen in 

der schlimmsten Krise in der Nachkriegszeit weitgehend alleine gelassen. 

 

Hier ist jetzt und heute ganz viel zu tun. Ideen liegen auf dem Tisch. 

 

Und an diejenigen die es betrifft: damit was getan wird muss Druck gemacht werden. Auf der 

Straße, vor Parteibüros und vor Energieversorgern, nur dann bewegt sich etwas. UND 

diesen Druck zu machen, kann und darf nicht zusammen mit Rassist*innen, 

Reichsbürger*innen, Nazis und Antisemit*innen gemeinsam geschehen. Diese sehnen grade 
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einen „heißen Herbst“ herbei. Hier muss die Parole sein, auf keinen Fall gemeinsam mit 

diesen auf die Straße zu gehen! 

 

 

Thomé Newsletter 30/2022 vom 05.08.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

 

1. EuGH und Bundesverfassungsgericht: Ausschlüsse vom Kindergeld für bestimmte 

nicht-deutsche Staatsangehörige sind unzulässig 

----------------------------------------------- 

Das BVerfG und der EuGH  haben in den letzten Wochen zwei wichtige Entscheidungen 

gefällt: Darin erklären sie die deutsche Rechtslage, nicht-deutsche Staatsangehörige in 

bestimmten Fällen vom Kindergeld auszuschließen, für unzulässig. Die beiden 

höchstrichterlichen Entscheidungen betreffen zwar zwei ganz unterschiedliche Gruppen und 

die rechtliche Argumentation ist ebenfalls völlig unterschiedlich. Eines aber haben beide 

Entscheidungen gemeinsam: Sie sind eine schallende Ohrfeige für Bundesregierung und 

Gesetzgeberin, die seit Jahren das Ziel haben, nicht-deutsche Menschen, die den falschen 

Aufenthaltsstatus haben und/oder wirtschaftlich nicht verwertbar sind, vom Kindergeld und 

anderen Familienleistungen auszuschließen. Die Verweigerung von Familienleistungen wird 

auf diesem Weg als Instrument der Migrationssteuerung genutzt – oder passender: 

missbraucht. Dem haben die höchsten Gerichte nun (wie auch schon mehrmals zuvor zum 

Kindergeld und Elterngeld) einen Riegel vorgeschoben – jedenfalls für bestimmte Fälle. 

Mehr und zum Inhalt der Entscheidungen auf der Seite der GGUA: https://t1p.de/ddkf5 

 

Dazu auch ein Kommentar von Stefan Sell: https://t1p.de/v8lhf 

 

 

2. Studie des DIW zu Hartz IV bestätigt Forderung nach höheren Regelsätzen 

-------------------------- 

Das DIW Berlin und die Ruhr-Universität Bochum halten eine Erhöhung des Hartz-IV-Satzes 

für die dringlichste Maßnahme, die mit der Einführung eines Bürgergeldes verbunden sein 

muss. Jürgen Schupp, einer der Autoren der DIW-Studie, betonte, dass die Erhöhung des 

Hartz-IV-Satzes nach der vorliegenden Untersuchung die dringlichste Reform aus Sicht der 

Betroffenen darstellt und es zu hoffen bleibe, dass dieser Punkt geschlossen von der Ampel-

Koalition als prioritär angesehen werde. 

 

Dazu eine Stellungnahme des Pari: https://t1p.de/1hcep und hier der Link zur 

Studie: https://t1p.de/dro4s 

 

https://t1p.de/ddkf5
https://t1p.de/v8lhf
https://t1p.de/1hcep
https://t1p.de/dro4s
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3. LSG NRW: Kosten zur Anschaffung eines Gasheizofen sind als KdU zu übernehmen 

------------------------------------------------------ 

Das LSG NRW hat aktuell entschieden, dass auch einmalige Kosten zur Anschaffung eine 

Gasheizofens, wenn dies zur Bewohnbarmachung der Wohnung erforderlich und die 

Heizung nicht Teil der Mietsache ist, als KdU im SGB II zu übernehmen ist. (LSG NRW 

5.5.2022 – L 19 AS 1736/21). Wegen identischer Rechtslage wird dies auch im SGB XII 

Anzuwenden sein. Mehr: https://t1p.de/aupy1 

  

4. Kampagnen zum Thema Heizkosten- und Betriebskostenjahresabrechnungen für 

Leistungsbeziehende und Nicht-Leistungsbeziehende sind jetzt erforderlich 

---------------------------------------------- 

Ich möchte nochmal eindringlich darauf hinweisen, dass von den Sozial- und 

Wohlfahrtsverbänden, den Mietvereinen und bis hin zu den Verbraucherverbänden jetzt 

Informationskampagnen zum Thema Übernahmeanspruch von Nachforderungen 

Heizkosten- und Betriebskostenjahresabrechnungen, sowie zum Anspruch der Übernahme 

von Kosten zur Befüllung von Tanks mit Öl, Gas, Pellets, Holz und anderen Brennstoffen 

erforderlich sind. Hier müssen jetzt breit Informationen gestreut werden. Gleichzeitig sind die 

jeweiligen Sozialleistungsträger dazu aufgefordert, für solche Anträge ein vereinfachtes 

Antragsverfahren zu entwickeln. 

Inhaltlich geht es um zu erwartende horrende Heizkosten- und 

Betriebskostenjahresabrechnungen für Leistungsbeziehende und auch für Nicht-

Leistungsbeziehende. 

Grundsätzlich besteht für Leistungsbeziehende nach dem SGB II und SGB XII ein 

Übernahmeanspruch der Unterkunfts- und Heizkosten in tatsächlicher Höhe (so § 22 Abs. 1 

S. 1 SGB II iVm § 67 Abs. 3 SGB II/§ 35 Abs. 1 S. 1 SGB XII iVm § 141 Abs. 3 S. 1 SGB 

XII). Dieser Übernahmeanspruch ist aber bereits eingeschränkt, wenn die 

Leistungsbeziehenden zuvor wirksam zur Kostensenkung aufgefordert wurden (§ 67 Abs. 3 

S. 3 SGB II/§ 141 Abs. 3 S. 3 SGB XII). In dem Fall einer horrenden Abrechnung wird gewiss 

ein Übernahmeanspruch im Rahmen der Wohnraumsicherung nach § 22 Abs. 8 S. 2 SGB 

II/bzw. § 36 Abs. 1 S. 21 SGB XII) bestehen. Im SGB XII kann der Übernahmeanspruch 

auch noch wegen restriktivster Anwendung der Begrenzung wegen fehlender 

Umzugserfordernis nach § 22 Abs. 1 S. 2 SGB II bestehen. (Hier wäre aber eine Übernahme 

im Rahmen der Wohnraumsicherung gerechtfertigt). 

Um diesen Anspruch realisieren zu können, müssen SGB XII – Beziehende und 

Analogleistungsbeziehende Geflüchtete im Sinne des § 18 Abs. 1 SGB XII im Monat der 

Fälligkeit beim Sozialamt einen Antrag stellen. Wird dieser Antrag nicht rechtzeitig gestellt, 

entfällt der Anspruch auf Übernahme auf Zuschussbasis. Darüber müssen die Menschen 

dringend aufgeklärt werden! 

Der Übernahmeanspruch besteht auch für nichtleistungsbeziehende Menschen, wenn sie im 

Monat der Fälligkeit der Nachzahlung einen SGB II/SGB XII – Antrag stellen. Das BSG sagt 

dazu, dass  Nachzahlungen aus Neben- und Heizkostenabrechnungen immer Bedarf im 

Monat der Fälligkeit (BSG 22.3.2010 – B 4 AS 62/09 R) sind und es dabei unerheblich ist, ob 

https://t1p.de/aupy1
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die Nachforderung in Zeiten des Nichtleistungsbezuges entstanden ist (BSG 24.11.2011 – B 

14 AS 121/10 R). 

In dem Fall wäre der „normale sozialrechtliche Bedarf“ (Regelleistungen, Mehrbedarfe, 

Unterkunfts- und Heizkosten in tatsächlicher Höhe) zu berücksichtigen und dann der 

jeweilige fällige Nachzahlungsbetrag in tatsächlicher Höhe. Ist dieser Bedarf nicht durch 

eigenes Einkommen gedeckt, besteht hier für einen Monat ein SGB II/SGB XII – 

Leistungsanspruch in Höhe des ungedeckten Bedarfes. Das ist vielen Verdienenden nicht 

bekannt 

 

5. Weisung der BA zum Umgang mit dem 9-Euro-Ticket 

----------------------------------------------- 

Die BA hat eine Weisung zum Umgang mit dem 9-Euro-Ticket erlassen, zentral dürfte der 

Punkt 2.1 sein: 

2.1 Umgang mit bereits entschiedenen Fällen vor dem 01. Juni 2022 

Im Zusammenhang mit dem 9-Euro-Ticket ist generell auf Rückforderungen zu verzichten. 

Bereits bewilligte Förderfälle sind nicht anzupassen. Auch bereits beschiedene 

Bewilligungen passiver Leistungen nach dem SGB II sind weder für die Vergangenheit noch 

für die Zukunft zu Lasten der Leistungsberechtigten aufzuheben, sofern die Änderung der 

Verhältnisse allein auf der Reduzierung der Fahrkosten durch das 9-Euro-Ticket beruht. 

 

Ich gehe davon aus, dass in jobcentertypischer Kleinkariertheit und grundsätzlich jeden 

überzahlten Euro auf jeden Fall und immer zurückzufordern dieser Passus gerne übersehen 

wird, daher sollte im Zweifel darauf verwiesen werden und im Zweifel auch auf den § 40 Abs. 

6 S. 3 SGB II, für die Jobcenter die sich an diese Weisung aufgrund dessen, das es sich um 

kommunale Weisungen handelt, nicht gebunden fühlen.   

 

Weisung der BA: https://t1p.de/kh762 

 

 

 

6. Vorankündigung: Leitfaden Alg II/Sozialhilfe von A-Z / Neuauflage für das 1. 

Halbjahr 2023 geplant / Klarstellung 

----------------------------------------------------------------------------- 

Der Leitfaden Alg II/Sozialhilfe von A-Z setzt seit Jahrzehnten Standards in der 

Sozialberatung. Er ist das Ratgeberwerk zum SGB II und SGB XII in einem Band. In ihn 

fließt unter der Herausgeberschaft von Harald Thomé die langjährige Beratungs- und 

Schulungspraxis der Autor:innen ein. Beziehende von Sozialleistungen erkennen ihre Rechte 

auf einen Blick, Sozialberater:innen, Mitarbeiter:innen der Sozial- und Wohlfahrtsverbände 

sowie Anwält:innen erhalten fachliche Unterstützung für die Durchsetzung der Ansprüche der 

Ratsuchenden. 

Die 32. Auflage des Leitfadens 2023/2024 entsteht parallel zur geplanten großen Reform der 

Hartz- IV-Gesetze („Bürgergeld“) und bezieht diese selbstverständlich mit ein. Neue 

Stichworte kommen hinzu, andere werden redaktionell angepasst. Der Leitfaden wird unter 

Mitarbeit des gesamten, bewährten Autor:innenenteams erstmals im NOMOS-Verlag 

https://t1p.de/kh762
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veröffentlicht. Abhängig von den Rechtsänderungen ist die Neuauflage für das 1. Halbjahr 

2023 geplant und kann bereits jetzt vorbestellt werden. 

Ca. 800 Seiten, ca. 23 Euro, ET reformabhängig 1. HJ 2023 

Vorbestellungen über den NOMOS-Shop 

Der Vorteil: Sie brauchen sich danach um nichts mehr kümmern. Sobald der Leitfaden 

erschienen ist, wird er Ihnen portofrei zugeschickt. Vorbestellungen: https://t1p.de/vn9cl 

 

Zur Klarstellung: Das Autorenteam ist mit der Neuauflage des Leitfadens zum NOMOS-

Verlag gewechselt. Anlässlich dieses Wechsels haben sich bedauerlicherweise Konflikte mit 

dem bisherigen Verlag ergeben. Durch entsprechende Rundmails soll der Eindruck 

entstehen, der Leitfaden erscheine nach wie vor bei seinem ursprünglichen Verlag. Dies ist 

nicht der Fall; wir vom Leitfadenteam bitten darum, sich davon nicht verunsichern zu lassen. 

 

 

7. Handelsregister.de ab sofort ohne Registrierung kostenfrei 

------------------------------------------------------------------------------------------------ 

Im Rahmen der Gläubigerrecherche kann folgende Meldung auf handelsregister.de nützlich 

sein: 

„Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie (DiRUG) zum 

01.08.2022 wird der Abruf aller Registerinhalte aus dem Handels-, Genossenschafts-, 

Vereins- und Partnerschaftsregister sowie der elektronisch verfügbaren Dokumente über das 

Gemeinsame Registerportal der Länder ab dem 01.08.2022 kostenfrei angeboten. Eine 

Registrierung und auch ein Login sind ab diesem Zeitpunkt nicht mehr erforderlich.“ 

 

  

Thomé Newsletter 31/2022 vom 14.08.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. Gesetzesentwurf zum Bürgergeld vorgelegt 

--------------------------------------------- 

Das BMAS hat den Gesetzesentwurf zum sog. „Bürgergeld“ vorgelegt. Tacheles ist im 

Rahmen der Verbändeanhörung am Gesetzgebungsverfahren beteiligt, dies werden wir 

selbstverständlich umfassend tun. 

Den Gesetzesentwurf und umfassende Synopsen der geplanten Änderungen sind auf der 

Tachelesseite zu finden: https://t1p.de/8asbs 

 

In den nächsten Tagen wird es dazu von Tacheles ein Papier geben, in dem die ganzen 

Änderungen zusammengefasst und erklärt sind und danach auch unsere Stellungnahme im 

Gesetzgebungsverfahren. Wer das unverzüglich mitbekommen will, soll gelegentlich auf die 

https://t1p.de/vn9cl
https://t1p.de/8asbs
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Tachelesseite schauen. Derzeit ist der Kram noch in Arbeit.   

 

 

2. Sozialproteste in Wuppertal: am 19. August zum 10-jährigen Jubiläum des 

kommunalen Jobcenters Wuppertal – Protestierende sind eingeladen! 

------------------------------------------------------- 

Das Jobcenter Wuppertal hat zu einer Jubiläumsveranstaltung eingeladen. Zum 19.08.2022 

ab 10 Uhr in die Stadthalle Wuppertal. In trauter Runde soll auf die letzten 10 Jahre als 

kommunales Jobcenter zurückgeblickt werden und auch ein Ausblick in die Zukunft steht auf 

dem Programm. Tacheles e.V. wurde nicht eingeladen, aber natürlich haben wir zu diesem 

Anlass auch einiges zu sagen und kommen trotzdem. Und zwar zu einer Versammlung vor 

der Stadthalle. 

Wir werden uns ab 09:30 Uhr mit Lautsprecher und Transparenten zu einer Kundgebung vor 

der Stadthalle einfinden. Dazu laden wir herzlich ein. 

Das kommunale Jobcenter Wuppertal ist keineswegs ein Erfolgsmodell, das man feiern 

kann. Vielmehr pflegt es eine sehr eigene restriktive Rechtsauslegung, begünstigt durch die 

fehlende Fachaufsicht der Bundesagentur für Arbeit. 

Das kommunale Jobcenter Wuppertal ist keine Erfolgsgeschichte, sondern schafft 

Rahmenbedingungen für Willkür und rechtswidriges Agieren. Damit ist das kommunale 

Jobcenter Wuppertal für schleichende Entrechtung der Leistungsberechtigten in unserer 

Stadt verantwortlich! 

So geht zum Beispiel, das Jobcenter Wuppertal im Bereich der Unterkunftskosten maximal 

restriktiv vor und kürzt, trotz derzeit anderslautender Rechtslage, regelmäßig Mieten. 

Die Behörde ist zudem die Erfüllungsgehilfin einer Arbeitsmarktpolitik, die nicht die 

nachhaltige Förderung der Leistungsberechtigten im Blick hat, sondern die Verwirklichung 

von fiktiven Integrationsquoten. 

Die Preise steigen, die Bezüge der Verantwortlichen auch und die Diäten der Politiker*innen 

sowieso, nur die Regelleistungen der Hartz IV-Beziehenden nicht. Hier sind jetzt konkrete 

Hilfen nötig. 

Auf unserer Kundgebung werden wir uns positionieren zu den aktuellen Entwicklungen, 

unsere Forderungen formulieren und zudem aus unserem Beratungsalltag berichten. 

Dabei wird es um die Abschottung der Geschäftsstellen genauso gehen wie um Einstellung 

von Leistungen, schier endlos lange Bearbeitungszeiten, maximal restriktive Auslegung von 

Rechten und Vieles mehr. Gerne lassen wir auch Betroffene zu Wort kommen. 

Gegen Willkür des Jobcenters Wuppertal 

Gegen überlange Bearbeitungszeiten 

Gegen rechtswidrige Mietkürzungen 

Erhöhung der Regelsätze auf mindestens 600 € plus Inflationsausgleich! 

Erstattung der tatsächlichen Stromkosten im Rahmen der Unterkunftskosten! 
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Protestversammlung am Freitag, den 19.8.2022, 

ab 9:30 Uhr am Haupteingang der Stadthalle, Johannisberg 40, 42103 Wuppertal, 

Fußläufig vom Hbf 

Dauer der Veranstaltung, bis max. 13 Uhr 

 

Nachtrag: nach Verbreitung unseres Aufrufes, haben wir noch eine nachträgliche Einladung 

bekommen, sind aber nunmehr leider verhindert. 

 

Aufruf: https://t1p.de/v88zr 

 

Wir laden zu unserer Versammlung ein und denken, dass es sich durch das 9 – EURO – 

Ticket die ein oder anderen auch erlauben können, einen Ausflug nach Wuppertal 

vorzunehmen. 

 

3. Newsletter von Volker Gerloff, ua mit einer Einschätzung der BSG Entscheidung 

zur  „Zwangsverpartnerung“ von Geflüchteten 

--------------------------------------------------------- 

Auszug: Das BSG hat am 11.08.2022 über die "Zwangsverpartnerung" im AsylbLG 

verhandelt und einen Vergleich vorgeschlagen. Danach wurde die Verhandlung vertagt, 

damit die Parteien über den Vergleich nachdenken können. Es ist also noch nicht vorbei. 

In dem Terminsbericht des BSG wird zumindest ausdrücklich erklärt, dass das BSG 

„ernstliche verfassungsrechtliche Bedenken“ gegen die gesetzliche Regelung hat. Der NL 

zum Download: https://t1p.de/hp7eo 

 

 

4. Stellungnahme des Flüchtlingsrates Berlin zu den Leistungskürzunge nach § 2 

AsylbLG für Alleinstehende in Sammelunterkünften beim BVerfG 

----------------------------------------------------- 

Diese umfassende und lesenswerte Stellungnahme ist jetzt online. Sie wurde zum anlässlich 

eines Aussetzungs- und Vorlagebeschluss des SG Düsseldorf zur Frage der 

Verfassungsmäßigkeit der seit September 2021 geltenden Leistungssätze nach § 2 AsylbLG 

für Alleinstehende in Sammelunterkünften geschrieben. Für diese Stellungnahme hatte ich 

im Newsletter um Beteiligung an einer Umfrage zur Situation in Unterkünften gebeten. Diese 

wurde rege getan. Die Stellungnahme gibt es hier: https://t1p.de/ygr4i 

 

 

5. VZ: Was tun bei Beitragsschulden in der privaten Krankenversicherung? 

---------------------------------------------------------- 

Infos der VZ: Wer seine Beiträge für die Private Krankenversicherung (PKV) nicht zahlen 

kann, verliert seine Versicherung nicht. Es ist eine Umstellung in den Notlagentarif 

vorgesehen. Ihre Rechte und Gestaltungsmöglichkeiten in einem solchen Fall sollten Sie 

kennen. Mehr dazu hier: https://t1p.de/l3dcr 

 

 

6. Zum Thema Anrechnung der sog. Energiepauschale in Höhe von 300 EUR im 

https://t1p.de/v88zr
https://t1p.de/hp7eo
https://t1p.de/ygr4i
https://t1p.de/l3dcr
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Sozialrecht 

------------------------------------------------------- 

Bei Arbeitnehmer*innen, die am 01. September 2022 in einem Dienstverhältnis stehen, soll 

die Auszahlung im September zusammen mit der Gehaltszahlung über den Arbeitgeber 

erfolgen. Zu den Berechtigten gehören auch kurzfristig und geringfügig Beschäftigte 

(„Minijobber“) sowie Aushilfskräfte in der Land- und Forstwirtschaft, insofern es sich um das 

erste Dienstverhältnis handelt. 

Weitere Infos zu den Details und Voraussetzungen auf der Seite des 

Bundesfinanzministeriums: https://t1p.de/wfgr6 

Wichtig: die Energiepauschale ist bei einkommensabhängigen Sozialleistungen nicht als 

Einkommen zu berücksichtigen, so § 122 EstG. https://t1p.de/3m71n 

 

Hier ist damit zu rechnen, dass das in dem ein oder anderen Fall schiefgehen wird. Daher 

sollte in der Beratung darauf geachtet werden. 

 

 

7.    KdU Richtlinien auf Aktualität überprüfen 

------------------------------------------------------ 

Wir veröffentlichen die uns bekannten kommunalen Richtlinien (KdU/Erstausstattung/BuT). 

Hier möchte ich alle Newsletterleser*innen bitten, zu prüfen, ob ihr ggf. aktuelle Richtlinien 

vorliegen habt oder welche auf den Webseiten eurer Jobcenter veröffentlicht sind, und, wenn 

ja, mir diese bitte zu übersenden. Auch cool wäre, wenn diejenigen die ein bisschen Zeit 

haben, mal eine Internetrecherche für die eigene und Nachbarkommunen durchführen 

könnten. Die Datenbank ist hier:   https://t1p.de/ixqj 

Und dann die aktuellen Richtlinien bitte übersenden, gerne auch über den angebotenen 

Download. 

 

 

Thomé Newsletter 32/2022 vom 22.08.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. Tachelesstellungnahme zum Bürgergeldgesetz fertig und veröffentlicht 

-------------------------------------------------------------------------------- 

Im Zusammenhang des Gesetzgebungsverfahrens zum sog. „Bürgergeldgesetz“ wurde der 

Verein Tacheles vom Bundesarbeitsminsterium um die Abgabe einer Fachstellungnahme im 

Rahmen der jedes Sozialgesetzgebungsverfahren begleitende „Verbändeanhörung“ 

gebeten. Nach fast zwei Wochen Arbeit ist diese mit 71 Seiten sehr umfassende 

Stellungnahme nun fertig und auf der Webseite von Tacheles zu finden. 

 

In der Stellungnahme werden die einzelnen geplanten gesetzlichen Änderungen zerlegt, 

bewertet und zudem notwendige und sinnvolle Änderungen umfänglich aufgezeigt. 

Besonders bearbeitet wird, was nicht im Bürgergeldgesetz enthalten ist und wie 

https://t1p.de/wfgr6
https://t1p.de/3m71n
https://t1p.de/ixqj
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Nichtdeutsche, alte, kranke und behinderte Menschen diskriminiert werden. 

 

Ein weiterer Schwerpunkt ist der Umgang mit den explodierenden Preisen und 

Energiekosten, hier werden eine Reihe von Verbesserungsmöglichkeiten aufgezeigt. 

 

Es ist auf jeden Fall ein lesenswertes Papier, weil es in die Tiefen des Bürgergeldgesetzes 

und in die Untiefen des defizitären und oft auch diskriminierenden Sozialrechts entführt. 

Der Angang der Stellungnahme ist mit einem eindringlichen Appell an den Gesetzgeber 

verbunden, jetzt sofort mit konkreten Regelungen auf die Inflation und Energiekrise zu 

reagieren. 

 

Die Tacheles-Stellungnahme ist hier zu finden: https://t1p.de/3d1tk 

 

Der Referentenentwurf und Synopsen zum Referentenentwurf gibt es 

hier: https://t1p.de/8asbs 

 

 

2. Protest gegen die Jobcenter Jubelveranstaltung an der Stadthalle 

---------------------------------------------------------- 

Am 19. August gab es die 10-Jahres-Jubelveranstaltung zum Jobcenter Wuppertal als 

kommunales Jobcenter. Wir vom Verein Tacheles sind der Auffassung, dass es da nichts zu 

feiern gibt und haben vor der Stadthalle Wuppertal gegen Willkür, Rechtsbruch und 

Verarmung durch ebendieses Jobcenter protestiert. Es nahmen bis zu 40 Menschen an 

unserem Protest teil. Eine Reihe der spannenden Redebeiträge zur Beschreibung unserer 

Kritik könnt ihr auf unsrer Webseite nachlesen. Diese sind hier zu 

finden: https://t1p.de/h5sqf 

 

 

3. SOZIALRECHT-JUSTAMENT zum Entwurf des Bürgergeld-Gesetzes 

---------------------------------------- 

Der Kollege Bernd Eckhardt hat sich in seinem aktuellen Sozialrecht Justament 8-2022 auch 

dem Referentenentwurf zum Bürgergeldgesetz  gewidmet, dieses gibt es 

hier: https://t1p.de/alkjr 

 

 

4. Entrechtung und Diskriminierung von Drittstaatangehörigen aus der Ukraine 

werden sich ab dem  1. September verschärfen 

------------------------------------------------------------------------- 

Aus einem aktuellen GGUA Info: Zum 1. September 2022 treten voraussichtlich Änderungen 

in der Ukraine-Aufenthalts-Übergangsverordnung (UAÜV) in Kraft, die erhebliche 

Auswirkungen auf den Aufenthalt insbesondere von drittstaatsangehörigen Geflüchteten aus 

der Ukraine haben werden. 

 

Mehr dazu hier https://t1p.de/c7v3b 

 

 

5. SGB II: Wohnkostenlücke steigt weiter an 

https://t1p.de/3d1tk
https://t1p.de/8asbs
https://t1p.de/h5sqf
https://t1p.de/alkjr
https://t1p.de/c7v3b
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------------------------------------------------- 

Aus einer Stellungnahme von Jessica Tatti (Linke): Viele Menschen in Hartz IV müssen aus 

dem Regelsatz Miet- und Heizkosten mitfinanzieren, obwohl das so nicht gedacht ist. Davon 

sind knapp 400.000 Haushalte, also fast jede sechste Bedarfsgemeinschaft betroffen. 2020 

mussten durchschnittlich 86 Euro je Monat draufgelegt werden. 2021 waren es schon 91 

Euro, bei Familien mit Kindern sogar 106 Euro. Für dieses Jahr braut sich eine 

dramatische Verschlechterung dieser ohnehin angespannten Situation zusammen. Vor allem 

bei den Heiz- und Nebenkosten droht durch die Inflation ein Desaster. Eigentlich müssten die 

Jobcentern die gestiegenen Heizkosten übernehmen, aber viele Kommunen haben die 

Preisentwicklung noch nicht in ihre Richtlinien eingepreist. Das muss jetzt schnell 

geschehen. Der Bund muss jetzt dafür sorgen, dass die vollen Heizkosten übernommen 

werden. Ich fordere die Bundesregierung auf, sofort bundesweite Standards für die volle 

Übernahme von Wohn- und Heizkosten einzuführen. Sonst droht ein kalter Winter der Angst 

für Menschen in Hartz IV - und eine heiße Saison für Sozialgerichte, die für tausende 

Menschen Schulden und Energiesperren abwenden müssen. 

 

Mehr dazu: https://t1p.de/te51q 

 

Die dezidierte Antwort der Bundesregierung auf die Wohnkostenlücke gibt es 

hier: https://t1p.de/sit1z 

 

 

6. Artikel in der Taz zum Übernahmeanspruch von Heiz- und 

Betriebskostennachforderungen 

------------------------------------- 

Die Taz hat die Problematik zur Übernahme von Heiz- und Betriebskostennachforderungen 

von Leistungsbeziehenden und Nichtleistungsbeziehenden aufgegriffen. Den Artikel gibt es 

hier: https://t1p.de/o67wf 

 

 

7. Sozialproteste und „heißer Herbst“ und einige Anmerkungen dazu 

---------------------------------------------- 

Ich möchte mich kurz dazu positionieren. Sozialproteste sind überfällig. Am liebsten jeden 

Tag, vor den Parteibüros, Rathäusern, jeder Sozialbehörde, also einfach überall. Es müssen 

sofort Lösungen für die Einkommensschwachen in unserer Gesellschaft gefunden werden. 

Die großzügige Umverteilung von unten nach oben, auf die sich Lindner und Scholz 

spezialisiert haben, muss aufhören!!! 

 

Vorschläge was getan werden muss, gibt es genug. Der zentralste Punkt ist ein 

Sofortzuschlag von 100 EUR pro Person und Monat für SGB II-, SGB XII- und AsylbLG- 

Beziehenden, ein drastisch höheres Wohngeld incl. Heizkosten sofort.     

Viele weitere und Detailvorschläge gibt es in der Tachelesstellungnahme. 

 

Aber solche dringend notwendigen Proteste dürfen keinesfalls zusammen mit Rechten, 

Nazis und Antisemit*innen erfolgen. Mit diesen geht man nicht in einer Querfront auf die 

Straße! Hier muss es eine ganz klare Abgrenzung geben. Es darf mit Rechten und Nazis in 

keinem Fall ein gemeinsames Handeln geben. 

https://t1p.de/te51q
https://t1p.de/sit1z
https://t1p.de/o67wf
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Thomé Newsletter 33/2022 vom 28.08.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

 

1. Der Pari schlägt Alarm: Bei der Regelbedarfsanpassung 2023 droht erneut reale 

Kürzung des Existenzminimums 

----------------------------------------- 

Die anstehende Regelsatzanpassung zum 1.1.2023 droht ein weiteres Mal zu einer 

faktischen Kürzung der Leistungen bei Hartz IV und anderen existenzsichernden Leistungen 

zu werden. Die Paritätische Forschungsstelle hat ermittelt, wie die Regelbedarfe ausfallen, 

wenn sich die Festlegung der Regelbedarfe 2023 ausschließlich an der aktuell gültigen 

Anpassungsformel orientiert. Auf der Grundlage mittlerweile vorliegender Daten wird dabei 

eine Anpassung der Regelbedarfe um 4,6 Prozent ermittelt. Die Preise steigen aber 

weiter.  Die Inflation betrug im Juli 2022 gegenüber dem Vorjahresmonat bereits 7,5 Prozent. 

Die Menschen werden immer ärmer. 

 

Detaillierte Infos vom Pari dazu: https://t1p.de/sz1db 

 

Weitere Infos dazu vom Büro Jessica Tatti, sozialpolitische Sprecherin der Fraktion DIE 

LINKE: https://t1p.de/s2hhm 

 

 

 

2. Ukrainegeflüchtete: Wichtige Hinweise für die Beratungspraxis - Handlungsbedarf 

vor dem 31. August! 

----------------------------------------------------- 

Die bislang nur bis zum 31. August 2022 gültige „Ukraine-Aufenthalts-Übergangsverordnung“ 

soll bis zum 30. November verlängert werden. Sie ermöglicht, dass aus der Ukraine 

Geflüchtete ohne Visum rechtmäßig nach Deutschland einreisen und sich ohne 

Aufenthaltstitel rechtmäßig aufhalten können. Die am 1. September in Kraft tretende 

Verlängerung der Verordnung enthält aber eine gravierende Verschärfung: der rechtmäßige 

Aufenthalt gilt dann nur noch für 90 Tage ab dem Tag der Einreise, in dieser Zeit muss ein 

Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis gestellt werden, damit sich der erlaubte 

Aufenthalt verlängert (§ 81 Abs. 3 S. 1 AufenthG). 

 

Für die Praxis ergibt sich daraus erhöhter Beratungs- bzw. sofortiger Handlungsbedarf: 

Wer bis zum 31. August bereits länger als 90 Tage in Deutschland ist, muss bis spätestens 

31.08.2022 noch einen Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis stellen – ggf. 

schriftlich. Ansonsten wird die Person ausreisepflichtig. 

Wenn zum Inkrafttreten der geänderten Verordnung am 01.09. noch keine 90 Tage 

vergangen sind, so muss vor dem Ablaufen der 90 Tage ein entsprechender Antrag gestellt 

werden 

https://t1p.de/sz1db
https://t1p.de/s2hhm
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Wer ab dem 01.09.22 einreist, muss ebenfalls binnen 90 Tagen einen Antrag auf eine 

Aufenthaltserlaubnis stellen. 

 

Weitere Infos hier: https://t1p.de/c7v3b 

 

 

3. Neue Arbeitshilfe: Sicher ist sicher. Das Daueraufenthaltsrecht für 

Unionsbürger*innen und ihre Familienangehörigen - neue Arbeitshilfe für die 

Beratungspraxis 

---------------------------------------------------------------------- 

Bei der neu veröffentlichten Publikation, geschrieben von Claudius Voigt (GGUA Münster), 

handelt es sich und eine weitere Arbeitshilfe für die Beratung von Unionsbürger*innen und 

ihren Familienangehörigen. Nach der Veröffentlichung der bereits 4. Auflage der 

umfassenden Handreichung "Ausgeschlossen oder privilegiert? Zur aufenthalts- und 

sozialrechtlichen Situation von Unionsbürger*innen" wurde nun in der vorliegenden 

Broschüre der Schwerpunkt auf das Daueraufenthaltsrecht nach dem 

Freizügigkeitsgesetz/EU gelegt. Dabei handelt es sich um einen sehr guten und sicheren 

Status, der nur noch in seltenen Ausnahmefällen verloren gehen kann. Mit einem einmal 

erworbenen Daueraufenthaltsrecht ist nicht nur ein sicherer Aufenthalt verbunden, der auch 

dann bestehen bleibt, wenn die früheren Voraussetzungen entfallen sollten - es besteht 

damit auch ein unbedingter Anspruch auf Sozialleistungen oder Kindergeld. Daher hat das 

Thema eine hohe Relevanz bei der Beratung von Unionsbürger*innen, die bereits länger in 

Deutschland leben. 

Download: https://t1p.de/6ah6o 

 

 

4. Neue Weisung der BA zu § 11 SGB II 

------------------------------- 

Die BA hat eine neue Weisung zu § 11 SGB IUI erlassen, dabei geht es um die 

Einkommensanrechnung. Einen Überblick über die Änderungen gibt es 

hier: https://t1p.de/ld5go 

 

Die Weisung ist unter § 11 SGB II hier zu finden: https://t1p.de/buca 

 

 

5. Hohe Gas- und Heizkostennachforderungen 

-------------------------------- 

Das BMAS bestätigt eine Presseanfrage, wonach hohe Gas- und 

Betriebskostennachforderungen im Monat der Fälligkeit einen SGB II-/SGB XII – 

Leistungsanspruch auslösen können. 

Siehe Info in BuzzFeed https://t1p.de/kql27 

 

Dazu haben wir nochmal auf der Tacheles Webseite eine aktuelle Veröffentlichung mit 

Musterrechnung erstellt: https://t1p.de/cljcb, diese ist ergänzend zu https://t1p.de/8huag 

 

 

https://t1p.de/c7v3b
https://t1p.de/6ah6o
https://t1p.de/ld5go
https://t1p.de/buca
https://t1p.de/kql27
https://t1p.de/cljcb
https://t1p.de/8huag
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Das BMAS und die BA sind aufgefordert, für solche Anträge einen vereinfachtes 

Antragsformular zu entwickeln, denn es besteht die Rechtspflicht „den  Zugang zu den 

Sozialleistungen möglichst einfach zu gestalten“ (§ 17 Abs. 1 Nr. 1 SGB I) Des Weiteren 

besteht die Verpflichtung der Leistungsträger „darauf hinzuwirken, dass jeder Berechtigte die 

ihm zustehenden Sozialleistungen in zeitgemäßer Weise, umfassend und zügig erhält“ (§ 17 

Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB I). 

Diese Verpflichtungen können nur durch ein vereinfachtes Antragsverfahren umgesetzt 

werden, also Herr Heil und Frau Nahles, das zu veranlassen, ist Ihr Job als Arbeitsminister 

und BA-Chefin. 

 

 

Hier noch ein Hinweis zur Frage, ob es Sinn macht, die monatlichen Abschläge für 

Betriebskosten/Heizung hochzusetzen: 

 

Wenn jemand eine eventuelle hohe Nachzahlung sowieso nicht stemmen kann und für den 

Monat der Fälligkeit der Nachzahlung einen Antrag auf ergänzende Leistungen stellen muss, 

macht es keinen Sinn, vorher höhere Abschlagszahlungen zu leisten. Denn damit wird der 

etwaig vom Jobcenter/Sozialamt zu übernehmende Betrag gemindert und es kann 

passieren, dass gar nichts vom Amt übernommen werden muss. Daher: bitte nicht eine 

Höhersetzung der Betriebs- oder Heizkosten beantragen, wenn sowieso beabsichtigt ist mit 

der Nachzahlung zum Jobcenter/Sozialamt zu gehen oder gehen zu müssen.   

 

 

6. Interview mit Frank Jäger vom Tacheles zum Bürgergeld 

---------------------------------------------- 

Dann möchte ich auf Interview mit Frank Jäger verweisen, indem er eine politische Wertung 

zum Bürgergeld vornimmt, das ist hier zu finden: https://t1p.de/ikdr8 

 

 

7. Sozialproteste und „heißer Herbst“ und einige Anmerkungen dazu 

---------------------------------------------- 

Jetzt ist es raus, die Regelleistungen sollen Hungerleistungen werden, noch nicht einmal die 

Inflationsrate wird damit gedeckt. Diese geht aber durch die Decke. Die 

Lebenshaltungskosten, die Energie, der Strom sind nicht mehr bezahlbar. Mit der geplanten 

4,6 % Steigerung der Regelleistungen sind die Menschen, die SGB XII-, SGB II- oder Asyl-

Leistungen beziehen einfach nur abgeschrieben. Es ist ein „Lebenslang“ in Not, Elend und 

bitterster Armut. Ein Leben in Würde ist bei diesen Hungerregelleistungen nicht mehr 

möglich oder man kann es auch anders sagen, das ist „Klassenkampf“ von oben. 

 

Entweder wird das weiter akzeptiert oder halt mal nicht mehr. 

 

Es ist Zeit, dass nicht mehr zu akzeptieren, es ist Zeit auf die Straße zu gehen, ein 

menschenwürdiges Dasein zu fordern. Ein Sofortzuschlag von 100 EUR pro Monat und Kopf 

im Monat und auf Dauer eine Erhöhung der Regelleistungen auf mind. 600 EUR. Diese 

Forderungen bestehen seit langem. Besonders der Paritätische erarbeitet diese und 

begründet sie stetig mit aller Akribie. Jetzt sind aber auch einmal die Betroffenen, die 

Menschen, die es betrifft gefordert. Das sind fast 7 Millionen Menschen. Verdammt, geht auf 

https://t1p.de/ikdr8
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die Straße, macht klar, es reicht. UND es ist notwendig eine Umfaierteilung von Oben nach 

unten zu fordern! 

 

Aber: wenn auf die Straße gegangen wird, dürfen solche Proteste keinesfalls zusammen mit 

Rechten, Nazis und Antisemit*innen erfolgen. Mit diesen geht man nicht auf die Straße! 

 

Hier muss es eine ganz klare Abgrenzung geben. Es darf mit Rechten und Nazis in keinem 

Fall ein gemeinsames Handeln geben. Diese verfolgen ihre eigenen Ziele. Eine offene und 

solidarische Gesellschaft, ist keins davon. 

Den Appell, nicht mit Rechten auf die Straße zu gehen, richte ich hier ebenfalls an die Partei 

DIE LINKE. Wenn diese sich nicht komplett ins politische Abseits katapultieren möchte, darf 

sie keine Querfront bilden, so wie es Teile der Linken mit Aufrufen zu 

Montagsdemonstrationen tun. Der Begriff Montagsdemonstrationen ist von den Nazis 

gekapert worden und da muss es eine 100 % Trennlinie geben: Ohne Ausnahme, kein 

Schulterschluss mit Nazis! 

 

Thomé Newsletter 34/2022 vom 05.09.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

 

1. Zum sog. „3. Entlastungspaket“ der Bundesregierung 

----------------------------------------------------- 

Gestern hat die Bundesregierung ihr drittes von ihr genanntes „wuchtiges“ Entlastungspaket 

bekannt gegeben. Das Ganze wurde mit „You’ll never walk alone, wir werden niemanden 

alleine lassen“ verkauft. Mit diesem Entlastungspaket werden in erster Linie Fehler und 

Ungerechtigkeiten aus dem letzten Paket korrigiert, aber keine zusätzliche zielgerichteten 

Hilfen auf den Weg gebracht, die auch den Ärmsten in der Grundsicherung in diesem Herbst 

substantiell Unterstützung und Entlastung bringen würden. 

Die angekündigten „zielgenauen“ Hilfen für Arme sind in dem Paket deutlich zu vermissen, 

das Paket ist in weiten Teilen so zu bewerten: Wer arm ist, wird und soll alleine gelassen 

werden. 

 

Hier die Vereinbarung aus dem Koalitionsausschuss: https://t1p.de/pxg2u 

und eine kompakte Zusammenfassung der Regelungen: https://t1p.de/bzn4r 

 

Bewertung: Das 3. Entlastungspaket ist enttäuschend und entlastet die, die es am Nötigsten 

haben, nicht. So wird zum Beispiel die Kindergelderhöhung um 18 EUR bei den 

Sozialleistungsbeziehenden gar nicht ankommen, da Kindergeld dort voll als Einkommen 

angerechnet wird. Ein Ticket zum Preis von 49 – 69 EUR im Monat trifft auch in keiner Weise 

die Lebenssituation von einkommensschwachen Menschen. Im Regelsatz wurden lediglich 

40,27 EUR für Aufwendungen im Bereich Verkehr veranschlagt. Eine Entlastung wäre es, 

wenn das Ticket 10 € kostet. Ein weiterer Schlag ins Gesicht ist, dass die Regelleistungen im 

https://t1p.de/pxg2u
https://t1p.de/bzn4r
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SGB II/SGB XII auf „etwa“ 500 € angehoben werden sollen. Bei diesem Betrag handelt es 

sich grade mal um die Inflationsrate und somit die Umsetzung dessen, was laut 

Bundesverfassungsgericht zeitnah umgesetzt werden müsste: 

„Ergibt sich eine offensichtliche und erhebliche Diskrepanz zwischen der tatsächlichen 

Preisentwicklung und der bei der Fortschreibung der Regelbedarfsstufen berücksichtigten 

Entwicklung der Preise für regelbedarfsrelevante Güter, muss der Gesetzgeber zeitnah 

darauf reagieren […] der Gesetzgeber dabei nicht auf die reguläre Fortschreibung der 

Regelbedarfsstufen warten“ (Beschluss des BVerfG vom 23.07.2014 - 1 BvL10/12, Rn. 144). 

 

Diese fällige Erhöhung in Höhe der Inflation hätte schon seit langem erfolgen müssen! Es 

handelt sich hierbei definitiv nicht um die Überwindung von Harzt IV. Denn dass der 

Regelsatz schon seit Jahren nicht bedarfsdeckend war, ist allgemein bekannt. Auch der 

Punkt, dass die Umsatzsteuer für Bewirtungskosten in der Gastronomie wird weiterhin auf 7 

% gesenkt bleibt, hat so gut wie keine positiven Auswirkungen auf 

Sozialleistungsbeziehende, da es sich diese sowieso nicht erlauben können, in die Kneipe 

zu gehen. So ließe sich jeder einzelne Punkt des Pakets bearbeiten. Alle zentralen 

Forderungen, wie eine sachgerechte Regelleistungserhöhung, Stromkosten aus den 

Regelleistungen zu nehmen, oder ein Sofortzuschlag von mindestens 100 EUR im Monat 

sind nicht enthalten. Das bedeutet für Betroffene die Zementierung von Armut und ein 

„lebenslang“ in Armut. Mit der geplanten Beibehaltung von Sanktionen wird eben Hartz IV 

nicht überwunden.   

 

Das Entlastungspaket verfestigt weiter soziale Ungerechtigkeit. Es ist wuchtig im, teilweisen 

sinnlosen, Geldverprassen, anstatt konkret notwendige Hilfen zu leisten. Genaugenommen 

ist es zum Teil ganz schön erbärmlich, denn ein Rentner mit 4000 EUR Rente braucht 

keinen Heizkostenzuschlag.   

 

Ich kann dazu nur sagen: es ist die Zeit auf die Straße zu gehen, ganz klar NEIN zu sagen 

zu der Umverteilung von unten nach oben und für Menschenrecht und -würde einzutreten. 

Zum Menschenrecht gehört das Recht auf soziokulturelle Teilhabe. Wenn dies die Politik 

nicht interessiert, müssen wir dafür sorgen, dass es das tut. Aber nicht zusammen mit 

Rechten, Rassist*innen oder Antisemit*innen und Putinfans. Klare Abgrenzung ist hier 

gefordert! 

 

2. Konkrete Punkte, die getan werden müssten, um die Armen zu entlasten / Vorgehen 

gegen legale Kürzungen unter das Existenzminium 

------------------------------------------------------------------------- 

Politik und Verwaltung sollten hier genau aufpassen, denn das sind konkrete Vorschläge, wie 

außerhalb der fälligen deutlichen Erhöhungen der Regelleistungen, Sofortzuschlägen und 

einer Erhöhung der Zuverdienstgrenzen, die derzeit legale Kürzung unter das 

Existenzminium angegangen werden muss bzw. kann. 

 

a. Moratorium zu Wohnkostenlücken 

Im Jahr 2021 wurden bei knapp 400.000 Haushalten, durchschnittlich 91 Euro pro Haushalt 

an Wohnkosten nicht gezahlt. In Berlin betrug die durchschnittliche Nichtübernahme 144,31 

EUR, in Bayern 113,10 EUR pro gekürztem Haushalt im Monat. Bundesweit betrifft das rd. 
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400.000 Haushalte, Zahlen zum SGB BXII gibt es gar nicht. Diese Kürzungen der 

Unterkunfts- und Heizkosten nach § 22 Abs. 1 S. 2 + 3 SGB II / § 35 Abs. 2 SGB XII müssen 

sofort zumindest für zwei Jahre ausgesetzt werden. Der Regelsatz ist sowieso nicht 

ausreichend, da darf nicht weiter gekürzt werden. 

 

b. Aufrechnungsmoratorium 

Im SGB II sollen und müssen sogar Forderungen aufgrund von gewährten Darlehen oder 

Erstattungs- und Ersatzansprüchen in Höhe von 10 oder 30 % des Regelsatzes 

aufgerechnet werden. Das bedeutet also 44,90 EUR bis 134,70 EUR (§ 42a Abs. 2 SGB II/§ 

43 Abs. 2 SGB II) weniger. 

Diese Kürzungen müssen in der Zeit der Krise aufgegeben werden. 

 

c. Moratorium zur Eintreibung von Schulden 

Forderungen aufgrund von Erstattungs- und Ersatzansprüchen werden teilweise an die 

jeweiligen Forderungseinzugsstellen weitergegeben (§ 43 Abs. 1 S. 1 SGB II). Wenn diese 

Beträge dann dort nicht bedient werden können, entstehen weitere Mahn- und 

Vollstreckungskosten. Diese Forderungsweitergabe und Forderungsgeltendmachung sollten 

für zwei Jahre ausgesetzt werden. 

 

d. Herausnahme der Haushaltsenergie aus den Regelleistungen 

Derzeit ist die Position Haushaltsenergie mit 36,43 EUR in der Regelbedarfsstufe 1 im 

Regelsatz enthalten. Die Preissteigerungen und die Energiekrise lassen die Preise für 

Haushaltsenergie explodieren. Lieferanten kündigen die bisherigen Verträge und die 

Leistungsberechtigten rutschen beim Grundversorger in teure Ersatz- bzw. Neukundentarife. 

In einem offenen Brief vom 16.02.2022 weist die LAG aller Jobcenter in NRW darauf hin, 

dass es aufgrund der enormen Preissteigerung zu einem bisher nicht gekannten Ausmaß 

von Energiearmut kommen wird. Da die in den Regelleistungen festgesetzten Energiepreise 

in keiner Weise den Preisentwicklungen der jüngsten Vergangenheit Rechnung tragen und 

es nicht gelingen wird, die Stromabschläge aus den Regelsätzen zu tilgen, verweisen wir auf 

das zweite Regelsatzurteil des BVerG vom 23.07.2014, 1 BvL10/12, unter Rn. 144, dass in 

einer solchen Situation kurzfristig durch den Gesetzgeber für Abhilfe zu sorgen ist. 

(Regelbedarfsstufen-Fortschreibungsverordnung 2022) 

Daher ist die Haushaltsenergie aus den Regelbedarfen herauszunehmen 

und den Unterkunftskosten zuzuordnen. Damit würde den Maßgaben des BVerfG 

hinsichtlich Haushaltsenergie Rechnung getragen, die Mehrbedarfe für Warmwasser 

könnten gestrichen und es würde den Leistungsbeziehenden eine kurzfristige und dringend 

benötigte Hilfe zuteilwerden. 

 

 

3. Stellungnahmen zum Bürgergeldgesetz auf der Webseite des BMAS veröffentlicht 

------------------------------------------------ 

Das BMAS hat die Stellungnahmen der Verbände im Gesetzgebungsverfahren zum 

Bürgergeld veröffentlicht, diese sind hier zu finden: https://t1p.de/4grm6 , dann unter 

Stellungnahmen 

https://t1p.de/4grm6
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Dazu möchte ich auch noch auf die kritischen Anmerkungen von Jürgen Aust zum 

Gesetzentwurf „Bürgergeld“ hinweisen, diese sind lesens- und 

beachtenswert: https://t1p.de/8b33b 

 

 

4. Papier von AufRecht bestehen zum Thema Energiekostenübernahme 

-------------------------------------------------------------------------- 

Das bundesweite Bündnis "AufRecht bestehen" hat eine Arbeitshilfe zu den sozialrechtlichen 

Möglichkeiten der Übernahme der aktuell explodierenden Energiekosten erstellt, die in der 

Beratung sehr nützlich sein kann. Diese Arbeitshilfe gibt es hier zum 

Download: https://t1p.de/5js50 

 

 

5. Auch nach Weiterwanderung aus anderem EU-Staat Anspruch auf vorübergehenden 

Schutz (§ 24 AufenthG) in Deutschland 

------------------------------------------------------------------- 

In der Beratung kommt immer wieder die Frage auf, ob aus der Ukraine geflohene Personen, 

die bereits in einem anderen Mitgliedsstaat den vorübergehenden Schutz erhalten haben, 

danach auch nach Deutschland umziehen und hier (auch) den vorübergehenden Schutz 

beanspruchen können. 

Dazu hat das BMI am 8. August 2022 ein Rundschreiben 

veröffentlicht: https://ggua.de/fileadmin/downloads/Ukraine/BMI_Schreiben_Weiterwanderun

g.pdf 

In diesem stellt das BMI klar: 

Auch Personen, die bereits in einem anderen Mitgliedsstaat vorübergehenden Schutz haben, 

haben nach einer Weiterwanderung nach Deutschland Anspruch auf eine 

Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG , sofern die übrigen Voraussetzungen erfüllt sind. 

In diesem Fall „ist der schutzbegehrenden Person, bei Erfüllung der übrigen 

Voraussetzungen, eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG in Deutschland zu erteilen.“ 

Denn mit dem EU-Beschluss zum vorübergehenden Schutz solle „Personen mit 

vorübergehendem Schutz den flexiblen Fortzug aus einem Mitgliedsstaat in einen anderen. 

Die eingeräumte „Freizügigkeit“ soll u.a. dazu dienen, eine schnelle Weiterreise und 

Verteilung in der EU zu ermöglichen.“ 

Wenn umgekehrt Personen, die vorübergehenden Schutz in Deutschland genießen, in einem 

anderen Mitgliedsstaat vorübergehenden Schutz beantragen , erlischt zwar der 

vorübergehende Schutz selbst in Deutschland nicht automatisch, aber die 

Aufenthaltserlaubnis erlischt gem. § 51 Abs. 1 Nr. 6 AufenthG sofort (und nicht erst nach 

sechs Monaten), da damit ein „dauerhafter Fortzugswille“ zum Ausdruck gebracht worden sei 

und es sich nicht nur um eine vorübergehende Ausreise handele. 

Wenn eine Person, die in Deutschland vorübergehenden Schutz genießt, dauerhaft in die 

Ukraine zurückkehrt, droht ebenfalls das Erlöschen des Aufenthaltstitels. Bei einer von 

vornherein nur vorübergehend geplanten Reise in die Ukraine erlischt der Titel hingegen erst 

nach sechs Monaten Abwesenheit aus Deutschland (§ 51 Abs. 1 Nr. 7 AufenthG). Man kann 

bei der ABH auch eine längere Frist als sechs Monate beantragen. 

https://t1p.de/8b33b
https://t1p.de/5js50
https://ggua.de/fileadmin/downloads/Ukraine/BMI_Schreiben_Weiterwanderung.pdf
https://ggua.de/fileadmin/downloads/Ukraine/BMI_Schreiben_Weiterwanderung.pdf
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6. Zahlen zur kommenden Energiekatastrophe am Beispiel Wuppertal 

------------------------------------------------------------------------------------------------ 

Eine Anfrage der Linkspartei hat es heraus gekitzelt: vom Wuppertaler Energieversorger 

WSW wurde von 2018 bis einschließlich 2021 bei insgesamt 26.013 (Gas) und 127.008 

(Strom) zahlungssäumigen Haushalten eine Energiesperre angedroht. Von 2018 bis 

einschließlich 2021 bei insgesamt 2.432 (Gas) und 10.738 (Strom) zahlungssäumigen 

Haushalten eine Sperrung durch den Netzbetreiber WSW Netz durchgeführt. Bei 186 

Haushalten erstreckte sich die Liefereinstellung über 6 Monate. Für Inkassogang, Sperrung 

und Wieder-Öffnung des Zählers werden derzeit insgesamt 108,70 € in Rechnung gestellt. 

Die Antwort der Wuppertaler Stadtverwaltung: https://t1p.de/z0y73 

 

Mitte Februar 2022 (bereits vor dem Ukrainekrieg) gab es zu dem Thema von der LAG aller 

Jobcenter in NRW einen offenen Brief an Arbeitsminister Heil, in dem diese darauf 

hingewiesen haben, dass es aufgrund der enormen Preissteigerung zu einem bisher nicht 

gekannten Ausmaß von Energiearmut kommen wird, die in den Regelleistungen 

festgesetzten Energiepreise in keiner Weise den Preisentwicklungen der jüngsten 

Vergangenheit Rechnung tragen und es nicht gelingen wird, die Stromabschläge aus den 

Regelsätzen zu tilgen. Die wirtschaftliche Situation werde sich somit immer weiter zuspitzen 

und dringender Handlungsbedarf sei geboten. Der offene Brief ist hier: https://t1p.de/52b8 

 

Die Wuppertaler Situation ist symptomatisch für die ganze Republik, vergleichbare Zahlen 

dürfte es in jeder Kommune/ in jedem Kreis geben. 

Diese Situation wird sich drastisch verschärfen. Immer mehr Haushalten wird aufgrund der 

gestiegenen Preise der Strom und das Gas abgedreht werden. Die Versorgung mit Strom 

und Gas gehört aber zu den unabdingbaren Rechten. Hier muss gehandelt werden. Im 

Februar schon und heute umso mehr! Daher muss die Haushaltsenergie unverzüglich aus 

den Regelleistungen herausgenommen werden. 

 

 

Thomé Newsletter 35/2022 vom 11.09.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

  

1. Jetzt sind sie raus, die neuen Regelsätze für 2023 

--------------------------------------------------------------------- 

Gestern sind die für 2023 geplanten Regelsätze bekannt geworden, diese sollen folgende 

Beträge beinhalten: 

 

RB - Stufe 1 (Alleinstehende) 

502 € / vorher 449 € 

 

https://t1p.de/z0y73
https://t1p.de/52b8
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RB - Stufe 2 (volljährige Partner innerhalb Bedarfsgemeinschaft) 

451 € / vorher 404 € 

 

RB - Stufe 3 (Erwachsene unter 25 Jahren, die im Haushalt der Eltern) 

402 € / vorher 360 € (die Höhe ist nicht genannt, aber errechnet) 

 

RB - Stufe 4 (Jugendliche zwischen 14 bis 17 Jahren) 

420 € / vorher 376 € 

 

RB - Stufe 5 (Kinder zwischen 6 - 13 Jahren) 

348 € / vorher 311 € 

 

RB - Stufe 6 (Kinder von 0 bis 5 Jahren) 

318 € / vorher 285 € 

 

Quelle: https://t1p.de/czyeg 

 

Kurzbewertung: Auch wenn es 53 EUR mehr gibt, bleiben die Regelleistungen 

Hungerleistungen. Weit unter dem Existenzminimum, weit hinter der Preisentwicklung. 

Würdevolles Leben und gesellschaftliche Teilhabe ist damit nicht möglich. Besonders nicht 

für Alte, Kranke und Behinderte, für die die Regelleistungen ein „lebenslang“ mit diesen 

Hungerleistungen bedeuten. Indikator dafür dürften die hunderttausenden Stromsperren und 

die überlaufenen Tafeln sein. Die Regelleistungen müssen höher sein! Die 678 EUR, die der 

Paritätische fordert, sind da realistisch. 

 

Was realpolitisch sofort getan werden kann, soll und muss, ist hier zu finden: Herausnahme 

der Haushaltsenergie aus den Regelleistungen, Moratorium zu Wohnkostenlücken, 

Aufrechnungsmoratorium und Moratorium zur Eintreibung von Schulden. 

Zusammengefasst hier: https://t1p.de/s7h34 

 

Um das auch zu sagen: auch wenn die Bundesregierung dem Existenzsicherungssystem 

nun den neuen Namen Bürgergeld verpassen will, das System bleibt Hartz IV und zwar 

solange, wie Sanktionen weiter laufen dürfen, damit meine ich auch die 100 % Sanktionen 

wegen fehlender Mitwirkung und die vorläufige Leistungsversagung und solange die 

Regelleistungen einen konstanten Menschenwürdeverstoß darstellen. 

 

 

2. BAG-SB schlägt Alarm: Energiepauschale von 300 EUR ist pfändbar 

------------------------------------------------- 

Die BAG-SB sieht die Gefahr, dass die 300 € Energiepauschale gepfändet werden könnte, 

das betrifft rund sieben Millionen Menschen, weil der Gesetzgeber vergessen hat, die 

Unpfändbarkeit zu normieren. 

Hier müsste im Zweifelsfall ein Pfändungsschutzantrag bei Gericht gestellt werden: , 

t  könnte sie direkt wieder weggenommen werden da. 

Musterschreiben der BAG-SB: https://t1p.de/825g0 

Ein Artikel in dazu: https://t1p.de/hbuc6 

 

https://t1p.de/czyeg
https://t1p.de/s7h34
https://t1p.de/825g0
https://t1p.de/hbuc6
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3. Vor Gericht zu höheren Leistungen? Beschluss vom LSG Niedersachsen-Bremen 

und Vorlageverfahren von VdK und SoVD 

----------------------------------------- 

Ich erlaube mir einen Rundbrief von Ulrike Müller, Referentin für Existenzsicherung, Fraktion 

DIE LINKE. im Bundestag zu zitieren und ihre zutreffende Einschätzung zum Beschluss 

des  LSG Niedersachen Bremen. 

 

Ein Gutachten für den Paritätischen Wohlfahrtsverband hatte schon Anfang des Jahres 

ergeben, dass die geltenden Leistungen wegen der höheren Inflation zu niedrig und 

verfassungswidrig sind. Das legt natürlich den Gang vors Gericht nahe. Die Sozialverbände 

VdK und SoVD tun das auch in Musterverfahren mit einigen ihrer Mitglieder 

(https://www.vdk.de/deutschland/pages/presse/musterstreitverfahren/85212/sozialverbaende

_klagen_gegen_grundsicherung?dscc=ok , https://www.sovd.de/aktuelles/meldung/regelsatz

-grundsicherung-bundesverfassungsgericht) . Andere Betroffene können sich diesen 

Verfahren zwar nicht direkt anschließen. Es gibt aber die Möglichkeit, dass man einen 

eigenen Widerspruch gegen den Leistungsbescheid einlegt und gleichzeitig beantragt, dass 

das eigene Verfahren solange ruht, bis die Musterverfahren geklärt sind. Dann profitiert man 

vom juristischen Knowhow der Sozialverbände. 

Das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen hat in einer aktuellen Entscheidung nun 

höhere Leistungen abgelehnt (Beschluss des LSG Niedersachsen-Bremen vom 24.8.2022, L 

8 SO 56/22 B ER;  Presseerklärung des 

Gerichts: https://landessozialgericht.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/pressemitteilungen

/kein-einklagbarer-inflationsausgleich-fur-sozialhilfeempfanger-214875.html ;  vollständige 

Entscheidung: http://www.herbertmasslau.de/mediapool/5/50745/data/LSG_Celle_-

_L_8_SO_56_22_B_ER.pdf ). 

Bedeutet das, dass auch die Musterverfahren von SoVD und VdK sinnlos sind? Nein, 

überhaupt nicht! Die Entscheidung des Landessozialgerichts klingt sehr negativ, enthält aber 

ein paar konstruktive Ansatzpunkte: 

Zunächst muss man sich klarmachen, dass es kein "Urteil" ist, das eine Rechtssache 

abschließend klärt, sondern ein "Beschluss" in einem Eilrechtsverfahren. Das Gericht hat gar 

nicht genau gerechnet. In den Musterverfahren der Sozialverbände wird das aber 

geschehen. Eine abschließende Klärung dauert lange - zu lange für Betroffene, das ist klar. 

Aber anhängige Gerichtsverfahren mit rechtlich überzeugenden Argumenten erzeugen Druck 

auf die Politik, das Problem schneller zu lösen und einer Gerichtsentscheidung 

zuvorzukommen. Auch die Gerichtsverfahren für einen Inflationsausgleich können faktisch 

so wirken: Sie erzeugen Druck auf die Politik Bundesregierung. Das wird auch in dem 

aktuellen Beschluss des Landessozialgerichts deutlich: 

Das Gericht hat völlig recht, dass es selbst keine höheren Leistungen verordnen kann, 

sondern diese Frage nur ans Bundesverfassungsgericht weiterleiten könnte. Das Gericht tut 

das leider nicht, weil es einige Ausgleichsmaßnahmen der Bundesregierung für halbwegs 

ausreichend hält. Diese Einschätzung ist rechtlich fragwürdig - aber dazu wird es in den 

Musterverfahren von VdK und SoVD auch viel genauere Berechnungen geben. Dabei wird 

es gerade um die regelsatz-spezifische Inflation gehen, die die LINKE im Bundestag erfragt 

hat. Genaue Berechnungen zeigen, dass die Einmalzahlung längst nicht genügt, weil sie die 

https://www.vdk.de/deutschland/pages/presse/musterstreitverfahren/85212/sozialverbaende_klagen_gegen_grundsicherung?dscc=ok
https://www.vdk.de/deutschland/pages/presse/musterstreitverfahren/85212/sozialverbaende_klagen_gegen_grundsicherung?dscc=ok
https://www.sovd.de/aktuelles/meldung/regelsatz-grundsicherung-bundesverfassungsgericht
https://www.sovd.de/aktuelles/meldung/regelsatz-grundsicherung-bundesverfassungsgericht
https://landessozialgericht.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/pressemitteilungen/kein-einklagbarer-inflationsausgleich-fur-sozialhilfeempfanger-214875.html
https://landessozialgericht.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/pressemitteilungen/kein-einklagbarer-inflationsausgleich-fur-sozialhilfeempfanger-214875.html
http://www.herbertmasslau.de/mediapool/5/50745/data/LSG_Celle_-_L_8_SO_56_22_B_ER.pdf
http://www.herbertmasslau.de/mediapool/5/50745/data/LSG_Celle_-_L_8_SO_56_22_B_ER.pdf
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Inflation nicht ausgleicht (s. Begründung zum Antrag der LINKEN "Regelsatz ehrlich 

berechnen", BT-Drs. 20/1502, https://dserver.bundestag.de/btd/20/015/2001502.pdf , S. 3), 

und weil sie ohnehin hauptsächlich für andere existenznotwendige Zusatzkosten gedacht 

war, nämlich für Masken und andere Hygienekosten (§ 73 SGB II; BT-Drs. 

20/1411, https://dserver.bundestag.de/btd/20/014/2001411.pdf , S. 12 und 17/18). Jessica 

Tatti - die sozialpolitische Sprecherin der LINKEN im Bundestag - hatte das schon mehrfach 

im Bundestag vorgerechnet, z.B. in ihrer Rede zum 

Einmalzuschlag: https://www.linksfraktion.de/parlament/reden/detail/einmalzahlungen-in-

hartz-iv-reichen-nicht-erhoehung-des-regelsatzes-auf-687-euro/ . 

Außerdem weist das Landessozialgericht schon auf die Zukunft hin, also auf ein 

Entlastungspaket und eine Regelsatzerhöhung beim Bürgergeld. Wenn man das übersetzt, 

bedeutet es: Wenn solche Maßnahmen nicht kommen, dann werden in Zukunft auch 

Gerichte anders urteilen. Es gibt wichtige juristische Fragezeichen bei der geltenden 

Leistungshöhe. 

Deshalb können die Verfahren von SoVD und VdK auch nicht nur direkt vor Gericht Erfolg 

haben, sondern auch indirekt durch den Druck auf die Bundesregierung, den sie entfalten. 

Weil eine verfassungsgerichtliche Klatsche für die Bundesregierung im Raum steht, muss 

sich die Bundesregierung ernsthaft mit dem Thema der Leistungshöhe beschäftigen. Dass 

sich die Bundesregierung im Entlastungspaket (s.o. 1.) überhaupt auf einen besseren 

Inflationsausgleich und eine Größenordnung von 500 Euro geeinigt hat, ist vielleicht schon 

Ergebnis dieses Drucks. 

Gleichzeitig muss man die Erwartungen realistisch halten: Verfassungsrechtlich geht es nur 

um einen Inflationsausgleich, nicht um mehr. Eine wirklich Erhöhung muss politisch erkämpft 

werden. 

 

 

4. RAV Stellungnahme zum 3. Entlastungspaket: Es geht um die Menschenwürde 

- Einmalzahlungen sind nicht ausreichend 

-------------------------------------------- 

Es geht um die Menschenwürde 

Es gibt ein Existenzminimum; ein Mindestmaß an Einkommen, was jeder und jedem zusteht, 

um ein menschenwürdiges Leben zu ermöglichen. Dieses zu gewährleisten ist zentraler 

Leitpunkt des Grundgesetzes, Ausgangspunkt sämtlichen staatlichen Handelns. So das 

Idealbild. Schon das vom Bundesverfassungsgericht als noch zulässig erachtete Minimum 

dessen, was einer Person im Monat zustehen muss, ermöglicht in der Praxis nur schwer ein 

menschenwürdiges Leben. Eine Vielzahl der Einkommen – Hartz IV, Mindestlöhne, Renten, 

Asylbewerberleistungen, BAföG – werden bei den jetzigen Preissteigerungen und den 

kommenden Gas-, Energie- und Heizkostenrechnungen das Minimum, das allen zusteht, 

nicht mehr gewährleisten. Mehr hier: https://t1p.de/q33ps 

 

5. BSG zur Mietschuldenübernahme nach § 22 Abs. 8 SGB II und Selbsthilfe des 

Betroffenen (anderweitig beschafftes Darlehen) 

------------------------------------------------- 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/015/2001502.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/014/2001411.pdf
https://www.linksfraktion.de/parlament/reden/detail/einmalzahlungen-in-hartz-iv-reichen-nicht-erhoehung-des-regelsatzes-auf-687-euro/
https://www.linksfraktion.de/parlament/reden/detail/einmalzahlungen-in-hartz-iv-reichen-nicht-erhoehung-des-regelsatzes-auf-687-euro/
https://t1p.de/q33ps
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An dieser Stelle der Hinweis auf die Entscheidung des Bundessozialgerichts vom 22.7.2022, 

B 7/14 AS 52/21 R. Diese liegt im Wortlaut noch nicht vor, daher aus dem Terminsbericht: 

“Die Übernahme von Schulden bei Dritten setzt voraus, dass zum Zeitpunkt der Aufnahme 

des Darlehens Mietschulden vom Jobcenter zu übernehmen gewesen wären. Gemäß § 22 

Abs 8 Satz 1 SGB II steht die Übernahme der Schulden im Ermessen des 

Grundsicherungsträgers. Dieses Ermessen ist nach Satz 2 eingeschränkt, wenn die 

Übernahme der Schulden gerechtfertigt und notwendig ist und sonst Wohnungslosigkeit 

einzutreten droht. 

Der Übernahme der Schulden steht grundsätzlich nicht entgegen, wenn ein 

Leistungsberechtigter nach der Anzeige seines Bedarfs gegenüber dem Jobcenter mit Hilfe 

eines anderweitig beschafften Darlehens die Unterkunft durch Begleichung der Mietschulden 

an den Vermieter gesichert hat. Auch Schulden gegenüber Dritten, die Leistungsberechtigte 

nach dieser “Bedarfsanzeige“ beim Jobcenter eingegangen sind, um drohende 

Wohnungslosigkeit abzuwenden, können Schulden iS des § 22 Abs 8 SGB II sein. Mehr 

dazu: https://t1p.de/ynt1o 

 

 

6. Pro Asyl: Frontalangriff auf das europäische Asylrecht 

------------------------------------------------------ 

PRO ASYL und rund 60 NGOs aus ganz Europa warnen in einem Brandbrief vom 8. 

September angesichts einer derzeit diskutierten EU-Verordnung vor einer weitreichenden 

Aushebelung des europäischen Asylrechts. 

In Brüssel und den europäischen Hauptstädten soll im Hauruck-Tempo eine EU-Verordnung 

durchgepeitscht werden, die das europäische Asylsystem weitgehend aushebelt. „Diese 

Verordnung darf nicht verabschiedet werden – sie ist ein Frontalangriff auf das europäische 

Asylsystem und die Rechtsstaatlichkeit in Europa. Die Bundesregierung darf ihr im Rat 

keinesfalls zustimmen“, fordert Karl Kopp, Leiter der Europa-Abteilung von PRO ASYL. 

 

https://t1p.de/xe2ys 

 

 

7. Die extreme Rechte: Aufstandsphantasien und die Frage nach der Deutungshoheit 

------------------------------------- 

Hier einfach noch ein bisschen Hintergrund warum ich immer wieder sage: Mit Rechten geht 

man nicht zusammen auf die Straße. Aus aktuellem Anlass muss ich noch ergänzen: auch 

wenn es manche Protagonist*innen der Linkspartei wünschen, eine Querfront mit Nazis geht 

gar nicht!    

DGB Hessen-Thüringen: "Halte Deine Umwelt sauber" - nazifrei„ Seit Juli gibt es mittlerweile 

Debatten um die zu erwartende Proteste rund um eine „Energiekrise“. Die Entstehung einer 

Protestbewegung ist derzeit noch nicht abzusehen. Dabei werden bereits jetzt Szenarien von 

„Volksaufständen“ verbreitet, die wenig mit seriöser Analyse zu tun haben, aber der 

extremen Rechten in die Hände spielen. Extrem rechte Akteur*innen sehnen die Krise herbei 

und planen aktuell vor allem die Deutungshoheit bei den Protesten zu übernehmen. Seit 

Sommer 2022 diskutiert die extreme Rechte den zu erwartenden „heißen Herbst“ und ihre 

damit verbundenen Strategien. Mit der weiteren Zuspitzung der öffentlichen Debatte über zu 

https://t1p.de/ynt1o
https://t1p.de/xe2ys
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erwartende Energie-Engpässe verschärfte sich auch die Debatte der extremen Rechten. (…) 

Am deutlichsten brachte nun der extrem rechte Verleger Götz Kubitschek die Debatten der 

extremen Rechten in einer Artikelreihe auf den Punkt. (…) Kubitschkes einleitender Text 

setzt den grundsätzlichen Rahmen für dessen strategische Planungen und ist als Signal an 

die eigene Szene zu lesen. So schreibt er hier unmissverständlich: „Ein Aufstand ist 

unumgänglich“. (…) Wer „Aufstände“ fordert, um die „Zerstörung Deutschlands“ zu 

verhindern, dürfte kaum an Schweigemärsche und Mahnwachen denken…“ 

 

Mehr dazu: https://t1p.de/uzjti 

 

Thomé Newsletter 36/2022 vom 18.09.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. Wesentliche Änderungen im Bürgerhartz-Gesetz der Regierungsentwurf 

-------------------------------------------------------------------------------- 

Die Bundesregierung hat nun ihren Gesetzesentwurf zum Bürgergeldgesetz verabschiedet. 

Da dies aber weiterhin Armut per Gesetz bedeutet, ist es nur richtig und konsequent das 

sog. Bürgergeld treffend Bürgerhartz zu nennen. 

 

Den Regierungsentwurf gibt es hier: https://t1p.de/4grm6 

Ich habe mal die wesentlichen Änderungen gegenüber dem Referentenentwurf 

zusammengefasst: 

 

1. Änderung SGB II: Art 1 Nr. 11 c) (Seite 14): Einführung einer weiteren Stufe bei den 

Erwerbstätigenfreibeträgen, für den Bereich von 520 EUR auf 1000 EUR nunmehr 30 % 

Erwerbstätigenfreibetrag, vorher 20 % (Praxis: max. 48 € anrechenbares Einkommen mehr 

als vorher)     

2. Änderung SGB II: Art 1 Nr. 12 (Seite 14): nur noch ein "angemessenes" Kfz geschont, 

vorher jedes Kfz. 

(Praxis: bedeutet weiterhin Kfz im Wert von 7.500 €, so wie im alten Recht) 

3. Änderung SGB II: Art 1 Nr. 13 (Seite 16): Aufgabe der Zwangsverrentung nur bis zum 

31.Dez. 2026, danach wieder wie jetzt. Im Referentenentwurf stand die Aufgabe jeder 

Zwangsverrentung ohne Laufzeit 

4. Änderung SGB II: Art. 1 Nr. 23 (Seite 21): Minderung bei erster Pflichtverletzung um 20 %, 

bei weiterer Pflichtverletzung um 30 %, insgesamt aber nicht höher als 30%. 

5. Änderung SGB II: Art 1 Nr. 36 (Seite 23): Streichung der ursprünglich geplanten 

Sippenhaftgemeinschaft bei fehlender Mitwirkung anderer BG-Mitglieder (im 

Referentenentwurf unter Art. 1 Nr. 37 b), wegen offensichtlicher Verfassungswidrigkeit. 

https://t1p.de/uzjti
https://t1p.de/4grm6
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6. Änderung SGB II: Art 1 Nr. 38 (Seite 23): Begrenzung der Aufrechnung von 30 % auf 20 

%, wenn eine Aufrechnung aus § 42a und 43 SGB II kombiniert wird. Vorher waren hier 30 

% möglich 

7. Änderung SGB II/SG B XII: Art 5 Nr. 5 + 15 (Seite 33/38 ff): Regelungen zur 

Fortschreibung der Regelbedarfe und Höhe der Regelleistungen und Festsetzung des 

persönlichen Schulbedarfes im Rahmen von BuT auf 116 € und 58 € = 174 € gesamt für das 

Jahr. 

8. Änderung SGB XII: Art 5 Nr. 6, Änderung im SGB XII in § 35 Abs. 5 SGB XII (Seite 35): 

Berücksichtigung von "Alter und Gesundheitszustand" bei den KdU. 

9. Änderung SGB XII: Art 5 Nr. 13 a. (Seite 38): Ehrenamt und Übungsleitereinkünften als 

Jahrespauschalen, vorher Monatsbeträge 

Bewertung: Insgesamt sind das lediglich kleine Änderungen, hier wäre nach der Kritik der 

Wohlfahrtsverbände von der Regierung mehr zu erwarten gewesen! Bei der Anpassung der 

Regelleistungen wurde lediglich der Inflationsausgleich berücksichtigt und das erst ab Januar 

2023. Die Kosten sind aber schon seit Längerem immens gestiegen. Qualitativ bewegen sich 

die Änderungen nur auf dem Niveau, die Regelleistungen nicht offen verfassungswidrig 

werden zu lassen. Mit „mehr Respekt“ oder  „mehr Zusammenhalt“, wie Herr Heil das 

versucht in der Öffentlichkeit zu verkaufen haben diese Änderungen nichts zu tun. 

Was notwendig ist, dazu liegen Vorschläge zuhauf auf dem Tisch: Regelleistungen auf 678 € 

anheben, Herausnahme der Haushaltsenergie aus den Regelleistungen, Aufrechungs- und 

Kürzungsmoratorien in der Zeit der Krise. 

Die Ungleichbehandlung der Menschen im Bezug von SGB XII Leistungen gegenüber den 

im SGB II hat mitnichten etwas mit „mehr Respekt“ zu tun, es handelt sich hier vielmehr um 

massivste Alten-, Kranken- und Behindertendiskriminierung. 

 

 

2. Zur Info: es muss zum 1. Januar 2023 kein neuer Antrag gestellt werden / Hartz IV 

wird nur umbenannt 

----------------------------------------------------------------------- 

Es erreicht Tacheles und auch mich die Frage, ob zum 01.Januar 2023 ein neuer Antrag 

gestellt werden muss. Díes ist nicht nötig, da die Hartz IV-Leistung von der Bundesregierung 

lediglich in Bürgergeld umbenannt wird. Inhaltlich handelt es sich bei den umbenannten 

Hartz IV Leistungen um Leistungen nach dem SGB II, dafür muss kein neuer Antrag gestellt 

werden. Der alte Bewilligungszeitraum wirkt fort. 

 

 

3. Institut für empirische Sozial- und Wirtschaftsforschung Berlin (INES): Hartz IV-

Sanktionen verfehlen Wirkung und machen krank 

------------------------------------------------- 

Sanktionsfrei.de: Hartz IV-Sanktionen verfehlen ihre Wirkung – das ist das Ergebnis der 

ersten wissenschaftlichen Langzeitstudie zu Sanktionen in der Grundsicherung. Anstatt 

Menschen nachhaltig in Arbeit zu bringen, haben Kürzungen der Grundsicherung bei 

Verstößen gegen Auflagen der Jobcenter einen einschüchternden Effekt und können sogar 

Krankheiten verursachen. Den Kontakt mit den Jobcentern empfinden die im Rahmen der 

Studie “Hartz Plus” Befragten größtenteils als hinderlich, statt als unterstützend. “Sanktionen 

https://sanktionsfrei.de/studie


 

 Seite 
106 

 
  

verfehlen ihre behauptete Wirkung. Sie verursachen fast immer eine Kultur des Misstrauens. 

Die Menschen fühlen sich eingeschüchtert und stigmatisiert. Sanktionen bringen Menschen 

nicht in Arbeit und haben in einer modernen Grundsicherung nichts verloren.” sagt die 

Gründerin von Sanktionsfrei e.V., Helena Steinhaus, anlässlich der Vorstellung der Studie in 

Berlin. Die Studie Hartz Plus wurde von Sanktionsfrei e.V. in Auftrag gegeben und vom 

Institut für empirische Sozial- und Wirtschaftsforschung Berlin (INES) durchgeführt. 

 

Weitere Infos: https://sanktionsfrei.de/studie 

 

4. Tacheles Fortbildung am 4. November: Betriebs- und Energiekosten – 

Sozialrechtliche Ansprüche im SGB II und SGB XII 

--------------------------------------------- 

Angesichts steigender Kosten für Energie und generell steigender Lebenshaltungskosten 

bangen Leistungsbeziehende und Nichtleistungsbeziehende vor der nächsten Abrechnung 

der Hausverwaltung oder von Energielieferanten. 

Das Fortbildung zeigt auf, welche Ansprüche es im SGB II und SGB XII zur Übernahme von 

Betriebs- und Energiekosten gibt, wie auch Menschen, die keine Sozialleistungen beziehen, 

diese geltend machen können und wo die Feinheiten dabei liegen. 

Die Fortbildung richtet sich an Berater*innen und Multiplikator*innen. 

 

Fortbildungsleitung: Florian Schilz, Berater bei Tacheles 

4. Nov. von 10 – 15 Uhr in Präsenz, 100 € pro Person incl. Getränke 

 

Zur Anmeldung: https://t1p.de/3sjsb 

 

5. EuGH: Unionsbürger mit gewöhnlichem Aufenthalt in einem Aufnahmemitgliedstaat 

sind auch nicht in den ersten drei Monate vom Kindergeld ausgeschlossen 

-------------------------------------------------------------- 

Aus der PM des EuGH zu Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache C-411/20 vom 

1.8.2022: “Mit seinem heutigen Urteil weist der Gerichtshof darauf hin, dass jeder 

Unionsbürger, auch wenn er wirtschaftlich nicht aktiv ist, das Recht auf Aufenthalt im 

Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats für einen Zeitraum von bis zu drei Monaten hat, 

wobei er lediglich im Besitz eines gültigen Personalausweises oder Reisepasses sein muss 

und ansonsten keine weiteren Bedingungen zu erfüllen oder Formalitäten zu erledigen 

braucht, solange er und seine Familienangehörigen die Sozialhilfeleistungen des 

Aufnahmemitgliedstaats nicht unangemessen in Anspruch nehmen. In diesem Fall ist ihr 

Aufenthalt grundsätzlich rechtmäßig. Während dieser Zeit genießen die Unionsbürger 

vorbehaltlich vom Unionsgesetzgeber ausdrücklich vorgesehener Ausnahmen die gleiche 

Behandlung wie Inländer. (…) 

Das in Rede stehende Kindergeld stellt aber keine Sozialhilfeleistung im Sinne dieser 

Ausnahmebestimmung dar. Es wird nämlich unabhängig von der persönlichen Bedürftigkeit 

seines Empfängers gewährt und dient nicht der Sicherstellung seines Lebensunterhalts, 

sondern dem Ausgleich von Familienlasten.” 

Mehr: https://t1p.de/5howh 

https://sanktionsfrei.de/studie
https://t1p.de/3sjsb
https://t1p.de/5howh


 

 Seite 
107 

 
  

 

6. BMI hat seine Anwendungshinweise zum Durchführungsbeschluss des Rates der 

EU zur Massenzustromrichtlinie aktualisiert 

------------------------------------------------- 

Das BMI hat seine Anwendungshinweise zum Durchführungsbeschluss des Rates der EU 

zur Massenzustromrichtlinie aktualisiert. 

Insbesondere zu den Drittstaatsangehörigen, zur Weiterwanderung in einen anderen EU-

Staat und zur Wohnsitzregelung sind die entsprechenden Passagen im Vergleich zur 

vorherigen Version verändert worden. 

BMI-Schreiben 05.09.2022: 

https://fr-hessen.de/wp-content/uploads/2022/09/2022-09-05_-BMI-voruebergehender-

Schutz-Ukraine.pdf 

 

 

7. Überarbeitetes Papier "BAföG für Ausländer" von Joachim Schaller 

----------------------------------------------------------------------------------- 

Der Leitfadenmitautor Rechtsanwalt Schaller hat ein neues Papier zum Thema "BAföG für 

Ausländer" erstellt, das gibt es hier zum Download: http://www.recht-auf-

studienplatz.de/m/BAfoeG-fuer-Auslaender.pdf 

 

 

Thomé Newsletter 37/2022 vom 25.09.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. #SolidarischerHerbst: Bündnis plant Demonstrationen am 22. Oktober in mehreren 

Städten 

------------------------------------------------------------ 

Diverse Organisationen rufen zusammen mit dem Pari, campact, ver.di, BUND u.a. zum 

Protest auf unter dem Motto “Solidarisch durch die Krise - Soziale Sicherheit schaffen und 

fossile Abhängigkeiten beenden”. 

Mit mehreren parallelen Demonstrationen unter dem Motto “Solidarisch durch die Krise - 

Soziale Sicherheit schaffen und fossile Abhängigkeiten beenden” will ein breites 

zivilgesellschaftliches Bündnis den immer lauter werdenden Protest gegen die mangelhaften 

Reaktionen der Bundesregierung auf die durch Putins Angriffskrieg ausgelöste Energiekrise 

bundesweit auf die Straße bringen. 

Das von campact, ver.di, BUND, dem Paritätischen Gesamtverband, der Bürgerbewegung 

Finanzwende und Attac initiierte Bündnis fordert neben zielgerichteten Entlastungen für 

dringend Unterstützungsbedürftige eine Gesamtstrategie für eine nachhaltige, bezahlbare 

Grundversorgung sowie massive Investitionen im Bereich der erneuerbaren Energien und 

https://fr-hessen.de/wp-content/uploads/2022/09/2022-09-05_-BMI-voruebergehender-Schutz-Ukraine.pdf
https://fr-hessen.de/wp-content/uploads/2022/09/2022-09-05_-BMI-voruebergehender-Schutz-Ukraine.pdf
http://www.recht-auf-studienplatz.de/m/BAfoeG-fuer-Auslaender.pdf
http://www.recht-auf-studienplatz.de/m/BAfoeG-fuer-Auslaender.pdf
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Energieeinsparungen. Für die Finanzierung, so das Bündnis weiter, brauche es eine 

grundlegende Wende in der Finanz- und Haushaltspolitik, die neben der Abschöpfung von 

Übergewinnen und der Besteuerung von großen Vermögen auch das Aussetzen der 

Schuldenbremse und den Abbau klimaschädlicher Subventionen beinhaltet. 

Das Bündnis ruft die Zivilgesellschaft und die Menschen in Deutschland auf, mit 

#SolidarischerHerbst auf die Straßen zu gehen. 

Mehr dazu: https://t1p.de/jp2oo 

  

2. Aufrecht bestehen am 14.10.2022 Aktionstag 

------------------------------------------------------------------ 

Das Bündnis „AufRecht bestehen“ ruft zur Teilnahme am dezentralen bundesweiten 

Aktionstag am 14. Oktober auf. Der Aktionstag steht unter dem Motto: 

Etikettenschwindel „Bürgergeld“ – Wir fordern eine armutsfeste und repressionsfreie 

Grundsicherung 

Es wäre toll, wenn sich möglichst viele Gruppen an den Aktionstagen beteiligen würden: so 

zum Beispiel mit Infoständen vor Jobcentern, in Fußgängerzonen oder vor Supermärkten; 

Schautafeln mit Erfahrungsberichten, Einladungen zu eigenen Veranstaltungen… Wenn ihr 

weitere Aktionsideen habt, freuen wir uns über eine Mitteilung! 

 

Mobilisierungsaufruf und weitere Infos hier: https://t1p.de/35xku 

 

 

3. Referentenentwurf „eines Gesetzes zur Erhöhung des Wohngeldes“ vorgelegt 

----------------------------------------------------- 

Ziel des Gesetzes ist eine historische Wohngeldreform, mit der zwei Millionen Haushalte 

dauerhaft, zielgenau und verlässlich unterstützt werden, so zumindest die Stellungnahme 

Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen. 

 

Mit dieser WoGG Reform soll aufgrund der steigenden Energiekosten mit dem "Wohngeld-

Plus-Gesetz" eine historische Wohngeldreform umsetzt werden. Neben der Wohngeldreform 

wird mit dem Gesetzentwurf der "Heizkostenzuschuss II" auf den Weg gebracht, der 

Millionen Bürgerinnen und Bürger, gezielt und unbürokratisch bei der Bewältigung der 

Heizkosten unterstützen soll. 

Die "Wohngeld Plus"-Reform setzt sich aus drei Komponenten zusammen: 

Wohngeldkomponente: 

Die Reform sieht eine Erhöhung der Anzahl der Wohngeldhaushalte von rund 600.000 

Haushalte auf zwei Millionen Haushalte vor. Das wird möglich durch eine Anhebung des 

allgemeinen Leistungsniveaus (u. a. durch Anpassung der Wohngeldformel). 

Heizkostenkomponente: 

https://t1p.de/jp2oo
https://t1p.de/35xku
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Die Heizkostenkomponente ist ab dem 01.01.2023 ein fortlaufender Leistungsbaustein im 

Wohngeld. Die Höhe der Heizkostenkomponente ist so gewählt, dass im Durchschnitt aller 

Empfängerinnen und Empfänger die durch eine Preisverdoppelung gegenüber 2020 

entstehenden Mehrbelastungen ausgeglichen werden. Dies führt in der 

Wohngeldberechnung im Schnitt zu 1,20 Euro je qm mehr Wohngeld. Als Pauschale 

angelegt setzt die Komponente Anreize zur Sparsamkeit. Die Fortschreibung zum 

01.01.2025 erfolgt im Rahmen der Wohngeld-Dynamisierung (Bezug 

Heizkostenkomponente: Preisindex Heizenergie Statistisches Bundesamt). 

Klimakomponente: 

Die Klimakomponente soll höhere Mieten durch energetische Sanierungen des 

Gebäudebestands und energieeffiziente Neubauten zur Erreichung der Klimaschutzziele 

pauschal abfedern. Es wird ein Zuschlag auf die Miethöchstbeträge des Wohngeldes von 

0,40 Euro je qm vorgesehen. Die bürokratiearme Lösung sieht einen gesamtwirtschaftlichen 

Pauschalansatz ohne Nachweiserfordernis in der Wohngeld-Administration vor. 

 

Referentenentwurf auf der Seite des BMWSB: https://t1p.de/i8lsf 

 

 

4. Am 1. Oktober 2022 steigt der Mindestlohn auf 12 Euro – Reallohnrückgang durch 

Inflation 

--------------------------------------------------------------------------------------- 

Der gesetzliche Mindestlohn erhöht sich zum 01.10.2022 auf 12 Euro pro Stunde. Zugleich 

führt die hohe Inflation im 2. Quartal 2022 zu einem Reallohnrückgang von 4,4 %, nachdem 

die Reallöhne im 1. Quartal 2022 um 1,8 % gegenüber dem Vorjahresquartal gesunken 

waren. 

PM BMAS vom 03.06.2022 zum Mindestlohn: https://t1p.de/w5g91 

PM von destatis vom 29.08.2022: https://t1p.de/y276j 

 

 

5. Zusammensetzung der Regelbedarfe in Bürgerhartz und Sozialhilfe in 2023 

------------------------------------------------------------------------ 

Der Kollege Rüdiger Böker hat wieder die Zusammensetzung der Regelleistungen für das 

nächste Jahr erstellt. Das Papier umfasst alle Regelleistungszusammensetzungen von 2018 

– 2023 und das gibt es hier zum Download: https://t1p.de/0n1d1 

 

Nachsatz: ich gehe nicht davon aus, dass sich die Regelleistungen noch ändern werden, 

aber da das Gesetz noch nicht verabschiedet ist, handelt es sich hier um die vermutliche 

Zusammensetzung. 

 

6. Bundestag: Beratung über Verbot von Strom- und Gassperren 

--------------------------------------------------------------------‘ 

Die Fraktion Die Linke fordert ein Verbot von Strom- und Gassperren. Ein dazu vorgelegter 

Antrag (20/2686) stand am Donnerstag, 22. September 2022, auf der Tagesordnung des 

https://t1p.de/i8lsf
https://t1p.de/w5g91
https://t1p.de/y276j
https://t1p.de/0n1d1
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Bundestages. Darüber hinaus brachte die Linksfraktion einen Antrag mit dem Titel „Gas- und 

Strompreisdeckel einführen“ (20/3483) ein. Nach 40-minütiger Debatte wurden beide 

Vorlagen zur federführenden Beratung in den Ausschuss für Klimaschutz und Energie 

überwiesen. 

Mehr dazu: https://t1p.de/9t1ss 

 

 

7. Umfassende Zusammenfassung der geplanten Regelungen um das Bürgerhartz-

Gesetz 

---------------------------------------------------------- 

Johannes Steffen hat mal die Regelungen des Regierungsentwurf v. 14.09.2022 detailliert 

zusammengefasst, das gibt es hier zum Download:   https://t1p.de/4sdpx 

 

 

Thomé Newsletter 38/2022 vom 02.10.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. #SolidarischerHerbst: Bündnis plant Demonstrationen am 22. Oktober in mehreren 

Städten 

------------------------------------------------------------ 

Diverse Organisationen rufen zusammen mit dem Pari, campact, ver.di, BUND u.a. zum 

Protest auf. 

Mit mehreren parallelen Demonstrationen unter dem Motto “Solidarisch durch die Krise - 

Soziale Sicherheit schaffen und fossile Abhängigkeiten beenden” will ein breites 

zivilgesellschaftliches Bündnis den immer lauter werdenden Protest gegen die mangelhaften 

Reaktionen der Bundesregierung auf die durch Putins Angriffskrieg ausgelöste Energiekrise 

bundesweit auf die Straße bringen. 

Das von campact, ver.di, BUND, dem Paritätischen Gesamtverband, der Bürgerbewegung 

Finanzwende und Attac initiierte Bündnis fordert neben zielgerichteten Entlastungen für 

dringend Unterstützungsbedürftige eine Gesamtstrategie für eine nachhaltige, bezahlbare 

Grundversorgung sowie massive Investitionen im Bereich der erneuerbaren Energien und 

Energieeinsparungen. Für die Finanzierung, so das Bündnis weiter, brauche es eine 

grundlegende Wende in der Finanz- und Haushaltspolitik, die neben der Abschöpfung von 

Übergewinnen und der Besteuerung von großen Vermögen auch das Aussetzen der 

Schuldenbremse und den Abbau klimaschädlicher Subventionen beinhaltet. 

Das Bündnis ruft die Zivilgesellschaft und die Menschen in Deutschland auf, mit 

#SolidarischerHerbst auf die Straßen zu gehen. 

Mehr dazu: https://t1p.de/t7om7 

  

https://t1p.de/9t1ss
https://t1p.de/4sdpx
https://t1p.de/t7om7
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2. Arbeitshilfe Drittstaatsangehörige Ukraine 

---------------------------------------------------------------- 

Der Flüchtlingsrat Rheinland-Pfalz hat zusammen mit Rechtsanwalt Jens Dieckmann aus 

Bonn eine hilfreiche Arbeitshilfe entwickelt, mit welchen rechtlichen Schritten bei 

Drittstaatsangehörigen aus der Ukraine die Antragstellung nach § 24 und die 

Fiktionsbescheinigung inkl. der Erwerbstätigkeitserlaubnis durchgesetzt werden kann. Die 

Arbeitshilfe hier zum Download: https://t1p.de/qkqy2 

 

 

3. Erlass in NRW und BMI zur Unzumutbarkeit der Beschaffung von afghanischen 

Reisepässen 

---------------------------------------------------------- 

Das Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration des 

Landes Nordrhein-Westfalen hat am 19. September 2022 einen Erlass verschickt, der die 

Passbeschaffungspflicht für Afghan*innen betrifft. Unter Bezugnahme auf ein Schreiben des 

Bundesinnenministeriums (BMI), in dem eine Verbalnote der afghanischen Botschaft zur 

Aussetzung der Neuausstellung von Pässen und Tazkiras zitiert wird, gilt nun folgende 

Regelung: 

"Sofern Bescheinigungen über die Nichtausstellung von neuen Pässen den Antragstellern 

erteilt werden, sind diese für die Prüfung der Zumutbarkeit der Passbeschaffung 

heranzuziehen. In den Fällen, in denen eine Verlängerung des afghanischen Passes nicht in 

Betracht kommt und auch kein Ausnahmefall einer Passausstellung gegeben ist, sind die zur 

Verfügung stehenden Möglichkeiten eines Passersatzes, wie die Ausstellung eines 

Ausweisersatzes oder Reiseausweises für Ausländer, zu nutzen." 

Mehr: https://t1p.de/ckgfe 

 

 

4. LSG NRW: SGB II - Neugeborenes profitiert vom Aufenthaltstitel der Mutter 

------------------------------------------------- 

Ein Neugeborenes profitiert vom Aufenthaltstitel der Mutter und hat daher unmittelbar ab 

Geburt einen SGB II-Leistungsanspruch. 

Die Rückausnahme vom Leistungssauschluss in § 7 Abs. 1 Satz 3 SGB II erstreckt sich auch 

auf Familienangehörige. Dies hat das Landessozialgericht NRW (LSG) in seinem mittlerweile 

rechtskräftigen Urteil vom 06.04.2022 entschieden (L 12 AS 1323/19). Mehr 

dazu: https://t1p.de/4e97b 

 

 

5. Tafeln in Deutschland: Rund 1,1 Millionen NutzerInnen im Jahr 2020, vor allem 

Alleinerziehende 

-------------------------------------------------- 

Beginn einer PM des DIW: “Alleinerziehende und Schwerbehinderte nutzen Tafeln 

besonders häufig – jeweils rund ein Drittel der TafelbesucherInnen gibt an, zu diesen 

Gruppen zu gehören. Das zeigt eine Studie von DIW-Wissenschaftlern, für die Daten des 

Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) ausgewertet wurden. Mehr 

dazu: https://t1p.de/bclrm 

https://t1p.de/qkqy2
https://t1p.de/ckgfe
https://t1p.de/4e97b
https://t1p.de/bclrm
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6. SG HH: Kosten für neurologisch verursachten Schuhmehrbedarf wegen einer 

Gehbehinderung sind nach § 21 Abs. 6 SGB II zu übernehmen 

----------------------------------------------------------- 

Das SG HH hat entschieden, dass vom Jobcenter monatlich 19,46 EUR wegen eines 

übermäßigen Verschleißes ihrer handelsüblichen Schuhe aufgrund eines durch Erkrankung 

veränderten Gangbildes vom Jobcenter im Rahmen des § 21 Abs. 6 SGB II zu erbringen 

sind. 

Mehr dazu hier: https://t1p.de/zv14o 

Diese Entscheidung reiht sich ein in weitere Entscheidungen, so vom LSG Berlin – 

Brandenburg nach der laufende Kosten für Bekleidung, Wäsche und Schuhe in Übergröße in 

Höhe von monatlich 28,36 Euro für einen Hilfeempfänger nach dem SGB II mit einer 

Körpergröße von 2,07 m und Schuhgröße 52 als Mehrbedarf nach § 21 Abs. 6 SGB II zu 

erbringen sind (LSG BB 7.4.2022 - L 9 AS 400/19); oder das BSG in vergleichbarer Situation 

im SGB XII: 24.2.2016 - B 8 S 13/14 R; LSG BB 4.4.2011 - L 15 SO 41/11 NZB). 

Es wird Zeit, dass die BA ihre Dienstanweisung zu § 21 Abs. 6 SGB II ändert, die solche 

Mehrbedarfe explizit ausschließt.   

 

 

7. Tacheles Fortbildung am 4. November: Betriebs- und Energiekosten – 

Sozialrechtliche Ansprüche im SGB II und SGB XII 

--------------------------------------------- 

Angesichts steigender Kosten für Energie und generell steigender Lebenshaltungskosten 

bangen Leistungsbeziehende und Nichtleistungsbeziehende vor der nächsten Abrechnung 

der Hausverwaltung oder von Energielieferanten. 

Das Fortbildung zeigt auf, welche Ansprüche es im SGB II und SGB XII zur Übernahme von 

Betriebs- und Energiekosten gibt, wie auch Menschen, die keine Sozialleistungen beziehen, 

diese geltend machen können und wo die Feinheiten dabei liegen. 

Die Fortbildung richtet sich an Berater*innen und Multiplikator*innen. 

 

Fortbildungsleitung: Florian Schilz, Berater bei Tacheles 

 

- am 4. Nov. 2022   in Präsenz in Wuppertal (noch 3 Plätze frei) 

- am 29.Nov. 2022   als Online-Seminar 

 

jeweils von 10 – 15 Uhr,  100 € pro Person 

 

Zur Anmeldung: https://t1p.de/3sjsb 

 

 

Thomé Newsletter 39/2022 vom 10.10.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

https://t1p.de/zv14o
https://t1p.de/3sjsb
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mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

 

1. Kabinett beschließt 300 Euro Einmalzahlung für Rentnerinnen und Rentner sowie 

die Anhebung der Obergrenze für Midijobs auf 2000 Euro 

----------------------------------------------- 

Das Kabinett hat die Einmalzahlung für Rentner*innen und Anhebung der Obergrenze für 

Midijobs am 5. Okt. beschlossen, dahingehende nähere Infos auf der Seite des 

BMAS: https://t1p.de/72544 

 

2. Sozialrecht Justamente 9/2022 

-------------------------------------------------- 

Mit zwei Schwerpunkten: 

Das neue Sanktionsrecht 

Kern des »Bürgergeld-Gesetzes« ist die Neukonzeption der Rechtsfolgen bei Verletzungen 

der Mitwirkungspflichten bei der Eingliederung in Arbeit. Die nun als »Leistungsminderung« 

bezeichneten Sanktionen sollen zukünftig nicht allein vom Tatbestand der Pflichtverletzung 

abhängen, sondern auch vom »Status« der Leistungsberechtigten. Je nachdem, ob sich 

diese in der »Vertrauenszeit« oder »Kooperationszeit« befinden, kann ein und dasselbe 

Verhalten zu Leistungsminderungen führen oder auch nicht. In einem historischen Abriss 

stelle ich die Änderungen bei der Sanktionierung von »Arbeitsverweigerung« seit 

Verabschiedung des Bundessozialhilfegesetzes (1962) vor. Am Ende des Abrisses stehen 

die geplanten Änderungen durch das »Bürgergeld-Gesetz«. 

Änderungen bei der Einkommensanrechnung 

Ein zweiter Artikel stellt die geplanten Änderungen bei der Anrechnung von Einkommen dar. 

SJ 9/2022 zum Download: https://t1p.de/pu32f 

 

 

3. LSG Niedersachsen-Bremen zum Recht auf Rollstuhl: Stärkung des Wahlrechts 

Behinderter bei Hilfsmitteln 

--------------------------------------------------- 

Ein querschnittsgelähmter Mann beantragte für seinen Rollstuhl ein elektrisches Zug Gerät, 

die Krankenkasse verweigerte ihm dies jedoch. Das LSG verurteilte die Kasse nun allerdings 

zur Kostenübernahme. 

Dem Wunsch- und Wahlrecht Behinderter ist im Rahmen der Hilfsmittelversorgung weiter 

Raum zu gewähren. Das entschied das LSG Niedersachsen-Bremen (LSG) in einem am 

10.10.022 veröffentlichten Urteil (Urt. v. 13.9.2022, Az. L 16 KR 421/21).  Mehr 

dazu: https://t1p.de/nvn64 

 

4. EuGH: Der Urlaubsanspruch kann nur ausnahmsweise verjähren 

---------------------------------------------------- 

Der Europäische Gerichtshof hat in drei Fällen aus Deutschland entschieden, dass der Ur-

laubsanspruch nicht verfällt, bzw. nicht verjährt. FAZIT: Fehlt es an einer ordnungsgemäßen 

Mitteilung des Arbeitgebers, kommt es u.U. automatisch zu einer jahrelangen Kumulation 

https://t1p.de/72544
https://t1p.de/pu32f
https://t1p.de/nvn64
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von Urlaubsansprüchen und damit zu hohen Abgeltungsforderungen. Arbeitsvertragliche 

Ausschlussfristen greifen nicht (§ 13 BUrlG).      Mehr: https://t1p.de/ud2vx 

 

 

5. Recherche des Redaktionsnetzwerk Correctiv zum Unterlaufen des 

Sanktionsmoratoriums 

---------------------------------------------------------- 

Das Redaktionsnetzwerk Correctiv sucht nach Fällen, in denen systematisch trotz 

Sanktionsmoratorium „100 % Sanktionen“ durchgeführt werden: Konkret geht es bei der 

Recherche um vorläufige Leistungsversagungen nach § 40 Abs. 2 Nr. 4 SGB II iVm § 331 

SGB III und um 100 % Leistungsentziehungen nach § 66 SGB I. Es soll geprüft werden, ob 

diese Instrumente systematisch oder sogar auf Anweisung von oben eingesetzt werden. 

Correctiv sucht von solchen „Sanktionen" Betroffene, oder Jobcentermitarbeiter*innen, 

Berater*innen oder Anwält*innen, die für ein Hintergrundgespräch offen sind. Hinweise 

können auch anonym bei Correctiv hochgeladen werden: https://correctiv-upload.org . Die 

Recherche betreibt Jean Peters, er ist unter mailto:jean.peters@correctiv.org zu erreichen. 

 

6. Tacheles sucht Unterstützung in der Beratung 

---------------------------------------------------------------------------- 

Wir vom Tacheles suchen Menschen, die Lust haben, bei uns in die Beratungsarbeit 

dauerhafter einzusteigen und sich zu engagieren. Wir bieten Ehrenamtstätigkeit, ein tolles 

Team, eine fundierte Ausbildung und Schulung in der Sozialberatung, organisiertes Chaos 

und ganz viele Situationen in denen engagiertes Einschreiten notwendig ist. 

Gerne können die Mitstreiter*innen vom Fach sein, ehemalige Verwaltungsmitarbeiter*innen, 

pensionierte Juristen*innen, Sozialarbeiter*innen und natürlich auch Nicht-Fach-Menschen, 

wie selbst Leistungsbezieher oder ehemalige die sich vorstellen können, solch eine Arbeit 

durchzuführen. Super wäre natürlich, wenn ihr aus Wuppertal kämt, aber auch aus 

unmittelbaren Nachbarstädten wäre das auch möglich. 

Wer Interesse hat, möge sich bitte bei info@tacheles-sozialhilfe.de      melden 

 

7. Praktikumsplatz bei Tacheles  in Wuppertal ab 1/2023 frei 

------------------------------------------------------------------ 

Wir suchen ab sofort (studentische) Praktikant*innen, die Lust haben sich für die Rechte von 

Armen stark zu machen und einen Einblick in die Sozialberatung (Schwerpunkt SGB II – 

Hartz IV und SGB XII – Sozialhilfe) zu erhalten. 

 

Über Tacheles e.V. 

Der Verein Tacheles redet Tacheles, wenn es um die Rechte sozial benachteiligter und 

erwerbsloser Menschen geht. Seit fast 30 Jahren macht der Verein auf Prozesse sozialer 

Ausgrenzung sowie die Einschränkung der Rechte "Armer" aufmerksam und formuliert im 

Namen der Betroffenen Forderungen an verantwortliche Stellen. Gegründet wurde der 

Verein 1994 als Selbsthilfeinitiative von Betroffenen für Betroffene.   

https://t1p.de/ud2vx
https://correctiv-upload.org/
mailto:jean.peters@correctiv.org
mailto:info@tacheles-sozialhilfe.de
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Durch seine erfolgreiche Arbeit und klare Positionierung auf der Seite von 

Leistungsbeziehenden hat es Tacheles zu bundesweiter Bekanntheit und Anerkennung 

gebracht. 

Neben der politischen Arbeit ist es dem Verein auch wichtig, an der Basis zu arbeiten. 

Deshalb führen wir Sozialberatung mit Schwerpunkt SGB II (Hartz IV) und SGB XII 

(Sozialhilfe) durch. Auch hier streitet Tacheles für die Rechte von Betroffenen und hilft, die 

Leistungsansprüche durchzusetzen. 

 

Wir bieten 

-       Mitarbeit in einem tollen Team 

-       Kollegiale Beratung und Hilfe 

-       intensive Einarbeitung und Fortbildungen im Bereich SGB II und XII 

-       Flexible Arbeit vor Ort und von zu Hause (wenn gewünscht) sowie Raum eigene Ideen 

und Projekte umzusetzen 

 

Das solltest Du mitbringen 

-       Zeit und Lust für die Rechte von Menschen zu streiten 

-       Empathie und soziale Kompetenz 

-       Teamfähigkeit und Fähigkeit zum eigenverantwortlichen und strukturierten Arbeiten 

-       Motivation eigene Ideen einzubringen und umzusetzen 

-       Kenntnisse im Umgang mit Computern und Office sind von Vorteil 

 

Selbstverständlich tun wir alles dafür, dass sich bei uns niemand mit Corona ansteckt. Wir 

testen uns regelmäßig, haben Schutzmaßnahmen wie Raumluftfiltergeräte und Trennwände 

in Gebrauch, achten auf Abstand und darauf, dass sich nicht zu viele Menschen gleichzeitig 

in unseren Räumen aufhalten. 

Lust, mehr zu erfahren?   

Dann melde dich per E-Mail an  info@tacheles-sozialhilfe.de 

 

 

Thomé Newsletter 40/2022 vom 16.10.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

mailto:info@tacheles-sozialhilfe.de
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mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. “Bürgergeld”-Gesetz wurde am 13. Okt. im Bundestag erstmals beraten / AfD 

fordert  Zwangsarbeit, Sachleistungen und verschärfte Residenzpflicht bei 

Bürgerhartz-Beziehenden 

--------------------------------------------------------------------------------------- 

Das Vorhaben der Bundesregierung, aus der Grundsicherung „Bürgergeld“ zu machen, 

beriet der Bundestag. Der dazu vorgelegte „Entwurf eines Zwölften Gesetzes zur Änderung 

des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze – Einführung eines 

Bürgergeldes“ (Bürgergeld-Gesetz, 20/3873) wird erstmals beraten und soll im Anschluss an 

die knapp 70-minütige Debatte an den federführenden Ausschuss für Arbeit und Soziales zur 

weiteren Beratung überwiesen werden. 

Ebenfalls an den Sozialausschuss überwiesen werden sollen ein Antrag der Fraktion Die 

Linke mit dem Titel „Sozialen Arbeitsmarkt ausbauen – 150.000 Langzeitarbeitslose in 

Erwerbsarbeit bringen“ (20/3901) sowie ein Antrag der AfD, der die „Einführung von 

Bürgerarbeit“ (20/3943) vorsieht. Weitere Infos: https://t1p.de/7mfsa 

 

 

Nun mal zu den AfD-Positionen 

 

Die AfD fordert 

 

1. Zwangsarbeit für Leistungsbeziehende: 

„volljährige erwerbsfähige Leistungsbezieher sollen nach einer Karenzzeit von sechs 

Monaten grundsätzlich an die Teilnahme an der „Bürgerarbeit“ mit fünfzehn Wochenstunden 

geknüpft werden, soweit nicht bereits eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung mit 

mindestens zwanzig Wochenstunden besteht“ 

 

2. Lebensmittelgutscheine 

„eine „Sachleistungs-Debitkarte“ für volljährige erwerbsfähige Grundsicherungsempfänger 

eingeführt werden, mit der als Alternative zu der Gewährung von Barmitteln die 

Leistungsgewährung in bestimmten Fällen – wie etwa der Verweigerung der „Bürgerarbeit“ – 

unbar über die Debitkarte erfolgt“. 

 

3. Verschärfte Residenzpflicht   

„die Erreichbarkeit für volljährige erwerbsfähige Leistungsbezieher unmissverständlich so 

geregelt werden, dass die Leistungsbezieher sich grundsätzlich im zeit- und ortsnahen 

Bereich im Inland aufzuhalten haben, zu einer möglichen Ortabwesenheit im Ausland eine 

effektive Kontrolle möglich ist“.   

 

Das Ganze bringt die AfD klar auf den Punkt: „Es gilt die Leitidee: „Wer arbeiten kann, soll 

auch arbeiten“. 

Die Grundsicherung soll zur Ausübung einer Erwerbsarbeit im regulären Arbeitsmarkt 

aktivieren.“. Hier ist der Antrag der AfD zu lesen: https://t1p.de/dehwz 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/038/2003873.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/039/2003901.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/039/2003943.pdf
https://t1p.de/7mfsa
https://t1p.de/dehwz


 

 Seite 
117 

 
  

 

Man kann der AfD für diese klaren Positionen eigentlich nur danken, denn sie machen klar, 

dass im Vordergrund die kapitalistische Verwertung der SGB II-Beziehenden als billige 

Lohnarbeiter*innen steht und die AfD dies mit Sanktionen, Zwangsarbeit und 

Sachleistungsdiskriminierung durchsetzen will. Dadurch wird klar, dass diese Partei nicht im 

Entferntesten die Interessen der Armen, Einkommensschwachen oder Rentner*innen vertritt 

und dadurch für diesen Personenkreis, und natürlich auch generell, nicht wählbar ist. 

 

 

2. Bundestag berät über Energiepreispauschale für Rentner:innen in Höhe von 300 € 

------------------------------------------------------------ 

Rentnerinnen und Rentner sollen eine Energiepreispauschale als Einmalzahlung in Höhe 

von 300 Euro erhalten. So sieht es der von den Koalitionsfraktionen SPD, Bündnis 90/Die 

Grünen und FDP vorgelegte Gesetzentwurf „zur Zahlung einer Energiepreispauschale an 

Renten- und Versorgungsbeziehende und zur Erweiterung des Übergangsbereichs“ 

(20/3938) vor, den der Bundestag morgen 40 Minuten lang beraten wird. Im Anschluss an 

die erste Lesung soll der Entwurf an den federführenden Ausschuss für Arbeit und Soziales 

zur weiteren Beratung überwiesen werden. – Quelle und mehr: Bundestag 

 

Eckpunkte: Voraussetzung Rentenbezug im Dez. 2022, Auszahlung zwischen 1.- 15. Dez., 

keine Anrechenbarkeit in anderen Sozialleistungssystemen und Pfändungsfreiheit. 

 

 

3. Tacheles Fortbildung: Betriebs- und Energiekosten – Sozialrechtliche Ansprüche im 

SGB II und SGB XII jetzt am 9. Dez. 2022 und 13. Jan. 2023 als Online-Seminar 

--------------------------------------------- 

Wegen des hohen Bedarfes bieten wir zu diesem Thema zwei weitere Fortbildungen an. 

Angesichts steigender Kosten für Energie und generell steigender Lebenshaltungskosten 

bangen Leistungsbeziehende und Nichtleistungsbeziehende vor der nächsten Abrechnung 

der Hausverwaltung oder von Energielieferanten. 

Das Fortbildung zeigt auf, welche Ansprüche es im SGB II und SGB XII zur Übernahme von 

Betriebs- und Energiekosten gibt, wie auch Menschen, die keine Sozialleistungen beziehen, 

diese geltend machen können und wo die Feinheiten dabei liegen. 

Die Fortbildung richtet sich an Berater*innen und Multiplikator*innen. 

Fortbildungsleitung: Florian Schilz, Berater bei Tacheles 

9. Dez. 2022 und 13. Januar 2023, jeweils Online von 10 – 15 Uhr, 100 € pro Person 

 

Zur Ausschreibung und Anmeldung: https://t1p.de/3sjsb 

 

 

4. DV Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Absicherung des Hilfesystems für 

von geschlechtsspezifischer Gewalt betroffene Mädchen, Frauen und ihre Kinder 

-------------------------- 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/039/2003938.pdf
https://t1p.de/3sjsb
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Mit den DV Empfehlungen zur Absicherung des Hilfesystems für von geschlechtsspezifischer 

Gewalt betroffene Mädchen, Frauen und ihre Kinder knüpft der DV an das am 27. Mai 2021 

veröffentlichte Positionspapier des Runden Tisches „Gemeinsam gegen Gewalt an Frauen“ 

von Bund, Ländern und Kommunen an. 

Der DV spricht sich dafür aus, eine neue eigenständige Regelung auf Bundesebene zur 

Absicherung des Hilfesystems für gewaltbetroffene Frauen und ihre Kinder außerhalb der 

bestehenden Sozialgesetzbücher zu schaffen. 

Mehr: https://t1p.de/huof7 

 

 

5. Arbeitshilfe: Eilantrag bei rechtswidrigem Verhalten der Ausländerbehörde bei 

Antragstellung nach § 24 AufenthG von Drittstaatsangehörigen aus der Ukraine 

---------------------------------- 

Rechtsanwalt Jens Dieckmann hat zusammen mit dem Flüchtlingsrat Rheinland-Pfalz eine 

die Arbeitshilfe „Eilantrag bei rechtswidrigem Verhalten der Ausländerbehörde bei 

Antragstellung nach §24 AufenthG von ukrainische Drittstaatsangehörige“ aktualisiert. 

Darin finden sich hilfreiche Hinweise, wie rechtswidrigem Behördenverhalten bei 

Drittstaatsangehörigen aus der Ukraine begegnet werden kann, um effektiven Zugang zu 

einem rechtsstaatlichen Antragsverfahren zzgl. Fiktionsbescheinigung zu gewährleisten. 

Download: https://t1p.de/9ffje 

  

6. Tacheles sucht Unterstützung in der Beratung 

---------------------------------------------------------------------------- 

Wir vom Tacheles suchen Menschen, die Lust haben, bei uns in die Beratungsarbeit 

dauerhafter einzusteigen und sich zu engagieren. Wir bieten Ehrenamtstätigkeit, ein tolles 

Team, eine fundierte Ausbildung und Schulung in der Sozialberatung, organisiertes Chaos 

und ganz viele Situationen in denen engagiertes Einschreiten notwendig ist. 

Gerne können die Mitstreiter*innen vom Fach sein, ehemalige Verwaltungsmitarbeiter*innen, 

pensionierte Juristen*innen, Sozialarbeiter*innen und natürlich auch Nicht-Fach-Menschen, 

wie selbst Leistungsbezieher oder ehemalige die sich vorstellen können, solch eine Arbeit 

durchzuführen. Super wäre natürlich, wenn ihr aus Wuppertal kämt, aber auch aus 

unmittelbaren Nachbarstädten wäre das auch möglich. 

Wer Interesse hat, möge sich bitte bei info@tacheles-sozialhilfe.org  melden 

 

7. Erinnerung: Solidarischer Herbst - Demos in 6 Städten am 22. Oktober 

------------------------------------------- 

Am 22.10. um 12 Uhr in Berlin, Dresden, Düsseldorf, Hannover, Frankfurt am Main und 

Stuttgart. Solidarisch durch die Krise – soziale Sicherheit schaffen und fossile 

Abhängigkeiten beenden. 

In diesem Herbst treffen uns die Folgen von Putins Angriffskrieg mit voller Wucht: Viele von 

uns wissen nicht, wie sie Gas- und Stromrechnung bezahlen sollen. Etliche haben sogar 

Angst, ihre Wohnung zu verlieren und vom gesellschaftlichen Leben weiter ausgeschlossen 

zu werden – weil alles teurer wird, Löhne und Transferleistungen reichen nicht mehr aus. In 

dieser Krise stehen wir solidarisch an der Seite der Ukraine. Doch wir brauchen jetzt eine 

https://t1p.de/huof7
https://t1p.de/9ffje
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solidarische Politik auch bei uns, die gleichzeitig die Weichen stellt, um die Abhängigkeit von 

fossilen Energien zu beenden. Mehr dazu: https://www.solidarischer-herbst.de/ 

  

Thomé Newsletter 41/2022 vom 23.10.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. Positionspapier der Nationalen Armutskonferenz: Menschenwürdiges Auskommen 

statt Naturalien! 

---------------------------------------------- 

Nationale Armutskonferenz: Der Staat darf die Verantwortung für die Sicherung des 

menschenwürdigen Existenzminimums nicht länger auf Tafeln u.a. verschieben! 

Lebensmittel, Kleidung, Energie, Wohnen, Mobilität, Gesundheit sind grundlegend für das 

Leben eines Menschen. Ein Verweis auf Initiativen und hier auf Tafeln und 

Lebensmittelausgaben zur Deckung des täglichen Bedarfs steht nicht im Einklang mit dem 

Bundesverfassungsgericht. 

Die Sicherstellung des soziokulturellen Existenzminimums (Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung 

mit dem Sozialstaatsprinzip des Art. 20 Abs. 1 GG) ist ureigene Aufgabe des Staates. 

 

Der Staat hat laut Bundesverfassungsgericht sicherzustellen, dass jedem Hilfebedürftigem 

diejenigen materiellen Voraussetzung zur Verfügung stehen, die für seine / ihre physische 

Existenz und ein Mindestmaß an Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen und politischen 

Leben unerlässlich sind. Es ist unverfügbar und muss eingelöst werden, bedarf aber der 

Konkretisierung und stetigen Aktualisierung durch den Gesetzgeber, der die zu erbringenden 

Leistungen an dem jeweiligen Entwicklungsstand des Gemeinwesens und den bestehenden 

Lebensbedingungen auszurichten hat (BVerfG 9.2.2010 – 1 BvL 1/09 ua, Rn.136). 

Forderungen: 

Der Staat muss der Verantwortung aus dem Grundgesetz nachkommen. Die Verschiebung 

auf andere gesellschaftliche Akteure ist zu unterlassen. 

Lebensmittelausgaben und Tafeln sind keine Instrumente der Armutsbekämpfung. Die Tafeln 

sind keine Sozialleistungsträger, sondern dienen der Verhinderung von 

Lebensmittelverschwendung. Deshalb sollten finanzielle Unterstützungen aus den Bundes- 

und Landeshaushalten der Umwelt-/Klima-/oder Agrarministerien geleistet werden. 

Für die Ermittlung eines angemessenen und realistischen Regelsatzes ist die gesetzliche 

Grundlage für die Feststellung der Bedarfe zu verändern. 

Ebenfalls ist über eine Gesetzesänderung, die gegebenenfalls notwendige unterjährige 

Anpassung der Regelsätze an die Inflation sicherzustellen. 

https://www.solidarischer-herbst.de/
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Um die Härten durch die Strom- und Lebensmittelpreise abzufangen, hat eine sofortige 

Erhöhung des Regelsatzes in Höhe der Preissteigerung zu erfolgen. 

  

Direkt zum nak-Papier: https://t1p.de/5lpj9 

 

Kommentar zum nak-Papier: Die Position ist absolut zutreffend, die Lage der Menschen, 

die auf SGB II/SGB XII und erst recht AsylbLG-Leistungen angewiesen sind, ist dramatisch. 

Massivste steigende Preise bei den Lebenshaltungskosten, in der Energie, kein Wohnraum 

und Verdrängung und Spekulation mit Wohnraum und eine Bundesregierung die davon 

schwafelt Hartz IV und Armut überwinden zu wollen. Das Gegenteil ist der Fall, die Armut 

und das Elend verfestigen sich weiter, Millionen von Menschen werden systematisch 

unterfinanziert und verlieren dauerhaft jede Hoffnung, von dieser Gesellschaft solidarisch 

aufgefangen zu werden. 

Hier muss viel passieren. Die Regelleistungen müssen angehoben, die Energie aus den 

Regelleistungen rausgenommen, die legalen Kürzungen des Existenzminimums mit den 

Kürzungen bei Miete und Heizungen, die Aufrechnungen von Darlehen und Ersatz- und 

Erstattungsansprüchen muss ausgesetzt werden! 

 

Am vergangenen Samstag waren rd. 25.000 Menschen für einen solidarischen Herbst auf 

fünf bundesweiten Demos auf der Straße, das war gut, nur haben da eigentlich zwei Nullen 

bei den Teilnehmenden gefehlt. 

Um es klar zu sagen: durch nichts tun verändert sich nichts. Nur wenn wir zeigen, dass wir 

die Schnauze voll haben, dann wird sich was ändern. Dann wären auch noch weitere 

Änderungen im Pokern rund um das Bürgerhartz-Gesetz möglich. Aber dafür müsste mehr 

Protest sichtbar sein. 

 

Daher: Also lasst uns auf die Straße gehen! Macht Aktionen, werdet laut. Es liegt an uns 

allen, wenn wir wollen, dass sich etwas ändert. 

Allerdings: Ein No-Go ist es, mit Rechten auf die Straße zu gehen. Denen liegt nicht am 

Wohl der Menschen, diese versuchen lediglich ihre Ziele zu verfolgen und wollen 

Sozialproteste dafür nutzen. 

 

 

2. Das Narrativ von der nicht lohnenden Arbeit - Daten und Erläuterungen vor dem 

Hintergrund des geplanten Bürgergeld-Gesetzes 

------------------------------------------------- 

Johannes Steffen vom Portal Sozialpolitik: Mitte September passierte der Entwurf eines 

Bürgergeld-Gesetzes das Bundeskabinett und wurde unmittelbar danach ins 

parlamentarische Verfahren eingebracht. [1] Die seitherige Kritik am Entwurf lässt sich 

vereinfachend in zwei Lager aufteilen: Den Betroffenen-Organisationen, Sozial- und 

Wohlfahrtsverbänden wie auch Gewerkschaften geht v.a. die Fortschreibung der Regelsätze 

zum 01.01.2023 (laut SGB XII Regelbedarfsstufen) nicht weit genug; gefordert wird eine 

deutlich stärkere Anhebung. – Ein anderes, recht bunt und argumentativ »turbulent« 

bestücktes Lager, sieht das genau anders und beklagt zudem, dass Hilfebedürftige den 

Planungen zufolge kaum noch gefordert seien; es fehle die »harte Hand« des fördernden 

https://t1p.de/5lpj9
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Sozialstaats (Stichwort: Sanktionen). Seine Zuspitzung findet die Argumentation dieses 

Lagers häufig in der seither wieder verstärkt vorgetragenen Behauptung, dass sich Arbeit vor 

dem Hintergrund des neuen Bürgergeldes nicht mehr lohne. Vor allem in den »Sozialen 

Medien« kursieren diverse Beispiele, die dies belegen oder nahelegen sollen. Das Narrativ 

von der nicht lohnenden Arbeit ist Gegenstand der folgenden Ausführungen. 

 

Mehr und konkret: https://t1p.de/ih27n 

 

 

3. Ra Schaller: Überarbeitetes Skript SGB II und Ausbildungsförderung 

----------------------------------------------------- 

Leitfadenmitautor und Rechtsanwalt Joachim Schaller hat ein aktualisiertes Skript zum 

Thema Ausbildungsförderung und SGB II mit Stand 17.11.2022. Eingearbeitet sind 

insbesondere die Änderungen durch das 27. BAföG-Änderungsgesetz und aktuelle 

Gerichtsentscheidungen veröffentlicht, das Skript gibt es hier: https://t1p.de/gk0b 

 

 

4. Neues Sozialrecht Justament 11/2022 mit Schwerpunkt: Mitwirkungspflichten im 

SGB II 

----------------------------------------- 

Der Kollege Bernd Eckardt befasst sich in seiner aktuellen Ausgabe von SOZIALRECHT-

JUSTAMENT mit den Weisungen der Bundesagentur für Arbeit zu den Mitwirkungspflichten 

im Rahmen des SGB II. Die im Juli 2022 veröffentlichten Weisungen stehen teilweise in 

einem deutlichen Kontrast zur Verwaltungspraxis der Jobcenter. Daher sind die Weisungen 

äußerst nützlich für die Sozialberatung. 

Die SJ gibt es hier zum Download: https://t1p.de/dlcpb 

 

 

5. Wohnkostenlücke: Bundesregierung antwortet zur Wohnkostenlücke bei den 

Unterkunfts- und Heizkosten 2021 

------------------------------------ 

Die "Wohnkostenlücke" bei der Übernahme der Kosten für Unterkunft und Heizung von 

Leistungsberechtigten des Zweiten Sozialgesetzbuches (SGB II) ist Thema der Antwort der 

Bundesregierung (BT Drs. 20/3018) auf eine Kleine Anfrage der Bundestagsfraktion Die 

Linke (BT Drs. 20/2691). Danach belief sich die Differenz zwischen tatsächlichen und 

anerkannten laufenden Kosten für Unterkunft und Heizung im Jahr 2021 insgesamt auf rund 

437 Millionen Euro. 

Im Jahresdurchschnitt 2021 überstiegen die tatsächlichen laufenden Kosten der Unterkunft 

und Heizung die anerkannten Kosten den Angaben zufolge in rund 399.000 

Bedarfsgemeinschaften, wie es in der Antwort weiter heißt. Bezogen auf diese 

Bedarfsgemeinschaften betrug die durchschnittliche Differenz danach 91 Euro. 

 

Mehr dazu unter: https://t1p.de/te51q Antwort der Bundesregierung: https://t1p.de/2sfke 

 

 

6. Tacheles Fortbildung: Betriebs- und Energiekosten – Sozialrechtliche Ansprüche im 

https://t1p.de/ih27n
https://t1p.de/gk0b
https://t1p.de/dlcpb
https://t1p.de/te51q
https://t1p.de/2sfke
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SGB II und SGB XII jetzt am 03. Februar 2023 als Online-Seminar 

--------------------------------------------- 

Wegen des hohen Bedarfes bieten wir zu diesem Thema gibt es eine weitere Fortbildungen 

an. Angesichts steigender Kosten für Energie und generell steigender Lebenshaltungskosten 

bangen Leistungsbeziehende und Nichtleistungsbeziehende vor der nächsten Abrechnung 

der Hausverwaltung oder von Energielieferanten. 

Das Fortbildung zeigt auf, welche Ansprüche es im SGB II und SGB XII zur Übernahme von 

Betriebs- und Energiekosten gibt, wie auch Menschen, die keine Sozialleistungen beziehen, 

diese geltend machen können und wo die Feinheiten dabei liegen. 

Die Fortbildung richtet sich an Berater*innen und Multiplikator*innen. 

Fortbildungsleitung: Florian Schilz, Berater bei Tacheles 

- 3. Februar 2023 Online von 10 – 15 Uhr, 100 € pro Person 

 

Zur Ausschreibung und Anmeldung: https://t1p.de/3sjsb 

 

 

7. Tacheles sucht Menschen, die Übersetzungen anfertigen können 

-------------------------------------------------- 

Wir sitzen in den Endphase einer sehr großen, bundesweiten Kampagne zu den 

Energiekosten und müssen Texte in verschiedenen Sprachen übersetzen.  Dafür suchen wir 

Menschen die uns ca. jeweils fünf A4 Seiten in folgende Sprachen übersetzen können: 

 

1. Englisch 

2. Spanisch 

3. Französisch 

4. Türkisch 

5. Arabisch 

6. Ukrainisch 

7. Polnisch 

8. Russisch 

9. Ungarisch 

10. Vietnamesisch 

 

Wer sich das vorstellen kann, diese Tätigkeit durchzuführen, möge sich bitte 

unter info@tacheles-sozialhilfe.org melden. 

 

 

Thomé Newsletter 42/2022 vom 30.10.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

https://t1p.de/3sjsb
mailto:info@tacheles-sozialhilfe.org
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1. Gesetzgebungsverfahren Bürgergeld / Gruselpapier aus den Ausschüssen 

--------------------------------------------------------------------- 

Der Gesetzentwurf zum Bürgergeld wurde am 28.10. im Bundesrat beraten. Von den 

Fachausschüssen gab es dazu gruselige Änderungsvorschläge, eine Vielzahl von kleinen 

Fiesheiten, die aber weitgehend nicht durchgekommen sind. 

Hier das Gruselpapier: https://t1p.de/mq27s 

Daraus ist im Bundesrat am 28.10.2022 geworden: https://t1p.de/pucta 

 

Am 7.11. werden im Bundestags-Ausschuss für Arbeit und Soziales Sachverständige 

angehört. Für Tacheles wird der Kollege Frank Jäger auftreten. Dabei geht es nicht nur um 

den Gesetzentwurf, sondern auch um die Anträge der LINKEN und der AfD. 

Die Anhörung findet von 12.45 Uhr bis 14.45 Uhr statt und wird live auf www.bundestag.de 

übertragen. Weitere Infos dazu: https://t1p.de/hfxz1 

 

Die finale Abstimmung soll dann schon drei Tage später am Donnerstag, 10. November 

2022, 9 Uhr nach knapp 70-minütiger Debatte erfolgen. 

 

Aktuell: CDU droht mit Blockade im Bundesrat: https://t1p.de/9ai2d 

 

 

2. Energiepreispauschale für Rentner*innen  verabschiedet 

------------------------------------------------------------------------ 

Rentner*innen und Versorgungsempfänger*innen des Bundes erhalten eine einmalige 

Zahlung von 300 Euro im Dezember 2022. Die vom Bundestag am 20.10.2022 beschlossene 

Energiepreispauschale für diesen Personenkreis wird im Gesetz ausdrücklich für unpfändbar 

erklärt (§ 4 Absatz 2 Rentenbeziehende-Energiepreispauschalengesetz – RentEPPG). Die 

EPP kann daher als Erhöhungsbetrag bescheinigt werden, § 902 Satz 1 Nr. 6 ZPO. Die in 

der Regel automatisch ausgezahlte und sozialabgabenfreie Leistung ist nicht auf 

einkommensabhängige Sozialleistungen anrechenbar (§ 4 Absatz 1 RentEPPG). Das nicht 

zustimmungsbedürftige Gesetz hat den Bundesrat am 28.10.2022 passiert, sodass die 

Leistung wie geplant ausgezahlt werden kann. https://t1p.de/167et 

Gesetzentwurf Bundestags-Drucksache 20/3938 

FAQ des BMAS zur Energiepreispauschale (EPP) für Renten- und Versorgungsbeziehende 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) hat auf der Homepage einen 

Fragen- und Antworten-Katalog zum Thema Energiepreispauschale für Renten- und 

Versorgungsbeziehende veröffentlicht. Dort werden neben Fragen zum berechtigten 

Personenkreis auch der Pfändungsschutz hervorgehoben. FAQ des 

BMAS: https://t1p.de/62emj 

 

 

3. Zweiter Heizkostenzuschuss verabschiedet 

---------------------------------------- 

https://t1p.de/mq27s
https://t1p.de/pucta
https://t1p.de/hfxz1
https://t1p.de/9ai2d
https://t1p.de/167et
https://t1p.de/62emj


 

 Seite 
124 

 
  

Der Bundesrat hat am 28.10.2022 den Änderungen zum Heizkostenzuschussgesetz 

(HeizkZuschG) zugestimmt. Das nicht zustimmungsbedürftige Änderungsgesetz sieht vor, 

wegen der im Jahr 2022 zu erwartenden Mehrbelastungen einen zweiten 

Heizkostenzuschuss an bedürftige Haushalte auszuzahlen, die beim ersten 

Heizkostenzuschuss noch nicht berücksichtigt werden konnten. 

Vom zweiten Heizkostenzuschuss sollen alle Haushalte profitieren, die in mindestens einem 

Monat im Zeitraum vom 1. September 2022 bis zum 31. Dezember 2022 wohngeldberechtigt 

sind oder die in dieser Zeit Leistungen nach dem BAföG oder von Ausbildungs- und 

Berufsausbildungsbeihilfen erhalten. Wohngeldberechtigte sollen den Zuschuss gestaffelt 

nach Haushaltsgröße erhalten (415 Euro für eine, 540 Euro für 2 Personen, plus 100 Euro je 

weitere Person); Studierende/Auszubildende erhalten pauschal 345 Euro (§ 2a 

HeizkZuschG). Der Zuschuss soll noch in diesem Jahr ausgezahlt werden. Auch dieser 

zweite Heizkostenzuschuss ist anrechnungsfrei und pfändungsgeschützt. 

Mehr: https://t1p.de/qocfh 

 

 

4. BAGFW-Umfrage sozialer Beratungsstellen zeigt: Jobcenter sind nur eingeschränkt 

erreichbar für Leistungsberechtigte 

----------------------------------------- 

Die Ergebnisse einer Befragung von fast 1000 Mitarbeitenden aus über 600 Beratungsstellen 

zeigen, dass die Erreichbarkeit von Jobcentern und Arbeitsagenturen und der Zugang zu 

diesen Behörden häufig eingeschränkt ist – mit (zum Teil erheblichen) Folgen für 

Leistungsberechtigte und Hilfesuchende. 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) hat im Juni 2022 

Mitarbeitende von Beratungsstellen der Freien Wohlfahrtspflege in ganz Deutschland zum 

Zugang zu und Erreichbarkeit von Jobcentern und Arbeitsagenturen für 

Leistungsberechtigte, Hilfesuchende sowie Beratungsstellen befragt. Hintergrund der 

Befragung waren zahlreiche Berichte aus Einrichtungen und Diensten der Freien 

Wohlfahrtspflege über Probleme beim persönlichen Zugang und der Erreichbarkeit dieser 

Behörden während der Corona-Pandemie. 

Mehr dazu: https://t1p.de/w97bj 

 

PS: Es ist abzusehen, dass auch in diesem Winter zum dritten Mal (völlig unerwartet …) 

Corona über die Jobcenter hereinbrechen wird. Leider steht dann zu befürchten, dass die 

Jobcenter sich noch weiter abschotten werden und die Betroffenen an die Behörden nicht 

drankommen werden. Damit verstoßen Behörden aber systematisch gegen die Pflichten 

nach § 17 Abs. 1 SGB I.   

 

 

5. Neuer Erlass für Studierende aus der Ukraine 

------------------------------------------------------------- 

Am 17. Oktober hat das MKJFGFI einen hilfreichen Erlass für NRW zum Verfahren bei nicht-

ukrainischen drittstaatsangehörigen Studierenden aus der Ukraine veröffentlicht, der für 

DSA-Studierende aus der Ukraine unter bestimmten Bedingungen die Möglichkeit der 

Erteilung einer Erlaubnisfiktion für die Prüfung eines Aufenthaltstitels nach §16a (Ausbildung) 

https://t1p.de/qocfh
https://t1p.de/w97bj
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bzw. §16b (Studium) AufenthG für 12 Monate vorsieht. Mit dieser Regelung soll DSA 

während der 12-monatigen Dauer der Fiktionsbescheinigung die Möglichkeit gegeben 

werden, die noch fehlenden Erteilungsvoraussetzungen für eine qualifizierte Ausbildung oder 

ein Studium zu erreichen. Die Regelung ist grundsätzlich sehr zu begrüßen, gleichzeitig 

finden sich einige Ausschlüsse und in der Konsequenz auch eine problematische 

Einschränkung der sozialrechtlichen Leistungen sowie des Arbeitsmarktzugangs. 

Mehr: https://t1p.de/0rrsq 

 

 

 

6. LSG NRW: Kind profitiert beim SGB II-Anspruch vom Aufenthaltstitel der Mutter - 

auch in den ersten drei Monaten nach Geburt ein SGB II -Leistungsanspruch 

----------------------------------------- 

Die 2018 geborene Klägerin lebt mit Mutter und Schwester in einem Haushalt. Alle drei sind 

bosnisch-herzegowinische Staatsangehörige. Sowohl die Mutter als auch die Schwester 

besitzen einen Aufenthaltstitel aus humanitären Gründen gemäß § 25 Abs. 5 

Aufenthaltsgesetz (AufenthG). Das beklagte Jobcenter Köln lehnte die Gewährung von SGB 

II-Leistungen für die ersten drei Lebensmonate der Klägerin ab. Der Anspruch der Klägerin 

besteht laut Landessozialgericht aber schon ab Geburt. Zwar seien nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 

1 SGB II Ausländer*innen, die weder in der Bundesrepublik Deutschland Arbeitnehmer*innen 

oder Selbständige noch eu-freizügigkeitsberechtigt seien, und ihre Familienangehörigen für 

die ersten drei Monate ihres Aufenthalts von Leistungen nach § 7 Abs. 1 S. 1 SGB II 

ausgenommen. Allerdings greife hier eine Rückausnahme nach § 7 Abs. 1 S. 3 SGB II. 

Danach gelte § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 SGB II nicht für Ausländer*innen, die sich mit einem 

Aufenthaltstitel nach Kapitel 2 Abschnitt 5 AufenthG in der Bundesrepublik Deutschland 

aufhielten. Die Mutter verfügte zum Zeit-punkt der Geburt über einen solchen Aufenthaltstitel, 

sodass sie nicht von dem Leistungsausschluss erfasst gewesen sei. Diese Rechtsfolge sei 

auf das neugeborene Kind zu übertragen. 

LSG NRW, Urteil vom 06.04.2022 - L 12 AS 1323/19. 

Pressemitteilung LSG NRW vom 28.09.2022: https://t1p.de/dbawi 

 

 

7. Neue Weisung der BA zu § 12a SGB II 

----------------------------------------------------------- 

Die BA hat eine neue Weisung zu § 12a SGB II herausgegeben, also der Pflicht zur 

Beantragung vorrangiger Leistungen. Sollten die Regelungen zur Änderungen des SGB  II / 

Bürgerfeld zum Tragen kommen., kann die BA die Weisung im Januar direkt wieder ändern, 

weil dann die Pflicht zur Beantragung von Altersrente mit Abschlägen entfällt. 

 

Die Weisung ist hier zu finden: https://t1p.de/buca 

 

‚ 

 

https://t1p.de/0rrsq
https://t1p.de/dbawi
https://t1p.de/buca


 

 Seite 
126 

 
  

 

Thomé Newsletter 43/2022 vom 06.11.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

 

1. Bürger(hartz)geld-Gesetz I: Blockade des Gesetzes durch die Union 

--------------------------------------------------------------------- 

Die Union droht zwei Monate vor der geplanten Einführung des Bürger(hartz)geldes am 1. 

Januar mit einer Blockade im Bundesrat. So bekommen die gesamten Desinformations- und 

Hetzkampagnen von  Unionspolitiker*innen, Arbeitgeber*innen und deren Medien auf 

Trump  – Niveau nun ihren Sinn. Damit wird die Blockade vorbereitet und propagandistisch 

untermauert. Ziel ist es natürlich, eigene Positionen maximal durchzudrücken oder sogar die 

Ampel ein paar Monate zappeln zu lassen, um dann eine bessere Verhandlungsposition zu 

haben. Am Bürgergeldgesetz hängen auch die neuen Regelleistungen, blockiert die Union 

das Gesetz gibt es diese nicht. Das wäre dramatisch für die Betroffenen. 

Johannes Steffen hat diese gezielte Desinformationskampagne in einem Interview 

herausgearbeitet, das gibt es hier zum Nachlesen: https://t1p.de/w4el3 Auf der 

Tacheleswebseite haben wir auch die Desinformationen deutlich 

widerlegt:   https://t1p.de/7qpq5 

 

Was möchte denn eigentlich die Union? 

Eine der schärfsten gewünschten Änderungen ist:   

Es soll ein neuer “§ 8a Mitwirkungsbereitschaft” eingefügt werden, der einen vollständigen 

Entzug der Leistungen nach dem SGB II ermöglichen soll. Abs. 2 des Entwurfs: “Wer durch 

ausdrückliche Erklärung oder durch sein Verhalten eindeutig zu erkennen gibt, nachhaltig 

nicht bereit zu sein, den Verpflichtungen zur Annahme zumutbarer und existenzsichernder 

Arbeit nachzukommen (…) hat keinen Anspruch auf Leistungen nach diesem Gesetzbuch;” 

Quelle: https://t1p.de/mq27s 

Damit möchte die Union ein neues verschärftes Sanktionsrecht einführen, entgegen dem 

Urteil des BVerfG soll hier wieder die 100 % Sanktionen bis zur Obdachlosigkeit, 

Existenzvernichtung und bis zur kompletten Unterwerfung eingeführt werden. Getreu dem 

Motto: wer nicht arbeitet, soll auch nichts zu essen bekommen. 

 

 

Fazit: kommt das Bürgergeldgesetz nicht und damit auch nicht die Regelleistungen für 2023, 

haben wir spätestens dann verfassungswidrige Regelleistungen. Bei einer derartigen 

Blockade durch die Union, könnten dann höhere Regelleistungen gerichtlich erstritten 

werden. Es ist davon auszugehen, dass für diesen Fall des parteipolitischen Gezänks das 

ein oder andere Sozialgericht die Messer wetzen wird. 

Klagen gegen diese offen verfassungswidrigen Regelleistungen, dürften bei einer 

(voraussichtlichen) Inflationsrate von 10,4 % im Oktober 2022 ohne Probleme begründbar 

sein (Quelle Destatis: https://t1p.de/t4d6p). Das Bundesamt hat eine wertvolles 

https://t1p.de/w4el3
https://t1p.de/7qpq5
https://t1p.de/mq27s
https://t1p.de/t4d6p
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Begründungsinstrument für solche Klagen entwickelt, nämlich einen persönlichen 

Inflationsrechner, mit dem diese sich auf einfach und konkret begründen 

ließen: https://service.destatis.de/inflationsrechner/ 

 

 

 

2. Bürger(hartz)geld-Gesetz II: Anhörung und BT-Entscheidung 

----------------------------------------------------------------- 

Der Ausschuss für Arbeit und Soziales befasst sich in einer öffentlichen Anhörung mit der 

Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch zur Einführung eines Bürgergeldes 

(Bürgergeld-Gesetz, 20/3873). 

Die Sitzung beginnt am Montag, 7. November 2022, um 12.45 Uhr und dauert 

voraussichtlich zwei Stunden. Die Sitzung wird live im Parlamentsfernsehen und auf mobilen 

Endgeräten übertragen. Sachverständigenliste und auch die schon vorliegenden 

Stellungnahmen finden sich hier. 

Die finale Abstimmung soll dann schon drei Tage später am Donnerstag, 10. November 

2022, 9 Uhr nach knapp 70-minütiger Debatte erfolgen. 

Schon in der letzten Woche war das Vorhaben Thema im Bundesrat. Die dortige Ausschuss-

Empfehlung (BR-Drucksache 456/1/22) enthält viele Änderungen/Ergänzungen, die noch der 

kritischen Betrachtung bedürfen. 

Für Tacheles wird der Kollege Frank Jäger auftreten. Dabei geht es nicht nur um den 

Gesetzentwurf, sondern auch um die Anträge der LINKEN (und der NoAfD). 

Die Anhörung findet von 12.45 Uhr bis 14.45 Uhr statt und wird live 

auf www.bundestag.de übertragen. Weitere Infos dazu: https://t1p.de/hfxz1 

Materialien  auf dem Bundestagsserver: https://t1p.de/ixkk5 Einschließlich der 

Stellungnahmen 

  

3. Zur „Inflationsprämie“ durch Arbeitgeber in Höhe von 3000 € 

---------------------------------------------------------------------------------------------- 

Im Rahmen des 3. Entlastungspakets wurde eine freiwillige „Inflationsprämie“ durch 

Arbeitgeber eingeführt, diese ist für Arbeitgeber steuer- und sozialversicherungsfrei in kann 

in Höhe von bis zu 3000 € pro Arbeitsnehmer gezahlt werden (§3 Nr. 11b EstG). Im SGB II 

ist diese Prämie anrechnungsfrei (§ 1 Abs. 1 Nr. 7 ALG II –V). Es gibt allerdings auch 

Arbeitnehmer*innen, die Leistungen nach SGB XII bekommen, dort ist diese voll 

anzurechnen. 

 

Weitere Infos: https://t1p.de/hnbpc 

 

4. Tafeln verzeichnen Anstieg um 50 Prozent: Rund zwei Millionen Bedürftige 

---------------------------------------------------------------------------- 

Das sind die aktuelles Meldungen: Die Tafeln in Deutschland haben noch nie so vielen 

bedürftigen Menschen geholfen wie zurzeit. „Seit Jahresbeginn verzeichnen wir einen 

https://service.destatis.de/inflationsrechner/
https://l.facebook.com/l.php?u=http%3A%2F%2Fwww.bundestag.de%2F%3Ffbclid%3DIwAR0tax2HuokjwAfHl6Ky5kADkzAqWvOsoRB81fMLNwlGbVKoD48kreWmbGM&h=AT1ShxpBpD1ka95kVBbMDtEZ8RQzHSeND6t5ozUdGsgG3HsP_ZJaNNnpTC1B7Ql5GV6ZcsM4ptXiD51TkWhv_IL-gRpfOoeKd_38KJyndPL4VdF0K2lGv4KskK7EYxy20NzwhLtpqBXgBfVnmGU7&__tn__=-UK-R&c%5b0%5d=AT26CgR6rwt_MKQhutCQuK3s2llJhXhs2SMwRQSGII9a4J5UX1wHsNgzPrBcAn0ze1V9_YwU-XrkLgJ-_WneuiarOWT8sdMU3xggy62hoAMqw6sl624-364mw3QM3AJshg6eWqhvK6dOeJpeJlifBSL1582jg4Fc58fkRbnsKtFNQw
https://l.facebook.com/l.php?u=https%3A%2F%2Ft1p.de%2Fhfxz1%3Ffbclid%3DIwAR2zzgbBEoHBHQL8ky82kLfiEzVMZdigtQgP2E_0pDQXag4EtH6on9p9DrE&h=AT18RW2dDPq-x9LmMHs3fhB677zawg6OphA3_0EdWJl-T_XMRAVeyZuN4y0hY1B7x_ufSmybuuKzTreUCdy7vxULAjd2vvOTLHlJClXAo3RET_mjN8-UOAJ5eFkPcav7fOIRVJSlu9_tk-y64-pk&__tn__=-UK-R&c%5b0%5d=AT26CgR6rwt_MKQhutCQuK3s2llJhXhs2SMwRQSGII9a4J5UX1wHsNgzPrBcAn0ze1V9_YwU-XrkLgJ-_WneuiarOWT8sdMU3xggy62hoAMqw6sl624-364mw3QM3AJshg6eWqhvK6dOeJpeJlifBSL1582jg4Fc58fkRbnsKtFNQw
https://t1p.de/ixkk5
https://t1p.de/hnbpc
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Anstieg der Kundinnen und Kunden von 50 Prozent“, sagte der Vorsitzende des 

Dachverbands Tafel Deutschland, Jochen Brühl, der Düsseldorfer „Rheinischen Post“ am 

Samstag. Insgesamt kämen etwa zwei Millionen Menschen (Quelle: https://t1p.de/us78h) 

 

Diese Meldung ist ein Alarmruf, dass die Regelleistungen im SGB II/SGB XII/AsylbLG zu 

gering sind. Denn weil sie zu gering sind und nicht auf die Inflation angepasst wurden, 

müssen die Menschen zu den Tafeln. 

Tafeln sind eine Ergänzung zu staatlichen Leistungen, es darf auf diese nicht statt 

staatlichen Leistungen verwiesen werden. Das dies materiell nicht möglich, belegen auch die 

Aufnahmestopps der Tafeln. 

Der Kern ist: die Regelleistungen müssen dringend erhöht werden. Wie der Paritätische 

schon vor längerem ermittelt hat, sollten diese auf 678 Euro erhöht werden. Durch die 

Inflation sollten diese sogar eher noch höher sein. Zudem müssen Stromkosten aus den 

Regelleistungen raus und in die Unterkunftskosten rein genommen werden. Das sind die 

Eckpunkte derzeit. 

 

 

5. Aktuelle Weisungen zum Wohngeld 

----------------------------------------- 

Zum 1.1.2023 kommt die große Wohngeldreform, hier werden sich die Wohngeldbeträge 

deutlich erhöhen, in der Folge auch die Mietobergrenzen im SGB II/SGB XII, insofern sie 

sich am Wohngeld orientieren. Für NRW gibt es schon die dahingehende Weisung vom 

Ministerium: https://t1p.de/1mbzx Und es gibt die Vollzugshinweise des BMWSB zum 

Heizkostenzuschussgesetz für WoGG-Empfänger: https://t1p.de/l3l2n 

  

6. Kurzposition zum 49 € - Ticket 

-------------------------------------------- 

Natürlich ist das 49 € - Ticket der Weg in die richtige Richtung. Es fehlen aber noch ein paar 

Schritte um diesen Weg geeignet auszugestalten. Denn 49 € kann sich kein SGB II-, SGB 

XII- und AsylbLG- beziehender Mensch leisten. Es sind lange noch nicht mal so viel 

Fahrtkosten im Regelsatz enthalten. Richtig wäre ein 20 € Ticket für arme Menschen. Laut 

Statistischem Bundesamt sind das rund 13 Millionen Personen, darin enthalten sind auch die 

Sozialleistungsbeziehenden. Das wäre gerecht verteilt. Niedrige und bezahlbare Kosten für 

die Armen, höhere Kosten für die reicheren Menschen. 

Der zweite Kritikpunkt ist: Es sind nicht nur die Kosten, sondern auch die Infrastruktur. 

Ständig fallen Busse, Züge und sogar Schwebebahnen aus, die Technik funktioniert nicht 

oder es fehlt an Personal. Jeder Winter und jeder Sommer kommt immer völlig unerwartet für 

die DB und die Technik streikt. Hier muss dringend ganz viel getan werden, denn da nützt 

auch kein 49 € Ticket, wenn nichts fährt. 

 

 

 

7. BSG: Begleitung durch Vertrauensperson bei Untersuchung durch medizinischen 

Sachverständigen grundsätzlich zulässig 

------------------------------------------------------------- 

Das BSG hat am 27. Okt. darüber entschieden, ob es zulässig ist Vertrauensperson bzw. 

https://t1p.de/us78h
https://t1p.de/1mbzx
https://t1p.de/l3l2n
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einen Beistand  bei Untersuchung durch medizinischen Sachverständigen mitzubringen. 

Das hat das BSG jetzt endlich bejaht (BSG 27.10.2022- B 9 SB 1/20 R). 

Eine richtige und erfreuliche Position; mehr dazu: https://t1p.de/56oc6 

 

 

Thomé Sondernewsletter Newsletter 44/2022 vom 07.11.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Sonder - Newsletter zu folgendem Thema: 

 

Energiekrise: Erwerbslosenverein Tacheles e.V. und Paritätischer Wohlfahrtsverband 

starten bundesweite Aufklärungs- und Unterstützungskampagne für Betroffene hoher 

Energiekosten 

------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Angesichts stark steigender Energiekosten starten Tacheles e.V. und der Paritätische heute, 

am Montag, den 7.11.2022 die bundesweite Kampagne “Energie-Hilfe”, mit der Menschen 

über ihre Rechte auf behördliche Übernahme von Energiekosten aufgeklärt werden. Im 

Zentrum der Kampagne steht die Webseite www.energie-hilfe.org, die Betroffene hoher 

Energiekosten umfangreich über ihre sozialrechtlichen Ansprüche informiert und 

Musteranträge zur Verfügung stellt. 

 

a. Warum diese Kampagne? 

Immer mehr Menschen kommen durch Inflation und gestiegene Energiekosten wirtschaftlich 

ins Trudeln, auch Menschen mit gesicherten Einkünften werden die horrenden Heiz- und 

Betriebskostenabrechnungen, sowie Energiebevorratungskosten oder auch 

Stromabrechnungen mit ihrem Einkommen nicht in Gänze zahlen können und haben 

zumindest einen teilweisen Übernahmeanspruch durch das Jobcenter/Sozialamt. Auch eine 

Reihe Sozialleistungsbeziehende wie Rentner*innen, Wohngeld- und 

Kinderzuschlagbeziehende, Auszubildende haben diese Ansprüche auch, nur wissen sie 

dies nicht. 

 

Zentrale Information für Menschen, die nicht im Leistungsbezug stehen ist, dass sie 

potenziell Leistungsansprüche haben und das sie ihren Antrag im Monat der Fälligkeit einer 

Forderung den Übernahmeantrag stellen, erfolgt dieser Antrag zu spät, entfällt der ganz oder 

teilweise Übernahmeanspruch durch die Behörden. 

Hier setzt die “Energie-Hilfe” Kampagne an und beginnt mit einer sehr breiten angelegten 

Informations- und Aufklärungsarbeit. Eigentlich sind die Sozialleistungsträger selbst zu 

dieser Information Aufklärung gesetzlich verpflichtet, passieren tut es eher selten. Daher 

sehen wir uns in dieser Pflicht, denn die Bewältigung dieser Krise, der Zusammenhalt der 

Gesellschaft kann nur gemeinsam und in Solidarität geschehen. Konkrete Hilfen statt 

populistischer Scheinlösungen sind gefragt. Dafür wollen wir eine Vorlage liefern und 

Euch/Sie mit ins Boot nehmen. 

 

https://t1p.de/56oc6
https://www.energie-hilfe.org/
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b. Das ist eine in die Breite angelegte Mitmachkampagne 

Es wurden 100.000 Flyer und 7.500 A2-Plakate gedruckt, die über Sozialeinrichtungen 

bundesweit verteilt werden sollen. Diese sind über die Webseite abzurufen und werden dann 

zur bundesweiten Weiterverteilung kostenfrei übersandt. Wir schicken Euch/Ihnen schöne 

kleine Päckchen mit den Infomaterialien, so dass Ihr/Sie diese in Euren/Ihren 

Beratungsstellen, Stadtteilzentren, Gewerkschaftsbüros, Jugendzentren, Kindergärten, 

Kneipen, Kinos, Unis, Stadtbibliotheken, um ein paar Beispiele zu nennen, auslegen und 

hängen könnt. 

Auf der Anforderungsseite können Flyer und Plakate kostenfrei bestellt oder zum 

Selbstausdrucken heruntergeladen werden: https://www.energie-hilfe.org/infomaterial.html 

 

Dann bitten wir Euch/Sie diese Kampagne in Euren/Ihren Strukturen bekannt zu machen. 

Mietvereine, Gewerkschaften und Sozialverbände bei Ihren Mitgliedern und in den vielen 

kleinen und großen Verteilern einzelner Strukturen und Organisationen. 

Ihr/Sie seid gefragt. Denn der Zusammenhalt der Gesellschaft kann nur gemeinsam und in 

Solidarität geschehen. 

 

 

c. Struktur der Kampagne 

Der erste Teil der Kampagne ist die Informationen für Betroffene und richtet sich an fünf 

große Gruppen: Beziehende von Leistungen der Grundsicherung, Angestellte und 

Selbstständige, Rentner*innen sowie Beziehende von Arbeitslosengeld oder Krankengeld 

und Auszubildende, Schüler*innen und Studierende. 

Im zweiten Teil gibt es dezidierte Infos für Beratende dieser Gruppen. Diese stehen online, 

aber auch als Pdf-Dokument zum Download zur Verfügung: Arbeitshilfe-Energiekosten, mit 

derzeitigem Rechtsstand: 27.10.2022 

Infos für Betroffene: https://www.energie-hilfe.org/de/infos-fuer-betroffene.html 

Infos für Beratende: https://www.energie-hilfe.org/de/infos-fuer-beratende.html 

 

Auf den Seiten der Infos für die Betroffenen stehen Musteranträge zum Download zur 

Verfügung. 

 

Da davon auszugehen ist, dass die Behörden versuchen werden Leistungsansprüche 

abzuwehren, haben wir noch die Rubrik Hinweise zur Rechtsdurchsetzung erstellt, also ein 

FAQ zu den rechtlichen Problemen und zur Rechtsdurchsetzung, das gibt es 

hier: https://www.energie-hilfe.org/de/infos-fuer-beratende/hinweise-zur-

rechtsdurchsetzung.html 

 

 

d. Beratung und Support finden 

Damit die Betroffenen etwaig nicht alleine dastehen, haben wir eine umfassende 

Zusammenstellung etwaiger in Frage kommender bundesweiter Beratungsstrukturen erstellt. 

Da diese meistens nur Träger- oder Fachbereich spezifisch gelistet sind, haben wir die 

überregionalen Beratungsstrukturen zusammengestellt und im Zweifel Hinweise zur 

Selbstsuche in Suchmaschinen gegeben. Diese Infos gibt es hier: https://www.energie-

hilfe.org/de/infos-fuer-betroffene/beratung-finden.html 

https://www.energie-hilfe.org/infomaterial.html
https://www.energie-hilfe.org/de/infos-fuer-betroffene.html
https://www.energie-hilfe.org/de/infos-fuer-beratende.html
https://www.energie-hilfe.org/de/infos-fuer-beratende/hinweise-zur-rechtsdurchsetzung.html
https://www.energie-hilfe.org/de/infos-fuer-beratende/hinweise-zur-rechtsdurchsetzung.html
https://www.energie-hilfe.org/de/infos-fuer-betroffene/beratung-finden.html
https://www.energie-hilfe.org/de/infos-fuer-betroffene/beratung-finden.html
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e. Die Kampagne unterstützen 

Auch ist es möglich diese Kampagne als Organisation oder Person des öffentlichen Lebens 

zu unterstützen. Ein paar Unterstützende gibt es schon. Hier fordern wir zum Mitmachen auf. 

Zur Unterstützung Seite geht es hier: https://www.energie-hilfe.org/de/ueber-uns.html 

 

Zur Unterstützung bitte das Kontaktformular verwenden: https://www.energie-

hilfe.org/de/kontakt.html 

 

 

f. Tacheles und der Paritätische bieten keine Einzelfallberatung an 

Diese Kampagne zu erstellen, war echt viel Arbeit und hat besonders bei Tacheles viele 

Kapazitäten gekostet. Wir sind leider nicht in der Lage eine bundesweite Einzelfallberatung 

durchzuführen, das müssen die örtlichen Beratungsstrukturen leisten. Damit sie dies leisten 

können, haben wir das umfangreiche Berater*innen FAQ erstellt. 

Wir bitten daher von Anfragen zu Einzelfallberatungen Abstand zu nehmen. 

 

 

e. Gegenseitige Information über wesentliche Entwicklungen 

Sollte es wesentliche Entwicklungen geben, beispielsweise, ob nicht die Stromkosten 

oberhalb des Betrages, der dafür im Regelsatz enthalten ist, im Rahmen des 

Härtefallmehrbedarfes nach § 21, 6 SGB II zu übernehmen ist oder etwaige Nachzahlung bei 

Studierenden doch zu übernehmen sind, werden wir darüber informieren. Dafür haben wir 

die Rubrik „News“ auf der Webseite eingerichtet. Genauso wie wir Euch/Sie bitten uns 

wichtige Informationen mitzuteilen, z.B. welche Weisungen von den Ministerien zu der 

Kampagne erlassen werden, oder was für Gerichtsentscheidungen erfolgen dazu. Das sind 

alles wichtige Infos und wir bitten diese zu übersenden. Weisungen können auch per 

anonymen Upload übersandt werden: https://tacheles-sozialhilfe.de/datei-upload.html 

 

Wir gehen davon aus, dass diese Kampagne einigen Druck bei den Sozialbehörden 

auslösen wird und sich daraus durchaus noch wichtige Entwicklungen ergeben werden. Wir 

bleiben dran und werden informieren. 

 

 

Thomé Newsletter 45/2022 vom 13.11.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. Zum Bürgergeld und der angekündigten Blockade durch die Union 

-------------------------------------- 

Am 10. Nov. 2022 hat der Bundestag den Entwurf der Bundesregierung für ein Bürgergeld-

Gesetz verabschiedet. Darin sind einige wichtige Änderungen enthalten, siehe Nr. 2 dieses 

https://www.energie-hilfe.org/de/ueber-uns.html
https://www.energie-hilfe.org/de/kontakt.html
https://www.energie-hilfe.org/de/kontakt.html
https://tacheles-sozialhilfe.de/datei-upload.html
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Newsletters. 

Am 14. Nov. 2022 wird der Bundesrat sich mit dem Bürgergeldgesetz befassen, die CSU 

und CDU drohen dort mit einer Blockade. Sollte das Bürgergeldgesetz durch die Union im 

Bundesrat blockiert werden, muss das Gesetz in den Vermittlungsausschuss. Ziel der Union 

ist über eine parteipolitisch motivierte Blockade im Bundesrat, das Bürgergeldgesetz im 

Vermittlungsausschuss zu verändern. 

Mit dem Bürgergeldgesetz gekoppelt ist die Regelleistungserhöhung von 449 € auf 502 €. 

Wird das Bürgergeldgesetz von der Union weiter blockiert, wird es zum 1. Januar 2023 keine 

dergestalt höheren Regelleistungen für Millionen von SGB II/SGB XII-Leistungsbeziehenden 

geben. Diese Menschen werden von der CDU/CSU im Bundestag in Geiselhaft genommen. 

Die gezielte Unterdeckung der Existenz von Millionen von SGB II/SGB XII-

Leistungsbeziehenden mitten in der größten Krise der Bundesrepublik ist dann das Ergebnis 

der Blockade der Union. 

 

Dazu ist anzumerken: Kommt es Anfang Januar 2023 durch die machtpolitischen Spielchen 

der CDU und CSU nicht zu der anvisierten Erhöhung der Regelleistungen, sind die 

Regelleistungen spätestens dann offen verfassungswidrig zu niedrig. 

 

Für diesen Fall würde Tacheles in Kooperation mit weiteren sozialpolitischen Akteur*innen 

eine breit angelegte juristische Kampagne zum Einklagen höherer Regelleistungen starten. 

Auf dem Deutschen Sozialgerichtstages im November wurde von den Sozialrichtern 

signalisiert, dass sie geneigt sind, im Falle einer fortgesetzten Unterdeckung durch die 

Regelleistungen in Zukunft Klagen auf höhere Regelleistungen stattzugeben. 

Sollte eine solche Kampagne notwendig sein, ist es durchaus vorstellbar, dass dann die 

Gerichte angesichts der Preisentwicklung höheren Regelleistungen als 502 € für 

alleinstehende Menschen zustimmen. 

 

Weiter ist anzumerken: Im geplanten Bürgergeldgesetz sind viele sinnvolle Regelungen 

enthalten, aber es ist immer noch Armut per Gesetz, so lange die Regelleistungen nicht 

deutlich angehoben werden. Der Paritätische hat jetzt erarbeitet, dass zur Deckung des 

soziokulturellen Existenzminimums ein Regelsatz von 725 € notwendig ist (siehe Punkt 4). 

Ebenso muss die Haushaltsenergie aus den Regelleistungen rausgenommen werden und 

alle Sanktionen sind aufzugeben. Solange diese Kernpunkte nicht erfüllt sind bleibt das sog. 

„Bürgergeld“ weiterhin ein Bürgerhartzgeld.   

 

 

 

2. Zusammenfassung der derzeitigen geplanten Änderungen im Bürgergeldgesetz 

-------------------------------------------------------------- 

Frank Jäger von Tacheles hat sich hingesetzt, die wesentlichen geplanten Änderungen des 

SGB II und SGB XII aus dem Gesetzesentwurf vom 4. Nov. gegenüber dem Gesetzentwurf 

der Bundesregierung vom 14.10.2022 zusammenzustellen und transparent zu machen. 

Diese interessante Stellungnahme gibt es hier: https://t1p.de/gy39b 

 

Bemerkung dazu: Bei vielen kleineren Änderungen wird deutlich, dass z.T. jahrelanges 

Fordern, Skandalisieren und Nerven von Tacheles bei allen sich bietenden Gelegenheiten 

durchaus Gehör findet. 

https://t1p.de/gy39b
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3. Energiekostenkampagne: Stand und Aufforderung zum Mitmachen 

-------------------------------------------------------------- 

Wir haben letzte Woche die bundesweite Aufklärungs- und Unterstützungskampagne für 

Betroffene hoher Energiekosten gestartet. Im Zentrum der Kampagne steht die 

Webseite www.energie-hilfe.org , die Betroffene hoher Energiekosten umfangreich über ihre 

sozialrechtlichen Ansprüche informiert und Musteranträge zur Verfügung stellt. 

 

Diese Energiekostenkampagne ist eine Mitmachkampagne. 

 

Das meint: 

Ihr/Sie  könnt und sollt bei dieser mitmachen. Das kann getan werden, indem Eure/Ihre 

Organisation oder Verband die Kampagne offiziell unterstützt. Die bisherigen 

Unterstützenden gibt es hier: https://t1p.de/49l5s  Da ist noch Luft nach oben. 

dass Ihr/Sie über diese Kampagnen in Euren/Ihren Strukturen und Organisationen werben 

könnt. Wenn viele darüber informieren, gewinnt sie Tiefe. 

Die Kampagne baut darauf auf, dass Infomaterial in Beratungsstellen, Stadtteilzentren, 

Gewerkschaftsbüros, Jugendzentren, Kindergärten, Kneipen, Kinos, Unis, Stadtbibliotheken 

ausgelegt und aufgehängt werden soll. Diese Materialien versenden wir kostenfrei. 

Daher liebe Leute: Material ist noch genug da, bestellt und verteilt, hier geht es direkt zur 

Seite mit den Materialien und zur Bestellung: https://www.energie-hilfe.org/infomaterial.html 

  

4. Regelleistungshöhe: Paritätischer fordert armutsfesten Regelsatz von 725 Euro 

-------------------------------------------------------------- 

Laut einer aktuellen Expertise des Paritätischen Wohlfahrtsverbands ist die zum Januar 2023 

geplante Anhebung der Regelsätze in der Grundsicherung auf 502 Euro, über die der 

Deutsche Bundestag am morgigen Donnerstag im Zusammenhang mit einer Reform von 

Hartz IV und der Einführung eines sogenannten “Bürgergeldes” berät, viel zu niedrig. Nach 

Berechnungen der Paritätischen Forschungsstelle müssten die Leistungen auf mindestens 

725 Euro angehoben werden, um wirksam vor Armut zu schützen. Der Verband fordert eine 

entsprechende Erhöhung des Regelsatzes um 276 Euro plus die vollständige Übernahme 

der Stromkosten und mahnt die Politik zur Eile: Angesichts der Notlage der Betroffenen sei 

keine Zeit zu verlieren. 

Das Material des Paritätischen zum armutsfesten Regelsatz von 725 € und die Expertise der 

Forschungsstelle gibt es hier: https://t1p.de/4s2b2 

 

 

 

5. Flüchtlingsrat Berlin und Pro Asyl legen umfassende Analyse zum AsylbLG vor und 

fordern die Einbeziehung von Flüchtlingen in das Bürgergeldgesetz 

------------------------------------------------------------------ 

Pro Asyl legt gemeinsam mit dem Flüchtlingsrat Berlin anlässlich der Verabschiedung des 

Bürgergeldgesetzes die umfassende Analyse „Das Asylbewerberleistungsgesetz – 

http://www.energie-hilfe.org/
https://t1p.de/49l5s
https://www.energie-hilfe.org/infomaterial.html
https://t1p.de/4s2b2
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Einschränkungen des Grundrechts auf ein menschenwürdiges Existenzminimum für 

Geflüchtete. Bedarfsdeckung und Regelsätze nach Asylbewerberleistungsgesetz, Hartz IV 

und Bürgergeldgesetz“ vor. Darin werden im Detail Historie und Zielsetzung des Gesetzes 

sowie die Methodik zur Ermittlung der Hartz-IV-Regelsätze (künftig „Bürgergeld“ genannt) 

und der Leistungssätze des AsylbLG untersucht. Besonders problematisch tritt dabei das 

angeblich geringere Existenzminimum geflüchteter Menschen nach dem AsylbLG zutage. 

Bei der scheinbar objektiven empirischen „Bedarfsermittlung“ zeigen sich gravierende 

Mängel. Sehr viele Bedarfe von Asylsuchenden lässt der Gesetzgeber ohne 

nachvollziehbare Begründung einfach unter den Tisch fallen. Die Analyse gibt es 

hier: https://t1p.de/whtmb 

 

Gleichzeitig wird die Abschaffung des diskriminierenden Asylbewerberleistungsgesetzes und 

Einbeziehung Geflüchteter ins Bürgergeld gefordert, Infos dazu: https://t1p.de/x006v 

 

6. Bundestag stimmt für Erhöhung des Wohngeldes 

--------------------------------------------------------- 

Der Bundestag hat am 10. Nov. 2022, das Wohngeld-Plus-Gesetz beschlossen. Ein dazu 

von den Koalitionsfraktionen eingebrachter Gesetzentwurf „zur Erhöhung des Wohngeldes“ 

(20/3936) wurde in einer vom Ausschuss geänderten Fassung mit der Mehrheit von SPD, 

Bündnis 90/Die Grünen, FDP und AfD gegen die Stimmen der CDU/CSU bei Enthaltung der 

Fraktion Die Linke angenommen. 

Ab dem 1. Januar 2023 sollen Haushalte mit niedrigeren Einkommen stärker bei steigenden 

Wohnkosten unterstützt werden. Um die durch steigende Energiekosten und 

energieeffiziente Sanierungen entstehenden höheren Wohnkosten besser abzufedern, soll 

die bisher umfangreichste Reform des Wohngeldes drei Komponenten enthalten: erstens die 

Einführung einer dauerhaften Heizkostenkomponente, die als Zuschlag auf die zu 

berücksichtigende Miete oder Belastung in die Wohngeldberechnung eingehen soll, zweitens 

die Einführung einer Klimakomponente und drittens eine Anpassung der Wohngeldformel. 

Danach sollen rund 1,4 Millionen Haushalte erstmalig oder erneut einen Wohngeldanspruch 

erhalten, bisher sind es rund 600.000 Haushalte. Zudem soll sich der Wohngeldbetrag von 

durchschnittlich rund 180 Euro pro Monat auf rund 370 Euro pro Monat erhöhen. Mehr Infos 

Bundestag: https://t1p.de/6bmfn 

 

Anmerkung zu den Änderungen im Wohngeldgesetz: 

Grundsätzlich ist diese Änderung sinnvoll. Materiell wird es bedeuten, dass eine Reihe von 

Aufstocker*innen aus dem SGB II/SGB XII ins Wohngeld wechseln werden. 

 

Es wird aber auch bedeuten, dass auf die Wohngeldbehörden Millionen von Anträgen 

zukommen werden. Für diese sind sie personell Null aufgestellt. Die Wohngeldämter sind 

sogar mit dem jetzigen Aufkommen bis zum Rande belastet. Bearbeitungszeiten von 3- 6 

Monaten sind jetzt schon keine Seltenheit. Im nächsten Jahr ist mit deutlich längeren 

Bearbeitungszeiten zu rechnen, denn mit der Personalsituation werden nicht rd. 1,5 Mio. 

Neuanträge zeitnah bearbeitet werden können. Hier muss dringend die Arbeitsfähigkeit der 

https://t1p.de/whtmb
https://t1p.de/x006v
https://t1p.de/6bmfn


 

 Seite 
135 

 
  

Wohngeldämter sichergestellt werden. 

 

Es ist zu erwarten, dass Jobcenter/Sozialämter mit Verweis auf die Vorrangigkeit von 

Wohngeld laufende SGB II/SGB XII – Leistungen versagen oder überhaupt nicht gewähren. 

Hier wird nächstes Jahr mit Sicherheit eine größere Konfliktlinie entstehen. Sozialrechtlich ist 

es völlig klar: solange keine WoGG-Leistungen ausgezahlt werden, ist kein Einkommen 

vorhanden, welches dem SGB II/SGB XII – Leistungsanspruch entgegengestellt werden 

kann. Hier hat von der BA und dem BMAS durch Weisung klargestellt zu werden, dass, 

solange Wohngeld nicht fließt, dies dem Leistungsanspruch in der Grundsicherung nicht 

entgegengestellt werden darf. 

 

Muss durch Weisung klargestellt werden, dass trotz WoGG-Anspruch und Zahlung durch 

eine Betriebs- und Heizkostenforderung oder durch Bevorratungskosten von Heizmaterialien 

eine temporäre Hilfebedürftigkeit in den Grundsicherungssytemen entstehen kann. 

 

 

7. Kindergelderhöhung auf 250 € / Anrechnungsfreiheit der Erhöhung 

------------------------------------------------------ 

Die Bundesregierung hat für die ersten drei Kinder das Kindergeld auf jeweils 250 € erhöht. 

Die Erhöhung soll zum 1. Januar 2023 erfolgen. Für das erste und zweite Kind bedeutet das 

eine Erhöhung um 31 € Euro monatlich, für das dritte Kind um 25 € monatlich. Infos 

dazu: https://t1p.de/qy4y7 

Das ist löblich, die Kinder in der Grundsicherung haben davon aber nichts, denn das 

Kindergeld wird komplett angerechnet. Hier wäre wünschenswert, wenn diese 

Kindergelderhöhung im SGB II/SGB XI/AsylbLG Anrechnungsfrei bliebe, damit diese 

Erhöhung bei den davon Betroffenen in Zeiten außergewöhnlicher Belastungen auch 

ankommt. 

 

 

Thomé Newsletter 46/2022 vom 20.11.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. Zum Stand der Energiekostenkampagne - Aufforderung zum Mitmachen 

------------------------------------------------------------------- 

Die bundesweite Aufklärungs- und Unterstützungskampagne für Betroffene hoher 

Energiekosten www.energie-hilfe.org ist jetzt zwei Wochen alt. In diesen zwei Wochen 

wurden bundesweit fast 70.000 Flugblätter und tausende von Plakaten verschickt und 

verteilt. Die Webseite wurde über 230.000 mal besucht. Die Liste der Adressat*innen unserer 

Infomaterialien ist wirklich beeindruckend. Selbst Wohnungsbaugesellschaften und 

Stadtwerke fordern unsere Materialien an. Auch wenden sich Sozialleistungsträger mit 

Anfragen zu Übernahmeansprüchen an uns. Auch ist die Liste der Unterstützer*innen ist 

größer geworden. 

https://t1p.de/qy4y7
http://www.energie-hilfe.org/
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An der Basis ist die Kampagne ziemlich erfolgreich, medial wird sie allerdings zu wenig 

beachtet und von den großen Playern wie Sozial- und Verbraucherverbänden, 

Mietervereinen und Gewerkschaften auch noch etwas unterbelichtet. 

 

Für zwei Wochen ist der Erfolg der Kampagne auf jeden Fall ziemlich beeindruckend. Es ist 

weiterhin wichtig, dass hier eine breite Aufklärung stattfindet. 

 

Warum die Kampagne? 

Neben dem sozialrechtlichen Aspekt und der unmittelbaren Aufklärung für die Betroffenen 

möchte ich auch mal den politischen Aspekt herausarbeiten: die armen Teile der 

Bevölkerung und die, die grade nur so über die Runden kommen und die massiven 

Belastungen für Heizung und Energie nicht tragen können, benötigen zielgerichtete Hilfen, 

die dort ankommen, wo sie am dringendsten benötigt werden und kein Verteilung im 

Gießkannenprinzip. Hier versagt die Politik deutlich. 

Die in Not geratenen Menschen müssen unterstützt werden, um diese Krise zu bewältigen. 

Hier setzt die Kampagne an. Sie klärt auf und Informiert, wie die Menschen in Teilen ihre 

horrenden Abrechnungen bezahlt bekommen können. Sie zielt auf eine solidarische, 

zusammenstehende Gesellschaft und grenzt sich von rechten Sprüchen und rassistische 

Parolen ab. Denn die Bewältigung dieser Krise, der Zusammenhalt der Gesellschaft kann 

nur gemeinsam und in Solidarität geschehen. Konkrete Hilfen statt populistischer 

Scheinlösungen sind gefragt. Die Kampagne ist eine konkrete Hilfe. 

 

Mitmachen! 

Ihr/Sie könnt und sollt bei dieser mitmachen. Das kann getan werden, indem Eure/Ihre 

Organisation oder Verband die Kampagne offiziell unterstützt. Die bisherigen 

Unterstützenden gibt es hier: https://t1p.de/49l5s  Da ist noch Luft nach oben. Bitte werbt in 

Euren/Ihren Strukturen und Organisationen dafür! Wenn viele darüber informieren, gewinnt 

sie weitere Tiefe. 

Die Kampagne baut darauf auf, dass Infomaterial in Beratungsstellen, Stadtteilzentren, 

Gewerkschaftsbüros, Jugendzentren, Kindergärten, Kneipen, Kinos, Unis, Stadtbibliotheken 

ausgelegt und aufgehängt werden soll. Diese Materialien versenden wir kostenfrei. 

- Daher liebe Leute: Material ist noch genug da, bestellt und verteilt, hier geht es direkt zur 

Seite mit den Materialien und zur Bestellung: https://www.energie-hilfe.org/infomaterial.html 

 

Dann noch eine Info: der Soli-Topf von Sanktionsfrei e.V. bekommt derzeit viele Anfragen. 

Die Bearbeitung dauert und es können nicht alle bedient werden können. Die Aktion läuft 

aber weiter. Gerne können hier aber auch Menschen ihre staatlichen Energiepauschalen 

spenden:  https://sanktionsfrei.de/energie 

 

 

2. Zur Diskussion um das Bürgergeld: DIW schaltet sich ein - Die falschen 

Behauptungen über das Bürgergeld sind gefährlich 

----------------------------------------------------------------------- 

Hier ein lesenswerter Beitrag von Marcel Fratzscher (DIW) zum Bürgergeld. 

https://t1p.de/49l5s
https://www.energie-hilfe.org/infomaterial.html
https://sanktionsfrei.de/energie
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Einige Kritiker des Bürgergelds schüren eine Neiddebatte und haben teilweise ein 

deprimierendes Menschenbild. Drei Missverständnisse befeuern den Streit. 

Der Streit um das Bürgergeld spaltet das Land. Die Diskussion wird jedoch mit vielen 

falschen Informationen oder fragwürdigen Behauptungen geführt. Schlimmer noch: Einige 

Politikerinnen und Politiker scheinen bewusst die Diskussion zu emotionalisieren und tragen 

letztlich einen politischen Machtkampf auf dem Rücken der schwächsten Mitglieder der 

Gesellschaft aus. Dies ist problematisch, da es die soziale Polarisierung weiter verschärft, 

eine emotionale Neiddebatte schürt und von den tatsächlichen Problemen ablenkt. Mehr auf 

der Seite des DIW: https://t1p.de/zo0bw 

 

Hier noch mal eine gute Überblickseite zu den geplanten Änderungen im Bürgergeld im 

Netzwerk Sozialrecht:  https://t1p.de/thblq 

 

 

3. Hinweise zum Umgang mit Strompreissteigerungen – Sozialgerichte sind gefordert 

------------------------------- 

ZUSAMMENFASSUNG: Die Strompreise erhöhen sich im nächsten Jahre drastisch, ich 

will hier eine sozialrechtliche Lösung skizzieren, wie damit umgegangen werden kann 

und werden muss. Als Erstes ist die Politik im Rahmen der Einigung um das 

Bürgergeld gefragt und wenn es da zu keiner Lösung kommt, dann die Sozialgerichte. 

Diese haben dazu ein Ticket vom BVerfG bekommen, das muss jetzt umgesetzt 

werden.    

 

Die Stromkosten werden sich im Jahr 2023 um durchschnittlich 61 % erhöhen, 

so https://t1p.de/1e4nc, in einzelnen Fällen gibt es Erhöhungen von über 100 %. Im SGB 

II/SGB XII Regelsatz sind für Alleinstehende im Jahr 2022 derzeit 36,43 € Stromkosten 

enthalten. Wenn die geplanten Regelsätze des Bürgerhartzgeld durchkommen, beträgt der 

Betrag für Stromkosten dann im kommenden Jahr 40,73 €, das ist eine Erhöhung von 11,8 

%.   

Abgesehen davon, dass der Anteil für Stromkosten schon seit Jahren nicht mehr 

bedarfsdeckend war, ist mit dieser geplanten Erhöhung der Stromkosten im Regelsatz die 

reale Preissteigerung der Stromkosten nicht im Ansatz ausgeglichen. Eine Vielzahl von 

Grundsicherungsleistungen beziehenden Haushalte hat deutlich höhere Stromkosten. 

Zudem sind die bei dezentraler Warmwasserversorgung die zu übernehmenden Kosten 

gedeckelt, eine Erhöhung der dort vorgesehenen Beträge ist wegen der Erfordernis eine 

separate Zähleinrichtung zu besitzen ausgeschlossen (§ 21 Abs. 7 S. 3 SGB II).   

 

Das BVerfG hat zu etwaig zu erwartenden Energiesteigerungen im Jahr 2014 geurteilt: 

„Ergibt sich eine offensichtliche und erhebliche Diskrepanz zwischen der tatsächlichen 

Preisentwicklung und der bei der Fortschreibung der Regelbedarfsstufen berücksichtigten 

Entwicklung der Preise für regelbedarfsrelevante Güter, muss der Gesetzgeber zeitnah 

darauf reagieren. So muss die Entwicklung der Preise für Haushaltsstrom berücksichtigt 

werden [… ]. Ist eine existenzgefährdende Unterdeckung durch unvermittelt auftretende, 

extreme Preissteigerungen nicht auszuschließen, darf der Gesetzgeber dabei nicht auf die 

reguläre Fortschreibung der Regelbedarfsstufen warten“ (BVerfG 23.7.2014 - 1 BvL 10/12; 1 

BvL 12/12; 1 BvR 1691/13; Rn 144). 

Dann führt das BVerfG weiter aus: „Auf die Gefahr einer Unterdeckung kann der 

https://t1p.de/zo0bw
https://t1p.de/thblq
https://t1p.de/1e4nc


 

 Seite 
138 

 
  

Gesetzgeber durch zusätzliche Ansprüche auf Zuschüsse zur Sicherung des 

existenznotwendigen Bedarfs reagieren. Fehlt es aufgrund der vorliegend zugrunde gelegten 

Berechnung des Regelbedarfs an einer Deckung der existenzsichernden Bedarfe, haben die 

Sozialgerichte Regelungen wie § 24 SGB II über gesondert neben dem Regelbedarf zu 

erbringende einmalige, als Zuschuss gewährte Leistungen verfassungskonform auszulegen“, 

(BVerfG 23.7.2014 - 1 BvL 10/12; 1 BvL 12/12; 1 BvR 1691/13; Rn 116). Siehe 

dazu: https://t1p.de/oomu7 

 

Diese vom BVerfG beschriebene Situation trifft derzeit zu. Entweder wird die 

Haushaltsenergie jetzt im Rahmen der Verhandlungen um das Bürgergeld kurzfristig aus den 

Regelleistungen rausgenommen, oder die Stromkosten, die sich oberhalb der Beträge die 

dafür im Regelsatz vorgesehen sind, sind im Rahmen des Härtefallmehrbedarfs nach § 21 

Abs. 6 SGB II bzw. abweichende Regelleistungen nach § 27a Abs. 4 SGB XII zu 

übernehmen. 

 

„Sollte der Gesetzgeber nicht ausreichend reagieren, müssen die Gerichte in 

verfassungskonformer Auslegung reagieren“ (BVerfG, 23.7.2014 - 1 BvL 10/12; 1 BvL 12/12; 

1 BvR 1691/13; Rn 116). Die Möglichkeit verfassungskonform auszulegen besteht im SGB II 

über den Härtefallmehrbedarf nach § 21 Abs. 6 SGB II. Dieser Anspruch besteht unter 

anderem bei laufenden, unabweisbaren Bedarfen, Haushaltsenergie dürfte unzweifelhaft 

unabweisbare Bedarfe sein. 

 

Das BSG hat im Jan. 2022 klargestellt, dass bei 7,52 € monatlich kein unabweisbarer Bedarf 

vorliegt (BSG, 26.1.2022 - B 4 AS 81/20 R). In Bezug auf das SGB XII hat das BSG einen 

Anspruch auf Übernahme monatlicher Aufwendungen für Hygienekosten in Höhe von 20,45 

€ als „unabweisbaren Bedarf“ nach § 73 SG B XII gesehen (BSG,19.8.2010 − B 14 AS 13/10 

R; LPK-SGB II, 7. Aufl., § 21 Rn 44). Das LSG Hamburg hat „keine Zweifel, dass bei einem 

regelmäßigen monatlichen Aufwand von - mindestens - 20 Euro ein erhebliches Abweichen 

von dem durchschnittlichen Bedarf besteht“ (LSG Hamburg, 5.8.2021 - L 4 AS 25/20, Rn 58). 

In einem anderen Fall den das BSG entscheiden hat, dass die Unabweisbarkeit bei 27,20 € 

pro Monat erreicht sei (BSG, 4.6.2014 - B 14 AS 30/13 R). 

 

Daraus könnte die Position vertreten werden, dass spätestens dann, wenn die Kosten mehr 

als 20 EUR/mtl. den Betrag übersteigen, der für Haushaltsenergie im Regelsatz vorgesehen 

ist, dass dann ein Mehrbedarfsanspruch nach § 21 Abs. 6 SGB II in voller Höhe für den 

Betrag besteht, der den im Regelsatz dafür vorgesehen übersteigt. Bei derart eklatanten 

Preissteigerungen und selbst mit den für 2023 geplanten Erhöhungen der Regelleistungen 

im Bürgerhartz-Gesetz, ist es nicht mehr zumutbar, einen höheren Bedarf in einem 

Lebensbereich durch geringere Ausgaben in einem anderen Lebensbereich auszugleichen. 

Entsprechend bedarf es einer individuellen Regelsatzerhöhung nach § 27a Abs. 4 SGB XII 

oder Anpassung der Regelbedarfe entsprechend des für das SGB XII geplanten Einführung 

einer Härtefallregelung nach § 30 Abs. 9 SGB XII – E. 

Höhe der in den Regelleistungen vorgesehenen Beträge für Haushaltsenergie 2018 – 

2023: https://t1p.de/0n1d1 

 

Hier sind jetzt mal die Sozialgerichte gefordert, nicht ständig alle Anträge auf höhere 

Regelleistungen aus formellen Gründen abzulehnen, sondern im  Zweifel den Sachverhalt 

https://t1p.de/oomu7
https://t1p.de/0n1d1
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von Gerichtswegen zu ermitteln und den Arbeitsauftrag des BVerfG zur 

verfassungskonformen Auslegung erst zu nehmen. 

 

4. LSG BaWü: Anspruch auf Einmalzahlung von 150 € für Menschen in vollstationären 

Einrichtungen 

Das LSG BaWü hat einen wichtigen Beitrag zur Gleichberechtigung von Menschen in 

vollstationären Einrichtungen geleistet. Also Menschen in Heimen oder Knästen, die 

Zuschüsse zu Pflegekosten oder Taschengeld erhalten, haben Anrecht auf Corona-

Einmalzahlung. 

Weitere Infos und das Urteil auf der Seite von Radio Dreyeckland: https://t1p.de/hbcbk 

Zur Praxis: der Anspruch besteht per Gesetz, solche gesetzlichen Ansprüche verjähren erst 

nach vier Jahren (§ 45 SGB I). Daher können diese mit Verweis auf die im Urteil ausgeführte 

Rechtslage nachgefordert werden, lediglich in den Fällen in denen die Zahlung mit Bescheid 

abgelehnt wurden, muss dieses Jahr noch ein Überprüfungsantrag eingereicht werden um 

den Anspruch zu sichern. 

 

 

5. Zur Anrechnungsfreiheit der Inflationsausgleichsprämien von bis zu 3000 € im SGB 

XII 

--------------------------------------------------------------------------------- 

Arbeitgeber können vom 26. Okt. 2022 bis zum 31. Dez. 2024 bis zu 3.000 € 

Inflationsausgleichsprämien steuer- und sozialversicherungsfrei je Arbeitnehmer auszahlen, 

Teilauszahlungen sind auch möglich (§ 3 Nr. 11b EstG), diese sind im SGB II 

anrechnungsfrei (§ 1 Abs. 1 Nr. 7 ALG II –V). Eine rechtliche Regelung im SGB XII wurde 

nicht getroffen, jetzt hat aber das BMAS eine Weisung zur Anrechnungsfreiheit 

herausgegeben. Diese gibt es hier zum Download: https://t1p.de/uh2f9 

 

6. BSG zu Zugangshemmnissen zum Wohnungsmarkt und deren Folgen 

---------------------------------------------------------------- 

Das BSG hat aktuell in einer sehr wichtigen SGB XII - Entscheidung klargestellt, dass 

individuelle Zugangshemmnisse zum Wohnungsmarkt, vorliegend von 

schwerbehinderten  Menschen, zu einer Abweichung von der örtlich geltenden 

Mietobergrenze führen können. 

 

Das BSG hat betont, dass Menschen mit Behinderungen besondere Schwierigkeiten bei der 

Wohnungssuche haben können. Persönliche Beeinträchtigungen könnten „zu einer 

erheblichen Einschränkung oder Verschlossenheit des Wohnungsmarktes“ führen. 

Nach dem Urteil dürfen behinderte Menschen vom Sozialamt nicht allein gelassen werden. 

Stattdessen sei vielmehr durch den Leistungsträger eine individuelle Hilfestellung geboten, 

um eine Wohnung zu finden. Wenn vom Amt keine Hilfe angeboten werde oder dieses auch 

keine günstigere Wohnung finde, sei dann „grundsätzlich von der konkreten Angemessenheit 

der (gegenwärtigen) Wohnung auszugehen“. 

 

Mehr hier: https://t1p.de/5gvyj 

und https://t1p.de/xtglp 

https://t1p.de/hbcbk
https://t1p.de/uh2f9
https://t1p.de/5gvyj
https://t1p.de/xtglp
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7. Tacheles sucht Unterstützung in der Beratung 

---------------------------------------------------------------------------- 

Wir vom Tacheles suchen Menschen, die Lust haben, bei uns in die Beratungsarbeit 

dauerhafter einzusteigen und sich zu engagieren. Wir bieten Ehrenamtstätigkeit, ein tolles 

Team, eine fundierte Ausbildung und Schulung in der Sozialberatung, organisiertes Chaos 

und ganz viele Situationen in denen engagiertes Einschreiten notwendig ist. 

Gerne können die Mitstreiter*innen vom Fach sein, ehemalige Verwaltungsmitarbeiter*innen, 

pensionierte Juristen*innen, Sozialarbeiter*innen und natürlich auch Nicht-Fach-Menschen, 

wie selbst Leistungsbezieher oder ehemalige die sich vorstellen können, solch eine Arbeit 

durchzuführen. Super wäre natürlich, wenn ihr aus Wuppertal kämt, aber auch aus 

unmittelbaren Nachbarstädten wäre das auch möglich. 

Wer Interesse hat, möge sich bitte bei info@tacheles-sozialhilfe.org   melden 

 

 

Thomé Newsletter 47/2022 vom 27.11.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. Bürgergeldgesetz verabschiedet: Armut, Sanktion und Drangsalierung per Gesetz 

bleibt Realität 

----------------------------------------------------------------- 

Auch wenn sich die SPD das Ende von Hartz IV gerne herbeisehnt, das jetzt verabschiedete 

Gesetz bleibt eine Modifikation vom bisherigen Hartz IV - System. 

 

Das Bürgergeldgesetz ist weiterhin Armut, Drangsalierung und Sanktion per Gesetz. Ich 

fasse die Eckpunkte nachfolgend zusammen. 

 

Zu geringe Regelleistungen: Mit den neu festgesetzten Regelleistungen wird noch nicht 

einmal die Inflationsrate kompensiert. Mit den Regelleistungen ist ein Leben in Würde und in 

gesellschaftlicher Teilhabe nicht ausreichend sicherzustellen, daher ist das Bürgergeldgesetz 

weiterhin „Armut per Gesetz“. 

 

Wohnkostenlücke: an den Regeln zur „Wohnkostenlücke“, also Unterfinanzierung durch 

Nichtberücksichtigung der tatsächlichen Unterkunftskosten wegen „Unangemessenheit“ 

und/oder „fehlender Umzugserfordernis“ wurde nichts geändert (https://t1p.de/ymhro). 

400.000 SGB II - Haushalte müssen durchschnittlich 91 € der Unterkunftskosten im Monat 

selbst aufbringen. Grade in der schwersten je dagewesenen Wirtschaftskrise und bei akuter 

Wohnungsnot wären hier Änderungen zwingend notwendig gewesen. 

 

Kein Aufrechnungsmoratorium: Die Möglichkeit der Aufrechnung von behördlichen 

Ansprüchen bis unter das Existenzminimum ist eigentlich nach § 51 SGB I grundsätzlich 

mailto:info@tacheles-sozialhilfe.org
https://t1p.de/ymhro
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nicht zulässig. Durch Grundsicherungssonderrecht ist es aber im SGB II und SGB XII doch 

jederzeit möglich, das „Existenzminimum“ durch Aufrechnung von Behördenansprüchen zu 

unterschreiten. Diese Sonderregelung wurde nicht ausgesetzt, obwohl die Preissteigerungen 

durch Inflation dies dringend gebieten würde. Immerhin wurde die Höhe von Aufrechnungen 

bei Darlehen auf 5 %, in anderen Fällen auf 20 % des Regelsatzes reduziert. 

 

Sanktionsrecht   

Die Sanktionen gehen weiter. Das war ein Herzensanliegen der Union, mit Sicherheit auch 

der FDP und weiten Teilen der SPD. Die ursprünglich geplante Vertrauenszeit wurde 

gestrichen, das Sanktionsmoratorium nach § 84 SGB II wurde auf ein halbes Jahr verkürzt. 

Das Sanktionssystem geht weiter, wenn auch modifiziert und jetzt auf gesetzlicher 

Grundlage und nicht durch Anordnung des BVerfG. 

 

100 % Sanktionen durch vorläufige Leistungseinstellung und Entsagungs- und 

Entziehungsbescheide wegen fehlender Mitwirkung 

Die 100 % - Sanktionen durch vorläufige Leistungsversagungen und Entsagungs- und 

Entziehungsbescheide wegen fehlender Mitwirkung wurde im Bürgergeldgesetz nicht 

angepackt. Die hier stattfindenden Sanktionen sind nicht auf 30 % begrenzt, sondern 

regelmäßig und sehr häufig rechtswidrig 100 % Sanktionen, dh. komplette 

Leistungseinstellungen, keine Regelleistung, keine Miete, keine Krankenkasse. 

Auf diesen Missstand wurde im Gesetzgebungsverfahren intensiv hingewiesen, geändert 

wurde nichts. Daher bleibt das Bürgergeld ein Drangsalierungssystem. 

 

Alte, kranke und behinderte Menschen werden sich selbst überlassen 

Im Bürgergeldgesetz wurden auch Änderungen im SGB XII, der „Grundsicherung im Alter 

und voller Erwerbsminderung“ durchgeführt. Hier hat Bundesregierung, selbstredend auch 

die christliche Opposition, komplett versagt. In einer Vielzahl von Fällen sind im SGB XII die 

gesetzlichen Regeln viel schärfer als im SGB II. Hier sind Reformen für die alten-, kranken- 

und behindertenspezifischen Bedarfe überfällig. Das SGB XII ist im Verhältnis zum SGB II 

ein diskriminierendes Gesetz. Die Regierung hätte im Gesetzgebungsverfahren hier die 

überfälligen und notwendigen Änderungen vorzunehmen. Tacheles hat diese in 30 Seiten 

seiner Stellungnahme im Gesetzgebungsverfahren aufgezeigt. Der Umgang der Regierung 

mit den alten, kranken und behinderten Menschen in diesem Gesetzgebungsverfahren ist 

erbärmlich. 

 

In der Gesamtheit ist das Bürgergeldgesetz eine Fortsetzung von Armut, Sanktion und 

Diskriminierung per Gesetz, daher ist die Bezeichnung „Bürgerhartz“ richtig. 

Natürlich gibt es auch einige positive Änderungen. Am wichtigsten ist die Abschaffung des 

Vermittlungsvorrangs und vielmehr die Förderung von Aus- und Weiterbildung. Aber das 

Gesetz ist weiterhin als ein Gesetz aufgebaut und konzeptioniert, das die 

Leistungsbeziehenden in bittere Armut bringt und ein menschenwürdiges Leben nicht 

ermöglicht. Besonders bitter dabei ist der Nichtumgang mit den SGB XII’ern, die damit ein 

„lebenslang in bitterer Armut“ bekommen. 

 

Stellungnahmen anderer: Christoph Butterwegge in der Faz: https://t1p.de/tockg 

und Irene Becker zu den Regelbedarfe im Konzept des Bürgergelds – das neue 

Fortschreibungsverfahren: https://t1p.de/ffob7 

https://t1p.de/tockg
https://t1p.de/ffob7
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Wenn es die ersten komplett lesbaren Zusammenstellungen an Gesetzestexten zu der 

Bürgergeldreform gibt, werden diese unverzüglich auf der Tacheleswebseite veröffentlicht. 

Wenn jemand Zugang zu einer konsolidierten Fassung der Rechtsänderungen hat, bitte 

übersenden! 

 

 

2. Bundesverfassungsgericht kassiert abgesenkte „Sonderbedarfsstufe“ für 

alleinstehende erwachsene Asylbewerber in Sammelunterkünften 

------------------------------------------------------- 

Das BVerfG hat die abgesenkte „Sonderbedarfsstufe“ für alleinstehende erwachsene 

Asylbewerber in Sammelunterkünften für verfassungswidrig erklärt. 

 

Im Jahr 2019 hat die schwarz/rote Bundesregierung für Erwachsene in Sammelunterkünften 

den monatlichen Regelsatz nach dem AsylbLG um 10 %, dh. 37 € pro Monat gemindert. Der 

Gesetzgeber meinte, dass die 10%-Kürzung gerechtfertigt sei, weil von den Betroffenen in 

Sammelunterkünften erwartet werden müsse, dass sie sich solidarisch zusammentun und 

gemeinsam wirtschaften; Handys/Computer gemeinsam nutzen und ihre Freizeit gemeinsam 

verbringen – dadurch könnten Einsparungen von 10% erzielt werden. Alleinstehende 

Geflüchtete wurden damit genauso veranschlagt wie Paare, die zusammen in einer 

Wohnung leben und durch gemeinsames Einkaufen sparen können. 

 

Einer der wichtigsten Aussagen des BVerfG war: „Migrationspolitische Erwägungen, 

Anreize für Wanderungsbewegungen durch ein im internationalen Vergleich eventuell 

hohes Leistungsniveau zu vermeiden, können von vornherein kein Absenken des 

Leistungsstandards unter das physische und soziokulturelle Existenzminimum 

rechtfertigen. Die in Art. 1 Abs. 1 GG garantierte Menschenwürde ist 

migrationspolitisch nicht zu relativieren. “ (Rn. 56) Damit hat das BVerfG der 

schwarz/rote Bundesregierung eine sehr deutliche Ohrfeige erteilt. 

Zur Pressemitteilung und Urteil des BVerfG: https://t1p.de/2xnpv 

 

An der Stelle einen Dank an einige NewsletterleserInnen, denn in Vorbereitung der Arbeit um 

das Verfahren, hatte ich hier eine Onlineumfrage zur Situation in den Unterkünften 

veröffentlicht, deren Ergebnisse in die Stellungnahmen zum Gerichtsverfahren eingeflossen 

sind und mit ein Beleg dafür war, warum diese Kürzung bei den Geflüchteten nicht zulässig 

ist. 

 

Aus dem BVerfG Urteil ergeben sich Handlungsperspektiven: 

 

Das AsylbLG Urteil gilt nach dem Urteilstenor auch rückwirkend, soweit Bescheide noch 

nicht rechtskräftig sind. 

Die Widerspruchsfrist beträgt ein Jahr, soweit kein Bescheid, ein Bescheid ohne oder mit 

unvollständiger Rechtsmittelbelehrung vorliegt. Das sollte jetzt geprüft werden! 

Überprüfungsanträge für Kürzungen nach § 2 Abs. 1 S. 4 Nr. 1 AsylbLG sind für Zeiten vor 

der BVerfG Entscheidung nicht möglich. 

 

Dazu einige Infos zum weiteren Verfahren von Ra. Sven Adam: https://t1p.de/th5mr und 

https://t1p.de/2xnpv
https://t1p.de/th5mr
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von Ra Volker Gerloff: https://t1p.de/fki8y 

 

Dazu noch einige Anmerkungen von Stefan Sell: https://t1p.de/1j9c2 

 

Abschließend dazu, eine PM PRO ASYL und Flüchtlingsrat Berlin: Das 

Asylbewerberleistungsgesetz muss vollständig abgeschafft werden, denn 

menschenwürdiges Existenzminimum gilt für alle Menschen gleich in Deutschland. 

Die  PM dazu gibt es hier: https://t1p.de/eggvd 

 

Bundesverfassungsgericht verurteilt Leistungskürzungen für Geflüchtete – PRO ASYL und 

Flüchtlingsrat Berlin: Das Asylbewerberleistungsgesetz muss vollständig abgeschafft werden 

https://t1p.de/eggvd 

 

 

3. Zum Stand der Energiehilfekampagne - Aufforderung zum Mitmachen 

------------------------------------------------------------------- 

Die bundesweite Aufklärungs- und Unterstützungskampagne für Betroffene hoher 

Energiekosten www.energie-hilfe.org ist jetzt drei Wochen alt. In diesen drei Wochen wurden 

bundesweit mittlerweile fast 90.000 Flugblätter und tausende von Plakaten verschickt und 

verteilt. Wir haben grade den Druckauftrag für die nächsten 50.000 Flyer rausgegeben. 

 

Für drei Wochen Laufzeit ist die Kampagne auf jeden Fall ziemlich beeindruckend. Es ist 

weiterhin wichtig, dass hier eine breite Aufklärung stattfindet. 

 

Dann gibt es auch eine richtig positive und eine negative Meldung: ins 

Bürgergeldgesetz ist eingeflossen  „wird ein SGB-II-Antrag für einen einzelnen Monat für die 

Übernahme von Nachzahlung von Heizkosten (nicht Betriebskosten) oder Aufwendungen 

der „angemessenen“ Beschaffung von Heizmitteln gestellt, „wirkt dieser Antrag, wenn er bis 

zum Ablauf des dritten Monats nach dem Fälligkeitsmonat gestellt wird, auf den Ersten des 

Fälligkeitsmonats zurück“. Das gilt nur für Anträge, die 2023 gestellt werden (§ 37 Abs. 2 S. 

3 SGB II). Diese Regelung gilt ab 01.01.2023. Hier hat die energie-hilfe-Kampagne konkrete 

Wirkung gezeigt. 

 

Diese Nachwirkungsregelung gilt aber nicht für das SGB XII, hier werden die alten, kranken 

und behinderten Menschen wieder einmal komplett alleingelassen und diskriminiert. 

 

Warum die Kampagne? 

Neben dem sozialrechtlichen Aspekt und der unmittelbaren Aufklärung für die Betroffenen 

möchte ich auch mal den politischen Aspekt herausarbeiten: die armen Teile der 

Bevölkerung und die, die grade nur so über die Runden kommen und die massiven 

Belastungen für Heizung und Energie nicht tragen können, benötigen zielgerichtete Hilfen, 

die dort ankommen, wo sie am dringendsten benötigt werden und keine Verteilung im 

Gießkannenprinzip. Hier versagt die Politik deutlich. 

Die in Not geratenen Menschen müssen unterstützt werden, um diese Krise zu bewältigen. 

Hier setzt die Kampagne an. Sie klärt auf und Informiert, wie die Menschen in Teilen ihre 

https://t1p.de/fki8y
https://t1p.de/1j9c2
https://t1p.de/eggvd
https://t1p.de/eggvd
http://www.energie-hilfe.org/
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horrenden Abrechnungen bezahlt bekommen können. Sie zielt auf eine solidarische, 

zusammenstehende Gesellschaft und grenzt sich von rechten Sprüchen und rassistische 

Parolen ab. Denn die Bewältigung dieser Krise, der Zusammenhalt der Gesellschaft, kann 

nur gemeinsam und in Solidarität geschehen. Konkrete Hilfen statt populistischer 

Scheinlösungen sind gefragt. Die Kampagne ist eine konkrete Hilfe. 

Mitmachen! 

Ihr/Sie könnt und sollt bei dieser mitmachen. Das kann getan werden, indem Eure/Ihre 

Organisation oder Verband die Kampagne offiziell unterstützt. Die bisherigen 

Unterstützenden gibt es hier: https://t1p.de/49l5s Da ist noch Luft nach oben. Bitte werbt in 

Euren/Ihren Strukturen und Organisationen dafür! Wenn viele darüber informieren, gewinnt 

sie weitere Tiefe. 

Die Kampagne baut darauf auf, dass Infomaterial in Beratungsstellen, Stadtteilzentren, 

Gewerkschaftsbüros, Jugendzentren, Kindergärten, Kneipen, Kinos, Unis, Stadtbibliotheken 

ausgelegt und aufgehängt werden soll. Diese Materialien versenden wir kostenfrei. 

Daher liebe Leute: Material ist genug da, bestellt und verteilt, hier geht es direkt zur Seite mit 

den Materialien und zur Bestellung: https://www.energie-hilfe.org/infomaterial.html 

  

4. Soforthilfe für Gaskunden – Einmalzahlung im Dezember 2022 

----------------------------------------------------------------------- 

Aufgrund der Erhöhung der Gaspreise übernimmt der Bund im Dezember 2022 einmalig die 

Kosten der Abschlagszahlungen von Fernwärme- und Gas. Von dieser „Soforthilfe“ haben 

SGB II/SGB XII – Leistungsbeziehende nichts, weil Unterkunfts- und Heizkosten in 

tatsächlicher Höhe zu übernehmen sind, kommt es hier zu einer Senkung durch diese 

Soforthilfe, reduzieren sich selbstverständlich die zu berücksichtigenden Kosten. 

 

Umfangreiche Infos: https://t1p.de/wga1i 

 

Der verabschiedete Gesetzestext: https://t1p.de/390bd, unter § 11 stehen die Regelungen 

für das Grundsicherungsrecht. 

Weitere Infos unter hartzIv.org: https://t1p.de/ceo45 

 

 

5. Energiepreispauschale für Studierende 

--------------------------------------------- 

Studierende und Fachschülerinnen und Fachschüler sollen eine Einmalzahlung für die 

gestiegenen Energiekosten in Höhe von 200 Euro erhalten. Einen entsprechenden 

Beschluss hat das Bundeskabinett gefasst. 

Maßgeblich für eine Auszahlung der Pauschale ist, dass die Berechtigten am 1. Dezember 

2022 an einer Hochschule in Deutschland immatrikuliert beziehungsweise an einer 

Berufsfachschule angemeldet sind. 

Die Energiepreispauschale wird nicht der Besteuerung unterliegen. Sie soll weder bei 

einkommensabhängigen Leistungen und Sozialleistungen noch bei 

https://www.energie-hilfe.org/infomaterial.html
https://t1p.de/wga1i
https://t1p.de/390bd
https://t1p.de/ceo45
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Sozialversicherungsbeiträgen zu berücksichtigen sein. 

 

Weitere Infos hier: https://t1p.de/bdxxf 

 

6. Praxisleitfaden zur Einschaltung des Ärztlichen Dienstes im Bereich des SGB II und 

des SGB III 

-------------------------------------------- 

Von der BA gibt es einen bisher nicht bekannten Praxisleitfaden zur Einschaltung des 

Ärztlichen Dienstes im Bereich des SGB II und des SGB III, dieser ist hier im Download zu 

finden: https://t1p.de/1p309 

 

7. Tacheles sucht Unterstützung in der Beratung 

---------------------------------------------------------------------------- 

Wir vom Tacheles suchen Menschen, die Lust haben, bei uns in die Beratungsarbeit 

dauerhafter einzusteigen und sich zu engagieren. Wir bieten Ehrenamtstätigkeit, ein tolles 

Team, eine fundierte Ausbildung und Schulung in der Sozialberatung, organisiertes Chaos 

und ganz viele Situationen in denen engagiertes Einschreiten notwendig ist. 

Gerne können die Mitstreiter*innen vom Fach sein, ehemalige Verwaltungsmitarbeiter*innen, 

pensionierte Juristen*innen, Sozialarbeiter*innen und natürlich auch Nicht-Fach-Menschen, 

wie selbst Leistungsbezieher oder ehemalige die sich vorstellen können, solch eine Arbeit 

durchzuführen. Super wäre natürlich, wenn ihr aus Wuppertal kämt, aber auch aus 

unmittelbaren Nachbarstädten wäre das auch möglich. 

Wer Interesse hat, möge sich bitte bei info@tacheles-sozialhilfe.org   melden 

  

Thomé Newsletter 48/2022 vom 04.12.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. SGB II – Gesetzestext Lesefassung zu den Änderungen im sog. "Bürgergeldgesetz" 

------------------------------------------------------- 

Auf Nachfrage beim Bundesministerium für Arbeit (BMAS) und der Bundesagentur für Arbeit 

(BA) seien dort keine Lesefassungen der SGB II – Änderungen vorhanden. Was wir ehrlich 

gesagt für entweder unrichtig oder ungeheuerlich halten. 

Da aber Lesetexte der SGB II - Änderungen rund um das sog. "Bürgergeldgesetz" 

unabdingbar notwendig sind, um sich mit den kommenden Rechtsänderungen im Detail 

auseinanderzusetzen zu können, und weil wir keine Lust haben uns stetig durch vier 

Gesetzestextänderungen durchwühlen zu müssen, haben wir nun eine Lesefassung des 

SGB II - Gesetzestextes als Mini-NGO selbst erstellt, sozusagen als „Arbeitsfutter“. Das 

https://t1p.de/bdxxf
https://t1p.de/1p309
mailto:info@tacheles-sozialhilfe.org
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Ergebnis wollen wir selbstverständlich für alle zur Verfügung stellen. Eine Fassung zum SGB 

XII ist auch in Arbeit, diese kommt in den nächsten Tagen auf die Tacheles Website. 

Warum machen wir das, was eigentlich die Verwaltung machen müsste: die Änderungen 

müssen bekannt werden. Alle müssen die Möglichkeit haben, sich im Detail und 

nachvollziehbar mit den Änderungen auseinandersetzen zu können. Und nur wer seine 

Rechte kennt, kann dafür eintreten! 

Hier geht es nun zur konsolidierten Fassung: https://t1p.de/awkyb 

  

2. Angemessenheitsfiktion in den Unterkunftskosten - Für das Jahr 2021 und 2022 

jetzt Überprüfungsanträge stellen! 

--------------------------------------------------------------------------- 

Wurden in den Jahren 2021 und 2022 die Unterkunfts- oder Heizkosten nicht in tatsächlicher 

Höhe anerkannt, ist es jetzt Zeit Überprüfungsanträge zu stellen, um rückwirkend die 

Leistungsansprüche zu sichern. Das betrifft Menschen aus dem SGB II/SGB XII und sog. 

Analogleistungsberechtigte nach dem AsylbLG. 

Mehr dazu mit Musteranträgen auf der Tacheles-Seite: https://t1p.de/946u9 

 

3. Energiehilfekampagne / Weiterhin: Aufforderung zum Mitmachen 

------------------------------------------------------------------- 

Die bundesweite Aufklärungs- und Unterstützungskampagne für Betroffene hoher 

Energiekosten www.energie-hilfe.org ist jetzt drei Wochen alt. In diesen vier Wochen wurden 

bundesweit über 100.000 Flugblätter und tausende von Plakaten verschickt und verteilt. Die 

nächsten 50.000 Flyer sind grade bei uns eingetroffen. 

Für vier Wochen Laufzeit ist die Kampagne auf jeden Fall ziemlich beeindruckend. Es ist 

weiterhin wichtig, dass hier weiter eine breite Aufklärung stattfindet. 

Dann gibt es auch eine richtig positive und eine negative Meldung: ins Bürgergeldgesetz ist 

eingeflossen  „wird ein SGB-II-Antrag für einen einzelnen Monat für die Übernahme von 

Nachzahlung von Heizkosten (nicht Betriebskosten) oder Aufwendungen der 

„angemessenen“ Beschaffung von Heizmitteln gestellt, „wirkt dieser Antrag, wenn er bis zum 

Ablauf des dritten Monats nach dem Fälligkeitsmonat gestellt wird, auf den Ersten des 

Fälligkeitsmonats zurück“. Das gilt nur für Anträge, die 2023 gestellt werden (§ 37 Abs. 2 S. 

3 SGB II). Diese Regelung gilt ab 01.01.2023. Hier hat die energie-hilfe-Kampagne konkrete 

Wirkung gezeigt. 

Diese Nachwirkungsregelung gilt aber nicht für das SGB XII, hier werden die alten, kranken 

und behinderten Menschen wieder einmal komplett alleingelassen und diskriminiert. 

  

Warum die Kampagne? 

Neben dem sozialrechtlichen Aspekt und der unmittelbaren Aufklärung für die Betroffenen 

möchte ich auch mal den politischen Aspekt herausarbeiten: die armen Teile der 

https://t1p.de/awkyb
https://t1p.de/946u9
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Bevölkerung und die, die grade nur so über die Runden kommen und die massiven 

Belastungen für Heizung und Energie nicht tragen können, benötigen zielgerichtete Hilfen, 

die dort ankommen, wo sie am dringendsten benötigt werden und keine Verteilung im 

Gießkannenprinzip. Hier versagt die Politik deutlich. 

Die in Not geratenen Menschen müssen unterstützt werden, um diese Krise zu bewältigen. 

Hier setzt die Kampagne an. Sie klärt auf und Informiert, wie die Menschen in Teilen ihre 

horrenden Abrechnungen bezahlt bekommen können. Sie zielt auf eine solidarische, 

zusammenstehende Gesellschaft und grenzt sich von rechten Sprüchen und rassistische 

Parolen ab. Denn die Bewältigung dieser Krise, der Zusammenhalt der Gesellschaft, kann 

nur gemeinsam und in Solidarität geschehen. Konkrete Hilfen statt populistischer 

Scheinlösungen sind gefragt. Die Kampagne ist eine konkrete Hilfe. 

Mitmachen! 

Ihr/Sie könnt und sollt bei dieser mitmachen. Bitte werbt in Euren/Ihren Strukturen und 

Organisationen dafür! Wenn viele darüber informieren, gewinnt sie weitere Tiefe. 

Die Kampagne baut darauf auf, dass Infomaterial in Beratungsstellen, Stadtteilzentren, 

Gewerkschaftsbüros, Jugendzentren, Kindergärten, Kneipen, Kinos, Unis, Stadtbibliotheken 

ausgelegt und aufgehängt werden soll. Diese Verteilung müsst Ihr/Sie in euren Orten 

organisieren. Diese Materialien versenden wir kostenfrei. 

Daher liebe Leute: Material ist genug da, bestellt und verteilt, hier geht es direkt zur Seite mit 

den Materialien und zur Bestellung: https://www.energie-hilfe.org/infomaterial.html 

 

 

4. BMAS: Anpassung AsylbLG Beträge zum 1.1.2023 / Administrative Rechtsposition 

zum BVerfG-Urteil zu den Alleinstehenden RB in Unterkünften   

--------------------------------------------------------------------- 

Das BMAS hat über die Anpassung der Regelsätze nach dem AsylbLG im Jahr 2023 

informiert. Dabei wurden auch der Barbetrag/Regelsatz von alleinstehenden Geflüchteten in 

Sammelunterkünften entsprechend des Urteils des BVerfG auf die RB Stufe 1 angepasst. 

Das BMAS Schreiben gibt es hier: https://t1p.de/829xa 

 

Der Kollege Volker Gerloff führt in seinem lesenswerten aktuellen Newsletter die 

Rechtsposition des BMAS aus, wann rückwirkende Ansprüche bestehen und das 

nachgezahlte Regelleistungen nicht als Vermögen zu berücksichtigen ist. Hier geht es zu 

dem Newsletter: https://t1p.de/s7fy8 

 

5. Aufgaben für das nächste Jahr 

------------------------------------------------ 

Ich will mal kurz realpolitisch notwendige Aufgaben für Veränderungen in der 

Existenzsicherung skizzieren. Durch das sog. „Bürgergeldgesetz“ ändern sich natürlich 

verschiedene Dinge. Am relevantesten ist natürlich die Abschaffung des 

Vermittlungsvorrangs im SGB II und stattdessen Weiterbildung und Qualifizierung. Aber 

wegen Unterfinanzierung, Kürzungen und Sanktionen unter das Existenzminimum bleibt 

Bürgergeld: Armut, Sanktion und Drangsalierung per Gesetz. 

https://www.energie-hilfe.org/infomaterial.html
https://t1p.de/829xa
https://t1p.de/s7fy8
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Daher müssen noch viele Dinge geändert werden. Ich versuche mal die Eckpunkte 

aufzuzeigen: 

höhere Regelleistungen, und zwar 724 EUR 

Herausnahme der Haushaltsenergie aus den Regelleistungen, Einfügung in die KdU. Als 

Zwischenlösung: höhere Stromkosten als im Regelsatz vorgesehen als „unabweisbarer 

Bedarf“ nach § 21 Abs. 6 SGB II/§ 27a Abs. 4 S. 1 SGB XII 

Aufgabe der Kürzungen in § 22 Abs. 1 SGB II/ § 35 Abs. 2 SGB XII, die zur sog. 

Wohnkostenlücke führen 

gesetzliche Konkretisierung eines Anspruches auf einmalige Bedarfe wie Brillen, 

Elektrogeräte, Pässe (entsprechend Beschluss des BVerfG von 2014) 

Aufrechnungsmoratorium in Zeiten der Krise und Inflation muss das Existenzminimum auch 

Existenzminimum bleiben. Deshalb sollte für mind. zwei Jahre jedwede 

Aufrechnung/Leistungskürzung ausgesetzt werden 

Modifikation des Ersatzsanktionsrechts (faktische Sanktionen bis 100 %) bei fehlender 

Mitwirkung nach § 60 ff SGB I und der vorläufigen Zahlungseinstellung (nach § 40 Abs. 2 Nr. 

4 SGB II iVm § 331 SGB III) 

Einführung eines „Alten“regelsatzes von zusätzlich 20 % ab 60 Jahren im SGB II/SGB 

XII/AsylbLG um pauschal altenbedingte Bedarfe abzudecken. 

Abschaffung des Asylbewerberleistungsgesetzes, stattdessen Existenzsicherung im SGB 

II/SGB XII 

Abschaffung der Leistungsausschlüsse für EU-Bürger*innen 

Aufgabe der Diskriminierung und Schlechterstellung der Menschen im SGB XII (das ist ein 

ganz großes Thema, Alte, Kranke und Behinderte werden im SGB XII vielfach schlechter 

gestellt, als im SGB II. Diese Diskriminierung muss aufhören, hier ist dringender 

Reformbedarf) 

Einfügung von klar benannten Behindertenbedarfen im SGB II/SGB XII, die Diskriminierung 

behinderter Menschen muss beendet werden   

Aufgabe der Sanktionen / und Neubürgergelddeutsch: Leistungsminderungen in § 31 SGB II 

Modifikation der „wiederholten Antragstellung“ in § 28 SGB X. Werden andere 

Sozialleistungen in Erstattung gebracht, muss stattdessen rückwirkend ein höherer SGB 

II/SGB XII-Leistungsanspruch bestehen 

 

Um diese Eckpunkte wird es in den nächsten Jahren gehen, hier Verbesserungen, politisch, 

juristisch und auf der Straße einzufordern. 

Armut, Sanktion und Drangsalierung per Gesetz bleibt Realität. 

 

Dazu ein klarer prägnanter Artikel in der SZ vom 2.Dez. in dem die Folgen von Armut 

beschrieben werden: "Armut ist, wenn einfach nix mehr da ist". Hier zum 
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Nachlesen: https://t1p.de/vbfno 

 

  

6. Benachteiligung von EU-Bürger*ìnnen in Jobcentern aufgrund struktureller 

Probleme 

------------------------------------------------------------- 

EU-Bürger*innen in Deutschland haben Anspruch auf Sozialleistungen. Aufgrund 

struktureller Probleme in Jobcentern können sie ihre Ansprüche aber oft nicht geltend 

machen. Das ist das Ergebnis einer aktuellen Studie. 

Menschen, die ihre Rechte nicht kennen, kein Deutsch können und denen die deutsche 

Bürokratie fremd sind, fällt es schwer, ihre Ansprüche auf Sozialleistungen geltend zu 

machen. Nur wer seine Rechte und Pflichten gut kennt und Deutsch spricht, hat Aussicht auf 

Erfolg beim Jobcenter. Das zeigt eine aktuelle Studie des Deutschen Zentrums für 

Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM), die dem MiGAZIN exklusiv vorliegt. 

Nähertes und Download: https://t1p.de/ovywm 

  

7. Ab 2023 unbegrenzter Hinzuverdienst für Frührentner*innen möglich 

--------------------------------------------- 

Der Bundestag beschließt, die Hinzuverdienstgrenzen bei vorgezogenen Altersrenten 

ersatzlos zu streichen. 

Frührentner*innen mit einem Nebenjob können ab dem kommenden Jahr beliebig viel 

hinzuverdienen, ohne dass ihre Rente gekürzt wird. Der Bundestag hat am 1. Dez. 2022 

beschloss die Hinzuverdienstgrenze bei vorgezogenen Altersrenten ersatzlos zu streichen. 

Weitere Infos hier: https://t1p.de/eqa1b 

  

Thomé Newsletter 49/2022 vom 11.12.2022 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

 

1. Aufruf zur Unterstützung von Tacheles 

--------------------------------------------------- 

Liebe Newsletterempfänger*innen, 

 

das Jahresende nähert sich, Zeit einmal Bilanz zu ziehen. Ich bekomme immer wieder 

Rückmeldungen von Leuten, die sich für meinen umfangreichen Newsletter bedanken. In 

diesem Jahr ist das bisher der 48. Besonders geschätzt werden die praxisnahen Infos, die 

ich gerne für Euch zusammentrage und weiterverbreite. Die Arbeit macht mir Spaß und es ist 

gut zu sehen, für wie viele Menschen mein Newsletter die (meist) montägliche Quelle zu 

https://t1p.de/vbfno
https://t1p.de/ovywm
https://t1p.de/eqa1b


 

 Seite 
150 

 
  

wichtigen Informationen rund um das Existenzsicherungsrecht ist. Und wie durch die große 

Reichweite das ein oder andere unmittelbar beeinflusst werden kann. 

Jetzt nun zu meiner Bitte an EUCH: 

 

Auch in diesem Jahr würde ich mir eine Anerkennung dieser Arbeit wünschen. Nicht für mich 

selbst, sondern für den Verein Tacheles, der mir sehr am Herzen liegt. 

Tacheles existiert seit bald 29 Jahren und führt seitdem Sozial- und 

Existenzsicherungsberatung auf lokaler Ebene durch. Der Verein konfrontiert die lokalen 

Behörden mit ihren Defiziten und Missständen. Tacheles beteiligt sich aber genauso gut auf 

der großen politischen Bühne, macht Vorschläge zur Veränderung der Lage 

einkommensschwacher Menschen, beteiligt sich an Gesetzgebungsverfahren, so wie in 

diesem Jahr mit Fachstellungnahmen im Rahmen der Verbändeanhörung zu diversen 

Änderungen im Grundsicherungsrecht und besonders rund um das Bürgergeld-Gesetz. 

Tacheles war vom Bundesverfassungsgericht als Sachverständiger im SGB II-

Sanktionsverfahren benannt worden und am Ausgang des Verfahrens nicht unmaßgeblich 

beteiligt. Dieses Jahr haben wir noch die Energie-Hilfe-Kampagne zusammen mit dem 

Paritätischen durchgeführt. 

Der Verein ist ein bundesweit bekannter Leuchtturm, der für den Einsatz für soziale 

Gerechtigkeit und Empowerment steht. Tacheles wurde einige Jahre zum Teil durch eine 

Landesförderung als Arbeitslosenzentrum unterstützt. Diese ist komplett weggefallen. Auch 

die umfangreiche Beratungsarbeit wird weitgehend ehrenamtlich sichergestellt. 

 

Jetzt brauchen wir Solidarität und Unterstützung und zwar EURE! 

Daher möchte ich jede Leserin und jeden Leser des Newsletters dazu auffordern: spendet 

Tacheles etwas. Wenn beispielsweise jede und jeder von euch einmalig 10 EUR spenden 

würde, hätten wir eine gesicherte finanzielle Grundlage unsere Arbeit ohne große 

Geldsorgen im nächsten Jahr. 

Der Verein ist auf Eure Unterstützung angewiesen, ohne würde es eng werden. 

Daher: wer sich an der Finanzierung beteiligen will und kann, findet hier die 

Möglichkeiten: https://tacheles-sozialhilfe.de/verein/spenden.html oder https://t1p.de/dxo9g 

 

Kurzer Hinweis in Bezug auf Spendenquittungen: Für Spenden bis 300 € bedarf es 

keiner Spendenquittung. Hier gilt im Rahmen des „vereinfachten Verfahrens“ ein 

Kontoauszug, eine Buchungsbestätigung der Überweisung oder ein Einzahlungsbeleg zum 

Nachweis über die Spende. Weitere Infos dazu: https://t1p.de/bdchc 

  

2. SGB II und SGB XII – Gesetzestext: Lesefassung zu den Änderungen durch sog. 

"Bürgergeldgesetz" 

------------------------------------------------------- 

Mittlerweile haben wir verschiedene Korrekturen eingearbeitet, welche Regel nun ab wann 

gilt, so dass alles sehr gut lesbar ist. 

https://tacheles-sozialhilfe.de/verein/spenden.html
https://t1p.de/dxo9g
https://t1p.de/bdchc
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Warum machen wir das, was eigentlich die Verwaltung machen müsste: die Änderungen 

müssen bekannt werden. Alle müssen die Möglichkeit haben, sich im Detail und 

nachvollziehbar mit den Änderungen auseinandersetzen zu können. Und nur wer seine 

Rechte kennt, kann dafür eintreten! 

Hier geht es nun zur konsolidierten Fassung: https://t1p.de/awkyb 

  

3. Energiehilfekampagne / Weiterhin: Aufforderung zum Mitmachen 

------------------------------------------------------------------- 

Die bundesweite Aufklärungs- und Unterstützungskampagne für Betroffene hoher 

Energiekosten www.energie-hilfe.org ist jetzt fünf Wochen alt. In diesen fünf Wochen wurden 

bundesweit rd. 120.000 Flugblätter und tausende von Plakaten verschickt und verteilt. Die 

letzten 30.000 Flyer können und sollen bei uns abgerufen werden.   

Dann gibt es auch eine richtig positive und eine negative Meldung: ins Bürgergeldgesetz ist 

eingeflossen  „wird ein SGB-II-Antrag für einen einzelnen Monat für die Übernahme von 

Nachzahlung von Heizkosten (nicht Betriebskosten) oder Aufwendungen der 

„angemessenen“ Beschaffung von Heizmitteln gestellt, „wirkt dieser Antrag, wenn er bis zum 

Ablauf des dritten Monats nach dem Fälligkeitsmonat gestellt wird, auf den Ersten des 

Fälligkeitsmonats zurück“. Das gilt nur für Anträge, die 2023 gestellt werden (§ 37 Abs. 2 S. 

3 SGB II). Diese Regelung gilt ab 01.01.2023. Hier hat die energie-hilfe-Kampagne konkrete 

Wirkung gezeigt. 

Diese Nachwirkungsregelung gilt aber nicht für das SGB XII, hier werden die alten, kranken 

und behinderten Menschen wieder einmal komplett alleingelassen und diskriminiert. 

  

Warum die Kampagne? 

Neben dem sozialrechtlichen Aspekt und der unmittelbaren Aufklärung für die Betroffenen 

möchte ich auch mal den politischen Aspekt herausarbeiten: die armen Teile der 

Bevölkerung und die, die grade nur so über die Runden kommen und die massiven 

Belastungen für Heizung und Energie nicht tragen können, benötigen zielgerichtete Hilfen, 

die dort ankommen, wo sie am dringendsten benötigt werden und keine Verteilung im 

Gießkannenprinzip. Hier versagt die Politik deutlich. 

Die in Not geratenen Menschen müssen unterstützt werden, um diese Krise zu bewältigen. 

Hier setzt die Kampagne an. Sie klärt auf und Informiert, wie die Menschen in Teilen ihre 

horrenden Abrechnungen bezahlt bekommen können. Sie zielt auf eine solidarische, 

zusammenstehende Gesellschaft und grenzt sich von rechten Sprüchen und rassistische 

Parolen ab. Denn die Bewältigung dieser Krise, der Zusammenhalt der Gesellschaft, kann 

nur gemeinsam und in Solidarität geschehen. Konkrete Hilfen statt populistischer 

Scheinlösungen sind gefragt. Die Kampagne ist eine konkrete Hilfe. 

Mitmachen! 

https://t1p.de/awkyb
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Ihr/Sie könnt und sollt bei dieser mitmachen. Bitte werbt in Euren/Ihren Strukturen und 

Organisationen dafür! Wenn viele darüber informieren, gewinnt sie weitere Tiefe. 

Die Kampagne baut darauf auf, dass Infomaterial in Beratungsstellen, Stadtteilzentren, 

Gewerkschaftsbüros, Jugendzentren, Kindergärten, Kneipen, Kinos, Unis, Stadtbibliotheken 

ausgelegt und aufgehängt werden soll. Diese Verteilung müsst Ihr/Sie in euren 

Kommunen, Strukturen oder Einrichtungen organisieren. Diese Materialien versenden 

wir kostenfrei. 

Daher liebe Leute: Material ist genug da, bestellt und verteilt, hier geht es direkt zur Seite mit 

den Materialien und zur Bestellung: https://www.energie-hilfe.org/infomaterial.html 

 

PS: Selbst ein erstes Jobcenter hat sogar schon Infomaterialen bei uns bestellt, es war aber 

nicht das Jobcenter Wuppertal. Das würden die nieee über das Herzen bringen unsere Infos 

auszulegen, oder? 

 

 

4. SOZIALRECHT-JUSTAMENT Ausgabe Nov./Dez. 2022 

------------------------------------------- 

Der Kollege Bernd Eckardt hat wieder ein lesenswertes Sozialrecht Justament rausgegeben, 

dort gibt er eine Übersicht der Bürgergeld-Regelungen im Bereich des SGB II – die zum 1. 

Januar 2023 in Kraft treten. Die Infos gibt es hier: https://t1p.de/hn31n 

 

 

5. GGUA Arbeitshilfe:  Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur AsylbLG-

Regelbedarfsstufe in Gemeinschaftsunterkünften 

---------------------------------------- 

In dieser Arbeitshilfe erstellt die GGUA im Detail in welcher Konstellation jetzt noch Gelder 

erhalten werden können. Die Arbeitshilfe gibt es hier: https://t1p.de/ybnef 

 

6. Die eben nicht „bürgerfreundliche Verwaltung“ am Beispiel des Jobcenter Hagen 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Arbeitsminister Heil möchte den Zugang zu sozialen Leistungen in Bezug auf 

Sozialversicherung vereinfachen. Es soll den Menschen mehr "Respekt, eine 

bürgerfreundliche Verwaltung und Vereinfachung durch das Angebot digitaler Dienste" und 

mit weniger Bürokratie begegnet werden. 

Das sind die großen Ziele der Bundesregierung, aber auch die des Arbeitsministers. 

 

Dem entgegen steht das Verhalten des Jobcenter Hagen. Dieses klärte mit einer ersten Mail 

auf, dass ab 01.10.2022 keine Kommunikation per Mail möglich sei und in einer späteren 

dann, dass eine per Mail eingegangene Nachricht „nicht mehr bearbeitet werde“. Stattdessen 

solle die Kommunikation ausschließlich über die Plattform „Jobcenter digital“ kommuniziert 

werden. Siehe Screenshots von Mail Eingangsbestätigungen des JC Hagen, hier zum 

Anschauen: https://t1p.de/s9pwd 

 

Die Ablehnung der Bearbeitung einer eingegangenen Mail dürfte schlichtweg 

Rechtsbeugung darstellen. Also die vorsätzlich falsche Anwendung des Rechts durch 

https://www.energie-hilfe.org/infomaterial.html
https://t1p.de/hn31n
https://t1p.de/ybnef
https://t1p.de/s9pwd
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Amtsträger zum Nachteil der SGB II – Antragstellenden. § 9 SGB X iVm § 37 SGB II ist im 

SGB II ein formloses Verfahren, formlos heißt schriftlich, mündlich, per Email oder per Fax. 

Das BSG hat mit Urteil vom 12.7.2019 - B 14 AS 51/18 R die Beantragung von 

Sozialleistungen per Mail als zulässiges Verfahren anerkannt. Das Gesetz bestimmt das 

Sozialleistungsträger verpflichtet sind , darauf hinzuwirken, dass „jeder Berechtigte die ihm 

zustehenden Sozialleistungen in zeitgemäßer Weise, umfassend und zügig erhält“ (§ 17 

Abs. 1 Nr. 1 SGB II) und sie verpflichtet sind „ihre Verwaltungs- und Dienstgebäude frei von 

Zugangs- und Kommunikationsbarrieren […] auszuführen“ (§17 Abs. 1 Nr. 4 SGB II). Zudem 

verstößt das Hagener Verfahren gegen das „Recht auf eine gute Verwaltung“ im Sinne von 

Art 41 Abs. 1 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union. 

 

So verständlich es ist, dass das Jobcenter Hagen möglichst alles über ihr Onlineportal 

„Jobcenter Digital“ abwickeln will, die Weigerung Mails entgegenzunehmen dürfte das 

Gegenteil davon sein, dass Sozialleistungsträger alles zu tun haben, dass Zugangshürden 

abgebaut werden und dafür Sorge zu tragen haben, dass Antragstellende die Leistungen 

möglichst „zügig“ (§ 9 S. 2 SGB X, § 17 Abs.1 Nr. 1 SGB I) erhalten. 

Es erscheint, als müsse hier die BA und das BMAS mal eine Fachaufsicht durchführen. 

Bürokratieabbau und bürgerfreundliche Verwaltung geht anders. 

 

 

7. Arbeitsbescheinigungen: Arbeitgeber müssen ab 1.1.2023 Bescheinigungen digital 

übermitteln 

------------------- 

Ab dem 1. Januar 2023 ist für alle Arbeitgeber das BEA-Verfahren („Bescheinigungen 

Elektronisch Annehmen“) der Bundesagentur für Arbeit und Jobcenter verpflichtend, d. h. 

Arbeitsbescheinigungen, EU-Arbeitsbescheinigungen und 

Nebeneinkommensbescheinigungen dürfen  in Zukunft nicht mehr in Papierform übermittelt 

werden. 

Dazu eine Zusammenfassung auf der Seite der 

BA: https://t1p.de/22u4m und https://t1p.de/9as5, ein guter Überblick ebenfalls unter lohn-

info.de: https://t1p.de/pteq6 

 

Dazu die aktuelle Weisung bei der BA: https://t1p.de/e75e6 

 

 

 

Thomé Newsletter 50/2022 vom 18.12.2022 

 

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

https://t1p.de/22u4m
https://t1p.de/9as5
https://t1p.de/pteq6
https://t1p.de/e75e6
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1. Weiterer Aufruf zur Unterstützung von Tacheles  

--------------------------------------------------- 

Im letzten Newsletter habe ich zu einer Spendenkampagne für Tacheles aufgerufen und es 

ist tatsächlich einiges an Spenden reingekommen, jeweils zwischen 3 – 1000 EUR pro 

Spender*in. Dafür herzlichen Dank! 

Wir müssen aber noch einen weiteren Anlauf starten, denn es gilt, das nächste Jahr zu 

finanzieren. Ziel der Spendenkampagne ist die Grundfinanzierung von Tacheles. Miete, 

Löhne, Internetkosten, die Beratung, Finanzierung der Energie-Hilfe-Kampagne und weiterer 

Kampagnen. 

 

Daher möchte ich nochmal auf die Spendenaktion hinweisen und den Spendenaufruf vom 

letzten Newsletter einfügen, falls der ein oder die andere das beim letzten Newsletter 

überlesen hat. Hier der Text:   

 

Spendenaufruf: Das Jahresende nähert sich, Zeit einmal Bilanz zu ziehen. Ich bekomme 

immer wieder Rückmeldungen von Leuten, die sich für meinen umfangreichen Newsletter 

bedanken. In diesem Jahr habe ich 50 Newsletter herausgegeben. Besonders geschätzt 

werden die praxisnahen Infos, die ich gerne für Euch zusammentrage und weiterverbreite. 

Die Arbeit macht mir Spaß und es ist gut zu sehen, für wie viele Menschen mein Newsletter 

die (meist) montägliche Quelle zu wichtigen Informationen rund um das 

Existenzsicherungsrecht ist. Und wie durch die große Reichweite das ein oder andere 

unmittelbar beeinflusst werden kann. 

Jetzt nun zu meiner Bitte an EUCH: 

 

Auch in diesem Jahr würde ich mir eine Anerkennung dieser Arbeit wünschen. Nicht für mich 

selbst, sondern für den Verein Tacheles, der mir sehr am Herzen liegt. 

Tacheles existiert seit bald 29 Jahren und führt seitdem Sozial- und 

Existenzsicherungsberatung auf lokaler Ebene durch. Der Verein konfrontiert die lokalen 

Behörden mit ihren Defiziten und Missständen. Tacheles beteiligt sich aber genauso gut auf 

der großen politischen Bühne, macht Vorschläge zur Veränderung der Lage 

einkommensschwacher Menschen, beteiligt sich an Gesetzgebungsverfahren, so wie in 

diesem Jahr mit Fachstellungnahmen im Rahmen der Verbändeanhörung zu diversen 

Änderungen im Grundsicherungsrecht und besonders rund um das Bürgergeld-Gesetz. 

Tacheles war vom Bundesverfassungsgericht als Sachverständiger im SGB II-

Sanktionsverfahren benannt worden und am Ausgang des Verfahrens nicht unmaßgeblich 

beteiligt. Dieses Jahr haben wir noch die Energie-Hilfe-Kampagne zusammen mit dem 

Paritätischen durchgeführt. Alleine für die Energie-Hilfe-Kampagne haben wir rd. 12.000 

EUR bezahlt (Porto ist richtig teuer).   

 

Der Verein ist ein bundesweit bekannter Leuchtturm, der für den Einsatz für soziale 

Gerechtigkeit und Empowerment steht. Tacheles erhält für seine Tätigkeit keine öffentliche 
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Förderung, wir sind dabei auf Unterstützung durch eure Spenden stark angewiesen. Auch 

die umfangreiche Beratungsarbeit wird weitgehend ehrenamtlich sichergestellt. 

 

Jetzt brauchen wir Solidarität und Unterstützung und zwar EURE! 

Daher möchte ich jede Leserin und jeden Leser des Newsletters dazu auffordern: spendet 

Tacheles etwas. Soviel wie Ihr könnt. Wir brauchen die Spenden, denn das ist die Grundlage 

unsere Arbeit ohne große Geldsorgen im nächsten Jahr. 

 

Der Verein ist auf Eure Unterstützung angewiesen, ohne würde es eng werden. 

Daher: wer sich an der Finanzierung beteiligen will und kann, findet hier die 

Möglichkeiten: https://tacheles-sozialhilfe.de/verein/spenden.html oder https://t1p.de/dxo9g  

 

Kurzer Hinweis in Bezug auf Spendenquittungen: Für Spenden bis 300 € bedarf es 

keiner Spendenquittung. Hier gilt im Rahmen des „vereinfachten Verfahrens“ ein 

Kontoauszug, eine Buchungsbestätigung der Überweisung oder ein Einzahlungsbeleg zum 

Nachweis über die Spende. Weitere Infos dazu: https://t1p.de/bdchc 

 

2. Wohngeldreform: Es muss Alarm geschlagen werden 

----------------------------------------------------------------------- 

Zum 1. Januar 2023 tritt mit dem Wohngeld-Plus-Gesetz eine umfangreiche Wohngeldreform 

in Kraft: Das Wohngeld wird um durchschnittlich 190 €/mtl. erhöht und steigt auf rd. 370 € 

pro Monat. Die Anzahl der Leistungsberechtigten verdreifacht sich von rd. 600.000 auf 2,1 

Mio. Menschen. Damit beginnen die Probleme.  

 

1. Keine ausreichende Personalausstattung der Wohngeldämter 

Die Wohngeldämter brauchen jetzt schon vielerorts Monate bis sie einen Wohngeldantrag 

bearbeiten. Trotz gesetzlicher Verpflichtung in § 17 Abs. 1 SGB I steht leider nicht genug 

Personal zur Verfügung. Das bedeutet Antragstellende auf Wohngeld werden ziemlich lang 

auf die Bearbeitung ihres Antrages warten müssen. Ein Bearbeitungszeitraum von deutlich 

mehr als sechs Monaten ist förmlich garantiert. Hier nun die Materialen zum 

Gesetzgebungsverfahren: https://t1p.de/nbt2z 

 

2. Anspruch auf vorläufige WoGG-Entscheidung 

Neu eingeführt ist ein Anspruch auf vorläufige Zahlung des Wohngeldes (§ 26a Abs. 3 

WoGG - N).  

In der Praxis wird daher, wenn es eilt, ein Antrag auf vorläufige Entscheidung nach § 26a 

Abs. 3 WoGG zu stellen sein und im Zweifelsfall nach drei Monaten eine Untätigkeitsklage 

nach § 75 S. 2 VwGO eingelegt werden müssen. Der Versicherungsbote berichtet, dass zum 

01.01.2023 noch nicht einmal eine aktualisierte Software zur Verfügung steht: 

https://t1p.de/ix2br  

 

3. Umgang der Jobcenter und Sozialämter mit Wohngeld 

Keinesfalls ist es zulässig SGB II oder SGB XII – Leistungen mit Verweis auf Wohngeld 

https://tacheles-sozialhilfe.de/verein/spenden.html
https://t1p.de/dxo9g
https://t1p.de/bdchc
https://t1p.de/nbt2z
https://t1p.de/ix2br


 

 Seite 
156 

 
  

einzustellen. Solange Wohngeld nicht zur Auszahlung kommt, müssen die Jobcenter und 

Sozialämter weiter existenzsichernde Leistungen erbringen. Ich dokumentiere hier einen 

derartigen Fall aus München: https://t1p.de/zuhwg  Der Münchner Fall zeigt exakt wie es 

nicht gemacht werden darf.  

Zudem besteht sogar bis zum 30. Juni 2023 keine Pflicht WoGG als vorrangige Leistung zu 

beantragen (§ 85 SGB II - N/§ 131 SGB XII - N). 

    

4. Solange Hilfebedürftigkeit im Sinne SGB II / SGB XII besteht, sollten dringend 

zunächst die Grundsicherungsleistungen beantragt werden  

Dann sollten die potentiell auf WoGG anspruchsberechtigten Personen zur Sicherungen des 

existenziellen Bedarfes überbrückend SGB II/SGB XII-Leistungen beantragen, denn es ist 

trotz vorläufiger Leistungsgewährung/ 

Untätigkeitsklageoptionen mit sehr langen Bearbeitungszeiträumen zu rechnen.     

 

5. Anpassung der MOG-Mietwerte an die neuen WoGG Werte  

In einer Reihe von Kommunen orientieren sich die „angemessenen Unterkunftskosten“ im 

Sinne von dem SGB II/SGB XII an den jeweiligen Werten im WoGG mit einem 10 % 

Sicherheitszuschlag, in diesen Kommunen dürften sich die jeweiligen MOG-Mietwerte 

deutlich erhöhen. Darauf sollte in der Beratung geachtet werden.  

 

 

3. BMAS zu den Regelungen im Bürgergeld im SGB XII 

---------------------------------------------------------- 

Das BMAS hat eine Reihe von Weisungen zu den jetzt anstehenden Änderungen im SGB XII 

im Kontext Bürgergeld und drumherum rausgegeben. Im Gegensatz zum SGB II beginnen 

alle „Bürgergeldgesetz“ Änderungen im SGB XII zum 01.01.2023 wirksam zu werden.  Die 

neuen Weisungen des BMAS zum Bürgergeld, zum Umgang mit dem Erdgas-Wärme-

Soforthilfegesetz, zum Umgang mit den gestiegenen Heiz und Stromkosten und den 

Regelleistungen 2023 gibt es hier zum Download: https://t1p.de/p79r8 

 

 

4. Die Bundesregierung will die Einführung eines zusätzlichen einmaligen Bedarfs für 

die Anschaffung energieeffizienter Haushaltsgroßgeräte prüfen 

----------------------------------------------------- 

Dann möchte ich auf eine sogenannte Protokollerklärung der Bundesregierung hinweisen, 

nach der  die Bundesregierung die Einführung eines zusätzlichen einmaligen Bedarfs für die 

Anschaffung energieeffizienter Haushaltsgroßgeräte, wie zum Beispiel Kühlschränke und 

Waschmaschinen ("Weiße Ware"), prüfen will. 

(https://dserver.bundestag.de/btp/20/20071.pdf, S. 8353f. 

 

Dazu ein kurzer Kommentar: eine solche Änderung ist überfällig. Sie wurde bereits vom 

BVerfG im zweiten Regelsatzurteil 2014 gefordert, eine lieblose Umsetzung erfolgte im § 21 

Abs. 6 SGB II zum 01.01.2021 und jetzt in § 30 Abs. 10 SGB XII N zum 1.1.2023 im SGB 

XII. Wenn das nicht normativ ins Gesetz gegossen wird, werden - vielleicht - solche 

einmaligen Bedarfe durch das BSG in 4 – 6 Jahren entschieden werden. Grade im SGB II 

https://t1p.de/zuhwg
https://t1p.de/p79r8
https://dserver.bundestag.de/btp/20/20071.pdf
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wird die dahingehende seit 2021 geltende Rechtslage durch gegenteilige Dienstanweisung 

der BA zu § 21 Abs. 6 SGB II ausgehebelt. So die fachlichen Weisungen der BA: 

https://t1p.de/isen   

Daher ist eine dahingehende Änderung sinnvoll, geeignet und notwendig. Aber bitte nicht nur 

für Elektrogeräte, sondern für jede Form einmaliger Bedarfe, deren Kosten sich oberhalb von 

rd. 20 % des Regelsatzes der beantragenden Person belaufen.  

 

  

 

5. Der Bundestag hat am 10.11.2022 die Ratifikation des Fakultativprotokolls zum UN-

Sozialpakt beschlossen 

--------------------------------------- 

Der Bundestag hat am 10. November 2022 die Ratifikation des Fakultativprotokolls zum 

Sozialpakt gemäß dem Entwurf der Bundesregierung über ein Gesetz zum 

Fakultativprotokoll beschlossen. Mit dem Gesetz wird in Deutschland ein 

Individualbeschwerdeverfahren eingeführt, das Einzelpersonen und Gruppen die Möglichkeit 

eröffnet, sich vor dem UN-Ausschuss für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte über 

die Verletzung ihrer Rechte zu beschweren (Individualbeschwerdeverfahren). Beschluss des 

Bundestags: https://t1p.de/l39he  

 

Dazu einige Infos auf dem Verfassungsblog: https://t1p.de/3o8qs 

 

 

6. Ankündigungen: Leitfaden und Gesetzessammlung 

---------------------------------------- 

Dann möchte ich darauf hinweisen, dass ein neuer Leitfaden in Arbeit ist.  

Der „Leitfaden Alg II/Sozialhilfe von A-Z“, so der alte Titel und jetzt:  

„Leitfaden SGB II/SGB XII - Bürgergeld und Sozialhilfe von A bis Z“ setzt seit 

Jahrzehnten Standards in der Sozialberatung. Er ist das Ratgeberwerk zum SGB II und SGB 

XII in einem Band. In ihn fließt unter der Herausgeberschaft von Harald Thomé die 

langjährige Beratungs- und Schulungspraxis der Autor:innen ein. Beziehende von 

Sozialleistungen erkennen ihre Rechte auf einen Blick, Sozialberater:innen, Mitarbeiter:innen 

der Sozial- und Wohlfahrtsverbände sowie Anwält:innen erhalten fachliche Unterstützung für 

die Durchsetzung der Ansprüche der Ratsuchenden. 

 

Die 32. Auflage des Leitfadens 2023/2024, die erstmals im NOMOS-Verlag, erscheinen wird, 

ist für April/Mai 2023 geplant. Der Leitfaden kann hier vorbestellt werden: 

https://t1p.de/vn9cl 

 

Dann ist für Anfang Januar eine schöne kleine handliche Gesetzessammlung zum 

Grundsicherungsrecht geplant. SGB II/SGB XII/AsylbLG und die Verfahrensrechte und 

verschiedene für die Beratung notwendige Gesetze wie WoGG, SGB III, UVG …  Diese 

Gesetzessammlung beinhaltet alle Rechtsänderungen zum Bürgergeld und visualisiert, 

welche Regelung wann gilt, also das ideale BeraterInnen Kompendium. Die 

https://t1p.de/isen
https://t1p.de/l39he
https://t1p.de/3o8qs
https://t1p.de/vn9cl
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Gesetzessammlung kann hier vorbestellt werden: https://t1p.de/cgblj  

 

  

7. Zusammenstellung aller Thomé Newsletter aus dem Jahr 2022 

----------------------------------------------------------------------- 

Ich habe wieder einmal eine Zusammenstellung aller Newsletter aus dem Jahr 2022 erstellt. 

Alle Infos kompakt zum Nachlesen, den Newsletterreader 2022, gibt es hier zum Download: 

XXX 

Die Newsletterreader der Vorjahre gibt es hier: https://t1p.de/1lbi2 

 

Hinweis: den nächsten Newsletter gibt es in der 1. KW im nächsten Jahr, bis dahin ist 

einfach mal Pause und Leitfadenschreibezeit. 

 

 

 

  

 

 

 

https://t1p.de/cgblj
https://t1p.de/1lbi2

